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Landtags-Abschied
für die in der Zeit vom 27. November bis 12. Dezember 1885 versammelt gewesenen

Stände der Rheinprovinz.

Wir Wilhelm,von Gottes Gnaden König von Prentzen tc.,
entbieten Unseren getreuen Ständen der Nheinprooinz Unseren gnädigsten Gruß und ertheilen
hiermit auf die Uns vorgelegtenGutachten und Anträge des im Jahre 1885 versammeltgewesenen
31. Promnzial-Landtages den nachstehenden Bescheid:

Revision der Allerhöchsten Vcrordminss um» 3. Nnucmucr 1877, betreffend die Ausfuhrnng des ssilchcrcincfetzcs
in der Uheinprnuinz.

Der von Unseren getreuen Ständen begutachteteEntwurf einer andcrweiten Verordnung
zur Ausführung des Fischercigesetzcs vom 30. Mai 1874 (G.-S. S. 19?) ist von Uns unter
dem 23. Juli dss. Is. vollzogen und demnächst in der Gesetzsammlung,Seite 189 ff., ver¬
öffentlicht worden.

Vertheiln»« der Proninzml«mlane,

Dem von Unseren getreuen Standen unter den: 10. Dezember 1885 gefaßten Beschlusse,
die allgemeineProvinzialumlage nach dem Maßstabe der direkten Staatssteucrn, mit
Ausschluß der Steuer von: Gewerbebetriebeim Umherziehen, unter Berücksichtigung
der durch das Gesetz vom 11. Juli 1822 gewährten Befreiungen auf die einzelnen
Land- und Stadtkreise zu vertheilen mit der Bestimmung, daß die Unterucrtheilung
seitens der Kreise auf die Gemeinden zwar nach demselben Maßstabe, jedoch nur
insoweit stattzufinden habe, als die Umlage nicht aus andcrweiten zur Verfügung der
Kreise stehendenEinnahmen gedeckt werden kann,

haben Wir unter dem 2. April dss. Is, Unsere Genehmigung ertheilt.
Zu Urkund dieser Unserer gnädigsten Bescheidunghaben Wir den gegenwärtigenLandtags-

Abschied Oöchsteigenhändig vollzogen,und verbleibenUnseren getreuenStänden in Gnaden gewogen.
Gegeben Berlin, den 1. November 1886.

Wilhelm,
von Puttkamer. Mllyuach. Lucius. Friedberg, vou Voetticher. von Gohler.

von Scholz. Vronsart von Schellendorf.



Allerh. Propositions-Tetret.

Wir Wilhelm,von Gottes Gnaden, König von Preußen «.
entbieten Unseren zum Prouinzial-Landtage versammelten getreuen Ständen der Rheinprouinz
Unseren gnädigsten Gruß und lassen Ihnen folgende Propositionen zur Erledigung zugehen.

1. Wir beabsichtigen, die Verwaltungsreform nunmehr auch auf die Rheinprovinz aus¬
zudehnen. Unsere getreuen Stände wollen sich daher über den nebst zugehöriger Begründung
Ihnen zugehendenEntwurf einer neuen Kreisordnung für die Nheinprovinz und eines Gesetzes
wegen Einführung der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 in der genannten Provinz gut¬
achtlich äußern.

2. In Folge der eingetretenenaußerordentlichenVermehrung der Bevölkerung im Krrife
Mülheim a. d. Ruhr, RegierungsbezirksDüsseldorf, erscheint eine Theilung dieses Kreises unab¬
weisbar. Unsere getreuen Stände werden sich in Folge dessen darüber gutachtlich zn äußern
haben, in welcherWeise die fraglicheKreistheilung vorzunehmenfein wird.

3. Unferen getreue» Ständen werden die Entwürfe
a) eines Gesetzes über das Rangordnungsverfahren im Geltungsgebiete des rheinischen

Rechts,
d) eines Gesetzes, betreffend das Hypotheken-Reinigungsverfahrenim Geltungsgebiete

des rheinischenRechts,
«) eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen

Verkauf von Immobilien im Geltlingsgebietedes rheinischenRechts,
nebst Begründungen zngehcn, und sehen Wir der gutachtlichenAeußerungUnserer getreuenStände
über diese Gesetzentwürfeentgegen.

4. Sodann wird von Unseren getreuen Ständen in Gemäßheit des ß. 80 Nr. 4 des
Reichs-Militärgcsetzesvom 2. Mai 1874 (R.-G.-B. S. 45) lind des §. 2 Nr. 6 des ersten
Theiles (Ersatzordnung)der deutschen Wchrordnung vom 28. September 1875 die Neuwahl von
bürgerlichenMitgliedern und Stellvertretern für die Ober-Ersatzkommissioncn der dortigen Provinz
für die Jahre 188? bis einfchließlich 188U vorzunehmenfein.

Die Dauer des Prouinzial-Laudtages haben Wir auf vierzehn Tage bestimmt.
Wir verbleiben Unseren getreuen Ständen in Gnaden gewogen.
Gegeben Berlin, den 1. November 1886.

gez.: Wilhelm,

von Puttkamer. Maybach. Lucius. Fricdbcrg. von Noetticher, von Goßlcr.
von Scholz. Bronsart von Schellendorf.

An
die zum Provinzial-Landtage versammelten

Stände der Rheinprovinz.



Verzeichniß
der zum 32, RheinischenProvinzml-Landtage in Düsseldorf anwesend gewesenen

Standesherren nnd Abgeordneten.

Landtags Warschall:
Se. Durchlaucht Wilhelm Fürst zu Wird aus Neuwied.

Wcc-Landtags Warschall:
Freiherr von Solemacher-Antweiler, Königlicher Kannnerherr und Schloßhauptmann aus

Wachendorf,Kreis Euskirchen.

I. Stand:
1. Se, Durchlaucht Wilhelm Fürst zu Wied aus Neuwied.
2. Se. DurchlauchtAlfred Fürst und Altgraf zu Salm-Reifferscheidt-Dyck zu Schloß Duck.
3. Se. DurchlauchtGeorg Fürst von Solms-Vraunfels zu Nraunfels.
4. Se. DurchlauchtHermann Fürst zu Solms-Hohensolms-Lich zu Lich.

Wahlbezirk.-
Eoblenz-Tner-Kölu.

», für den Regierung»,
bezirk Lublenz,

d, für den Regierung^
bezirt Köln.

e, im Allgemeinen,

d°.

d°.

do.

do.

do.

II. Ztand:

1. Herr Graf Gisbcrt vou Villers, Rittmeister a, D. zu Hönningen,
Kreis Neuwied.

2. Herr Freiherr von Spies-Bül lest) eim, Königlicher Kammcrhcrr
zu Haus Hall, Kreis Heinsberg.

3. Herr Freiherr von Solemacher-Antweiler, Vice-Landtags-
Marschall, Königlicher Kammerherrnnd Schloßhauptmann zu Wachen-
dorf, Kreis Euskirchen.

4. Herr Freiherr Franz Egon von Fürstenberg-Gimborn zu
Gimborn, Kreis Gummersbach.

5. Herr Freiherr Egon von Fürstenberg-Heiligenhoven, König¬
licher Landrath zu Heiligcnhouen,Kreis Wipperfürth.

6. Herr Freiherr Eugen von Los, KöniglicherLaudralh zu Siegburg.
?. Herr Graf Max vou Nesselrode-Ehreshofen, Oberhofmeister

Ihrer Majestät der Kaiserin und Königin, Landrath a. D. zu Berlin.
8. Herr Freiherr Max von Vöselager zu Pevvenhoven, Kreis

Nheinbach.



Wahlbezirk:
Coblenz-Trier-Köln

e. im Allgemeinen. 9.

do. 10.

d°. 11.

d°. 12.
Aachen-Düsseldorf.

»,, für den Negierungs- 13.
dezirl Aachen.

d. fül den Regierungs¬ 14.
bezirk Düsseldorf.

e. für den ehemaligen 15.
Regierungsbez. Cleue.

<l. im Allgemeinen. 16.

d°. 1?.

d°. 18.
do. 19.
do. 20.

do. 2!.
do. 22.

do. 23.

do. 24.

do. 25.

Herr Graf Otto von Beiffel-Gnmnich, Königlicher Landrath und
Polizei-Direktor zu Voblenz.
Zerr Joseph von Grollte, Rittmeister a. D., zu Hermülheim,
Landkreis Köln.
Herr Freiherr 1)i-. von la Valettc St. George, Professor zu
Bonn.
Herr Fritz von Jordans zu Morenhoven, Kreis Nheinbach.

Herr Graf Alfred von Hompesch-Rnhrig, KöniglicherKammer¬
herr zu Schloß Nuhrig, Kreis Erkelenz.
Herr Freiherr Friedrich Leopold von Fürstenberg, Königlicher
Kammcrherr zn Hugenpoet, Landkreis Düsseldorf
Herr Graf Wilhelm von Hoensbroech aus Schloß Haag, Kreis
Geldern.
Herr Scnl, Geheimer Ncgiernngsrath und Direktor der Rheinischen
Prouinzial-Fcucr-Societät in Düsseldorf.
Herr Freiherr von Wenge-Wnlffen, Major a. D. zu Ovcrbach,
Kreis Iülich.
Herr Freiherr Nudolph von Geyr zu Hans Laen, Kreis Geldern.
Herr Freiherr von Eerde, Landrath a. D. zu Geldern.
Herr Freiherr von Geyr-Schwcppenbnrg, Königlicher Kammer-
Herr zu Müddersheiin.
Herr Freiherr Franz von Dalmigk-Lichtcnfels zu Düsseldorf.
Herr Freiherr A. von Eynattcn, Königlicher Aammerherr zu
Düsseldorf.
Herr Graf Franz von Spee, Königlicher Kammcrherr zn Schloß
Heltorf.
Herr Graf Wildcrich von Spee, Lnndrath a. D. zu Untcr-
Maubach, 5<reis Düren.
Herr Freiherr Bernhard von Schcibler, Landrath a. D. zu Aachen.

Köln. I.
do. 2.

Aachen. 3.
Düsseldorf. 4.

Coblenz. ,^.
Trier. 0.

Elberfeld. ?.
Varmen. 8.
Crefeld. 9.

III. Stand:
I. Herr W. Kaesen, Kommerzienrathzn Köln.

„ August Heuser, Kmnmerzieurath zu Köln.
„ Martin Sonnner, Beigeordneter zu Aachen.
„ Heinrich Courth, Iustizrath zu Düsseldorf.
., Franz Adams, Iustizrath zn Eoblcnz.
„ Jungen, Ober-Negiernngsratha. D. und Beigeordneterzu Trier.
„ Theodor Dietze, Beigeordneter zn Elberfcld.
„ Ernst von Eynern, Kaufmannund Stadtverordneter zu Barmen.
„ Theodor Pelizäus, Rentner zu Crefeld.



Wahlbezirk:
Kreuznach,Kirn :c.
Zell, Trarbach :c.

Ehrenbreitstein,
Vallendar :c.
Saarlouis,

Saarbrücken :c.
Merzig, Prüm :c.

Montjoie, Eupen :c.
Düren, Gemünd :c.
Iülich, Eschweiler :c.
Nonn,Münftereifel?c.

Deutz, Mülheim
a. Nh. :c.
Natingen,

Kaiserswerth :c.
Duisburg, Mülheim

a. d. Ruhr «.
Cleve, Wesel :c,

Ncuß,Grevenbroich:c.
Lennep, Nonsdorf «.

10.
II.

12.

18.

14.
15.
16.
17.
18.
19.

20.

21.

22.

23.
24.

Solingc»,Nemscheid:c. 2^

Herr Nietor Sahler, Beigeordneter zu Kreuznach.
„ Mathias Josef Kreutzberg, Weüchändler und Stadt¬

verordneter zu Ahrweiler.
Herr Hermann Radermacher, Beigeordneter zu Nenwied.

„ L. H, Noechliug, Gutsbesitzerzu St. Johann.

„ E. I. Ncls, Beigeordneter zu Prüm.
„ A. von Grand-Ny, Rittergutsbesitzerzu Eupen.
„ Clemens August Hofffttmmer, Papierfabrikant zu Düren.
„ Ferdinand Fischer, Bürgermeister zu Eschweiler.
„ Philipp Hoffmann, Beigeordneter zu Ehrenfeld.
„ Theodor Lucas, Beigeordneter zu Mülheim a. Rhein.

„ Albert Könnecke, Bürgermeister zu Mettmann.

„ Julius Nrockhoff, Beigeordneter zu Duisburg.

„ Nudolph von Monschaw, Hauptmann a. D. zu Goch,
Kreis Eleve.

Herr Theodor Croou, Beigeordneterzu M.-Gladbach.
„ Eugen Kattwinkel, Kaufmann und Beigeordneter aus

Wermclskirchcn,Kreis Lennep.
Herr Carl Friederichs, Eommcrzienrath zu Remscheid,

Coblenz-St. Goar,
Cochem-Mayen.

Udenau-Ahrweiler-
Zell.

Nltenkirchen-Wetzlar.
Kreuzmch-Simmern.

Neuwied,
Vonn-Eustirchm-

Nheiubach.
Mülheim-Gumnrers-

bllch-Wippcrfürth.
Köln Land und

Bergheim.

IV. Stand:

1. Herr Jacob Easpers, Gutsbesitzerzu Bubenheim, Kreis Coblenz.
2. „ Jacob Peters, Gutsbesitzer zu Fresseuhoff bei Ochtendung,

Kreis Manen.
3. Herr Caspar Grod, Steinhauerei und Grundbesitzer zu Brohl,

Kreis Ahrweiler,
4. Herr Heiurich Beppler, Grundbesitzer zu Niedercleen, Kreis Wetzlar.
5. „ Heinrich Trapp, Gutsbesitzer zu Waldböckelheim, Kreis

Kreuznach.
ü. Herr Adolph Reinhard, Gutsbesitzer zu Heddesdorf,Kreis Neuwied.
?. „ Joseph Frings, Gutsbesitzerzu Hersel, Kreis Bonn.

8. „ Eugen Vuchholz, Gutsbesitzer zu Crommenohl, Kreis
Wipperfürth.

9. Herr Joseph Hubert Weidt, Bürgermeister a. D. und Gutsbesitzer
zu Großkönigsdorf, Landkreis Köln.



Wahlbezirk:
Siegburg-Waldbroel.

Mttlheim a. d. N.¬
Essen.

Düsseldorf-Solingcn-
Mettmann-Lennep.

Nees-Cleve.

Geldern-Kempen.
Mocrs-Erefeld.

Gladbach-Neuß-
Grevenbroich.
Saarbrücken-

Ottweiler-St. Wendel.
Landkreis Trier,
Stadtkreis Trier

(Vororte und Land¬
gemeinden).

Saarburg-Merzig-
Saarlouis.

Nernkastel-Wittlich.

Daun-Prüin-Bittburg.
Iülich-Düren.

Aachen Land-Geileu-
kirchen.

Heinsberg-Erkelenz.
Eupen-Malmedy-

Schleiden-Montjoie.

IN. Herr Earl Eich, Vürgernieister nnd Gutsbesitzer aus Vüdingen,
Siegkreis.

11. Herr Elemens Hoffstadt, Oekonom zu Vogclheim bei Vorbeck,
Landkreis Essen.

12. Herr Julius Wolters, Rittergutsbesitzerzu Düsseldorf.

13. Herr Freiherr Felix von LoL, Gutsbesitzeraus Terporten, Kreis
Eleve.

14. Herr Tillmann Vonniger, Gutsbesitzerzu Hüls, Kreis Kempen.
15. Herr Johann Mathias Schmitz, Gutsbesitzer zu Renneshof bei

Willich, Landkreis Erefeld.
16. Herr Werner Vreuer, Bürgermeisterzu Neuwerk, Kreis M.-Gladbach.

17. Herr Alex. Schmidt von Schwind, Major a. D. und Gutsbesitzer
zu Eschberg,Kreis Saarbrücken.

18. Herr Wilhelm Rautenstrauch, Gutsbesitzer zu Eitelsbach, Land¬
kreis Trier.

19. Herr Eugen Anton Noch, Geheimer Commcrzienrathzu Mettlach,
Kreis Merzig.

20. Herr Friedrich Herrmann, Guts-und Gerbcreibesitzer zu Mülheim,
Kreis Berncastel.

21. Herr Ioh. Peter Limbourg, Gutsbesitzerzu Vitburg.
22. „ Jacob Jausen, Gutsbesitzeraus Ninsfeld, Kreis Düren.
28. „ Joseph Vürsgens, Gutsbesitzer aus Altstreifeld, Landkreis

Aachen.
24. Herr Hubert Schlick, Gutsbesitzer zu Holzweiler, Kreis Erkelenz.
25. „ Severiu Haack, Landwirth und Vierbrauereibesitzer zu

Mechernich, Kreis Schieiden.



^. Geschäfts-Sitzungs-Protokolle.





Erste Sitzung.
Verhandeltim Silmngssaale des Prooinzial°Ständehauseszu Düsseldorf,

am Sonntag, den 7. November 1886.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchen beider Confessionenabgehaltenen feierlichen
Gottesdienstes versammeltensich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaale des
Ständchauses.

Von einer Deputation geleitet, trat der KöniglicheLaudtags-Commissar, Oberpräsident
der Nheinprovinz Herr Dr. von Vardeleben, in den Saal, um den 32. RheinischenProvinzial-
Landtllg zu eröffnen.

In der Eröffnungsrede (<H-. steuographischer Bericht) bringt der Herr Landtags-
Eommissar zur Mittheilung, daß des Kaisers und Königs Majestät geruht hätten, die Stände der
Provinz auf heute zu einer außerordentlichen Sitzung zu berufen, deren Dauer auf 14 Tage
bestimmt sei. Zum Landtags-Marschall haben Se. Majestät den Fürsten zu Wied Durchlaucht
und zum Stellvertreter des Marschalls den Königlichen Schloßhauptmann und Kammerherrn, Herrn
Freiherrn von Solcmachcr-Antweiler, zu ernennen geruht.

Das AllerhöchstePropositions-Dckret vom 1. d. M. enthalte folgende Vorlagen von
Seiten der KöniglichenStaatsregierung:

1. Entwurf einer neuen Kreisordnung für die Nheinprovinz und eines Gesetzes wegen
Einführung der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 in der Rheinprovinz;

2. Gutachtliche Aeußerungüber die beabsichtigte Theilung des Kreises Mülheim a. d. Ruhr,
RegierungsbezirkDüsseldorf;

3. Entwurf eines Gesetzes über das Rangordnungs-Verfahren im Geltungsgebiete des
rheinischen Rechts;

4. Desgleichen eines Gesetzes, betreffend das Hypotheken-Reinigungsverfahrenim Geltuugs-
gebiete des rheinischenRechts;

5. Desgleicheneines Gesetzes, betreffenddas Verfahren bei Theilungen und den gericht¬
lichen Verkauf vou Immobilien im Geltuugsgebiete des rheinischenRechts;

ss. Neuwahl von bürgerlichen Mitgliedern und Stellvertretern für die Ober-Ersatz-
Eommissioneuder Provinz für die Jahre 188? bis einschließlich 1889.

Am Schlüsse seiner Anspracheüberreichte der Herr Landtags-Eommissar das Allerhöchste
Propositions-Dekret sowie den Allerhöchsten Landtags-Abschiedfür die im Jahre 1885 versammelt
gewesenenStände der Provinz dein Landtags-Marschall und erklärte fodann im Namen Sr.
Majestät des Kaisers und Königs den 32. RheinischenProuinzial-Landtag für eröffnet.
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Der Landtags-Marschall bringt ein dreimaliges Hoch auf Se. Majestät den Kaiser
und König aus, in welches die Versammlung begeistert einstimmte.

Nachdem,von der ümvfangs-Devutation wiederum geleitet, der Herr Landtags-Lommifsar
den Saal verlassen hatte, richtet der Landtags-Marschall in Eröffnung der geschäftlichen Ver¬
handlungen zunächst die Bitte an die Versammlung, ihn wie früher fo auch in dieser, besonders
wichtigenSession mit Vertrauen und Nachsicht zu unterstützen.

Zu Protokollführern ernennt der Landtags-Marschall die Herren Freiherr Eugen
von Loö und Nadermacher und wird letzterer für die heutige Sitzung mit der Führung des
Protokolls betraut.

Die Iournalführung wird dem Herrn Grafen Villers übertragen.
Sodann gedenkt der Landtags-Marschall mit theilnehmenden Worten des verstorbenen

langjährigen Mitgliedes des Provinzial - Landtags und Prouinzial - Verwaltungsraths, Herrn
von Heister. Die Verfammlung erhebt sich zum ehrenden Andenkenan den Verstorbenen von
den Sitzen,

Der Landtags-Marschall verliest hierauf den Allerhöchsten Landtags-Abfchied, fowie
das Allerhöchste Provositions-Dekret.

Die vom Landtags-Marschall vorgenommeneund mitgetheilteBildung der Ausschüsse
ist folgende:

I. Ausschutz.
Angelegenheiten, welche uon der I, und IV, Abtheilung der ständischen Centralstelle ressortiren,

Vorsitzender:Vicc-Landtags-MarschallFreiherr von S ole mach er-Antw eiler,
Mitglieder: 1. Freiherr uon Fürstenberg-Heiligenhoven. 2. Freiherr Dr. von La Valette

St. George. 3. Graf Homvesch. 4. Graf uon Hoensbroech. 5. Adams. 6. Dietze. ?. uon
(innern. 8. von Grand-Ny. N. Friederichs. 10. Freiherr Felix von Lo8. 11. Schmidt von
Schwind. 12. Vcvvler. 13. Wolters. 14. Schlick.

Beamte der provinzialstiindischenVerwaltung: Der Landes-Direktor. Landesrath Fritzen.
Direktor der Provinzial-Feucr-Societät, Geheimer Negierungsrath Seul.

II. Ausschuß.
Angelegenheiten, welche uon der II,, III. und IV, Abtheilung der ständischen (5entrnlstelle ressortiren,

Vorsitzender:Graf Beifsel von Gumnich.
Mitglieder: 1. Freiherr uon Svies-Büllesheim. 2. Freiherr von Scheiblcr. 3. Freiherr

von Fürstenberg-Gimborn. 4. Graf Wilderich von Suce. 5. Kaesen. 6. Pelizacus. ?. Sahler.
«. Röchling. U. Nadermacher. 1U. Eich. 11. Casvers. 12. Frings. 13. Bönniger. 14,
Nautenstiauch,

Veamte der prouinzialstäudischenVerwaltung: Der Landes-Direktor. Landesrath uon
Metzen. Landesrath Klausener. Landesrath Brandts. Landcs-Vaurath Drcling. Landcs-Banrath
Guinbert.

IU. Ausschuß.
^ustizausschuß,

Vorsitzender:Geheimer Negierungsrath Seul.
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Mitglieder: 1. Freiherr Eugen von Loe. 2. Freiherr von Gerde. 3. Freiherr von
Eynatten. 4. von Monschaw. 5. Heuser. 6. Courth. 7. Adams. 8. Jungen. 9. Peters.
10. Vreuer. 11. Limbourg.

Beamte der proviuzialstäudischeuVerwaltung: Der Landes-Direktor. Landesrath Küster.
Die vorliegenden Geschäftscingänge resp. Referate des Provmzial - Verwaltungsraths

werden an die Ausschüsse wie folgt verwiesen:

I. Ausschuß.
1. Referat, betreffenddie Peusioninmg des Landesbauraths Sachse.
2. Referat, betreffenddie definitive Anstellung des Sekretariatsassisteuten bei der Rhei¬

nischen Provinzial-Feuer-Societät.
3. Referat, betreffend die Ermächtigung für den Provinzial-Verwaltungsrath, das nach

8- 4 des durch Allerhöchsten Erlaß vom 5. April 1880 genehmigten Negnlativs für
die III. Ausgabe von Anleihescheinender Nheinprovinz dem Provmzial - Landtage
zustehende Recht auszuüben.

1. Referat, betreffend Abänderung des vom 31. Rheinischen Provmzial - Landtage
beschlossenenNachtrags znm Reglement der Rheinischen Provmzial-Feuer-Societät.

5. Referat, betreffend anderweitige Organisation der Kassenuerwaltung der Rheinischen
Prouinzial-Feuer-Societät und Nachtrag zum Reglement derselben.

6. Antrag der Gemeindeeingesessenen der Gemeinde WM, Kreis Eleve, auf Abänderung
des Neichsgesetzes vom 16. Juli 1879, betreffenddie Besteuerung des Tabaks.

7. Mittheilung über den Beschluß des Provinzial-Verwaltungsraths vom 5. November
1886 zu der Petition der Städte St. Johann und Saarbrücken auf Bewilligung
einer Beihülfe zur Unterhaltung des Winterberg-Denkmalsbei Saarbrücken-St. Johann

II. Ausschuß.
8. Referat über die weitere Entwickelung der Angelegenheit, betreffend die Canton-

gesangmsse und die Polizeistrafgelder.
9. Referat, betreffenddie Erbauung eines Gebäudes für die Taubstummenanstalt iu der

^tadt Elberfeld und Uebernahme der genannten Anstalt in die proumzialständisch
Verwaltung.

1«. Referat über die Anstellungsuerhältnisseder Vauschreiber bei den ständischen Wege-
Bauinspektionen.

11. Referat, betreffenddas Gesuch des Bauunternehmers Wilhelm Bertram zu Hannover
"us Gewährung einer eimualigen Unterstützung zur Schadloshaltung für die ihm
bei Ausführung des Neubaues der Prouinzialstraße von Müsch nach Schuld entstandenen
Verluste.

12. Referat, betreffendUebertragung der Verwaltung und Unterhaltung der im Kreise
Wetzlar belegenenProuinzialstraßen an diesen Kreis.

13. Referat, betreffenddie Uebernahmeder Anfangsstrecke der GräfcnbacherPrämicnstraße
in den Gemeinden Kreuznachund Hargesheim auf den Prouinzial-Strahenfonds.

14. Referat, betreffendden Antrag der Gemeinde Herchenum Entbindung von der Unter¬
haltung der im Zuge der Wenerbusch-Herchener Prouinzialstraße befindlichen Siegbrücke.

15. Referat, betreffendden Bau einer Prouinzialstraße von Habenichts nach Cürten.

e
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III. Ausschuß.
An den III. Ausschuß gehen die durch das Allerhöchste Prouositions-Dekret zur Begut¬

achtung ttberwiesenenEntwürfe der drei Iustizgesetze.
Der AbgeordneteDietze wird auf feinen Wunsch für die Angelegenheit, betreffend die

Erbauung eines Gebäudes für die Taubstummenanstalt in der Stadt Elberfeld dem II. Ausschuß
mit berathender Stimme zugetheilt.

Die weiter eingegangenen Eingaben uerfchiedcncrHandelskammern der Nheinprovinz,
betreffendAusdehnung des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltuugs-
Gerichtsbehördenvom 1. August 1883 auf die Nheinprovinz, follen im Anschlußan die Entwürfe
der Kreis- und Provinzial-Ordmmg für die Nheinprovinz behandelt werden.

Außerdem ist für das verstorbene Mitglied des Provinzial-Verwaltungsraths von Heister
eine Ergänzungswahl im Plenum des Landtags vorzunehmen.

Anlangend endlich die Entwürfe der neuen Kreis- und Prooinzial-Ordnung für die
Nheinprovinz schlägt der Landtags-Marschall vor, mit Rücksichtauf die Wichtigkeit der
qu. Vorlagen diefelbcn zunächst in einer Plenar-Eommissionssitzungdes Landtages zu berathe».
Zu dieser Plenarberathung beabsichtigeer, auch die Vertreter der KöniglichenStaatsregierung
einzuladen und außerdem die Zuziehung des Landes-Direktors und der oberen Beamten der
Verwaltung Zu veranlassen.

Die Versammlung erklärt sich einverstandenund bemerkt der Landtags-Marschall noch,
daß er in die Eommissionsbcrathungauch die den Gegenstand einer Landtags-Petition bildende
Angelegenheitdes Petersberger Steinbruchs im Siebengebirge verweise.

In den qu, Eommifsionssitzungensollen ferner die neuen Eingänge behufs Neberweisung
in den Geschäftsgang mitgetheilt werden, auch foll die stenographische Aufnahme der Verhandlungen
stattfinden.

Nachdemnoch die Frist zur Einbringung von Anträgen und Petitionen nnter Beschränkung
des geschäftsordnungsmähigcnTermins auf Montag, den 15. November er, festgesetzt worden,
schließt der Landtags-Marschall die Sitzung.

Die nächste wirkliche Plenarsitzungwird vom Landtags-Marschall besonders anberaumt
werden.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
LandtagsMarschllll.



Zweite Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Provinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Dienstag, den 9. November 1886.

Ueber diese Sitzung ist ein besonderes Geschäftsprotokollnicht aufgenommen worden.
Siehe den stenographischen Bericht.

Dritte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Provinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Freitag, den 12. November 1886.

Ueber diese Sitzung ist ein besonderes Geschäftsprotokollnicht aufgenommen worden
Siehe den stenographischen Bericht.

Vierte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Provinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Samstag, den 13. November 1886.

Der Lllndtags-Marschall eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll über die erste Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Protokollführerfür heute ist der AbgeordneteFreiherr Eugen von Lo«.
Die nachstehend «üb Nr. 1 bis 47 aufgeführten Eingänge sind bereits in den Plenar-

Ützungen des Landtages am 8. bezw. 12. November cr., über welche Geschäftssitzungs-Protokolle
nicht aufgenommen worden sind, mitgetheilt und in der weiter angegebenenWeise zur geschäft¬
lichen Behandlung verwiesenworden:

1. Schreiben des Herrn Landtags-Commissars, betreffendMittheilung der Entwürfe zur
neuen Krers- und Provinzialordnung für die Nheinprovinz.

Dasselbe geht mit den Anlagen zunächst an die Plenar-Commifsion.
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2. Mittheilung des Herrn Landtags-Eommissars,daß als Eommissariusdes Herrn Ministern
des Innern bei den Verhandlungen des Prouinzial-Landtages über die Entwürfe der neuen Klreis-
und Provinzialordnung für die Nheinprovinz der Geheime Negierungsrath und vortragende Rath
im Ministerium des Innern Dr. von Bitter bestellt sei,

3. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffend Mittheilung einer Denkschrift
über die Theilung des Kreises Mülheim a, d. Ruhr.

Dasselbe wird im Anschlußan die qu, Vorlage behandelt werden,
4. Petition der Stadtoertretung von Nuhrort, betreffend Verlegung des Sitzes des

Königlichen Landrathäamts für den bei der Theilung des Kreises Mülheim a, d. Ruhr zu bilden¬
den neuen Kreis nach der Stadt Nuhrort.

Dieselbe wird in Verbindung mit der Vorlage bezüglich der Theilung des Kreises
Mülheim a. d. Ruhr behandelt werden.

5. Von Seiten des Bürgermeisters der Stadt Nuhrort Mittheilung eines Abdrucks der
an den Herrn Minister des Innern gerichteten Petition in Angelegenheitder Theilung des Kreises
Mülheim a. d. Ruhr.

Wird zu der betreffendenVorlage als Material verwiesen.
6. Petition der Gemeinde Nippes um Erhebung in den Stand der Städte,
Wird im Anschlußan den Entwurf der neuen Kreisordnung behandelt werde».
?. Antrag der Handelskammernzu Elberfeld, Essen und Neuß, betreffend die Einführung

des Zuständigteitsgesetzes,speziell des H. 134 dieses Gesetzes, in der Nheinprovinz.
Die Angelegenheitwird dem I. Ausschuß überwiesen.
8. Petition der Communalbeamteu in Rheinland und Westfalen um Regelung ihrer

Pensionsverhältnisse,und
9. Petition des Vereins der Landbürgermeisterder Nheinprovinzin derselben Angelegenheit,
Beide Petitionen sollen im Anschluß an die 88- 21 bis 2? des Entwurfs der neueu

Kreisordnung für die Nheinprovinz zur Behandlung kommen.
10. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffendMittheilung der Entwürfe zu

deu drei neuen Iustizgesetzenfür das Gebiet des rheinischenRechts.
Die genannten Gesetzentwürfesind bereits an den III. Ausschuß verwiesenund geht das

qu. Schreiben gleichfallsan den III. Ausschuß.
11. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffenddie Reuwahl der bürgerlichen

Mitglieder und Stellvertreter der Ober-Ersatz-Commissionen.Als Wahlangelegcnhcitzu behandeln.
12. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffend die von dem Herrn Minister

des Innern gewünschte tägliche Berichterstattung über den Gang der Landtags-Verhandlnngen.
Der Landtags-Marschall wird das Weitere veranlassen.
13. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffend die Petition der Fachfchnle

für die Kleineisen- und Stahlwaarenindustrie zu Reinscheid um Bewilligung eines erhöhten
Zuschusses aus Prouinzialfouds.

Mit der in dieser Angelegenheit zu erwartenden Vorlage des Provinzial-Verwaltungs-
raths zu uerbiuden.

14. Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars, betreffend den Antrag der Murbacher
Wiesengenossenschaft um Bewilligung einer Subvention aus Provinzialmittelu.

Die Angelegenheit wird an den Provinzial-Verwaltungsrath zur ressortmäßigenErledigung
übergeben.
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15. Einladung von Seiten des Vorstandes der Gesellschaft„Verein" zu Düsseldorf zum
Besuche des Gesellschaftslokals.

Itt. Desgleichenvon Seiten des Vorstandes des Künstler-Vereins „Malkasten".
17. Petition des Landraths z. D. Iansen zu Burtscheid um Bewilligung eines erhöhten

Zuschusses für die Korbflechterschule zu Heinsberg.
Abgeordnetervon Monschaw macht diese Petition zu der seinigen, sie wird genügend

unterstütztund geht an den I. Ausschutz.
Der Abgeordnetevon Monschaw wird für diese Angelegenheit dem I. Ausschußmit

berathender Stimme zugetheilt.
18. Gesuch des Ausschusses des Rheinisch-Westfälischen Feuerwehr-Verbandes um Unter¬

stützung der Feuerwehr-Unfallkasse.
AbgeordneterFeuer-Societäts-Direktor Seul macht das Gesuch zu dem seinigen, dasselbe

findet Unterstützungund geht an den I. Ausschuh.
19. Petition des betreffenden Comite's um Bewilligung eines Beitrags zur Errichtung

eines Kriegerdenkmalsin Düsseldorf.
AbgeordneterCourth macht die Petition zu der seinigen, sie findet jedoch keine Unter¬

stützungund ist somit abgelehnt.
20. Gesuch des I. P. Lentzen zu Fischeln um Bewilligung einer Subvention für feine

vrovinzialhistorischenArbeiten.
Der AbgeordneteSchmitz »nacht das Gesuch zu dem seinigen, dasselbe wird genügend

unterstütztund geht an den I. Ausschutz.
Abgeordneter Schmitz wird auf seinen Wunsch für diefe Sache dem I. Ausschuß mit

berathender Stimme zugetheilt.
21. Petition des Neligionslehrers Dr. Schölten zu Cleve um Bewilligung einer Sub¬

vention für die von ihm veröffentlichtenArbeiten auf dem Gebiete der Provinzialgefchichte.
Der Abgeordnetevon Monschaw macht dieses Gesuch zu dem seinigen, dasselbe wird

unterstütztund an den I. Ausfchuß verwiesen.
Der genannte Abgeordnetewird auf feinen Wunfch für diefe Sache dein I. Ausfchuß mit

berathender'Stimme zugetheilt.
22. Petition des Landraths zu Aachen, betreffend Uebernahme der Stolberg - Iülich'er

Aktienstratze auf den Provinzialstrahenfonds und
eine desgleichen, betreffend Uebernahmeder Aachen-Stolberger Aktienstratze.
AbgeordneterGraf Wilderich von Svee macht diese Anträge zu den seinigen, dieselben

finden Unterstützungund gehen an den II. Ausschuß.
Abgeordneter Fischer wird auf seinen Wunsch für diefe beiden Angelegenheitendem

ll. Ausschußmit berathender Stimme zugetheilt.
23. Dankschieibendes Kirchenvorstandeszu St. Arnual für die zum dortigen Kirchenbau

bewilligte Subvention.
Geht nach Mittheilung zu den Akten.
24. Petition des Kirchenvorstandeszu Steinkirchen, Kreis Heinsberg, um Bewilligung

eines Zuschusses zur Deckung der für die Restauration der Kirche verbliebenenBauschuld.
Der Antrag findet keine Unterstützungund gelangt daher nicht zur Behandlung.
25. Petition des Kirchenvorstandesder Pfarre von Unserer Lieben Frau zu Coblenzum

Bewilligung einer Beihülfe zur Restauration genannter Pfarrkirche.



1«

Der Abgeordnete Graf Beissel macht dieses Gesuch zu dem seinigen, dasselbe wird
unterstützt und geht an den I. Ausschuß.

Graf Veissel wird auf seinen Wunsch für diese Angelegenheitdem I. Ausschußmit
berathender Stimme zugetheilt.

26. Gesuch der Gemeinde Hirzenach um Bewilligung einer Beihülfe zur Herstellungder
dortigen Kirche.

Der AbgeordneteCaspers macht das Gefuch zu dem seinigen, dasselbe wird unterstützt
und an den I. Ausschußverwiesen.

27. Gesuch des Kirchcnvorstandesvon Et. Gereon zu Köln um Bewilligung einer Eub^
vention für den Nestaurationsbau genannter Kirche.

Dasselbe findet keine Unterstützungund ist damit abgelehnt.
28. Denkschriftvon Vertretern von Städten, betreffendBekämpfung der Motive zu ß. 4

des Entwurfs der neuen Kreisordnung und
29. eine desgleichen des Bürgermeisterszu Düren, eingereicht zu Händen des Abgeordneten

Freiherrn von Genr-Müddersheim und von letzterem übergeben.
Diefelben werden im Anschlüssean die Vorlage wegen der neuen Kreisordnung zur

Behandlung kommen.
30. Mittheilung des Herrn Landtags-Commissars, daß für den verhinderten Abgeordneten

Freiherrn Clemens von Hövel der Stellvertreter, Bürgermeister von Groote zu Godesberg, zur
Theilnahme an den Landtagssitzungeneingeladen worden sei.

31. Mittheilung des Herrn Landtags-Eommissars, daß Bürgermeister von Groote gleich¬
falls seine Verhinderung angezeigt habe und daß nunmehr der zweite Stellvertreter, Herr Fritz
von Jordans zu Morenhoven, eingeladen sei.

32. Schreiben der Handelskammer zu Duisburg, betreffenddie Ausdehnung des §. 134
des Zuständigkeitsgesetzesvom 1. August 1883 auf die Handelskammernder Rheinprovinz. -

Geht im Anschluß an die anderweiten gleichartigenVorlugen au den I. Ausschuh.
33. Antrag des AbgeordnetenGraf Wilderich von Spee, betreffendErmächtigung des

Provinzial-Verwaltungsraths auf Auszahlung von Subventionen aus dem für die Hebung der
Hausindustrie bewilligten Credite vor Erledigung der an die Bewilligung geknüpftenBedingung
eines gleichen oder ähnlichenZuschusses aus Staatsfonds.

Der Antrag wird ausreichendunterstützt und geht an den I. Ausschuß.
34. Referat des Provinzial-Verwaltungsraths, betreffend Bewilligung eines Betrages von

40000 M. aus dem Ständefonds für die monumentale Ausführung der bei Gelegenheit des
Kaiserfestesim September 1884 im Treppenhaus« des Ständehauses aufgestelltenFigurengruppe.

Die Angelegenheitgeht an den I. Ausfchuh.
35. Denkschrift des Direktors der Nheiuifchen Provinzial-Feuer-Societät Seul gegen

die Angriffe des Verbandes der Privat-Feuer-Versichcrungs-Gesellschaften.
Dieselbe ist auf Vefchluß des Provinzial-Verwaltungsraths an die Mitglieder des Land¬

tags gedruckt zur Verkeilung gekommen und geht an den I. Ausschuß.
36. Petition der Stadt Trarbach um Bewilligung eines erhöhten Zuschusseszum Bau

einer Moselbrücke zwischen Trarbach und Traben.
Dieselbe ist vom Provinzial-Verwaltungsrathe vorgelegt und geht an den II. Ausschuß.
37. Petition von Tabakspflanzern in der Gemeinde Vnnen, Kreis Moers, um Unter

stützungwegen erlittenen Hagelschadens.
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Der AbgeordneteKreutzberg macht die Petition zu der seinigen, sie findet jedoch keine
weitere Unterstützungund gelangt deshalb nicht zur Behandlung.

38. Antrag des Kreislandraths zu Wetzlar auf Bewilligung einer Unterstützung für
mehrere durch .hagelschlagbeschädigte Gemeinden des Kreises Wttzlar.

AbgeordneterBepvler macht den Antrag zu dem seinigen, derselbe findet Unterstützung
und geht an den I. Ausschuß.

39. Schreiben des Herrn Landtags-Eommifsars, betreffendAntrag der Königlichen Ne¬
gierung zu Düsseldorfauf Bewilligung eines erhöhten Zuschusses für die Fachschule für Kleincisen-
und Stahlindustrie zu Rcmscheid. (10000 M. jährlich statt bisher 5000 M.)

Geht an den I. Ausschuh,
40. Antrag des Curatoriums der Fachschulefür die Kleineisen- und Stahlindustrie zu

Remscheid auf Erhöhung des Provinzial-Zuschussesfür genannte Schule (von 5000 M, jährlich
auf 7500 M.).

Geht in Verbindung mit der vorgenannten Vorlage gleichfallsan den I. Ausfchuß.
41. Antrag der Gemeinde Wahn, Kreis Mülheim a. Rhein, auf Bewilligung einer

Beihülfe zur Befestigung einer gefährdeten Dammflächezwischen Langel und Zündorf.
Der AbgeordneteLucas macht den Antrag zu dem feinigen, derfelbe wird ausreichend

unterstütztund geht an den 1. Ausschuß.
42. Antrag der betheiligten Gemeinden auf Uebernahme der vrojettirten Morsbachthal-

strahe nach bewirktemAusbau als Provinzialstrahe.
Der Antrag findet keine Unterstützungund ist somit abgelehnt.
43. Petition von Einwohnern von Wolscheid, Kreis Adenau, wegen Herstellung eines

Verbindungswegs von der Kempemch-Hcnnbacher Communalstraße durch das Wolscheider Thal
»ach Niederdürenbachzu», Auschlußan die Brohlstraße.

Der Abgeordnete Grod macht die Petition zu der seinigen, sie wird unterstützt und
geht an den II. Ausschuß.

44. Zusätzliches Referat des Provinzial-Verwaltungsrathes, betreffend die Kantongefängnisse
in der Rheinprovinz und die Polizeistrafgelder.

Dasselbe geht an den II. Ausschuß.
45. GedrucktesPromemoria ohne Unterschrift, betreffend das Theilungs-, Eollotations-

und Purgations-Verfahrcn in der Rheinprovinz.
Dasfelbe wird dem III. Ausfchuß überwiesen.
46. Antrag des Wilhelm Joseph Mehlem zu Schöndorf um Bewilligung einer höheren

Nrandentschädigung.
Der Landtags-Marschllll wird die Abgabedes Antrags als laufende Verwaltungsfache

an den Landesdirektorveranlassen.
47. Referat des Provinzial-Verwaltungsraths, betreffend anderweitige Organisation der

Kassenoerwaltungder Rhein. Provinzial-Feuer-Societät und Nachtrag zu dem Reglement derselben.
Dasselbe geht an den I. Ausschuß.
Neu eingegangensind:
») Schreiben des Herrn Landtags-Commissars in der Angelegenheit des Brückenbaues

über die Mosel zwischenTrarbach und Traben, enthaltend die Mittheilung, daß der Herr Minister
der öffentlichen Arbeiten nicht abgeneigt sei, ausnahmsweise die Gewährung eines angemessenen
Zuschusseszu den Baukosten aus Staatsfonds zu befürworten, wenn dir in der Petition der
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Stadt Trarbach erbetene weitere Beihülfe aus Provinzialfonds im Betrage von 120000 M, sowie
die Uebernahme der künftigen Unterhaltung der Brücke von Seiten der Provinz bewilligt wird.

Geht im Anschlußan die qu, Angelegenheitan den II. Ausschuß.
I,) Petition der Bürgermeister zu Heimbachund Nideggen um Ausbau einer Provinzial-

straße in der Richtung von Heimbachnach Nideggen.
Die qu. Petition ist von dem Abgeordneten Graf Wilderich von Spee übergeben,

sie wird ausreichendunterstützt und geht an den II. Ausschuß.
«) Gesuch des Julius Müller zu Düsseldorf um Befürwortung eines von ihm

beabsichtigten Immediat-Bittgesuchs seitens des Provinzial-Landtags.
Der La ndtags-Mar schall wird unter Verweisung auf die Unzulässigkeit des gestellten

Ansinnens den Bittsteller ablehnend bescheiden.
ä) Antrag von Seiten des AbgeordnetenFreiherrn von Fürstenberg-Heiligenhoven,

betreffend Unterstützung der Gemeinden Klüppelberg, Marienheide, Gimborn :c., in den Kreisen
Gummersbach und Wipperfürth für den in diefem Jahre wiederum erlittenen Hagelschaden.

Der Antrag wird unterstützt und geht an den I. Ausschuß.
0) Antrag der Abgeordneten Freiherr Felix von Loö und Schmitz auf Gewährung

einer Entschädigung an die hagelbeschädigtenTabakspflanzer in den Kreisen Eleve und Moers.
Derselbe findet Unterstützungund geht an den I. Ausschuß.
1) Mittheilung von Seiten des Herrn Landtags-Commissars, daß der Herr Justiz-Minister

als seinen Commissarius bei den Verhandlungen des Provinzial-Landtages über die vorliegenden
3 Justiz-Gesetzentwürfeden Geheimen Iustizrath Stolterfoth delegirt habe.

Gleiche Mittheilung ist auch direkt seitens des Herrn Instiz-Ministers ergangen.
Die qu. 3 Gesetzentwürfe sollen nach der heute vom Landtags-Marschall mit

Zustimmung der Versammlunggetroffenen Bestimmung, nachdembereits eine vorläufige^Verathung
im III. Ausschüsse stattgefunden hat, in einer Plenar-Verathung resp. Plenar-Coinmissionssitzung
des Landtags weiter diskutirt werden und wird hierbei der genannte Commissarius des Herrn
Justiz-Ministers zugegen sein.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
1. Bezüglichdes Antrags in dem Referate des Prouinzial-Verwaltungsraths, betreffend

v: ^^^"^' Ermächtigung für den Provinzial-Verwaltungsrath, das nach §. 4 des Regulativs für. die
III. Ausgabe von Anleihescheinender Rheinprovinz dem Provinzial-Landtage zustehende Recht
auszuüben, wird nach dem abweichendenAntrage des I. Ausschusses beschlossen:das Recht der
Kündigung der noch umlaufendenAnleihescheine III. Emission dem Provinzial-Landtagevorzubehalten,
hingegenaber den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen,den Tilgungsstockder III. Emission
Anleihescheine zu verstärken.

^ 2. Entsprechendder bezüglichen Vorlage des Prouinzial-Verwaltungsraths wird nach dein
Kr. 2 d«I^ " Antrage des I. Ausschusses beschlossen, die vom Provinzial-Verwaltungsrathe getroffeneFestsetzung

der Pension des Landes-Vauraths Sachse auf die Summe von 4500 M. nachträglichzu genehmigen.
3. Das Gesuchder Städte St. Johann und Saarbrücken auf Bewilligung einer Beihülfe

zur Unterhaltung des Winterberg-Denkmals wird, nachdem der Provinzial-Verwaltungsrath bei
Vorprüfung des qu. Gesuchs beschlossen hat, den beiden genannten Städten zur Restauration des
Wintcrberg- Denkmals eine einmalige Beihülfe von 2000 M. aus dem ihm zur Disposition
stehendenEtatskredite für Kunst und Wissenschaft unter der Bedingung zu bewilligen, daß die
genannten Städte sich verpflichten, hinfort die dauernde Unterhaltung dieses Denkmals zu über¬
nehmen, nach dem Antrage des I. Ausschussesmit dieser Beschlußfassungfür erledigt erklärt.
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4. Der Antrag des Prouinzial-Verwaltungsraths in dem Referate über die Anstellungs- ^
Verhältnisse der Nauschreiberbei den ständischen Wege-Nauinspektionen:die dauerndeBeibehaltung^^"-^5^nla<,tn.
der Nauschreiberzu beschließen und deren definitive Anstellung dem Provinzial-Verwaltungsrathe
zu gestatten, welchem Antrage der II. Ausschuß beigetreten war, gelangt einstimmig zur Annahme.

5. Das Gesuch des Bauunternehmers Wilhelm Bertram zu Hannover auf Gewährung ^
einer einmaligen Unterstützungzur Schadloshaltung für die ihm bei Ausführung des Neubaues'^^-^ An^,,
der Provinzilllstrahe von Müsch nach Schuld entstandenenVerluste wird nach dem Antrage des
Prouinzial-Verwaltungsraths und des II. Ausschusses abgelehnt.

6. Es wird nach dem Antrage des Provinzial - Verwaltungsraths in dem Referate, ^.
betreffend Uebertragung der Verwaltung und Unterhaltung der im Kreife Wetzlar belegenen ^^^-^ ,A„^^
Prouinzialstraßen an diesen Kreis, bezw. nach dem übereinstimmendenAntrage des II. Ausschusses
beschlossen: den Provinzial-Verwaltnngsrath zu ermächtigen, die Verwaltung und Unterhaltung
der Provinzilllstrahen im Kreise Wetzlar an diesen Kreis zu übertragen und die Modalitäten dieser
Uebertragung zu vereinbaren.

?. Die Petition des Ioh. Pet. Lentzen zu Fischeln um Unterstützungseiner vrovinzial-
historischen Arbeiten wird nach dem Antrage des I. Ausschusses dem Provinzial-Verwaltungsrathe
überwiesen.

8. Desgleichen die Petition des Religionslehrers I)r. Robert Schölten zu Cleve um
Gewährung einer Unterstützungfür von ihm zu veröffentlichenden Studien aus der niederrheinifchen
Geschichte resp, um eine Remuneration für bereits von ihm veröffentlichteWerke aus demselben
Gebiete,

Nachdemdie Tagesordnung hiermit erledigt war, schließt der Landtag s-Marsch all die
Sitzung.

(Schluß der Sitzung 12 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Fünfte Sitzung.
Verhandelt im Sitmnassaale des Prooinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Montag, den 15. November 1886.

Ueber diese Sitzung ist ein besonderes Geschäftsprotokollnicht aufgenommen worden.
Siehe den stenographischen Bericht.
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Sechste Sitzung.
Verhandelt im Sitzuugtzsaalc des Prouinzial'Ständehanfes zu Düsseldorf

am Mittwoch, den 17. November 1886

Der Landtags-Marfchall eröffnet die Sitzung um 10 Uhr.
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Protokollführer für heute ist der AbgeordneteNadermacher.
NachbezeichneteEingänge sind in der Plenarsitzung des Landtages am 15. November cr.

zur Mittheilung gekommen.
1. Petition der Stadtgemeinde Lennep um Ausbau einer Straße am Neuenlamv,

Oemcindc Lennep, als Provinzialftraße.
Die Petition hat nicht die geschäftsordnungsmäßigerforderlicheUnterstützuug gefunden

und ist sonach abgelehnt.
2. Promemoria des Bürgermeisters Pahlte zn Nhendt, betreffendden 8- 4 des Entwurfs

der neuen Kreisordnung für die Nheinprovinz und
3. Petition mehrerer Bürgermeister, unterschriebenan erster Stelle von dem Bürgermeister.

Daniels zu Treis, betreffend die Pensionsucrhältnisfe der Landbürgermeister der Nheinprovinz
Beide Vorlagen gehen an den I. Ausschuß, um im Anschluß an die bezüglichen Paragraphen

der Kreisordnung behandelt zu werden.
Ein noch vor Ablauf der festgesetzten Prätlusivfrist eingegangenerund heute nachrichtlich

mitgetheilter Antrag des Oberbürgermeisters zu Crefeld auf Erhöhung des Zuschussesfür die
Königliche Weberei-, Färberei- uud Avvreturschule daselbst ist vom LandtagS-Marschall bereits
<>x uf6«o an den I. Ausschuß verwiesen worden.

Desgleichen ein Antrag des Bürgermeisters zu Dinslate» auf Wahl der Stadt Dins-
taten zum Sitze des Königlichen Landrathsamts für den Fall der Theilung des Kreises
Mülheim a. d. Ruhr.

LetztererAntrag soll im Anschlüssean die Kreisordnung bezw. an die Vorlage wegen
Theilung des Kreises Mülheim a. d. Nuhr zur Behandlung kommen.

Von Seiten des Commerzienraths Lueg zu Düsseldorf Namens des Ccntral-Gewerbc-
vereins ist ein Einladungsschreibeneingegangen znm Besuch der in der hiesigen Kunsthalle ein¬
gerichtetenkunstgewerblichen Ausstellung.

Die AbgeordnetenFreiherr von Eerde und Kattwinkel werden auf ihren Wunsch für
die Angelegenheit, betreffend die neue Kreis- und Provinzialordnung dem I. Ausschuß mit
berathender Stimme zugetheilt.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
^ 1. Von den Mittheilungen in den beiden Referaten des Provinzial-Verwaltungsraths

N°' q,^M»<v. ^. über die weitere Entwickelungder Angelegenheit,betreffenddie Kantongefängnisseund die Polizei-
d« ^ strafgelder wird unter Erklärung des Einverständnisses mit den, Bestreben des Provinzial-



Verwaltungsraths, den Bezug der gerichtlich erkanntenStrafgelder den Gemeindender Rheinprovinz
zu erhalten, Kenntniß genommenund nach dem Antrage des II. Ausschusses beschlossen:

„den Provinzilll-Verwaltungsrath zu beauftragen, von den Verhandlungen und Druck¬
sachen des Provinzial-Landtags bei einer eventuellen neuen Vorlage des Gesetz¬
entwurfes, betreffend die Kantongefängnisse,in derselben Weise Gebrauch zu machen,
wie im Vorjahre."

2. Es wird nach den in dem Referate des Provinzial-Verwaltungsraths, betreffend die ^
Erbauung eines Gebäudes für die Taubstummenschulein der Stadt Elberfeld und Uebernahme'^^-^^lnge
der genannten Anstalt in die provinzialständische Verwaltung, gestelltenund von dem II. Ausschuß
zu den seinigen gemachtenAnträgen beschlossen, welche dahin lauten:

,,a) der hohe Landtag wolle seine Zustimmung zu der Errichtung eines Taubstummen-
Anstaltsgebäudes, verbunden mit einer Dienstwohnung für den Leiter der Anstalt, in
der Stadt Elberfeld auf Kosten des Provinzialverbanoes erklären und gleichzeitig
bestimmen, daß die gedachte Anstalt in Elberfeld verbleibe, so lange ein Bedürfniß
zur Beibehaltung einer zweiten evangelischen Tcmbstnmmenschulein der Rheinprovinz
vorhanden sein sollte;

d) der hohe Landtag wolle ferner seine Zustimmung zu dem Anerbieten der Stadt
Elberfeld, noch sünf Jahre nach deni Ablauf des bestehenden Vertrages 4000 M.
jährlich zu den Unterhaltungskostenzu zahleu, mit der Maßgabe erklären, daß nach
Fertigstellung des Schulgebäudes die Verwaltung der Schule auf den Provinzial-
verbano der Rheinprovinz übergehe;

o) der hohe Landtag wolle endlich genehmigen, daß die Kosten der Errichtung des
Gebäudes und des Grunderwerbs aus den Kapitalbeständen der Anstalt Neuwied,
soweit erforderlich,entnommen werden."

3. Bezüglich der Petition von Eingesessenender Gemeinde Wissel, Kreis Eleve, auf
Abänderung des Reichsgesetzes vom 16. Juli 1879 über die Besteuerung des Tabaks wird nach
dem Vorschlage des Provinzial-Verwaltnngsraths, welchem die qu. Petition zur gutachtlichen
Aeußerung vorgelegen hat, und des I. Ausschusses Uebergang zur Tagesordnung beschlossen.

4. Die Petition des Kirchenvorstandesvon Unserer-Lieben-Frauen zu Cobleuz um
Bewilligung einer Unterstützung zur Wiederherstellung der Pfarrkirche wird nach dem Antrage
des I. Ausschussesan den Provinzial-Verwaltungsrath znr weiteren Instruirung und Bericht¬
erstattung an den nächsten Provinzial-Landtag verwiesen.

^>. Desgleichendie Petition des Kirchenvorstandcszu Hirzenach um Bewilligung einer
Beihülfe von 6000 M. zur Herstellungder katholischen Kirche daselbst.

6, Die Petition des Vorsitzenden der Korbflecht - Lehranstalt zu Heinsberg um eine
Beihülfe von 5500 M. für genannte Anstalt wird nach dem Antrage des I. Ausschussesan den
Provinzial-Verwaltungsrath znr Beschlußfassungund möglichsten Berücksichtigung verwiesen.

7. Zu deni Antrage der GemeindeWahn im Kreise Mülheim a. Rhein auf eine namhafte
Beihülfe zu den Kosten der Befestigung einer gefährdeten Dammfläche zwifchen Langel und
Zündorf hatte der I. Ausschußden Antrag gestellt:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle dem Provinzial - Verwaltungsrathe sür den
gedachten Zweck die Summe von 5000 M. aus den Mitteln des Stiinbefonds zur
Verfügung stellen,"

Der Abgeordnetevon Grand-Rn stellt das Amendement, die betreffendeSumme auf
7000 M. zu erhöhen. Der AbgeordneteEich beantragt Erhöhung auf 6000 M. und zieht der
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Abgeordnetevon Grand-Nu seinen Antrag zu Gunsten des Antrags Sich zurück. Bei der
Abstimmunggelangt der Antrag Eich, 6000 M. unter den in dem Ausschuh-Autragevorgeschlagenen
Modalitäten zu genehmigen,zur Annahme.

8. Es wird nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths in seinem bezüglichen
Nr. 9 5^^' Referate und des II. Ausschusses beschlossen:

„Die Uebernahmeder 2,8 Kui langen Anfangsstreckeder Grüfenbacherstrahevon der
Ningen-Kirn-Bärenbllcherbis zur Einmündung in die Kreuznach-StrombergerProvinzial-
straße unter Abstandnahmevon der Herstellung einer regulativmaßigen Planums- und
Steinbahnbreite unter den üblichen Bedingungen zu genehmigen."

<a<M. 9. Die vom Provinzial - Verwaltuugsrathe in seinein bezüglichen Referate beantragte
Pr.'^^^ ^Uebernahme des hölzernen Oberbaues der im Zuge der Weuerbusch-HerchenerProvinzialstraße

befindlichenSiegbrücke bei Herchenwird nach dem Antrage des II. Ausschussesgenehmigt.
.< wo,«"- ^' 2« Uebereinstimmung mit dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths in dem

^.N^^"^ ^Referate, betreffend den Bau einer Provinzialstraße von Habenichts nach Eürten, hatte der
II, Ausschußfolgenden Antrag formulirt:

„Hoher Landtag wolle befchliehen:Es soll eine Provinzialstraße von Habenichts nach
Eürten unter denselbenBedingungen und Modalitäten gebaut werdeu, wie solche für
den Straßenbau Wermelskirchen-Habenichtsvorgeschriebenwurden und soll dieselbe
nach Fertigstellung auf den Provinzial-Straßenbaufonds übernommen werden."

Es wird demgemäß befchlossen.
Die Tagesordnung war hiermit erledigt.
Der Landtags-Marschall schließt die Sitzung und beraumt die nächsteSitzung auf

Donnerstag Rachmittag 5 Uhr an.
(Schluß der Sitzung I I Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Siebente Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Prouinzial-Standehauses zu Düsseldorf

am Donnerstag, den 18. November 1886.

Der Landtags-Marschall eröffnet die Sitzung um 5 Uhr.
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Protokollführer für heute ist der AbgeordneteFreiherr Eugen von Loö.
Eingegangen sind von Seiten des Provinzial-Verwaltungsraths:
a) Referat, betreffenddie Ueberfüllung der Provinzial-Irrenanstalten;
d) Referat, betreffend die baulichen Zustände in der Provinzial-Hebammenlehranstalt

zu Köln.
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Von Ueberweifung der beiden Referate zur Vorprüfung im Ausschüsse wird bei der
Kürze der Zeit Abstand genommen und follcn dieselben direkt im Plenum behandelt werden.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten,
1. Nach dem Vorschlage des I. Ausschusses wird einstimmig beschlossen,den in dein Referate 9^

des Provinzial-Verwaltnngsraths, betreffend definitive Anstellung der Sekretariats-Assistenten bei ^'~~^.^Z^<>^
der Rheinischen Provinzial-Fcuer-Societät, enthaltenen Antrag zu genehmigen und demgemäß zu
bestimmen,

„daß die bei der Prouinzial-Feuer-Societät beschäftigten Sekretariats-Afsisteuten, mit
Rücksicht darauf, daß sie dieselben Dienstobliegenheiten zu erfüllen haben, wie die
Sekretäre, den letzteren nnch bezüglich der Anstellungs-Modalitäten gleichgestellt werden,
und daß daher ihre definitive Anstellung ebenfalls nach Maßgabe des §,78 auf
Vorschlag des Societäts-Direktorö durch den Provinzial-Vcrwaltungsrath erfolgen kann,"

2. Nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths in seinem bezüglichen Referate Z,,
nnd dein damit übereinstimmenden Antrage des I. Ausschusses wird einstimmig beschlossen: ^^^^n<,

„den am 7. Dezember 1885 beschlossenen XI. Nachtrag zum revidirten Reglement
der Provinzial-Feuer-Societät dahin zu ändern, daß
1. der Schlußsatz des ß. 12 lautet:

Die vorstehenden Bestimmungen finden sämmtlich auf alle bei Erlaß derselben
bestehenden Versicherungen, sofern die Versicherten nicht binnen << Wochen nach
der im Amtsblatt erfolgten Publikation diefcs Nachtrags den Anstritt aus der
Societät anmelden, Anwendung.

Sodann

2. den zu §. 72 beschlossenenZnsatz zu streichen."
3. Es wird nach den. Antrage des I. Ausschusses einstimmig beschlossen: ,.,

a) dem vom Provinzial-Vcrwaltungsrathe in dem Referat, betreffend anderweitige ^^^
Organisation der Kasfenverwaltung der Rheinischen Prouinzial-Fener-Societät und
Nachtrag zum Reglement derselben, vorgeschlagenen Entwürfe zn einem XII. Nachtrag
zu dem revidirten Reglement der Rheinischen Provinzial - Feuer - Societät vom
1. September 1852 die Zustimmung zu ertheilen;

I») den Provinzial-Verwaltungsrath zn ermächtigen, diejenigen Aenderungen dieses
Nachtrags in formeller oder materieller Beziehung, welche behufs dessen Allerhöchster
Genehmigung etwa erforderlich erfcheinen follten, Namens des Provinzial-Landtages
zu treffen."

Der betreffende Entwurf lautet:

XII. Nachtrag.

1. Die Worte in Kne des H. 2? „von den Steuererhebern" und die Schlußworte
des §. 56 „oder die Steuerkasse des Wohnorts desselben" sind zu streichen.

2. Im §. 66 ist am Schlüsse des ersteu »lineg. statt „Elementar-Steuererhebern" zu
setzen: „Communalempfängern oder eigenen Kassenbeamten der Societät".

3. Im H. 70 ist an Stelle des Wortes „Elementar-Steuererheber" zu setzen „Communal-
empfänger".
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4. 8- 72 erhält nachstehende Fassung:
Die Bürgermeister erhalten eine Vergütung von 6 °/o von den in der Bürger¬

meisterei zur Erhebung und Ablieferung gelangten ordentlichen Immobilar-Versicherungs-
beiträgen. Die Eommunalempfänger beziehen von den von ihnen erhobenenund
an die Societätskasseportofrei abgeliefertenImmobilar-Versicherungsbeiträgeneine
Tantieme von 1'/?«/«. Besorgen dieselbenauch die Erhebung der Mobilar-Versicherungs-
beiträgc, so wird ihnen auch von dem Prämienempfange der Immobilar-Versicherung
2"/» Tantieme gewährt.

5. §, 75 wird abgeändert, wie folgt:
„Die Eaution der Eommunalempfängerhaftet auch für die Fcuer-Societätsbciträge,"

6. Im §. 84 ist das Wort „sowie" zu streichen und hiuter „Anmeldcregister"einzuschalten:
„sowie für die Erhebung und Ablieferung der Beiträge und den Verkehr der lokalen
Kassen mit der Societätskasse".

?. H§. 85 bis 94 und §. 100 des Reglements werden gestrichen.
8. Die vorstehendenBestimmungen treten am 1. Januar 1888 in Kraft."

4. Hinsichtlichder Denkschrift des Direktors der Rheinischen Provinzial-Feuer-Socictät,
betreffend Entgegnung auf die an den Provinzial-Verwaltungsrath gerichtete Eingabe des Ausschusses

^5>i>«M^ ^des Verbandes Deutscher Provinzial-Feuer-Versicheruugs-Gcsellschaftenvom 3. April er., hatte der
I. Ausschuß folgende Erklärung und Beschlußfassungin Antrag gebracht:

„Indem der Prouinzial-Landtag seine volle Zustimmung zu den Ausführungen des
Direktors Seul in feiner die Angriffedes Ausschusses des Verbandes Deutscher Privat-
Feuer-Versicherungs-Gesellschaftenzurückweisenden Entgegnung vom 3. November1886
misspricht, erklärt derselbewiederholt, daß die Verleihung des Rechtes zur ausschließ¬
lichen Immobilarversicherung an die Provinzial-Fcuer-Societät nothwendig und in der
derselben obliegenden Pflicht zur Annahme jeder Gebäudeversicherungbegründet ist.

Der Provinzial-Landtag beauftragt deshalb den Provinzial-Verwaltungsrath,
die Gewährung dieses Rechtes in einer erneuten Eingabe unter Mittheilung dieses
Beschlusses bei der KöniglichenStaatsrcgieruug in Antrag zu bringen."

Der Antrag des Ausschusses wird mit großer Majorität angenommen.
5. Die Eingabe des Ausschusses des Rheinisch-WestfälischenFeuerwehr-Verbandes,

betreffend Ausdehnung der bei der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät eingerichtetenUnfallkasse,
wird ^unter Ablehnung des auf Uebergang zur Tagesordnung gerichteten Antrags des I. Ausschusses
nach dem Antrage des Abgeordneten,Feuer-Societäts-Direttors Seul dem Prouinzial-Verwaltungs-
rathe überwiesenzur näheren Prüfung und Beschlußfassungnamentlich darüber, ob und inwieweit
eine Ausdehnung der Wirksamkeitder bei der Societät bestehenden Unterstützungskasse auf Unfälle,
von denen Feuerwehrleute bei Uebungen und bei Löschung vou Objekten, die nicht bei der Societät
versichertsind, betroffen werden, zulässig und zweckdienlicherscheint.

N. Es wird nach dem zn dem Antrage des AbgeordnetenGraf Wilderich von Spee,
betreffendAuszahlung der vom 31. Provinzial-Landtage zur Förderung der Hausindustrie in der
Voraussetzung einer gleichen Beisteuer aus Staatsmitteln bewilligten Gelder, vom I. Ausschuß
formulirten Antrage beschlossen:

„Den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen, die vom 31. Provinzial-Landtage
conditionell bewilligten Gelder auch ohne Erfüllung diefer Bedingung zur Zahlung
anzuweisen."
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?. Bezüglich der Petition der Kreisstände des LandkreisesAachen um Uebernahmeder
Aktienstrahevon Stolberg nach Iülich auf den Provinzialstraßenbaufonds wird nach den. Antrage
des II. Ausschusses beschlossen:

„unter Aufrechthaltung des Beschlussesdes 25. und 29. Provinzial-Landtages auch
die Theilstrecke Stolberg-Efchwcilcrzu übernehmen, insoweit sie die beiden Prouinzicü-
strahen Brand-Stolberg und Wciden-Efchweiler verbindet, jedoch nur unter der üblichen
Bedingung des ordnungsmäßigen Ausbaues".

8. Bezüglich der Petition der Kreisstände des LandkreisesAachen um Uebernahmeder
Aachen-StolbergerStraße, insoweit dieselbe innerhalb des Landkreise«Aachen gelegen ist, wird
nach dem Antrage des II. Ausschusses beschlossen:

„nach dem Beschlusse vom 10. Dezember 1883 resp, unter Aufrechterhaltungdesselben
die Uebernahmeder au. Straße abzulehnen".

9. Die Petition von Einwohnern von Wolscheid, Bürgermeisterei Kempenich im Kreise
Adenau, betreffendHerstellungeines Verbindungswegesvon dem Kempenich-Hambacher Communal-
wcge durch das WolfcheiderThal nach Nicderdürrcnbachzum Anfchluß an die Brohlstraßc wird
nach dein Vorschlage des II, Ausschusses dem Prouinzial-Verwaltungsrathe zur weiteren Behand¬
lung nberwicsen.

10. Der letzte Gegenstand der Tagesordnung betraf die von der KöniglichenStaats¬
regierung zur Begutachtung vorgelegten Gefetzentwürfe: ^ ^' Ns Z

I. über das Rangordnungsverfahren, " ^'""sse«,
II. über das Hypotheken-Reinigungsverfahren,

III. über das^Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichenVerlaus von Immobilien
im Geltungsbereichedes rheinischen Rechts.

Die betreffenden Entwürfe waren nach stattgehabter Vorprüfung im III. Ausfchnsse in
der Plenar - Commissionssitzungdes Landtags vom 15. November cr. weiter berathen und nach
vorläufiger Abstimmung über die vorgetragenen Beschlüssedes Ausschussesan Letztereu zur
definitiven Redaktion der zu stellenden Anträge auf Grund der Commissionsberathungzurück¬
gewiesenwürden.

Der III. Ausschuß hatte nnnmehr zu deu ciuzelncn Gesetzentwürfen folgende
Anträge gestellt:

Zu I. Entwurf eines Gesetzes über das Nangordnungsversahrcn im Geltungs¬
bereiche des rheinifchcn Rechts:

Hoher Landtag wolle erklären:
1. daß er in dem Gefetzcutwurfcüber das Rangordnuugsverfahreu eine noth¬

wendig gewordene Verbesserung der geltenden Bestimmungen, besonders in
der Voraussetzung erblickt, daß die sämmtlichen Gerichtstuftm für die Ab¬
wickelung des gauzcu Verfahrens bis zur Aushäudiguug der Zahlungs¬
anweisung in gleicher oder in annähernd gleicher Weise wie in dem
Geltungsbereicheder Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 bemessen werden,
und bei dieser Bemessuug womöglichder Umstand berücksichtigt wird, das;
die Kosten des Löschungsaktes noch besonders von den Betheiligten bezw.
aus der Masse berichtigt werden müssen;

2. die Bitte aussprccheu, daß auch die au das Hypothekeuamt zu zahlenden
Gebühren uud Stempellostcu möglichstin Wegfall kommen;
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3. der Ansicht wiederholt Ausdruck geben, daß eine baldige, jedenfalls
bezirksweise Einführung des Grundbuches sich immer mehr als nothwendig
herausstellt;

4. dem Ermessen der Staatsregierung folgende Bemerkungen zur Erwägung
unterbreiten:

Die Worte: „im Falle der Zwangöversteigerungoder des Hypotheken-Reinigungs-
Verfahrens (Art. 2185. 2186 C.-G.-B.) und in sonstigen" sind zu streichenund
statt derselben „in allen" zu setzen.

1. Statt der Worte: „von einem Nechtsnnwalt oder Notar" sind zu setzen
„von dem Antragsteller oder seinem Bevollmächtigten".

2. Die Worte: „Oeffcntliche Behörden, fuwie Personen, welche zum Richteramte
befähigt find, können den Antrag schriftlichohne Zuziehung eines Rechts-
anwaltes oder Notars stellen" fallen aus.

3. Hinter: „3. der Schuldner und der Drittbesitzcr" ist zu setzen: „im Falle
der Zwangsversteigerung, eines Hypotheken-Reinigungsverfahrens", und bei
Annahme des zusätzlichenAntrages zu dem Gesetzentwnrfe über das Hypotheken-
Reinigungsverfahren: „auch eines notariellen öffentlichenVerkaufes".

8. 6.
1. In dem alinoa 1 hinter: „Zurückweisung" ist einzufügen: „nnzulässiger

oder", und in dem alino», 2 vor begründet: „zulässig uud".

8- 8.
In dem llline«, 3 am Schlüsse hiuter: „erfulgeu" ist zu setzen: „welcher den

Gläubigern, die angemeldet haben, auf Kostcu des Widersprechendenzuzustellenist".

8- "-
Am Schlüsse ist zuzufügeu: „die Frist zwischendem Termin zur Erklärung

über den Plan und der Ausgabe der Ladungen zur Post beziehungsweiseder Ein-
rNckung derselben in die Zeitung muß mindestenü 14 Tage betragen".

8- 11.
Die Wurte: „von einem Rechtsanwalt oder Notar" werden ersetzt dnrch die

Worte: „von dem Widersprechendenoder seinem Bevollmächtigten".

8- 16.
1. Als 2. Mnoa ist einzufügen: „Eine einmalige Vertagung des Termines

auf 14 Tage zur Abgabe von Erklärungen auf erhobene Widersprücheist
auf Antrag statthaft".

2. Als 4. Alinea ist einzufügen: „Ist ein in dem Termine nicht erschienener
Gläubiger bei dem Widersprüchebctheiligt, welchenein anderer Gläubiger
erhoben hat, so wird angenommen, daß er diesen Widerspruch uicht als
begründet anerkennt".
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8. 14.

Die Worte in der 4. Zeile: „oder Notar" werden gestrichen.

8. 15.

An Stelle der Worte: „jedoch mit Ausschluß der Reisekostenetwaiger Ver¬
treter" ist zu setzen: „Die von ihm zu zahlenden Gebühren des Anwaltes für den
Antrag auf Eröffnung des Verfahrens, Anmeldung der Forderung und Wahr¬
nehmung der Termine, fodann nach freiem Ermessen des Gerichts die dem Anwälte
zustehendenReisekosten".

8. 1?.
Fällt aus.

8. 18.

Die Worte: „Nach Rechtskraft des Vefchluffes.durch welchen" sind zu erfetzen
durch: „Sobald".

s. 24.

Der Schlußsatz: „In den Fällen — Plan" wird gestrichen.
5. Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der M. 2?

und 28 des Gesetzentwurfesdas Kostengesetz zugleichmit letzteremdem Landtage der
Monarchie vorgelegt werde."

Nachdem der Abgeordnete Dictzc on Kloo-Annahme des ganzen Gesetzes nach den
Ausschußantrügenbeantragt hatte, wird zur Abstimmung geschritten und erklärt der Landtags-
Marfchall auf Grund des Ergebnisses der Abstimmung den au. Gesetzentwurfmit fämmtlichen
dazu vom Ausschüsse gestelltenAnträgen mit allen gegen 2 Stimmen für genehmigt.

Zu II. Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Hypotheken-Reinigungs¬
verfahren im Geltungsgebiet des rheinischen Rechts, lauteten die Anträge des Aus¬
schusses wie folgt:

1. „Hoher Landtag wolle feine Zustimmung zu dem vorliegenden Gesetzesentwurfaus-
jprcchen, zugleichaber der KöniglichenStaatsregicrung zur Erwägung anheimgeben,
diejenigen Bestimmuugen über die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVer¬
mögen, welche bei dem Uebergebotsverfahren in Anwendung kommen, in das Gesetz
aufzunehmen, fudaun den §. 1t des Entwurfes zu streichen".

2. „Hvher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der §§. 12
und 14 des Entwurfes das Kostcngefctz zugleichmit dem Gefetzescntwurfdem Land¬
tage der Monarchie vorgelegt werde";

3. „fudaun es für durchaus wünschenswert!)und im Interesse sowohl der Gläubiger
als des Schuldners liegend erachten, daß auch die vor Notar abzuhaltenden öffent¬
lichen Versteigerungen unter den §. 1 dieses Gesetzes fallen, daß demgemäß eine
dahin zielende gesetzlicheBestimmung erlassen werde, welche die Vorschrift enthält,
daß die Inhaber der eingetragenen Hypotheken nnd Privilegien zu dem Versteigernngs-
terminc unter Belassuug einer bestimmtenFrist geladen und das nach der Kabinets-
ordre vom 9. April 1836 deu Hypothetargläubigern bei den Subhastationen zu¬
stehende Recht ihnen auch für diese Versteigerung verbleibe".
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Es wird, nachdem der Abgeordnete Dietze on dloo - Annahme beantragt hatte, der
Gesetzentwurf mit den vorstehendenAusschußanträgcu demgemäß zur Abstimmung gestellt uud
einstimmig genehmigt.

Zu III. Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen
und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien im Geltungsbereiche des rheinischen
Rechts, hatte der Ausschuß beantragt!

„1. Hoher Landtag wolle zu dem vorliegendenGesctzes-Eutwurffeine volle Zustimmnng
ausfprechenund der Königlichen Staatsregierung folgende Abänderungenzur Erwägung
anheimgeben:

1. Statt der Worte: „vor Gericht" ist zu setzen: „gerichtlich".
2. Hinter die Worte: „vor einem Notar oder" ist zu setzen: „soweit es sich

nicht um Immobilien handelt anch".

8- 2.
Das letzte alines, ist mit dem vorletztenzu verbinden und die Worte: „Ist ein

Antrag gestellt, so ist derselbe" in: „Der znerst gestellte Antrag ist" zu verändern.

ß. 4.
1. Die Worte: „Erscheint der Antrag auf gerichtliche Theilung uuzulässig oder

unvollständig, so hat" sind zu streichen, und hinter die Worte: „das
angegangene Gericht" ist einzufügen: „hat";

2. Das letzte «.linoa fällt aus und wird erfetzt durch die Bestimmung: „Wird
der Antrag zurückgewiesen,so bleibt es dem Antragsteller überlassen,seine
Rechte im ordentlichenProzcßwege geltend zn inachen".

§- ?-
1. In dem Alinea 2 ist hinter: „im Termine oder" zu setzeil: „die Nicht-

erschienenen".
2. An Stelle: „einer Woche" ist im vorletztenSatze „14 Tagen" zu setze».

s- 8.
fällt aus und ist durch folgenden Paragraphen zu erfetzen:

„Jeder Betheiligte ist berechtigt, seinen Antheil an den Mobilien und Immo¬
bilien der Masse in Natur zu fordern, und zu dein Zwecke die Abschätzung sowie ein
Gutachten über die Frage der Theil- oder Nntheilbarkeit und im erster« Falle die
Loosebildungdurch Sachverständige zu beantragen. Einigen sich die Betheiligten über
die Person des oder der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidigung durch den Notar,
falls sie nicht ein für alle Male vereidigt sind; einigen sie sich nicht, so erfolgt die
Ernennung und Beeidigung auf Antrag des Notars durch das Theilungsgericht. Das
Theilungsgericht kann auch ein anderes Amtsgericht um Ernennuug bezw. Beeidigung
ersuchen. Das Gutachten nebst Loofebildung ist dem Notar einzureichenund sind
von Letzterem die Vetheiligten zur Einsichtnahmesowie in einen anzusetzenden Termin
zur Looseziehungzu laden. Die Looseziehungfindet durch die Anwesenden statt,
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insoweit nicht bis zur Ziehung Anträge auf Abänderung bei den: Notar gestellt sind;
die etwa gestellten Anträge sendet der Notar unter Beifügung der erforderlichen
Vorstücke an das Theilungsgericht ein, welchesgeeignetenFalles nach Anhörung der
Vctheiligten durch Beschluß entscheidet.

Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchs ausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Vetheiligtcn schädigt;
2, wenn Nllchlaßschulden vorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlahgegen-

stände nicht getilgt oder unter gleichzeitiger Entlassung der Widersprechen¬
den aus dem Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommen werden;

8. bei nicht vertretbaren Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die
Mehrheit der Quoten repräsentircn, den Verkauf beantragen.

§- 15.
Am Schlüssedes 8. aline.» ist hinzuzufügen: „nur in dem Falle, in welchem

nach dem bestehenden Gesetze eine gerichtliche Bestätigung vorgeschrieben ist".

§. 16.
An Stelle des 1. lllinoa ist zu setzen: „Die öffentliche Zustellung an einen

Betheiligten kann nur durch das Theilungsgcricht angeordnet werden".

§. 27.
Hinter die Worte: „zu deren Vermögen" sind einzuschalten: „oder Nachlassenschaft".

§. 28.
1. In dem alinLn. 1 fällt aus: „1. durch Anheftung an die Gerlchtstafel 2.";
2. ebenso das alinea 2 und
3. die Anfangsworte des 3. alinea: „Anheftung und".

8 29.
Die Worte „Anheftung und" werden gestrichen.

8. 37.
In 5. werden die Worte: „den Inhalt der Vertaufsbedingungcn und die Er¬

wähnung, daß dieselben" ersetzt durch: „die Erwähnung, daß die Verkaussbedingungcn
bei dem Notar hinterlegt und".

H. 39.
Die Worte: „Anheftungund" fallen aus und anstatt des letzten Wortes: „müssen"

ist: „muß" zu setzen.

§. 40.
Bei Annahme des Antrages II. 2 kommt das iüinea 2 in Wegfall.

8- 44.
Der Artikel 822 des ooäs oivile wird nur in seinem letzten Satze aufgehobeu,

der Artikel 865, nicht.
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2, Hoher Landtag wolle dem Ermessen der Königlichen Staatsrcgierung anheimgeben,
daß folgendezusätzliche Bestimmung in den Gesetzesentwurfaufgenommen werde:

I. die Erklärung über den Verzicht auf eine Erbschaft (Art. 784 B. G.-V.),
II. über die Annahme einer Erbschaft unter der Nechtswohlthat des Inventars

(Art. 793 V. G.-V.),
III. über den Verzichtder Ehefrau auf die Gütergemeinschaftim Falle des Ablebens

des Ehemannes (Art. 1457 B. G.-B.),
IV. ebenso im Falle der Gütertrennungsklage (Art. 874 Nh. C.-Pr.-O.),
V. über die Annahme der Gütergemeinschaft Seitens der geschiedenenEhefrau

(Art. 1463 V. G.-V.),
VI. die Stellung der in den Art. 807 V. G.-V. und 992 u. ff. Rh. E.-Pr.-O.

vorgeschriebenenBürgschaft —
erfolgen auf der Gcrichtsfchreibereides Amtsgerichts zu Protokoll des Gcrichts-
schreibers,

VII. die iu folgenden Bestimmungen den Landgerichten bezw. den Präsidenten des
Landgerichts übertrageneu Entscheiduugeusollen den Amtsgerichten überwiesen
werden:
1. über die Verlängerung der in dem Art. 1457 V. G.-V. vorgesehenen

Deliberationsfrist (Art. 1458 V. G.-B.),
2. über die Verlängerung der im Art. 1463 V. G.-V. vorgesehenenFrist,
3. über die Gestattung des Verkaufes der Mchlaßmobilien im Falle des Art

796 V. G.-B. u. 986 Nh. C.-Pr.-O.,
4. über die Widersprüchegegen die »ud VI erwähnte Bürgschaft.
Die Zuständigkeitdes Amtsgerichts richtet sich in den Fällen I., II., III., VI.,

VII 1, 3, 4 nach §. 28, in den Fällen IV, V., VII. 2 nach ß. 568 Neichs-C.-Pr.-O.
3. Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der §H. 43 und

45 des Entwurfes das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetzesentwurfdem Landtage
der Monarchie vorgelegt werde."

Abgeordneter Dietze beantragt auch hier on-KIoo-Annahme. Es wird der Gesetzentwurf
im Ganzen mit den vom Ausschüsse vorgeschlagenenAbänderungs- resp. Zusatzanträgeu zur Ab¬
stimmung gestellt und mit allen gegen 1 Stimme genehmigt.

Abgeordneter Courth nimmt Veranlassung, zu bcmerkeu und desfallsigen Vermerk im
Protokoll zu beantragen, daß er bei der vorläufigen Abstimmungin der Plenar-Commissionssitzuug
sowohl für den II. als auch für den III. Gesetzentwurfgestimmt habe.

Der Landtags-Marschall schließt die Sitzung und beraumt die nächste Sitzung auf
Freitag Vormittag IN Uhr an.

(Schluß der Sitzung 7 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Lllndtng«M<!rschllll.
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Achte Sitzung.
Verhandelt im Sitzunassaale des Prouinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Freitag, den 19. November 1886.

Der Landtags-Marschall eröffnet die Sitzung um 10 Uhr.
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Protokollführer für heute ist der AbgeordneteNadermacher.
Es wird sofort in die Tagesordnung eingetreten:
I. Begutachtung der Entwürfe einer neuen Kreisordnung für die Nheinpruvinz und eines

Gesetzes über die Einführung der Provinzialorduung vom 29. Juni 1875 in der Nheinprovinz. ^ 2, ^ ^
Zu den qu. Entwürfen waren bei der Berathung in der Plenar-Eommifsionssitzungdes ^^-3^»M.'

Landtages vom 12. November I88ss vorläufig folgende Abänderungsbeschlüssegefaßt worden:
I. Zum Entwurf einer nenen Kreisordnung für die Rheinprovinz.

Zu §. 4.
In Zeile 8 ist hinter den Worten „sind befugt" einzuschalten:„mit Zustimmung

des Provinzial-Lllndtllges".
Es wurde hierbei beschlossen,an die KöniglicheStaatsrcgierung das Ersuchen

zu richten, die Stadt Remscheid in gleicherWeise, wie dieses in den Motiven zum
Gesetzentwürfefür die Städte Bonn und Cobleuz als Absicht ausgesprochenworden
,st, fchon vor Einführung der neuen Kreisordnung zum Stadtkrcife erheben zu wollen.

Zu 8. 21.
In Absatz 2, Zeile 1 ist nach den Worten „KöniglicheVerordnung" hinzu¬

zufügen: „nach Anhörung des Provinzial-Landtages".

Zu tz. 24.
Dieser Paragraph ist, wie folgt, zu fasten:
„Für jede Bürgermeisterei wird von dem Ober-Präsidenten ein Bürgermeister

ernannt. Zu dem Amte des Bürgermeisters sollen an erster Stelle angesehene Personen
in dem Vürgermeistereibezirke,insbesondere größere Grundbesitzer,berufen werden.

Das Amt foll zunächst denjenigen übertragen weiden, welche dasselbe als ein
unentgeldlich z« verwaltendes Ehrenamt zu übernehmen bereit sind. Ein Bürger¬
meister mit Besoldung soll nur angestellt werden, wenn ein geeigneter Ehrenbürger¬
meister nicht zu gewinnen ist.

Der unbefoldeteBürgermeister (Ehrenbürgermeister) wird auf die Dauer von
12 Jahren, und der besoldete Bürgermeister auf Lebenszeit ernannt auf Grund von
Vorschlägendes Kreisausschusses,welche dieser nach Anhörung der Bürgermeisterei-
Versammlung zu machen hat.
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Falls der Ober-Präsident den gemachten Vorschlägen keine Folge geben will,
so hat er zunächst den Kreisausschuß zur Einreichung neuer Vorschlägeaufzufordern.
Erscheinenauch diese zur Berücksichtigungnicht geeignet, so erfolgt die Ernennung
des Bürgermeisters nach dem Ermessendes Ober-Präsidenten, derselbe bedarf jedoch
hierzu der vorgängigen Zustimmung des Provinzialrathes, welche im Falle der Ver¬
sagung auf Antrag des Ober-Präsidenten durch den Minister des Innern ergänzt
werden kann.

Der definitivenErnennung des besoldeten Bürgermeisters soll eine commissarische
Beschäftigungwährend der Dauer eines Jahres vorangehen. Auch im Uebrigen wird
die commissarische Verwaltung einer erledigten Bürgermeisterstelle durch den Ober-
Präsidenten angeordnet; derselbe hat hierbei, insofern er die commissarischeVerwaltung
einem benachbarten städtischen oder ländlichen Bürgermeister übertragen, oder für
mehrere Bürgermeistereien gemeinschaftlicheine commissarische Verwaltung einsetzen
will, zunächst die betheiligtenBürgermeisterei-Versammlungen,sowie den Kreisausschuß
zu hören.

Die Bestimmungen im §. 87 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Dienstvergehen
der nicht richterlichenBeamten u. s. w. vom 21. Juli 1852 (G.-S. S. 465) finden
auf Bürgermeister keine Anwendung."

„Ueber die Festsetzung der Besoldung u. s. w. wie in der Vorlage."

Zu §. 27.
Im Absatz 3 einzuschalten:
„Wird die Stelle des Bürgermeisters im Ehrenamte verwaltet, so hat die

betreffendeLandbürgermeisterei nach Maßgabe eines von dem Kassenvorstandefest¬
zusetzenden fingirten Diensteinkommensbeizutragen.

Gegen die Fetzsetzung des fingirten Diensteinkommens steht der betheiligten
Bürgermeisterei die Beschwerde bei dem Bezirksausschusse offen."

Sodann als Absatz 6 und 7 hinzuzufügen:
„Im Falle einem definitiv angestellten Bürgermeister die commissarische Ver¬

waltung einer oder mehrerer benachbarten Bürgermeistereien übertragen wird, ist
derselbeberechtigt,mit den von Letzteren bezogenen Diensteinkommender Pensionskasse
beizutreten. Die Erklärung über den Veitritt ist bei Verlust des Anrechts binnen
einem Jahre nach Uebernahme der commissarische»Verwaltung abzugeben. Die
näheren Bestimmungen bleiben dem zu erlassendenRegulative vorbehalten.

Das Ruhegehalt der pensionirten Gemeindebeamten fällt fort, oder ruht,
infoweit als der Pensionirte durch anderweitige Anstellung oder Beschäftigungim
Staats- oder Communaldiensteein Einkommenoder eine neue Pension erwirbt, welche
mit Zurechnung der ersten Pension das frühere Einkommenübersteigen."

Zu §. 30.
In Absatz 2 ist vor li. einzuschalten„als Ehrenbürgermeister", so daß Absatz 2

lauten wird: oder
„d. als Ehrenbürgermester, oder in Selbstoerwaltungsämtern des betreffenden

Kreises, des Bezirkes oder der Provinz — jedoch nicht lediglich als Stellvertreter
oder als Mitglieder der Kreiscommissionen— thätig gewesensind."
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Sodann ist eine Uebergangsbestimmungals §. 101«. anzureihenfolgenden Inhalts:
„Bis zum 1. April 1892 ist der Kreistag befugt, außer den im ß. 30 dieses

Gesetzes bezeichneten Personen für die Besetzungeines erledigtenLandrathsamtes auch
solche Personen in Vorschlagzu bringen, welche nach den vor dem 1. Januar 188?
geltend gewesenen Bestimmungen hierzu vrasentirt werden konnten.

Diese Vorschrift tritt fofort in Kraft."

Zu §. 31.
In Absatz 2 ist folgender Zusatz zu machen:
„Jedoch darf diefe Vertretung die Zeitdauer von 14 Tagen in der Regel nicht

überschreiten."
Zu §. 32.

In Zeile 2 ist hinter dem Worte „Vorsitzender"einzuschalten„des Kreistages".

Zu §. 33.
wird folgendeneue Fassung vorgeschlagen:

„Die Kreisversammlung (der Kreistag) besteht in Kreisen, welche unter Ausschluß
der im aktiven Militärdienste stehenden Personen 25 000 oder weniger Einwohner
haben, aus 25 Mitgliedern. In Kreisenmit mehr als 25 000 bis 100 000 Einwohnern
tritt für jede Vollzahl von 5000 und in Kreisen mit mehr als 100 000 Einwohnern
für jede über die letztere Zahl überschießende Vollzahl von 10 000 Einwohnern je ein
Vertreter hinzu.

Dem Prouinzial-Landtag bleibt überlassen, die vorstehende Grundzahl der
Kreistagsmitglieder mit Allerhöchster Genehmigung herabzusetzen/'

Zu §. 45.
In H. 45 ist 8nd Nr. 5 nach dem Worte „Häuser" einzuschalten: „und die

Mitglieder der ehemals reichsunmittelbarenFamilien".

Zu s. 50.
Am Schlüsse in Nr. 2 ist folgender Zufatz aufzunehmen: „fofern er nicht ein

besoldetes Amt bekleidet, welchesder Aufsicht des Landraths unterstellt ist."

Zu tz. 52.
Der Absatz 2 des aline«, 1 ist folgendermaßenzu fassen:
„Die Wahlen in dem Verbände der größeren Grundbesitzer erfolgen vor den

Wahlen in dem Verbände der Landbürgermeistereien."

Zu §. 99.
Es ist als Position 2 einzuschalten:
„Der Landrath des Kreises Neuwied, beziehungsweisedes Kreises Wetzlar, wird

nach Anhörung des Fürsten zu Wied, beziehungsweiseder Fürsten zu Solms-Bwunfels
und zu Solms-Hohensolms-Lich,ernannt. Das der Kreis-Versammlung gemäß §. 80
zustehende Vorschlagsrechtwird hierdurch nicht berührt."

Absatz 2 wird Absatz 3.
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In Absatz 2 sind in der vorletztenund letzten Zeile die Worte des „Kreistages

und" zu löschen und ist folgender Passus hinzuzufügen:
„Die dem Kreistage durch dieses Gesetz übertragenen Obliegenheiten hat der

bisherige Kreistag wahrzunehmen; kommt derselbeder hierauf gerichteten Aufforderung
binnen der gestellten Frist nicht nach, so tritt der Landrath in seine Stelle.

II. Zum Entwurf eines Gefetzes über die Einführung der Provinzialordnung
vom 29, Juni 1875 in der Rheinprouinz.

Der Artikel II ist zu fassen wie folgt)
„Die §§. 10, 11 und 15 erhalten folgende Fassung:

§. 10.
(Unverändert nach der Vorlage.)

8. 11.
(Unverändert nach der Vorlage.)

8- 15.
Die Wahl der Abgeordnetender Stadtkreise erfolgt durch die Stadtvcrordneten-

Verscmnnlnng,sowie in denjenigen Sädten, in welchen die Verwaltung nach Artikel VIll
des Gesetzes vom 15. Mai 1856 geführt wird, durch den Magistrat und die Stadt¬
verordneten-Versammlung,welche zu diesem Behufe unter dem Vorsitzedes Bürgermeisters
zu einer Wahlversammlung vereinigt werden.

Der I. Ausschuh, an welchen die gcsammte Vorlage zurückverwiesen worden war, schlug
seinerseitszu den vorstehendenCommissionsbeschlüssen wiederum folgende Abänderungen resp. Er¬
gänzungen vor:

a) Zu §. 24 im 3. Absätze die Worte „unbesoldctc" „(Ehrenbürgermeister)" „auf die
Dauer von 12 Jahren und der besoldete Bürgermeister" zu streichen, so daß der
Eingang dieses dritten Absatzeslautet: „Der Bürgermeister wird auf Lebenszeiter¬
nannt u. s. w,

I)) Zu 8> 99 Absatz 1 der Regierungsvorlage in Zeile 2 statt „personliche Staatssteuern"
zu sagen: „ordentlichenPersonalstcuern".

«) Zu 8- 99 alinoa 3 der Regierungsvorlage Zeile 4 nach dem Worte „Ernennung" und
vor den Worten „der Bürgermeister" einzuschalten:„sowie die commissarischeBestellung,"

Sodann war im Ausschusse noch die Frage diskutirt worden, ob der Landtag im Wege
einer besonderenResolution bezw. im Tenor der gutachtlichenAeußerungen in der Sr. Majestät
den» Konige einzureichenden Adresse sich über seine prinzipielle Stellungnahme zu den Vorlagen
aussprechensoll.

Diese Frage war im Ausschusse mit Stimmenmehrheit bejaht und demgemäß beschlossen
worden, dem Landtage vorzuschlagen,daß folgende Sätze in der Adresse an Se. Majestät Auf¬
nahme finden sollen:

„Der Provinzial-Landtag verkennt zwar nicht, daß die gegenwärtig in Kraft
befindliche Kreis- und Provinzialordnung den Verhältnissen und Bedürfnissen der
jetzigen Zeit nicht mehr in allen Theilen entspricht;
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derselbe würde aber vorgezogen haben, wenn anstatt der vollständigen Neu-
gcstaltung der Kreis- und Provinzialordnung auf ganz neue Grundlage hin, die
Ausdehnung der allgemeinenVerwaltungsreform auf die hiesige Provinz im Wege
der Abänderung der veralteten Bestimmungen und der Weiterbildung der bestehenden
Kreis- und Provinzialordnung versucht worden wäre;

der Provinzial-Landtag ist ferner der Ansicht, dah im Falle die Organisation
sowie die Verwaltung der Kreise und der Provinz aber vollständigneu geregelt werden
sollten, alsdann der Aufbau von unten mit der Landgemeindeordnungbeginnen und
sich enger an die bestehenden,bewährten Einrichtungen in Kreis und Provinz hätte
anschließentonnen;

daß insbesondere die Zusammensetzung des Kreistages nach drei Interessengruppen
eine consequente Durchbildung der Interessenvertretung nach hiesigen Verhältnissen
nicht darstellt, daß aber, im Falle dieses System einmal angenommen wird, auch die
Wahlen zum Provinzial-Landtage direkt von den Interessengruppen in bestimmten
Wahlkreisenanstatt von den Kreistagen hätten geschehen müssen;

daß bei der Annahme dieses Wahlmodus auch die der historischen und recht¬
lichen Stellung der Standesherren entsprechendeVirilstimme der Letzteren auf dem
Provinzial-Landtage hatte aufrecht erhalten werden können."

Der l. Ausschuß beantragte demnach:
1. Der hohe Piovinzial-Landtag wolle sein Gutachten über die vorgelegten Entwürfe

einer neuen Kreiö- und Provinzialordnung fowie des dazu gehörigen Wahlreglcments
dahin abgeben, daß die im VorstehendenvorgeschlagenenAbänderungen einzelner Be¬
stimmungenin die Entwürfe aufzunehmenfeien;

2. der hohe Provinzial-Landtag wolle ferner befchließen,daß in die an Se. Majestät zu
richtendeAdresse die vorstehendformulirte Sätzen: „Der Provinzial-Landtag verkennt
zwar nicht — aufrecht erhalten werden können" aufzunehmenseien;

3. der hohe Provinzial-Landtag wolle durch vorstehendeBeschlußfassungdie Petitionen
der Bürgermeister Pahlke zu Nheudt, Werners zu Düren, PlMvpi zu Haaren,
Daniels und Cons. zu Treis und des Stadtsekretärs Daniels zu Essen sür erledigt
erklären.

.„ « ""^ zunächst über die vom Ausschusse vorgeschlagenen Abänderungen zu den vor-
lauftgen Plenar-Comnnssionsbeschlüssen abgestimmtund gelangen dieselben einstimmigzur Annahme.
Sodann nnrd die ganze Angelegenheit ausgesetzt, um den Wortlaut der vom Ausschusse vor¬
geschlagenen Resolutionen zu den an. Gesetzesentwürsendurch Umdruck den Mitgliedern zugänglich
zu machen, und erst am Schlüsse der Tagesordnung die weitere Behandlung des Gegenstandes
wieder aufgenommen.

Hierbei wird, nachdemein vom AbgeordnetenVrockhoff gestellter Antrag, im §. 4 des
Entwurfs der Kreisordnung die Regierungsvorlage wieder herzustellen, gefallen war und nachdem
der AbgeordneteDietze en «oo-Annahme der beiden Gesetzentwürfemit den vom Ausschüsse
vorgeschlagenenAbänderungen excl. Resolutionen beantragt hatte, die ganze Vorlage mit den
au. Abänderungen zur Abstimmung gestellt und mit allen gegen 4 Stimmen genehmigt.

Zugleich werden die vorerwähnten, auf die Angelegenheit Bezug habenden Petitionen
sämmtlichmit diefer Beschlußfassungfür erledigt erklärt.
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Sodann wird nach längerer Debatte über die vom Ausschussevorgeschlagenen Resolutionen
resp, über die Aufnahme der betreffenden Sätze in die an Se. Majestät zu richtendeAdresse
abgestimmt, wobei sich 41 Stimmen für die cm. Resolutionen und 31 dagegen aussprechcn.

^ 2. In Betreff der dem Landtage zur gutachtlichenAeußerung zugegangenen Denkschrift
N», 26 ^^^"^übcr die Theilung des Kreises Mülheim a. d. Ruhr hatte der I. Ausschuh folgendenAntrag gestellt:

„Der hohe Provinzlal-Landtag wolle seine Uebereinstimmungmit den in der Denk¬
schrift, betreffend die Theilung des Kreises Mülheim a, d. Ruhr enthaltenen Vor¬
schlägen aussprechen, zugleich sich bezüglich der vorliegenden Petitionen der Städte
Ruhrort und Dinslaken einer Befürwortung des einen oder anderen Ortes enthalten
und somit besagte Petitionen erledigt erklären."

Der Antrag des Ausschusses wird einstimmig angenommen.
3. (5s wird nach dem Antrage des I. Ausschusses einstimmig beschlossen,die Petition der

«,2^^^^^ Gemeinde Nippes um Erhebung in den Stand der Städte zu befürworten.
—^""^ 4. Zu den Eingaben der Handelskammern zu Elberfeld, Neuh, Essen und Duisburg über

Ausdehnung des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- nnd Verwaltungsgerichts-
behürden vom 1. August 1883 auf die Rheinprovinz wird nach dem Vorfchlage des I. Ausfchusses
beschlossen, zu erklären, daß dem Landtage die in Rede stehendenZuständigkeitsgesetze zur gut¬
achtlichen Aeußerung nicht zugegangenseien, er deshalb sich auch zur Befürwortung der vorgelegten
Petitionen nicht veranlaßt sehen könne.

5. Es wird nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths in dem Referate,
«8 ^ ^^^^ betreffend die Ueberfüllung der provinzialständischenIrrenanstalten, einstimmig beschlossen, den

Provinzial - Verwaltungsrath zu ermächtigen, die nach Maßgabe dieses Referats erforderlichen
Schritte unternehmen und die Kosten aus bereiten Mitteln decken zu dürfen.

Ein von dem AbgeordnetenHerrmann gestellterAntrag, die Angelegenheit bis zum
nächstenProvinzial-Landtage zu vertagen, war vorher mit allen gegen die Stimme des Antrag¬
stellers gefallen.

6. Es wird nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths in dem Referate,
^ ^^^" betreffend hauliche Veränderungen und Neubauten in der Provinzial - Hebammcnlehrnnstalt zu

Köln, einstimmig beschlossen, den Provinzial - Verwaltungsrath zu ermächtigen, die zu den
qu. Bauausführungen erforderlicheKostensummeaus bereiten Mitteln zu entnehmen.

7. Den vom Provinzial-Verwaltungsrathe in dem Referate, betreffend die monumentale
«>». 3« ^^^"' Ausführung der bei Gelegenheit des Kaiserfestes im September 1884 im Treppenhause des

Ständehauses aufgestelltenFigurcngruppe, gestellten Antrag:
„Hoher Landtag wolle zur monumentalen Allsführung der bei Gelegenheit des Kaiser-
festes im September 1884 im Treppenhaufe des Ständehaufes aufgestelltenFiguren¬
gruppe nach dem angefertigtenModell einen einmaligeil Beitrag von 40 000 M. aus
dem Ständefonds bewilligen",

hatte der I. Ausschuh durch den Zusatz erweitert:
„und den Provinzial-Verwaltungsrath beauftragen, die nöthigen Schritte zu thun, um
die Ausführung der Gruppe möglichzu machen".

Der AbgeordneteRautenstrauch stellt den Antrag:
„In Anbetracht dessen, daß die Beiträge von Seiten des Staates, des Kunstuereins
und der Stadt Düsseldorf sich nicht mit Bestimmtheit heute übersehen lassen, die
Beschlußfassungüber die Geldbewilligung sür die Figurengruppe bis zum nächsten
ordentlichenLandtage vorzubehalten."
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Der AbgeordneteGraf Hoensbroech beantragtfür den Fall der Annahme des Antrags
des Ausschusses, den Provinzial-Verwaltungsrath zu beauftragen,geeigneteIchritte zu thun, um
auch von der Stadt Düsseldorf einen entsprechenden Veitrag zur Errichtungdes Denkmalszu
erlangen.

Es wird der Antrag Nautenstrauch zunächstzur Abstimmung gebracht und mit 45
Stimmen angenommen.

Damit waren die übrigen Anträge gefallen.
5- Neuwahl der bürgerlichen Mitglieder und Stellvertreterzu den Ober-Ersatzcommissionen

für die Jahre 1887 bis einschließlich 1889. Es werden per Akklamationgewählt:

I. für den Bezirk der 28. Infanterie-Brigade:
u) als Mitglied RittergutsbesitzerJulius Wolters zu Düsseldorf.
d) als I. Stellvertreter Hauptmann a. D. und BeigeordneterR. von Monfchaw zu Goch,

als II. StellvertreterFreiherr von der Leyen zu Vlömersheim, Kreis Moers,
als III. StellvertreterFreiherr A. von Eynatten zu Düsseldorf.

II. für den Bezirk der 29. Infanterie-Brigade:
a) als Mitglied Ober-Negierungsrath a. D. Llaefsen zu Aachen.
I>) als I. StellvertreterJakob Iansen zu Binsfeld,

als II. StellvertreterGutsbesitzerErd mann zu Mich,
als III. Stellvertreter RittergutsbesitzerFreiherr Joseph von Snberg zu Haus Eicks.

III. für den Bezirk der 30. Infanterie-Brigade.
a) als MitgliedRentner Peter Iofeph Constantin Schmitz zu Hennef.
l.) als I. StellvertreterBürgermeister Vreuer zu Neuwerk,

als II. StellvertreterRegierungs-Assessora. D. Fritz Pauli zu Groß-Königsdorf.
als III. StellvertreterGutsbesitzerWeidt zu Groß-Königsdorf.

IV. für den Bezirk der 31. Infanterie-Brigade.
a) als Mitglied Rentner und Beigeordneter Ignaz Melsheimer zu Zell.
b) als I. StellvertreterGutsbesitzerBackhausen zu Nettehammer,

als II. StellvertreterSteinhauereibesitzerCaspar Grod zu Nrohl,
als III. StellvertreterGutsbesitzerFranz Emil Schmitz zu Eckendorf.

V. für den Bezirk der 32. Infanterie-Brigade:
a) als Mitglied GutsbesitzerJohann Peter Limbourg zu Vitburg.
Ii) als I. StellvertreterOekonom Friedlich Herrmann zu Mülheima. d. Mosel,

als II. StellvertreterGutsbesitzerJakob Merrem zu Kirchhof bei Wittlich,
als III. StellvertreterRentner Orth zu Saarburg.

Soweit die Gewählte,, als Mitglieder des Landtags anwesend sind, erklären sich dieselben
auf Befragen des Landtags-Marschalls zur Annahme der Wahl bereit.

9. Ergiinzungswllhlzum Provinzial-Verwaltungsrath.Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel:
Als Skrutatorenfungiren die AbgeordnetenFr. von Jordans und Kaspers.
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Es werden 71 Stimmzettel abgegeben,davon lauten:
44 auf den AbgeordnetenFreiherr von Eerde,
22 „ „ AbgeordnetenFreiherr von Eynatten,

1 „ „ Feuer-Societäts-Direktor Seul,
1 „ „ Abgeordnetenvon Eynern,
3 sind weiße Zettel.

Summe 71 Stimmzettel.
Es sind sonach 68 Stimmen abgegeben, davon beträgt die absolute Majorität 85.
Freiherr von Eerde ist also gewählt und nimmt derselbedie Wahl an.
10. Bezüglich der Petition der Stadt Trarbach um Erhöhung des vom Prouinzial-

Landtage unter dem 11. Dezember 1883 bewilligten Zuschusses von 00 000 M, zum Bau der
projettirten MosclbrückezwischenTrarbach und Traben beantragte der II. Ausschuß folgende
Beschlußfassung:

„unter Ablehnung der Petition den Beschluß vou 1883 wegen Bewilligung eines
Zuschusses von 60 000 M. aufrecht zu erhalten"

„Der Stadt Trarbach anheimzugeben, entweder durch größeren Staatszuschuß
oder durch Aufnahme einer Anleihe bei der Provinzial-Hülfskassezu niedrigemZinsfuß
bei langjähriger Amortifatiun das erstrebte Ziel zu verfolgen."

Der AbgeordneteAdams beantragte Erhöhung des früher bewilligten Zufchuffesvon
60 000 M. auf 100 000 M.

Es wird zunächst über den Antrag Adams abgestimmt und bleibt derselbe in der
Minorität.

Sodann wird über den Antrag des Ausschussesabgestimmtund gelangt derselbezur
Annahme,

11. Bezüglichder vorliegendenPetitionen, betreffend den Steinbruchbctrieb am Peters¬
berg, hatte der II. Ausschuß folgende Vefchlußfassungbeantragt:

„In Erwägung, daß die Außerbetriebsetzungdes der Provinz zugehörigenSteinbruchs
am Petersberge die Interessen der Provinzial-Ttraßcnverwaltung fchwer schädigen
würde, ohne daß damit ein praktischerZweck so lange erreicht werden kann, als die
übrigen die Schönheit der Gegend weit mehr beeinträchtigendenSteinbrüche im Sieben¬
gebirge, namentlich an der Wolkenburg, am Stenzelberge, am Lührberge und am
Oelberge nicht zu gleicher Zeit stille gelegt und der Eröffnuug neuer Steinbrüche
daselbst vorgebeugt wird,

daß die von den Petenten beantragte Erwerbung sämmtlicher Privat-Steinbrüche
im Siebengebirge, sei es im Wege des freihändigen Ankaufs, fei es im Wege der
Expropriation fchon aus dem Grunde nicht in Betracht gezogen werden kann, weil
die hierzu erforderlichenGeldmittel der Provinz nicht zur Verfüguug stehen,

daß namentlichdie der Provinz zugewiesene Dotationsrente für den vorangeführten
Zweck nicht verwendet werden darf, abgefehendavon, daß diefelbe zur Erfüllung der
mit diefer Rente überwiesenenVerpflichtungen nicht ausreicht, die Erhebung einer
Umlage aber zur Erwerbung von Steinbrüchen im Siebengebirge behufs Außer¬
betriebsetzung derselbennach den bestehenden Bestimmungen weder gesetzlich zulässig,
noch unter den vorliegendenUmständen angebracht erscheint,
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das; es im Uebrigen nicht Aufgabe des Provinzial-Landtags sein kann, dein
Verein zur Rettung des Siebengebirges Mittel und Wege zur Erreichung seiner
Vereinszwecke an die Hand zu gebeu beziehentlich für denselben ausfindig zu machen

beschließt der Provinzial-Landtags,
über die Petitionen der Städte Bonn und Königswinter^sowie des Vereins

zur Rettung des Siebengebirges zur Tagesordnung überzugehen und die zur
Sache eingegangenen Antrage der Abgeordneten Lucas und Hoffmann für
erledigt zu erklären."

Die Abgeordneten Hoffmann uud Lucas nehmen ihre Vorgedachten Anträge wieder
auf, modificiren dieselben aber dahin, daß

3,) der Antrag Hoffmann lautet:
„Der Landtag wolle aussprechen: „Die Provinz ist bereit, ihren Steinbruch in dem
Siebengebirge einzustellen, sobald es den Petenten gelungen sein wird, die Privat-
Steinbrüche zur Einstellung zu bringen."

d) der Antrag Lucas lautet:
„Der Provinzial-Landtag wolle beschließen, die Angelegenheit nochmals an den
Provinzial-Verwaltungsrath zu verweisen, um festzustellen:

1. ob durch die vorhandenen Steinbrüche der landschaftlichen Schönheit des Sieben¬
gebirges ernstlich Gefahr droht;

2. wie viel Steinbrüche im Betrieb nnd welche Geldmittel zum Antanf derselben
bezw. zur Entschädigung der Steinbruchbesitzer erforderlich sind."

Es wird zunächst über den Antrag des Ausschusses abgestimmt und wird derselbe mit
allen gegeu 3 Stimmen angenommen.

Damit waren die Anträge Hoffmann und Lucas gefallen.
Der Landtags-Marfchall schließt die Sitzung und beraumt die Schlußsitzuug auf

Samstag, Vormittag 11 Uhr, an.

(Schluß der Sitzung 5 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.
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Neunte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Prouinzial-Ständehauses zu Düsseldorf

am Samstag, den 20. November 1886.

Der Landtags-Marschall eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Protokollführer für heute ist der AbgeordneteFreiherr Eugen von Los.
Der Landtags-Marschall erbittet und erhält die Ermächtigung, das Protokoll der

heutigen Schlußsitzungseinerseits Namens des Landtags festzustellen.
Desgleichenerklärt die Versammlung sich damit einverstanden,daß die aus Veranlassung

der diesmaligen Vorlagen und Beschlüsse an Se. Majestät zu richtenden Adressen,deren Entwürfe
noch nicht haben vorbereitet werden können, durch den Landtags-Marschall festgestellt und
nach eingeholter Mitunterschrift der nächstwohncnden Landtags-Mitglieder zur Absendung
gebracht werden.

Die Tagesordnung findet hierauf Erledigung wie folgt:
1. Es wird nach dem Antrage des I. Ausschusses einstimmig beschlossen:

„den Zuschuß für die Fachschulefür die Kleineisen- und Stahlwaaren-Industrie zu
Nemschcid von 5000 M. auf 10000 M. zu erhöhen unter der Voraussetzung, daß
der Stlllltszuschuß von 900N M, auf 25 000 M. erhöht und die von der König¬
lichen Staatsregierung beabsichtigteErweiterung der Schule ausgeführt bezw. die
Erweiterung der Gebäude nach den Anforderungen des Herrn Handelsministers von
der Stadt Nemscheid übernommen werde."

2. Bezüglichder Petition des Oberbürgermeisterszu Erefeld um Erhöhung des Zuschusses
für die Königliche Webe-, Färberei- und Apvretnrschule zu Erefeld wird nach dem Antrage des
I. Ausfchnsses einstimmigbeschlossen:

„in Erwägung, daß der vom 28, Oktober er, datirte und erst am 15. November
vräfentirtc Antrag auf Vermehrung des Zuschnssesfür die qu. Fachschulenicht so
genügend »räeisirt ist, um damit die Nothwendigkeit der Erhöhung des Zuschusses
zur Zeit begründen zu können, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen."

3. Die Petitionen der Bürgermeister zu Gemünd und Nideggen, betreffend den Bau
einer Prouinzialstraße von Heimbachnach Nideggen, werden nach dein Antrage des II. Ausschusses
dem Provinzial-Verwaltungsrath mit dem Auftrage überwiefeu, dem nächstenProvinzial-Landtage
darüber Bericht zu erstatten, ob die Anlage der Straße als Prouinzialstraße sich empfiehlt oder
ob der Provinzial-Verwaltungsrath dieselbe als Gemeindeweg I. Klaffe behandelt hat bezw. be¬
handeln wird.
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4. Die Petitionen resp. Anträge:
»,) des Königlichen Landraths zu Wetzlar um eine Unterstützungvon 16000 M. an die

Hagelbeschädigten des Kreises Wetzlar,
K) des Königlichen Landraths zu Wipperfürth um eine nicht normirte Summe an die

Hagelbeschädigtender Kreise Gummersbach und Wipperfürth,
«) des AbgeordnetenFreiherrn Felix von Lo8 um eine Unterstützungbis zu 10 000 M

an die durch Hagel beschädigten Tabakspflanzer am Niederrhein
werden sämmtlichabgelehnt.

5. Die für das Bureau- und Dienstpersonaldes Landtags vom I. Ausschuß vorgeschlagenen
Gratifikationen im Gesammtbetragevon 2280 M. werden bewilligt.

Die Tagesordnung war hiermit erledigt.
Der Landtags-Marschall wirft einen Rückblick auf die uunmehr beendigtenArbeiten

der Session, welche ihren Schwerpunkt in der so wichtigen Vorlage der neuen Kreis- und
Provinzialordnung gehabt habe. Wenn der Landtag auf feine Thätigkeit in dieser Session mit
voller Befriedigung zurückblickendürfe, so gebühre dieserhalb der Dank des Landtags zunächst der
KöniglichenStaatsregierung dafür, daß dieselbe dem Landtage Gelegenheit gegeben hat, jene
wichtigen organisatorischenGesetzesentwürfezu prüfen und fein Votum zu den einzelnen Be¬
stimmungenderselbenabzugeben. Ebenso sei dein Herrn Iustizminister dafür zu danken, daß er
den weiteren Ausban der NheinifchenHypothekar-Gesetzgebungin Angriff genommen und die
bezüglichen Gefetzesentwürfeder Begutachtung des Landtags unterbreitet habe.

In gleicher Weise, fährt der Landtags-Marschall fort, glaube er im Sinne der
Nerfammlung zu sprechen, wenn er daraus hinweise, welches außerordentlicheMaß von Arbeit
von Seiten der Oberbeamten der ständischen Verwaltung, vor Allem von dem Landesdirektorund
dem Landesrath Küster, in der Vorbereitung der diesmaligen Vorlagen, speziell der Gesetzes-
vorlagen, bethätigt worden sei, wofür die Genannten sich den befondern Dank des Landtags
verdient hätten.

Er seinerseits habe sodann noch allen Mitgliedern des Landtags Dank zu sagen für das
Entgegenkommenund das große Vertrauen, welches ihm von allen Seiten bezeigt worden sei;
insbesondere danke er den Herren Vorsitzendender Ausschüsse,welche ihn in so vorzüglicher
Weise unterstützt hätten.

Der Landtags-Marschall schließt mit dem wiederholtenAusdrucke seines Dankes nach
allen Seiten hin und mit der Hoffnung, die Anwefenden noch einmal in seiner gegenwärtigen
Funktion, als der von Sr. Majestät berufene Landtags-Marfchall, hier versammelt zu sehen, um
dann gemeinsam den Abschluß der jetzigen ständischenVerwaltung uud die Vorbereitung der
Ueberführung derfelbeu in die neuen Verhältnisse bezw. die Uebergabe an den auf der neuen
Grundlage gewählten Provinzial-Landtag zu vollziehen.

Der AbgeordneteEourth nimmt das Wort, um im Namen der ganzen Versammlung
dem Landtags-Marschall den vollsten Dank auszusprechenfür die fo unermüdliche, liebenswürdige
und unpartheiifcheArt, womit er als Vorsitzenderwiederum die Geschäftegeführt habe.

Die Versammlung bekundet ihre Zustimmung zu diesen Worten durch allseitigen Beifall
und Erheben von den Sitzen.

Der Landtags-Marschall dankt mit der Bitte, den so eben ausgesprochenenDank
nicht auf ihn allein zu beziehen, sondern sich ihm anzuschließen,um auch seinem Stellvertreter,
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dem Herrn Vice-Landtags-Marschall, den verdienten Dank auszudrücken, und dies durch
Erheben von den Sitzen zu erkennenzu geben. (Geschieht.)

Die Sitzung wird hierauf von dem Landtags-Marschall geschlossen.

Um 12^/4 Uhr trat von einer Deputation geleitet der KöniglicheLandtags-Commissar,
Ober-Präsident der Nheinvrovinz, Dr. von Bardeleben, in den Saal und hielt an die Ver¬
sammlung eine Ansprache, an deren Schluß er im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs
den 32 RheinischenProuinzial-Landtag für geschlossen erklärte (olr. stenographischerBericht).

Der Landtags-Marschall bringt ein dreimaliges Hoch auf Se. Majestät den Kaiser
und König aus, in welches die Versammlung begeistert einstimmte.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.



L. Anlagen.
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Nr. t.

Düsseldorf, den 7. Oktober 1886.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Ermächtigung für den Provinzial-Verwaltnugsrath, das nach §. 4 des durch Aller-
höchsten Erlaß vom 5. April 1880 genehmigtenRegulativs für die III. Ausgabe von
Anleihescheinen der Rheinprovinz dem Provinzial°Landtage zustehende Recht auszuüben.

Der Rheiuprovinz wurde durch Allerhöchsten Erlaß vom 5. April 1880 das Privilegium
ertheilt, behufs Verstärkung der Fonds der RheinifchenProvinzial-HülfskasseAnleihescheineder
Nheinvrovinz im Betrage von 3 Millionen Mark, verzinslichmit 4 "/n und amortisirbar mit 1 °/o,
auszugeben; nach §. 4 des Regulativs hat der Provinzial-Laudtag das Recht, den Tilgungsstock
zu verstärken,sowie sämmtlichenoch umlaufendeSchuldverschreibungenzu kündigen. Gegenwärtig
betragen die letzteren noch 2 875 500 M.

Da je nach den Geldverhältnissenes angezeigt erscheinenkonnte, von dem Rechte des
§. 4 Gebrauch zu machen, da es ferner nicht möglich, jedenfalls nicht thunlich erfcheint,in dem
gegebenen Falle eine Zusammenberufungdes Prouinzial-Landtags zu diesem Zweck zu beantragen,
so beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen-.

„Hoher Landtag wolle den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen, das nach tz. 4
des durch Allerhöchsten Erlaß vom 5. April 188U genehmigten Regulativs für die
III. Emission zustehende Recht auszuüben."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelul Fürst zu Wied,

LllndtagsMlllschllll.
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Nr. 2. Düsseldorf, den 7. Oktober 1886.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Pensiomrung des Landes-Banrathes Sachse.

Der in der Sitzung des Provinzial-Verwaltungsrathes vom 12. April 1876 zum oberen
Bllubeamten erwählteLandes-Banrath Sachfe hat unter dem 2. Juni cr. seine Versetzungin den
Ruhestand unter der Voraussetzungnachgesucht, daß seine Pension auf die Summe von 4500 M.
jährlich festgesetztwerde.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat diesem Gesuche entsprechendin seiner Sitzung vom
?. Juli cr. beschlossen, den Landes-Bcmrath Sachse vom 1. Oktober cr. ab in den Ruhestand zu
versetzen und die Pension des Genannten unter theilweiser Anrechnung seiner im Staatsdienste
verbrachten Dienstzeit auf 4500 M. jährlich festzusetzen und zugleich die Genehmigung des
Provinzial^andtags zu der Anrechnungdieser letzteren Dienstzeit resp, der hierdurch herbeigeführten
Erhöhung der Pension des Herrn Sachse zu erbitten.

Entscheidendfür diese Beschlußfassungwaren folgende Umstände:
Zunächst kam in Betracht, daß in Folge der anderweiten Einrichtung der Straßen-

Bauverwaltung die Stelle eines zweiten Landes-Banrathes in dieser Branche überflüssig geworden
war, und in Folge dessen Herr Sachse nicht ausreichend beschäftigtwerden konnte.

Sodann war zu erwägen, daß der Gesundheitszustand des Landes-Vaurathes Sachse,
welcher im 67. Lebensjahre steht und bereits 88 Dienstjahre zählt, in den letzten Jahren so
gelitten hatte, daß derselbe einer irgendwie anstrengenden Thätigkeit nicht mehr gewachsen war,
weshalb eine anderweite Verwendung des Genannten im Vaufache des ständischen Dienstes
ausgeschlossen erschien.

Für die Anrechnung der im Staatsdienste verbrachten Dienstzeit des p. Sachse aber,
beziehentlich für die Erhöhung der Pension fprachen — abgesehenvon der desfallsigenBedingung
des Pensionsgesuchesdes Genannten — so überwiegendeNilligkeitsgründe, daß der Provinzial-
Verwaltungsrath einstimmigder Ansicht war, die beantragte Erhöhung der Pension im Vertrauen
auf die nachträgliche Billigung dieses BeschlussesSeitens des Provinzial-Landtages gewähren
zu dürfen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Der hohe Provinzial-Lcmdtag wolle die Festsetzung der Pension des Landes-Vaurathes
Sachse auf die Summe von 4500 M. jährlich nachträglichgenehmigen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtllgs-Marschall.
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Str. » .

Düsseldorf, den 18. Oktober 1886.

Referat
über die

ÄnstelIunlM'orl)ältmsseder Vauschreiber bei den ständischenWege-Vauinspektionen.

Durch den Etat der Provinzml-Straßcnuerwaltung für die Jahre 1879 und 1880 war
die Ereirung von Bauschrciberstellcnbei den ständischen Wege-Vauinspektionen in Antrag
gebracht worden.

Bei der Berathung dieses Etats in der Plenarsitzung des 26. RheinischenProuinzial-
Landtages vom 25. April 1879 sind die qu. Stellen unter Annahme des Antrages des V. Aus¬
schusses bewilligt worden, nach welchemdie Vauschreiber für die Dauer der angegebenenEtats-
periode zunächst nur commissarisch angestellt werden und es dem Provinzial-Landtage überlassen
bleiben sollte, nach Anhörung des Provinzial-Verwaltungsraths demnächst weiter darüber zu
befinden, ob diese Beamten sich wirklich auf die Dauer als nothwendig erwiesen.

Bei der Diskussion über die Bewilligung der Stellen in der erwähnten Plenarsitzung
ist es schon zum Ausdrucke gekommen,daß der Provinzial-Verwaltungsrath von der dauernden
Nothwendigkeitder in Nede stehenden Einrichtungvolle Neberzeugunggewonnenhabe. Die damals
bewilligtenBauschreiberstellensind alsbald zur Besetzung gekommen.

Die Erfahruugen, welche in den seither verflossenen7 Jahren gemacht worden sind,
baben die Ueberzeugungvon der Nothwendigkeitqu. Stellen nur zu bestärken vermocht.

Der Umfang der fchriftlichen Arbeiten bei den ständischen Wege-Vauinspektionenist ein
derartiger, daß die Vauschreiberzweifellosunentbehrlichsind, wie daraus erhellen dürfte, daß bei
den Wege-Vauinspektionen durchschnittlichjährlich nahezu 4'/2 Tausends Geschästsnummernzu
erledigen, ca. 900 vielfach recht umfangreicheNechnungs-Aufstellungenzu fertigen, zu reuidireu
und knlkuliren, endlich etwa 80 Verträge über Lieferungen und Leistungen für die Strahen-
unterhllltung abzuschließen sind.

Es dürfte außer Frage gestellt sein, daß der Wege-Vauinspektorneben dem so wichtigen
äußern Dienst außer Staude ist, dieses Arbeitspensum ohuc Mitwirkung" eines /geschulten Vau-
schreibers zu bewältigen. Es ist denn auch Thatsache, daß die Vauschreiberbei den Wege-Bau¬
inspektionen durch die Erledigung der ihnen obliegenden Büreauarbeiten ,(Iournalführung,
Registraturuerwaltung, Führung der Nechnungsbücher, Kalkulatur der Rechnungen, kleinere
Expeditionen?c.) vollauf in Anspruch genommen sind, vielfach sogar mit den vorgeschriebenen
täglichen Dienststnnden nicht ausreichen, und daß das Arbeitspensum eines'Banschrcibers einen
gut vorgebildetenund routinuten Vüreaubeamten beansprucht.

Es entspricht daher dem eigenen Interesse der Verwaltung, daß sie die zur Zeit
amtirenden, brauchbarenVauschreiberdurch definitiveAnstellungenger an sich sesselt und anderseits
die Bauschreiberstellendnrch die Möglichkeit der definitiven Verleihung begehrungswcrther macht.
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Der Prouinzial-Verwaltungsrath gestattet sich daher den Antrag zu stellen:
„Hoher Provinzial-Landtag wolle die dauernde Beibehaltungder Vauschreiber beschließen
und deren definitive Anstellungdein Provinzial-Verwaltungsrathe gestatten".

Der PruMttzial«Verwalwngsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solcmllcher,
Nice-^andtags-Marschllll,

«r. 4. Düsseldorf, den 1«, Oktober 18»«.

Referat,
botreffend

Gesuch des Vaminterurhmers Wilhelm Vertraut zu Hmnwt'er auf Oewährmia. einer
eiunmliqeuUntcrstüiniugzur Schndlushaltmig für die ihn, bei Ausführung des Neulnuies

der Proviuzialstraßc von Müsch nach Schuld eutstmideueu Verluste.

Der Unternehmer WilhelmBertram hat den in der Anlage beigefügten Antrag mit
dem Ersuchen hier vorgelegt, die Entscheidung des Prouinzial-^cmdtagsüber denselben herbei¬
führen zu wolle».

Zur Sache ist Nachstehendes zu bemerkein
In einer im Mai des Jahres 1880 abgehaltenen öffentlichen Verdingung der Vauarbeiten

für die Herstellung einer neuen Provinzialstraße von Müsch nach Schuld war die Forderung der
Unternehmer W. Bertram und H. Becker zu Hannover die zweit niedrigste. Mindestfordernder
für die ganze Vauunternehmungwar dagegen ein Unternehmer Nehm aus Herdecke,Das
Unternehmen war in 3 getrennten Loosen ausgeboten. In Rücksicht auf den Umfang der Bau¬
ausführung,welche eine Summe von rot. 300 000 M. erforderte, wurde Seitens der Bauvcr-
waltung Bedenken getragen, einem einzigen Bauunternehmerdie Ausführung des gesummten
Bauobjektes zu übertragen, und daher mit den Zweitiuinoestforderndcn,den Unternehmern Bertram
und Necker wegen eines Theiles der Unternehmung in Verhandluug getreten.

Bei dieser Verhandlungerklärten sich die genauntenUnternehmer, welche durch den
p. Necker vertreten wurden, zu einer Reduktion ihrer Preisforderungbereit und wurde alsdann
dem vorgenannten Unternehmer Nehm Loos I und den Unternehmern Bertram und Becker
Lous II und III der Bauausführung übertragen und entsprechende Verträge abgeschlossen.
Bereits im Oktober des Jahres 1880 schied der UnternehmerBecker ans dem Vertragsverhältnisse
mit der viovinzialständischen Verwaltuug aus und W. Bertram übernahm die aus dem betreffenden
Vertrage herrührenden Verpflichtungen mit Zustimmungder Bauverwaltungfür seine Person
allein, da sein Socius Becker sich als vollständig vermögenslos erwiesenhatte.
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Der Bau der Straße Müsch-Schuld hat alsdann die Zeit von Mitte des Jahres 1880
bis gegen Ende des Jahres 1883 in Anspruch genoumen und ergab sich, nachdem schon während
der Bauausführung zwischeu der Bauleitung nnd dein Unternehmer mannigfache Meinungs¬
verschiedenheiten entstanden waren, bei Aufstellung der Schlußrechnung in, Anfang des Jahres
1884 bezüglich der seitens der Vauucrwaltung ermittelten Abrechnungs-Schlußsumme und der
Forderung des Unternehmers eine Differenz von ca, 22 000 M. Von dieser Differenz glaubte
die Bauuerwaltung aus Billigkeitsrücksichten uud, weil der Vertrag über einige Punkte Zweifel
zuließ, den Betrag von rot. 6000 M. dem p. Bertram zubilligen zu können, lehnte jedoch die
weitergehende Forderung ab und schlug dem Unternehmer vor, sich bezüglich aller Nachfordcrungcn
dein Nusspruche eines Schiedsgerichtes nach Maßgabe der Vertragsbedingungen zu unterwerfen.
Der Unternehmer Bertram acceptirte diefen Vorschlag und von seinen Nachforderungen in Höhe
von 22 000 M. wurden ihm durch das Schiedsgericht an Stelle der diesseits event, freiwillig
bewilligten rot. 0000 M. 8800 M, zugesprochen, welche ausbezahlt worden sind.

Die gesammte Abrechnung mit dem Unternehmer Bertram ist also genau auf Grund
der Vertragsbedingungen erfolgt und dürfte die nochmalige gründliche Prüfung der Abrechnung
durch das vollständig unbefangene Schiedsgericht genügende Gewähr dafür bieten, daß dem
Unternehmer sein ihn, vertraglich zustehendes Guthaben auf Heller und Pfennig ausbezahlt
worden ist.

In der an den bohen Provinzial-Lcmdtag gerichteten Eingabe behauptet der Unternehmer
Bertram durch die Ausführung des Baues der Straße Müsch-Schuld eine Vermögeuseinbuße
von 40 000 Mark erlitten zn haben nnd sucht diesen Verlust durch die folgenden Umstände als
ohne seine Schuld entstanden zu motiviren.

In erster Linie schiebt er den Grund für seine Verluste einer weiteren Reduktion seiner
ursprünglichen Offerte zu, die von feinem Geschäftsgenosfen zugestanden worden sei, ohne daß
Letzterer sich mit ihm darüber verständigt habe. p. Bertram behauptet, er sei auch bei Voll¬
ziehung des Vertrages noch in dem Glauben gewesen, derselbe enthalte nicht die rcduzirten,
sondern die vollen Einheitspreise seiner ersten Offerte. Diese Angabe ist an und für sich nur
wenig glaubwürdig, da zwischeu der Submission und der Verhandlung mit dem p. Becker als
Bevollmächtigten der Firma Bertram und Becker die Zeit vom 10. Mai bis 26. Mai liegt, und
der Vertrag selbst erst am 3. Juli zum Abschluß gelangte. Der Unternehmer hatte also Zeit
genug, sich die Angelegenheit gründlich zu überlegen. Aber selbst wenn hier ein Versehen oder
vielmehr Nachlässigkeit des p. Bertram vorliegen sollte, so ist dies jedenfalls kein Grund für
die ständifche Verwaltung, den Unternehmer für entstandene Verluste zu entschädigen, zumal es
ohne die Reduktion der Offerte nicht wohl angängig gcwefen wäre, ihm die Unternehmung mit
Uebergehung des Mindcstfordernden zu übertragen, er also ohne die Preisreduktion gar nicht
weiter in Betracht gekommen, die Arbeit vielmehr einem anderen Unternehmer übergeben worden
wäre. — Außerdem aber sind die Vertragspreise als angemessen zu bezeichnen, wie ein Vergleich
mit dem Nächstfordcrndcn ergiebt. Zwar betrug das Abgebot der Unternehmer Bertram und
Becker 24 > der Anschlagssumme. Aber auch bei den übrigen irgend in Frage kommenden
Unternehmern schwankte das Abgebot zwischen 16 und 26 °/n.

Die ziemlich hohen Anschlagspreise erklären sich daraus, daß bei Aufstellung des An¬
schlages mit'Sicherheit angenommen werden mußte, es würde der Bau der Ahrthal-Bcchn gleich¬
zeitig mit dein qu. Straßenbau in Angriff genommen werden und dadurch eine Steigerung der
Arbeitslöhne unvermeidlich sein. Die Inangriffnahme des Bahnbaues verzögerte sich aber noch
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nicht eingetreten.

Es ist daher nicht zweifelhaft, daß die Vertragspreise den Verhältnissen angemessen
waren und bei einer sorgsamenund sachgemäßen Disposition und Beaufsichtigungder Ausführung
sich noch eiu angemesseuerUnternehmer-Gewinn hätte erzielen lassen. In Bezug auf richtige
Disposition und Veaufsichtiguughat es der Unternehmer Bertram nun aber sehr häusig am
Nöthigsten fehlen lassen. Vielfacher Wechsel im AufsichtSpersoual,seiue verhältnismäßig immer
nur kurze Anwesenheitauf der Baustelle und die gleich im Anfang entstehenden Differenzen mit
seinem Socius Becker haben ihn von vorn herein in Rückstandgebracht lind ein Sinken seines
Credits bei den Handwerkernuud Arbeitern fowie bei den kleinerenUnternehmern, auf welche er
cmgewiefen war, zur Folge gehabt.

Was nun die übrigen von dem Unternehmer Bertram aufgeführten Gründe für die
Gewährung einer außerordentlichenUnterstützung anbelangt — als da sind: spätere Aenderung
des Projektes, mehrfacheHochfluthenund Verzögerung der Auszahlung seiner Nachfordcrnng—
so erscheinen auch diese ebenso hinfällig als die vorstehendbesprochene Begründung.

Die dem Unternehmer durch Hochwasser während der Ausführung der Bauarbeiten ent¬
standenen Schädiguugeu sind nicht bedeutendergewesen,als solche bei derartigen mit Wasserbauten
verbundenen Bauausführungen in der Negel vorkomme».

Die ihm aus Verlegung der Linie oder sonstigen Projekt-Aenderungen gegen das
ursprünglicheProjett entstandenenNachtheilesind bei Feststellung der Nachforderungberücksichtigt
und ihm angemessen vergütet worden.

Was endlich die verzögerte Auszahlung seiner Nachforderunganbelangt, die, wie bereits
oben erwähnt, von 22 000 M. auf 8800 M. reduzirt wnrde, so trägt daran der Unternehmer
durch seine längere Zeit in Anspruch nehmende Auswahl eines Schicdsmannes die Hauptschuld.

Unmittelbar nach erfolgten: Ausfpruchedes Schiedsgerichtesist die Anweisung der Nach-
forderung ohne Aufenthalt erfolgt.

Sind dem UnternehmerBertram Verluste entstanden, über deren Größe übrigens in dem
Gesuche desselbeuerwieseneAngaben nicht einmal enthalten sind, so haben dieselbenhauptsächlich
in seiner mangelnden Geschäftsroutineihren Grnnd.

Es beehrt sich daher der Provinzial-Verwaltungsrath auf Grund dieser Darlegungen den
Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle das Gesuch des Unternehmers Bertram ablehnen."

Der Prouinzml'Verwlilwngsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solenmcher,
PiccHandtasss-Mnrschall,
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^blchrift. Hannover, den 16. März 1886.

Betrifft:

Gesuch des Bmmuternehmers Nilhelm Bertram um eiue einmalige Unterstützung für
den Bau einer Landstraße twn Müsch nach Schuld.

Obgleich der Ban der nebenbezeichnctenLandstraße seit Jahr und Tag beendet ist, wage
ich, der gehorsamst Unterzeichnete, einem hohen Landtage eine Bitte um Umterstützungvorzutragen
und zur Motiviruug das Folgende ganz gehorsamstzu berichten:

Laut Vertrag uom 3. März 1880 hat die Provinzial-Verwaltung in Düsseldorf den
Nammternehmern Bertram und Becker in Hannover den Neubau eines Theiles der Müsch-
Schuld'er Provinzialstraße übertragen.

Wenngleich auch die Vauverwaltung nur die uorbezeichncteFirma anerkannte, war
derselben nicht unbekannt und müssen die Thatsachen beweisen, daß ich kurz nach Beginn der
Arbeiten die einzige ausführende Person war, indem mein Compagnon Necker wegen Insolvenz
plötzlich verschwand und nur die ganze Last allein überließ. Ich brauche wohl nicht zu beweisen,
daß der Genannte von vornherein darauf ausgegangen war, mich zu dupiren, was ihm leider nur
zu gut gelungen ist, wie ich zu meinem grüßten Erstaunen bereits bei der ersten mir von der
Bauverwaltung bewilligten Abschlagszahlungerfahren muhte, indem ich dabei entdeckte, daß die
Einheitspreiseder Offerte mit denen des Vertrages nicht unwesentlichdifferirten. Der p. Becker
war allein nach Düsseldorf gereist um auf Grund der gemeinschaftlichen Offerte den Vertrag
abzuschließen. Von dort wurde mir dieser Vertrag zur Unterschrift nach hier gesandt und ich
unterschriebdenselben in dem guten Glauben, mein Eompagnon habe in unserm beiderseitigen
Interesse gehandelt und seien die Preise mit der Offerte übereinstimmend. Die Preise waren
an und für sich auf das Acußerstebemessen, weshalb es >nir bis heute ciu Räthsel gebliebenist,
ob die Vauverwaltung auf Herabsetzungder Preise gedrungen hat, oder aber mein Eompagnon,
von dem Wunsche beseelt, mich um mein mit großer Mühe erspartes Vermögen zu bringen,
eine Reduktion der Preise persönlich und ohne mein Vorwissen angestrebt hat. Räch Abschluß
des Vertrages hatte die Bauverwaltung selbstverständlich keine Ursache,das Geschehene ungeschehen
zu machenund mußte ich von Tag zu Tag sehen, daß immer mehr ausgegebenwerden mnßte,
als für die Arbeiten gezahlt wurde. Ich darf wohl ohne mich zu rühmen hier einschalten, daß
ich es mit meinem Begriffe von Ehre nicht vereinbaren konnte, die Arbeiten einzustellenund
doch hätte ich selbst beim Verluste der hinterlegten Kaution in Höhe von 17 500 M. pekuniär
besser gestanden, wenn dies geschehen wäre. Nachdem nun meine eigenen Hülfsmittel erschöpft
waren, klopfte ich an die Thür meiner Geschwisterund anderer Verwandten, erhielt und nahm
von diesen die zur Vollendung des Baues nöthigen Summen und mußte dann mit einem Verluste
von ca. 10 000 M. meine Bücher abschließen. Es ist gewiß nicht erfreulich für eineil Familien¬
vater, zu sehen, wie durch die Bosheit eines Mannes, dem man Vertrauen entgegengebrachthat,
der eigene Verdienst vieler Jahre verloren gegangen ist und außerdem eine nicht unbedeutende
Schuldenlast bei lieben Angehörigenzu decken bleibt. Jedenfalls müssen noch diverse Jahre mit
gutem Verdienste für mich kommen, um die zuletzt erwähnten Schulden zu decken und wenn dies
geschehen,bin ich erst recht nichts weiter als ein Bettler. Was nun die Bauarbeiten selbst
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anbelangt, so wird nur die Nauverwaltung das Zeugniß nicht vorenthalten, daß dieselben trotz
aller ungünstigen Zwischenfällegut und zur Zufriedenheit ausgeführt worden sind. Es wird
wohl feiten ein Bau hergestellt,bei dem so viele störendeZwischenfällezu verzeichnen sind, als
bei dem in Frage stehenden. Ich erwähne nur, daß bei den Wasser- bezw. Brückcnbautensieben
Mal die Folgen des Hochwassers schädigend für mich wirkten, daß die Gerüste fortgeschwemmt
und meilenweit wieder aufgefischt und zu den Baustellen zurücktransporlirt werden mußten. Daß
dabei eine Menge Gerüste und Werkzeuge ganz verloren ging, brauche ich wohl kaum besonders
zu erwähnen. Ferner kann ich nicht unerwähnt lassen, daß die im Laufe der Bauperiode ver-
waltungsseitig angeordneten Projektsveränderungen meistentheils für mich von Nachtheil waren.
Verlegung der Linie, Verringerung bezw. Veränderung der Profile der Futterinauern, Ausfall
des Trockenmauerwerksund Herstellungvon Mörtelmauerwerk au des Ersteren Stelle, Verschiebung
der Gewinnstellenfür Boden von weichem in hartes Terrain, Umänderung der ursprünglichen
Dispositionen; alles dies war nur zu sehr geeignet, einen erhofften Vortheil für mich zu Nichten
zu machen. Der beste Beweis hierfür dürfte aus dem, die verschiedenen Diffcrenzpunktezwischen
der Vauverwaltnng und mir geregelten Gutachtendes Schiedsgerichts ck. <1, Bonn, den 21. Mai 2885
bezw. Hilter, den 7, Juni desselbenJahres erhellen.

Aus demselbendürfte hervorgehen,daß trotz meiner bedrängten Lage die Bauverwaltung
nicht Anstand nahm, gerechte Forderungen in Höhe von 8772 M. 49 Pf. mir vorzuenthalten und
diesen Betrag, welchertheils schon im ersten Baujahre fällig war, mir erst im Juli 1885, also
circa 4'/g Jahre später auszuzahlen, wodurch mir allein ein Zinsuerlust im Betrage von etwa
2500 M. erwachsen ist.

Fasse ich nun alle die erwähnten Umstände zusammen, so dürfte die Behauptung nicht
ganz ungerechtfertigterscheinen, daß meine Nachtheile bezw. Verluste nur vorthcilhaft auf den
Baufonds der Bauverwaltung gewirkt haben. Ich setze dabei voraus, daß diejenigen Herren,
welchen die Bauleitung übertragen war, mir das Zeugniß ausstellen, daß ich in jeder Beziehung
als praktischerUnternehmer vortheilhaft und dem Werte cntfprechendrichtig disponirt und die
Arbeiten fo betrieben habe, daß wenn die Einheitspreise der Offerte entsprechendim Vertrage
aufgenommen wären, und die vielen unvorhergesehenennachtheiligen Zwisäienfälle vermieden
werden konnten, mein Verlust nicht allein so bedeutend geworden wäre, im Gegentheil noch ein
wenn auch nur geringer Verdienst erzielt worden wäre.

Meine zeitige pekuniäre gedrückte Lage veranlaßt mich daher dem hohen Prouinzial-
Landtage die dringende Bitte zu unterbreiten:

„auf Grund der Akten meine vorstehenden Auslassungen gewogentlichst zu prüfen und
für den enormen Verlust, welchen ich in Folge Ausführung des Neubaues eines
Theiles der Müfch-Schuld'er Prouinzialstrahe erlitten, eine dem Objekte entsprechende
einmalige außerordentlicheUnterstützungmir genehmigenzu wollen".

Eines wohlwollendenBescheides mit Hoffnung entgegensehendzeichnet mit Ehrerbietung
ganz gehorsamst

gez.: Wilh. Bertram,
Bauunternehmer in Hannover, Fernroderstraße Nr. 16,

An
den hohen Landtag der Rheinprovinz

v, Couv. des Herrn Landes-Direktors der Rhcinprovinz
Hochwohlgeboren

zu Düsseldorf.
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Düsseldorf, den 14. Oktober 1886.

Referat,
betreffend

Uebertragnng der Verwaltung und Unterhaltung der im Kreise Wetzlar belegenen
Provinzialstraßen an diesen Kreis.

Nach §. 18 alinL^ 3 des Dotations-Ausführungsgesetzesvoin 8. Juli 1875 ist es den
Provinzial-Verbänden überlassen, die Verwaltung und Unterhaltung der ihnen überwiesenen
Staatschausscen auf engere Communalverbände nach Maßgabe der mit denselben zu treffenden
Vereinbarung zu übertragen.

Auf Grund dessen hat der 26. Rheiuifche Prouinzial - Landtag durch Vefchluß vom
3. Mai 1879 (Seite 61 der gedruckten Gefchäfts-Sitzungs-Protokolle)den Prouinzial-Verwaltungs-
rath ermächtigt, in geeignetenFällen eine derartige Uebertragung bezüglich der in Städten
gelegenen Provinzialstraßen an die betreffendenStädte eintreten zu lassen.

Während diese Ermächtigung nur in Ansehung der Städte gilt, ist gegenwärtig eine
Uebertragung besagter Art hinsichtlich der Provinzialstraßen eines ganzen Kreises und zwar des
Kreises Wetzlar in Anregung gekommen bezw. sind dieserhalb zwischen der Kreisvertrctung von
Wetzlar und der diesseitigenVerwaltung vorläufige Verhandlungen gepflogen worden, welche die
Bereitwilligkeit der Kreisstände im Prinzip zur Uebernahme der Verwaltung uud Unterhaltung
der sämmtlichenProuinzialftraßen-Streckenim Kreife Wetzlar auf den Kreis ergeben haben.

Bei der ifolirten Lage des Kreises Wetzlar ist die Beaufsichtigung und Unterhaltung der
dortigen Provinzialstraßen für die prouinzialständifcheStraßenuerwaltuug besonders erschwert.
Dieselben haben zwar nur eine Gesanunt-Längcnausdehnung von rot. 50 1««, indeß ist der
Verkehr im Allgemeinen und namentlich anf den Straßen in nnd bei der Stadt Wetzlar ein
sehr reger, weshalb eine häufigere Anwefenheit des ständifchen Lokal-Baubeamten dortfelbst
geboten ist. Während die betreffendenStraßen früher von der ständifchen Wege-Bauiuspektion
zu Ncuwied refsortirten, sind dieselben bei der kürzlichen Neueintheilungder Provinz in Infpektions-
bezirke der näher gelegenen Wege-Vauinspcktionzu Eoblenz zugewiesen worden. Aber auch von
hier aus sind die qu. Straßen nur mit großem Zeitverlust zu bereifen, was für den übrigen
Dienst des betreffendenWege-Bauinfvcktors, der hierdurch öfter seinen sonstigen, mitunter ein
sofortiges Eingreifen erforderndenDienstgefchäftenauf mehrere Tage entzogenist, fühlbare Nach¬
theile zur Folge hat.

Unter diefen Uniständen kann eine Loslöfung der betreffendenStraßen aus dem dies¬
seitigen Strahenverbande nur erwünscht sein, wobei noch bemerkt wird, daß bei der Neubildung
der Wege-BauiufpektionEoblenz auf diefe Eventualität, wobei allerdings zunächst an eine politische
Abtrennung des Kreises Wetzlar von der Nheinprovinz gedacht wurde, bereits gerücksichtigt ist
und die genannte Wege-Bauinfpektion erst nach Abgabe der gu. Straßen ihren normalen
Geschäftsumfanggewinnt.
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Dazu kommt, daß der Kreis Wetzlar die den Nezirksstrahen der übrigen Kreise der
Provinz analogen Straßen als Kreisstraßen selbst unterhält und deshalb das zu einer geordneten
Straßennnterhaltung erforderliche Beamtenversonal besitzt.

Dir Provinzial-Verwaltnngsrath beehrt sich daher den Antrag zu stellen:
„Hoher Provinzial-Landtag wolle den Provinzal-Verwaltungsrath ermächtigen, die
Verwaltung uud Unterhaltung der Provinzialstraßen im Kreise Wetzlar an diesen
Kreis zu übertragen und die Modalitäten dieser Uebertragung zu vereinbaren".

Der Pruvinzml'Verwaltnngsrnth.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vice-LandtanZMnrschall,

Nr. 6. Düsseldorf, den IN. Oktober 1886.

Referat
über die

weitere Entwickelung der Angelegenheit, betreffend die Küntongefangmsse und die
Pulizeistrafgelder.

Bezüglichdes Gesetzentwurfesüber die Kantongefäugnissein der Nheinvrovinz hatte der
letzte Provinzial-Landtag (Verhandlungen S. 253) beschlossen:

„Der Provinzial-Verwaltnngsrath wird beauftragt, bei der Königlichen Staatsregicrung
nnd eventuell bei den: Landtage der Monarchie nochmals dahin vorstelligzu werden,
daß, wenn im Interesse der Nechtseinheit den rheinischenGemeinden die gerichtlichen
Strafgelder entzogen werden sollen, dies nur gegen Zubilligung einer jährlichenRente
von mindestens 120 00NM, geschehen tonne, daß ferner diese Rente behufs rechnungs¬
mäßiger Vertheilnng unter die verschiedenen Polizei-Strafgelderfonds und unter die
von denselben ausgeschiedenenStädte an den Provinzialverband ausgezahlt werde."

In Verfolg und im Sinne dieses Beschlusses ist unter dem 29. Dezember 1885 eine
Eingabe an den Herrn Oberpräsidenten der Nheinvrovinz gerichtetworden.

Nachdem die Königliche Staatsregierung demungeachtetden früheren Gesetzentwurf in
unveränderter Form dem Landtage der Monarchie vorgelegt hatte, wurden am 11. Februar 1886
an die der Nheinvrovinz ungehörigen Mitglieder des Herrenhauses und des Abgeordnetenhauses
die sämmtlichenauf die vorliegende Angelegenheitbezüglichen Drucksachen des Provinzial-Landtags
übersandt. Desgleichen wurden am 28. Januar cr. die Bürgermeister derjenigen Gemeinden,
welche die Strafgelder direkt beziehen, ersucht, sich den diesseitigen Bestrebungen anzuschließen.
Nachdem der Gesetzentwurf in der Commissionwie im Hause der Abgeordnetenin erster Lesung
berathen und bei dieser Gelegenheit von den Vertretern der Staatsregicrung einestheils der
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Caufalzufammeichangzwischen dem Bezüge der Polizeistrafgelder und der Pflicht zur Unterhaltung
der Kantongefängnissefestgehalten, und anderntheils vielfach auf den ungenügenden baulichen
Zustand der tta»to»gefä»gnissehingewiesenworden wur, erachteten der Landtags-Marschall, der
Vic-Landtags-Marschallund der Landes-Direttor eo für angezeigt, den Versuch zu wachen, den
Fortbezug der qu. Strafgelder auf Grund einer neuen Basis der Provinz zu sichern. Zu diesem
Endzwecke wurde von den Genannten unter den, 12. Juni cr. das nachstehende Schreiben an die
Herren Ressortministergerichtet:

„Die letzten Verhandlungen über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Kanton¬
gefängnissein der Rheinprovinz, sowohl in der Commission wie im Hause der
Abgeordneten haben ergeben, daß die der Rheinvrovinz augehörigen Abgeordneten
sämmtlichohne Rücksicht auf den Parteistandpunkt dem mit Stimmeneinheit gefaßten
gutachtliche,, Beschlusse des RheinischenProvinzial-Landtags über diesen Gesetzentwurf
beigetretensind.

Die RheinischenAbgeordnetenerblicke»,ebenso wie der Provinzial-Landtag auf
Gruud der genauerm Kenntniß der Verhältnisse hiesiger Provinz in den, tz. 5, der
Vorlage eine schwereSchädiguug der arg belasteten Gemeinden der Provinz, eine
Schädigung, welche auch in weiteren Kreisen um so harter empfunden wird, als die
zur Begründung der Vorlage in dieser Hinsicht angeführten Motive, insbcfondere
ein Causalzusammenhangzwischen der Unterhaltuugspflicht,der Kantongefängnifseund
dem durch das Dotationsgesetzvom 8. Juli 1875 auf's Neue bestätigten Bezug der
gerichtliche»Strafgelder nach diesseitiger Auffassung nicht zutreffen. Bei dieser
Sachlage möchten die ganz ergebenst Unterzeichnetensich gestatten, der Erwcignng
Eurer Excellenzen nochmals ebenmäßig anheimzugeben,ob die Lösnng dieser so vitale
Interessen der Provinz berührenden und die Gemeinden lebhaft erregende» Frage
nicht anstatt im Wege der staatlichenGesetzgebung im Wege einer Verständigung mit
der berufeuen Vertretung der Provinz, den, Provinzial-Landtag, in einer den Interesse»
des Staates wie der Provinz gleichmäßigdienendenWeise erfolgen könnte.

^,n Falle die Königliche Staatsregierung diefen Weg betreten wollte, wird eine
Lösu»g kei»e» cr»stlichenSchwierigkeiten begegnen, sei es in dem Sinne, daß die
Gemeinden gegen Belassung der gerichtliche»Strafgelder die Kmckonsgefängnisse in
<-tand zu setze,, und weiter zu erhalten haben, sei es, daß bei Ucbergabe dieser Last
und des Bezuges der Strafgelder auf den Staat die betroffenen Gemeinden mit einer
angemessenenRente entschädigt, oder endlich die nach Ansicht der Staatsregicrung
auf dem Bezüge der gerichtlichen Strafgelder ruhende Pflicht zur Unterhaltn»«, der
Kantonsgefängnissegegen eine entsprechendeSumme abgelöst würde. Im letztere»
Falle würden die ganz ergebenst Unterzeichnetennicht davor zurückschrecke»,den,
Provinzilll-Landtagevorzuschlagen, zur Abfindung der in Rede stehenden Unterhaltungs¬
pflicht der Staatsregierung 1000 000 M, gegen Belassungder gerichtlichen Strafgelder
zu zahlen. Diefe Summe, welche mit den bei der diesseitigen Stelle verwaltete»
Kllpitalbeständender verschiedenenPolizei-Strafgeldersonds unter Hinzurechnungder
alsdann zu leistenden ratirlichcnBeiträge der zum eigenen Bezüge der qu. Strafgelder
berechtigten Städte beschafft werden könnte, würde zur Instandfetzung, sowie zur
Erbauung der etwa weiter nöthigen Gefängnissegewiß ausreichen und damit beiden
Interessen am beste» gedient sein. Die ganz ergebenst Unterzeichnetenbezweifeln
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nicht im Entferntesten, daß der Prouinzial-Landtag, sowie die betheiligten Städte
einer derartigen Lösung gerne zustimmen würden und glauben dieselben deshalb
Euere Excellenzen nochmalsdringend bitten zn sollen, diesen Vorschlagin hochgeneigteste
Erwägung ziehen zu wollen."

Die Beantwortung dieses Schreibens wurde diesseits am 1. September cr. unter dem
Hinweise auf die bevorstehende Eröffnung des Provinzial-Landtages in Erinnerung gebracht, und
erfolgte sodann unter dem 17. September 1886 die nachstehende Antwort:

„Ew. Durchlaucht beehre ich mich auf das in Gemeinschaftmit dem Herrn Landes-
Direktor der Nheinprovinz ergangene gefällige Schreiben vom 1. d. M., betreffend
die Regelung der Verhältnisse der Kantongefängnisse in der Nheinprovinz, ganz
ergebenst zu erwidern, daß der in dem dort angezogenen Schreiben vom 12. Juni d. I.
gemachteVorschlag, die Lösung dieser schwebenden Frage anstatt im Wege der staat¬
lichen Gesetzgebungim Wege der Verständigung mit dem Provinzial-Landtage der
Nheinprovinz zu versuchen,zu meiuem Bedauern als ausführbar sich nicht erweist, da
eine jede Regelung dieser Angelegenheit, bei welcher der Staat in Abweichungvon
den gegenwärtig geltenden gesetzlichen Bestimmungen Rechte oder Pflichten übernimmt,
der Sanktion durch die staatlicheGesetzgebungnicht würde entbehren können. Unter
diesen Verhältnissen kann ich mir von weiteren Verhandlungen niit dein Provinzial-
Landtage der Nheinprovinz, welcher zu der vorliegengen Frage wiederholt Stellung
genommenhat, einen Erfolg nicht versprechen.

Der Minister des Innern: gez. von Puttkamer."
Der Gesetzentwurfist, nachdem in der Commission des Abgeordnetenhausesder H. 5

gestrichenworden ist, nicht mehr ins Plenum gelangt und wird voraussichtlichdem nächsten
Landtag in unveränderter Fassung wieder vorgelegt werden.

Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt von den bisherigen Verhandlungen dem hohen
Landtage Mittheilung machen zu sollen mit dem Antrage:

„Hoher Landtag wolle den Provinzial-Verwaltungsrath beauftragen, von den Ver¬
handlungen und Drucksachendes Prouinzial-Landtags bei einer eventuellen neuen
Vorlage des Gesetzentwurfes,betreffend die Kantongefängnifse, in derselben Weise
Gebrauch zu inachen, wie im Vorjahre."

Der Provmzial.Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vice-LandtagsMllrschall.
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Nr. 7.

Düsseldorf, den 8. November 1886.

Zusätzliches Referat
über die

weitere Entwickelung der Angelegenheit, betreffend die Kantongefängnisse und die
Polizeistrafgelder.

Der Prouinzial-Verwaltungsrath hat in semer Sitzung vom 6./7. Oktober er. den Landes-
Direktor beauftragt: ^ „ , . «,

bei den betreffendenBürgernleistern über die bauliche Beschaffenheitder Kanton¬
gefängnisseErkundigungen einzuziehenund von dem Resultate derselbenin geeigneter
Weise Gebrauch zu machen, sowie bei erneuter Vorlage des Gesetzentwurfes an den
Landtag der Monarchie die Drucksachen des Provinzial-Landtages in derselbenWeise
zu verwerthen wie im Vorjahre".

In Ausführung dieses Beschlusses erging unterm 10. Oktober cr. au die Bürgermeister
derjenigen Orte, in welchen sich Kantongcfängnissebefinden, das folgendeSchreiben:

„Dem nächsten Landtage der Monarchie wird dem Vernehmen nach der Gesetz¬
entwurf, betreffenddie Kantongefängnifse, zum dritten Male vorgelegt werden. Die
rheinischenGemeinden sind wegen der im Entwurf ausgesprochenenEntziehung der
gerichtlichenStrafgelder an dem Zustandekommendieses Gesetzes in hohem Mähe
interessirt. Zur Unterstützung der Bestrebungen des Provinzial - Verbandes auf
Erhaltung dieser Strafgelder für die rheinischenGemeinden ist es von Bedeutung,
festzustellen, ob die Kantongefängnifsein der That, wie behauptet wird, sich im
schlechten baulichenZustande befinden. Zu diesem Zwecke bitte ich gefälligstfolgende
Fragen beantworten und die Antwortenbaldigst direkt an mich gelangen lassen zu wollen:

1. In wessen Eigenthumsteht das dortige Kantongefängnih(Staat, Gemeinde, Kreis) ?
2. Ist der bauliche Zustand ein guter? (Alter des Gebäudes.)
3. Wie viele Gefangene können in demfelben untergebrachtwerden?
1, Wie viele Gefangene sind durchschnittlich auf Kosten des Staates, wie viele

auf Kosten der Gemeindentäglich in demfelbenuntergebracht?
5. Reicht das Gebäude aus, um die auf Kosten der Gemeinden zu ver¬

pflegendenGefangenen unterzubringen?"
Nachdem bereits der größte Theil der Bürgermeister geantwortet hatte, lief unterm

^0. Oktober das nachstehende Schreiben des Herrn Oberpräsidenten beim Landes - Direktor ein:

„Eoblenz, den 27. Oktober 1886.

Wie mir seitens einer der Königlichen Regierungen berichtet ist, haben Ew.
Hochwohlgeboren mittelst Schreibens vom 10. dfs. Mts. von den Bürgermeistern der
Provinz eine Auskunft in Betreff der Kantongefängnifsenach Maßgabe der in dem
bezüglichen Schreiben näher bezeichneten fünf Fragen erbeten.
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Soweit nach den Ausführungen dieses Schreibens zu übersehen ist, sind die
erbetenen Unterlagen bestimmt, zur Begründung von Bestrebungen zu dienen, welche
sich gegen die bisher von der Königlichen Staatsregierung vertretene Auffassung
richten.

Ich habe mich daher veranlaßt gesehen, die Königlichen Regieruugen zu beauf¬
tragen, die Unterbehörden mit Anweisung zu versehen, daß dieselben bis auf Weiteres

Die Enquete hat folgendes Resultat ergeben:

Zahl
der Landraths-,

Oberbürger¬
meister und

Bürgermeister-
Aemter,

an welche die
diesseitige
Requisition

ergangen ist.

84

Zahl der Fälle,
in welchendas betreffende

Schreiben Seitens der
resp. Behörden:

«.
jede

Auskunft
ver¬

weigert
worden

ist.

beant¬
wortet.

u.

nicht
beant¬

wortet.

Zahl
der ermittelten

Kanton-

gefängnisfe,
über deren

Zustand
berichtet

worden ist.

Eigenthumsvelhältnisse
derselben:

dem
Staate

gehörig.

dem Kreis,
Kanton,

oder
Gemeinde
gehörig.

gemein¬
schaftlich
mit dem
Staate
gehörig.

62 16 84 57 19

<t.

Privat-
eigenthum

resp.
Mieths-

nerhältniß

84

BaulicherZustand

derselben:

gut.
mittel¬

mäßig.

61

und ohne ausdrückliche Ermächtigung nicht befugt feien, die betreffende Auskunft zu
ertheilen.

Gleichzeitig bemerke ich ergebenst, daß ich Werth darauf lege, daß in ähnlichen
Fallen, in welchen derartige allgemeine Enqueten unter Zuhülfenahme der Staats-
oder Eommunlllbehörden erfolgen sollen, von dort aus meine Vermittelung in Anspruch
genommen wird."

62

schlecht

14

84

Zu Eolonne 6 und 7 vorstehender Tabelle sei bemerkt, daß es unter Anderem darauf
ankam, festzustellen, ob die gegenwärtigen Kantongefängnisse hauptsächlich vom Staat oder von
den Gemeinden benutzt werden. Zu diesem Zweck wurde an die betreffenden Bürgermeister die
Frage gestellt (Frage 4 des Schreibens vom 10. Oktober), wie viele Gefangene durchschnittlich
täglich für Rechnung des Staates, wie viele für Rechnung der betheiligten Gemeinden unter¬
gebracht sind. Die Antworten hierauf sind von 23 Behörden in unzureichender Weife ertheilt
worden, indem sie die Anzahl der im ganzen Jahr inhaftirt gewesenen Personen angegeben
haben, ohne die Anzahl der verbüßten Hafttage in Betracht zu ziehen. In Folge dessen ist die
durchschnittlichetägliche Belegstärke nicht zu ermitteln gewesen. 61 Antworten geben dagegen ein
klares Bild von der Betheiligung von Staat und Gemeinde an der Benutzung der Kanton«
gefängnisse.

Zahl
der Fälle, in welchen

die Anzahl der
»- auf Kosten des

Staates,
d. auf Kosten der
Gemeinden unter¬

gebrachtenGe¬
fangenen angegeben

worden find:

». . d.
pro I aht pro Tag.

23

Nach der letzteren
Angabe betragt die

Zahl der durch-
fchnittlichpro Tag

Verpflegten
Gefangenen:

auf Kosten
des

Staates,

61 201

auf Kosten
der Ge¬
meinden,

Zahl
der Fälle, in welchen

die Frage, ob das
Gebäude zur Unter¬

bringung der auf
Kosten der Gemeinden

zu verpflegenden
Gefangenen aus¬

reicht, beantwortet
ist mit

Ja.

132 7?

Nemertungen.

Nein.

84

Die Zahl der durchschnittlichpro Tag Ver-
pflegtenist im:

8ul> »,. 8Utl 1).

RegierungsbezirkCoblenz 49,80 13,84
„ Köln . . 53,79 28,20

Düsseldorf. 140,00 68,67
„ Trier . . 47,88 21,61

291,4? 132,32
rund 291,00 132,00

Das gesammelte Material ergibt nach obenstehender Tabelle:„ , -.«»^^>, rl,l,!,u!. nucy uu«n>lrl<enoei Avlloeue:

daß die Kantongefängnisje zum bei weitem größten Theil sich in gutem Zustande

2. daß mehr als «/» aller in den Kantongefängnissen detinirten Gefangenen vom Staat
verpflegt werden, bezüglich deren Unterbringung, Verpflegung und Beaufsichtigung den
Gememden absolut keine Verpflichtung obliegt;

3, daß dle jetzigen Kantongefängnisse mit geringen Ausnahmen für die auf Kosten der
Gememden unterzubringenden Gefangenen vollkommen ausreichen.

Der Piovmzml-Verwaltungsrath glaubte mit Rücksichtdarauf, daß in Folge des erwähnten
Schreibens des Herrn Oberpräsidcnten die Beschaffung des vollständigen Materials bis auf
Werteres unmöglich gemacht ist, daß indeß das vorliegende Material zur Beurtheilung der auf-
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geworfenen Frage vollkommen ausreiche, von weiteren Schritten absehen und lediglich das vor¬
handene Material dem Prouinzial - Landtage zur Kenntnißnahme mittheilen zu sollen mit dem
Autrage:

„Hoher Landtag wolle den Provinzial - Verwaltungsrath beauftragen, auch von dem
vorstehendenReferate in derselbenWeise Gebrauch zu machen, wie von den sonstigen
Drucksachen des Provinzial-Landtags in der beregten Angelegenheit".

Der Provinzial°Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

LandtagsMarschllll.

Nr. ». Düsseldorf, den ?. Oktober 1886.

Referat,
betreffend

die Erbauung eines Gebäudes für die Taubstummenanstalt in der Stadt Elbcrfeld
und Uebernahme der genannten Anstalt in die prolnnzialständischeVerwaltung

vom Jahre 1896 ab.
, , , -----------------

Nach dem zwischen der provinzialständischenVerwaltung und der Stadt Elbcrfeld
gethätigten Vertrage ä. ä. 1I./26. August 1879 wurde eine dreiklassige Taubstummenschulein
gedachter Stadt unter gemeinsamer Verwaltung uud Betheiligung an den Unterhaltungskosten
errichtet. Das Verhältniß der vertragschließendenFaktoren an der Aufbriugung dieser letzteren
war in der Weise geregelt, daß der Beitrag des Provinzial-Verbandes zu den Kosten der Schule
in der Zahlung einer Summe von 150 M. für jedes aus der Stadtgemeinde oder deren nächster
Umgebung die Schule besuchende Kind und einer Summe von 400 M., incl. Kosten der Vergütung
des Unterhalts, für jedes von dem Landcs-Dircktor aus auswärtigen Bezirken überwicseneKind
bestand. Die Stadt Elberfeld zahlte die jährliche Summe von 3000 M. Falls diese Beiträge
nicht ausreichen sollten und eine Einigung über die Erhöhung derselbennicht erzielt wurde, war
der Provinzialverband zur Uebernahme der Schule verpflichtet; auch wurde vereinbart, daß nach
Ablauf der zwölfjährigen Vertragsperiode, falls eine Erneuerung des Vertrags nicht stattfinden
follte, die angestelltenLehrer von dem Provinzialvcrbande zu übernehmen seien.

Im Laufe der Jahre ist die Anzahl der Klassenvon 3 auf 5 gestiegen, der Beitrag des
Provinzialverbandes von 150 auf 180 M. für jedes Kind, und derjenige der Stadt Elbcrfeld
von !^000 M. auf 4000 M. Auch hat der Provinzial-Landtag die Ausdehnung des Pensions-
Rcglements der provinzialständischenBeamten auf die Lehrer der Anstalt in Elberfeld beschlossen.

Das Gebäude, in welchem die SchulklassenUnterkommen gefunden, ist von der Stadt
Elbcrfeld miethweise dem Kuratorium der Schule überlassen worden. Dasselbe entsprachschon
anfänglich wenig den Zwecken einer Taubstummenfchule, ist aber nunmehr durch baulicheVer-
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änderungen, welche in der letzten Zeit an der Schule bezw. deren Umgebung stattgefunden, für
Schulzwecke geradezu untauglich geworden. Gelegen an einer freanenzreichen, verhältnißmäßig
engen Straße wird die Ertheilung des Artikulationsunterrichtsdem Lehrer sehr erfchwert, indem
das unausgesetzteStraßcngeräufch eiu richtiges Verständniß der von den einzelneuKindern aus¬
gesprochenenLaute für den Lehrer fast unmöglichmacht. Hierzu kommt, daß einzelne Schulzimmer
des erforderlichenLichtes vollständig entbehren, in den Früh- und Nachmittagsstunden durch
Gaslicht erleuchtet werden müssenund hierdurch der für Taubstumme so wichtigeAbsehunterricht
kaum ertheilt werde» kann.

Diese von Anfang an vorhandenenMißstände sind in letzterer Zeit noch dadurch vermehrt
worden, daß zwischen dem Gebäude der Taubstummenanstaltund dem daran anstoßendenfür die
Mädchen-Mittelschuleneu eingerichtetenGebäude ein Zaun hergestellt worden ist, der den zu
Spiel- und in Ermangelung einer Turnhalle auch zu Turnzwecken bis dahin benutzten, an die
Schule angrenzenden freien Platz derart einengt, daß die 63 Kinder der Schule und die 4
Anstaltslehrer nur neben einander stillstehen können. Der Platz liegt an der Südfeite des
Anstaltsgebäudes, ist der brennenden Sonne direkt ausgesetztund, da nach allen Seiten einge¬
schlossen,ohne jeden Luftzug auch nicht geeignet, den einzelnen Klassenzimmerndie zur Ventilation
erforderliche frische Luft zuzuführen.

Es kann daher keinem begründetenZweifel unterliegen, daß die Taubstummenanstalt in
Elberfeld in dein bisherigen Gebäude auf die Dauer nicht wird untergebracht bleiben können.
Die angestelltenErmittelungen zur Beschaffungeines anderen geeigneten Gebäudes sind erfolglos
geblieben, indem fowohl Ankauf als Miethe eines passenden Schullokals, verbunden mit einer
Dienstwohnungfür den Dirigenten, in dem eng zusammengebautenund an der Wohnungsfrage
gleichfallskränkelndenElberfeld des Kostenpunkteshalber unausführbar fchien.

Das Curatorium ist daher der Frage der Neuerrichtung eines Schulgebäudes mit Dienst¬
wohnung für den Dirigenten näher getreten und hat den nachträglichvon der Stadtverordneten-
Versammlung genehmigten Beschluß gefaßt, den Vertrag vom 11./26. August 1879 bis zum
1. April 1896 zu verlängern, wenn der Provinzialverband sich andererseits verpflichten würde,
die Errichtung eines neuen Gebäudes für die Taubstummenanstalt auf seine Kosten herbeizuführen,
sonne ferner die Anstalt dauernd in der Stadt Elberfeld zu belassen.

D:e Vortheile, welche in diesen: Abkommen für die prouinzialständischeVerwaltung
liegen, sind kurz folgende:

^ Der Vertrag vom 11./26. August 18/9 ist auf die Dauer von 12 Jahren abgeschlossen
wu.uen und rst seine Verlängerung nach Ablauf diefer Vertragsperiode nicht nur fehr zweifelhaft,
sondern sogar als ausgefchlossmzu erachten, indem die Stadt Elberfeld sich nur mit einer
Ausgabe belasten würde, der sich der Provinzialverband im Falle der Weigerung der Stadt
Elberfeld auf die Dauer voraussichtlich doch nicht entziehenwürde.

Dre Anzahl der taubstummen evangelischen Kinder macht nämlich die Beibehaltuug einer
zweiten evangelischenSchule bezw. die Vergrößerung der vorhandenen Taubstummenanstalt in
Neuwied, zur Nothwendigkeit. Letztere Alternative kann in Berücksichtigung der Lage der Stadt
Neuwied, sowie in Erwägung des Umftandes, daß diejenigenTaubstummenschulen, welche auf
eine geringe Anzahl von Klassen beschränkt sind, naturgemäß die besten Erfolge zu verzeichnen
haben, nicht in Betracht kommen. Zur Begründung der Nothwendigkeiteiner zweitenevangelifchen
Taubstummenanstalt mag auf folgende Zahlen hingewiesenwerden. Die Gesammtzahl der zur
Zeit in der Nheinprovinz eingeschultentaubstummen Kinder beträgt 424. Von diesen gehören
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134 der evangelischen Confession an, eine Zahl, welche dem Verhältniß der Vevölkernngsziffer
annähernd entspricht. Dasselbe Zahlenverhältniß geben die Liften der bereits angemeldetenaber
noch nicht eingeschulten Kinder an die Hand. Wenn aber hieraus die Beibehaltung einer zweiten
evangelischenSchule mit Nothwendigkeit folgt, so ist Elberfeld zweifellos aus naheliegenden
Gründen hierzu der geeignetste Platz.

Die Stadt Elberfeld verpflichtet sich nun iu eine Verlängerung des Vertrages bis zum
Jahre 1896 einzutreten, mithin während 5 Jahren den jährlichen Beitrag von 4000 M. zu
leisten, welcher, falls der Vertrag nicht verlängert werden sollte, nach Maßgabe der vorstehenden
Ausführungen von der diesseitigenVerwaltung aufgebracht werden müßte. Die Gegenleistungist
die in der Natur der Sache begründete dauernde Belastung der Schule in Elberfeld und die
Errichtung eines Gebäudes dafelbst. Die Kosten der Errichtung des Anstaltsgebäudesincl, Turn¬
halle, Aborte, Umwehrungen «. würden nach einer überschläglichangestellten Berechnung sich
beziffernauf rund 50 000 M. Hierzu kommen die Kosten des Grunderwerbs, welche unter Zu¬
grundelegung der lokalen Verhältnisse in Elberfeld sich wohl auf 30 000 M. beinessendürften.
Was die Deckungdiefer Kosten betrifft, fo wird Folgendes bemerkt:

Vor Uebergang der Anstalten zu Nrühl, Kempen und Neuwied in die diesseitige Ver¬
waltung sind an den einzelnen Anstalten Kapitalien angesammelt worden, welche sich dadurch
gebildet haben, daß die Einnahmen an Zuschüssen aus Staats- sowie Prouinzialmitteln und aus
Collekten die laufenden Ausgaben überstiegen.

Die Gesammtsumme diefer Capitalien beträgt 270 390 M. und vertheilt sich auf die
einzelnenAnstalten wie folgt:

Brühl ....... 52177 M. 20 Pf.
Kempen ...... 116 218 „ 65 „
Neuwied ...... 101994 „ 15 „

wobei bemerkt wird, daß die bei der im Jahre 1879 aufgehobenenAnstalt zu Moers angesam¬
melten Kapitalien dem Fonds der Anstalt zu Neuwied zugeführt worden sind.

Die Zinsen dieser Kapitalien stießen den einzelnen Anstalten jährlich zu. Aus dem
Kapitalbestande der Anstalt Neuwied, dessen Zweck gemeinsam mit den Kapitalbeständen der
übrigen Anstalten die Bestreitung außergewöhnlicherBedürfnisse auf dein Gebiete des Taub-
stummenweseusist (olr. Verhandl. des 27. Nheinifchen Provinzial-Lantags vom Jahre 188 t
S. 321), würde der Betrag der Baukosten und des Grunderwerbs deshalb zu entnehmen sein,
weil die zu Elberfold zu errichtende provinzialständischeAnstalt an die Stelle der ehemaligen
evangelischen Anstalt in Moers treten und vorzugsweiseder nnterrichtlichenVersorgung der evan¬
gelischen taubstummen Kinder der Nheinvrovinz zu dienen bestimmt sein soll

Der hierdurchder Anstalt in Neuwied entgehendeZinsenbetrag wird aus den jährlichen
Ersparnissen an dem Gesammt-Taubstummen-Etatgedeckt werden können.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich demgemäß dem hohen Landtag folgenden
Antrag zur Beschlußfassung zu unterbreiten:

„»,. Der hohe Landtag wolle feine Zustimmung zu der Errichtung eines Taubstummen-
Anstaltsgebäudes, verbunden mit einer Dienstwohnung für den Leiter der Anstalt, in
der Stadt Elberfeld auf Kosten des Provinzialverbandes erklären und gleichzeitig
bestimmen, daß die gedachte Anstalt in Elberfeld verbleibe, fo lange ein Bedürfniß
zur Beibehaltung einer zweiten evangelischen Taubstummenschulein der Rheinprovinz
vorhanden sein sollte;



d. der hohe Landtag wolle ferner seine Znstimmnng zu dein Anerbieten der Stadt
Elbcrfeld, noch fünf Jahre nach dem Ablnnf des bestehendenVertrages 4000 M,
jährlich zu den Unterhaltungskostenzu zahlen, mit der Maßgabe erklären, dch nach
Fertigstellung des Schulgebäudcs die Verwaltung der Schule auf den Prouiuzial^
verband der Nheinvrouinz übergehe;

c'- der hohe Landtag wolle endlich genehmigen, daß die Kosten der Errichtung des
Gebäudes und des Grunderwerbs aus den Kapitalbeständen der Anstalt Neuwied
soweit erforderlich,entnommenwerden,"

Der Pwvmzml'VerwlütmnMttl).
In Vertretung:

Freiherr von Sulemacher,
ViceHandtagsMarschaU,

Nr. U.

Düsseldorf, den 1«. Oktober 1880.

Reserat,
betreffend

die Uebernahme der Anfangsstrecke der Gräfenback'er Prämienstrahe in den Gemeinden
Kreuznach nnd Hargesheim ans den Promnzialstraßenfands.

Seitens der Gemeinden Kreuznachund Hargesheim ist der Antrag gestellt worden, die
Anfllngsstrecke der Gräfenbach'er Prämienstrahe auf den Provinzialstrahenfonds zu übernehmen.

Hinsichtlich dieses Antrages ist zunächst zu bemerken, daß die Uebernahme der ganzen
Gräfenbach'er Straße als Vezirksstraße nach bezirksstraßemnäßigemAusbaue bereits Seitens des
22. Provinzial-Landtllges in der Sitzung vom 8. Juni 1874 beschlossen und durch Allerhöchste
Kabinetsordre vom 31. Juli desselbenJahres genehmigt worden ist. Die faktifche Uebernahme
unterblieb jedoch, weil die Gemeinden sich nicht entschließen konnten, die Bedingung des bezirks-
straßenmäßigen Ausbaues, namentlich hinsichtlichder Herstellung der regulativmäßigen Breiten
zu erfüllen.

Das hier in Betracht kommendeStück erwähnter Straße begiunt bei Station 16,36
der Vingen-Kirn-Bärenbach'erProvinzialstraße außerhalb der Stadt Kreuznach,liegt in der Länge
von 1 Km im Banne der Stadt, mit 1,8 Km im Banne der Gemeinde Hargesheim und mündet
in die Kreuznach-Stromberg'er Provinzial- (vormalige Bezirks-) Straße bei deren Station 0,0.
Die betreffendeStraßenstreckestellt die Verlängerung der Kreuznach-Stomberg'erProvinzialstraße,
bezw. das zur Vermittelung des Verkehrs zwischen dem Hunsrücken uud dem Nahe-Thale, resp,
der Stadt Kreuznach unerläßliche Verbindungsglied zwischen der genannten und der Vingen-Kirn-
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Bärenbach'er Provinzialstraße dar. Da besagte Strecke unbedingt gebaut werden müßte, wenn
sie nicht bereits vorhanden wäre, und der Verkehr darauf überwiegend ein durchgehenderist, so
dürfte es der Billigkeit entsprechen, die betheiligtenGemeinden von deren Unterhaltung zu befreien.

Die Strecke ist kunstmäßigausgebaut, und, wie erwähnt, zum großem Theile (1,8 Kin)
von der Gemeinde Hargesheim zu unterhalten, welche bei ihrer geringenLeistungsfähigkeit— die
Bevölkerung derselben besteht zumeist aus Arbeitern — durch die Unterhaltung der Straße
uerhültnihmäßig erheblich belastet wird. Auch fehleu ihr geeigneteund geschulte Kräfte, um die
in Rede stehende Straßenstreckein einem dem Verkehre angemessenen Zustande zu erhalten. Das
einzige Bedenken,welches der Uebernahmeentgegensteht,liegt in dem Umstände, daß die au, Strecke
nicht die vollen regulativmäßigen Breiten hat. Sie hat nämlich in dem Kreuznach'erAntheile
nur eine Planumsbreite von 6,7 in und eine Fahrbahnbreite von 4,? in, im Hargesheim'er
Theile stellenweise allerdings etwas größere Breiten. Das Fehlen der regulativmäßigen Breiten
dürfte jedoch aus dein Grunde kein Hinderniß für die Uebernahme bilden, bezw. durfte von dem
Erfordernisseeines ersprechenden Umbaues der Strecke deshalb Abstand genommenwerden können,
weil die Krcuznach-Stromberg'erProuinzialstraße, deren Verlängerung das zu übernehmendeStück
der Gräfenbach'er Straße bildet, selbst der regulativmäßigen Breiten zum Theil entbehrt, ins¬
besonderestellenweise, sogar auf offener Strecke, nur Planumsbreiten von 6,5 bis 6,75 in besitzt
und die vorhandenen Vreiteverhältnissefür den Verkehr genügen.

Der Prouinzial-Verwllltungsrath erlaubt sich daher den Antrag:
„Hoher Provinzial-llandtag wolle die Uebernahme der 2,8 Kin langen Anfangsstrecke
der Gräfenbacherstraßevon der Bingen-Kirn-Värenbach'er bis zur Einmündung in die
Kreuznach-Stromberg'erProvinzialstraße unter Abstandnahmevon der Herstellung einer
regulativmäßigen Planums- und Steinbahnbreite, unter den üblichen Bedingungen
genehmigen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solcmacher,
Vico-LandwgsMarschall.

Nr. 1». ' Düsseldorf, deu 15. Oktober 1886.

Referat,
betreffend

den Antrag der Gemeinde Herchen nm Entbindung von der Uuterhaltnng des hölzerneil
Oberbaues der im Zuge der Weyerbusch-Herchen'er Provinzialstraße befindlichen Siegbrücke.

Im Zuge der Weyerbusch-Herchen'erProvinzialstraße befindet sich nahe bei der Eisen¬
bahnstation Herchen eine 116 in lange, 7 Oeffnungen enthaltende Brücke über die Sieg, welche
m Unterbau massiv, dagegen mit hölzernemOberbau hergestellt ist.

Bei der im Jahre 1880 erfolgten Uebernahme der genannten Straße auf den Provinzial-
strahenfonds wurde auf Grund des bezüglichenBeschlusses des 26. Provinzial-Landtags vom
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28. April 1879 von qu. Brücke nur der Unterbau mit übernommen. Der hölzerne Oberbau
verblieb in der Unterhaltung der Gemeinde Herchen, welche sich verpflichtete, die Unterhaltung
ordnungsmäßig nach den Anforderungen des Verkehrs zu bewirken. Andererseitswar der Gemeinde
die Zusage gemacht worden, daß, wenn sie einen Umbau der Brücke in Eifenconstruktionnach
einem von der Stmßenverwaltung festzustellenden und eventuell zu subventionirenden Projekte
vornehme, alsdann der neue Oberbau gleichfalls in die Unterhaltung der ständifchm Stmßen¬
verwaltung übergehen solle.

Bereits dem im Jahre 1881 versammelten 27, Provinzial-Landtage ging eine Petition
der GemeindeHerchenzu, worin dieselbe den Antrag stellte, von der qu. Unterhaltungspflicht
entbundenzu werden. Zur Begründung war insbesonderedarauf hingewiesen,daß die Gemeinde
ursprünglich den Bau einer steinernen Brücke beabsichtigthatte, daß aber von der damaligen
Bezirks-Straßenverwaltuug in Abänderung des bezüglichen Projektes mit Rücksichtauf die ärm¬
lichen Verhältnisse der Gemeinde die Herstellung des Oberbaues mit Holzbelag verfügt worden
sei, die Gemeinde also im guten Glauben gehandelt habe resp, berechtigt gewesen sei, anzunehmen,
daß ihr aus der Befolgung der qu, Anordnung ein Nachtheil nicht entstehen werde. Die
Gemeindehabe aber auch ohnehin für den Bau der Straße und Brücke (Kosten 158 150 M.)
fehr erhebliche Opfer gebracht, sich dabei mit einer für ihre Verhältnisse enormen Schuld von
90 000 M. belastet und könne, da die Umlagen jetzt schon bis an die Grenze der Leistungsfähigkeit
gesteigert seien, die jedenfalls beträchtlichenKosten des Brückenbaues um fo weniger auf sich
nehmen, als die gedachte Baufchuld noch auf Jahre hinaus eine Verminderung der Communal-
Umlage nicht zulassen werde.

Bei Berathung der qu, Petition in dem betreffendenAusschussekonnte man sich der
Ueberzeugungnicht verschließen, daß aus den angeführten Gründen die Uebernahme der ganzen
Brücke im gewissen Grade gerechtfertigtsein würde. Da indeß über den Zustand des hölzernen
Oberbaues die Erkärung abgegeben werden konnte, daß derselbe dermalen noch brauchbar sei
und für die nächsten Jahre ein Umbau nicht nothwendig sein werde, die Angelegenheit also
materiell nicht dringlich erscheine, so beschloßdie Majorität des Ausschusses, dem Landtage
vorzuschlagen:

„den Antrag der Gemeinde Herchenauf Uebernahmeder Brücke in Erwägung, daß
dieselbe noch in gutem Zustande sei und für die nächsteEtatsperiode auch bleiben
werde, vorläufig ablehnend bescheiden."

^ ^^ Provinzial-Landtllg beschloß demgemäß («kr. Seite 370 ff. des stenographischen
Berichts). Gegenwärtig ist die Brücke derart defekt geworden, daß dieselbe zur Vermeidung von
Unglucksfallenpokzeilicherseitshat gesperrt werden müssen. Die Gemeinde Herchen hat zwar
insoweit eme Reparatur voruehmen lassen, daß die Sperrung hat aufgehoben werden können, indeß
ist eme durchgreifendeInstandfetzung jetzt nicht mehr zu verschiebenund hat daher die Gemeinde
nunmehr ihren früheren Antrag wiederholt.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hält es seinerseits für erwünscht, daß dem Antrage
unter den jetzigen Umständen stattgegebenwerde, da die Gemeinde Herchen, welche bereits mit
einer Communal-Umlagevon 252 ",« auf sämmtliche direkte Staatssteuern und mit einem Schulden-
betrage von über 100 000 M. belastet ist, nicht im Stande sein dürfte, den Oberbau qu. Brücke
ordnungsmäßig zu unterhalten oder wenigstens über Gebühr dadurch bedrückt weiden würde, und
beehrt sich daher unter Bezugnahme auf die vorerwähnten früheren Verhandlungen den Antrag
zu stellen:
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„Hoher Landtag wolle die Uebernahme des hölzernen Oberbaues der Siegbrücke bei
Hcrchcnauf die Prouinzial-Straßenvenvaltung nunmehr genehmigen,"

Der ProMnzial'VerwaltlMssswth.
In Vertretung:

Freiherr von Solcmacher,
Vice-LandtagV'Mcirschall,

Nr^U. Düsseldorf, den 28. Oktober 1880.

Referat,
betreffend

den Bau einer Proinnzialstraßcvon Habenichts nach Cürtcn.

Aus Anlaß des Referats des Prouinzial-Verwaltungsraths vom 23. November 1885,
betreffend den Ausbau einer Provinzialstraße von Wermclskirchen nach Habenichts, hat der
81. RheinischeProvinzial-Landtag in semer Sitzung vom 10. Dezember 1885 (Seite 50 der
gedruckten Verhandlungen) beschlossen, für den Fall einer nach dem Ermessen des Prouinzial-
Verwaltungsrnths annehmbaren Netheiligung der interessirten Gemeinden an den Kosten dieses
Straßenbaues zu genehmigen,daß:

„a) die Straße von Wermclskirchennach Habenichts nach den Seitens der provinzial-
ständischenVerwaltung festzustellendenProjekten in einer Planumsbreite von 6 m
und einer Steinbahnbreite von 4 in durch die Organe der Provinz ausgebaut,

d. nach Fertigstellung der Straße dieselbe auf den Provinzial-Straßenbaufonds über¬
nommen werde."

Die daraufhin diesseits eingeleitetenVerhandlungen führten zu dem Resultate, daß die
Stadtgemeindc Wermclskirchen als die direkt allein betheiligtc Gemeinde sich erbot, von den auf
100000 M. excl. Grunderwerb veranschlagtenBaukosten '/8 sowie das Risiko für den Fehlbetrag
bei einer etwaigen Ueberschreitungder Anschlagssummezu übernehmen und außerdem das erforder¬
liche Vauterrain auf eigene Kosten zu beschaffenresp, zur freien Verfügung zu stellen. Der
Provinzial-Verwaltungsrath accevtirte dieses Angebot resp, erachtete dasselbe im Sinne obigen
Landtags-Beschlusscsfür genügend, um nunmehr feinerfeits den Landesdirektor zu beauftragen,
in die Ausführung des fraglichen Straßenbaues einzutreten.

In dem vorbezogenenReferate des Provinzial-Verwaltungsraths, dessen Darlegungen bei
der Berathung der Vorlage im V. Ausschussevolle Zustimmung fanden und auf welches hier
verwiesen wird, war als Motiv sür die Befürwortung des Straßenbaues Wermelskirchen-Habenichts
insbesondereausgeführt, daß das Interesse der Ackerbau treibenden Bezirke des Oberbergischendie
Herstellungeiner besseren Lommunikation mit den niederbergischenIndustriestädten Wermelskirchen,
Remscheid :c. in wirthschaftlicherHinsicht auf das Dringendste erfordert, und war ferner bereits
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angedeutet, daß mit dein Bau der Strecke Wermelskirchen-Habenichtsdiesem Bedürfnisse allein
nicht genügt sein werde, vielmehr ein weiterer Ausbau der genannten Straße resp, eine Ver¬
längerung derselben in das Dhünnthal und bis zum Sülzbachthale hinzutreten müsse. Thatsächlich
ist der Nutzen der Straße Werinelskirchen-Habenichts,welche in das Gebiet der einen Geineinde
Wermelskirchenfällt, nur ein relativ beschränkter und kann die qu. Straße erst dann zur vollen
Bedeutung gelangen, wenn dieselbe in der angegebenenRichtung weiter durchgeführt und damit
für die zahlreichen hinterliegenden Gemeinden des Dhünnthales sowie des Sülzbachthales die
fehlendeCommunikationresp. Verbindung mit Wermelskirchenund Umgegend gleichfallsgeschaffen
wird. Es handelt sich hierbei hauptsächlichum die, jede eine Reihe Ortschaften enthaltenden
GemeindenDhünn im Kreise Lennep, sowie Wipperfeld, Olpe und Cürten im Kreise Wipperfürth.
Allem aus der Gemeinde Dhünn und dem angrenzenden Theile der Gemeinde Dabringhausen
werden nach den angestelltenErmittelungen jährlich circa 96000 Centner an Kartoffeln, Hafer,
Stroh und sonstigen landwirthschaftlichenProdukten uach Wermelskirchenund weiter transportirt,
während der Bezug von dorther an Waaren aller Art sich angeblich auf circa 160 000 Centner
beläuft. Imgleichcn findet zwifchen dem betreffendenTheile des Kreifes Wipperfürth und dem
bergifchen Industriebezirkeein verhältnißmähig bedeutender Waarenaustausch (circa 100000 Centner
jährlich) statt. Alle diese Transporte sind zur Zeit auf unausgebaute, zeitweise nur sehr schwer
passirbare Gebirgswege resp, auf weite Umwege (bis zu 4 Stunden) angewiesen und wird in
dieser Beziehung durch den Straßenbau Wermelskirchen-Habenichtsnur zum Theil resp, nur für
ein räumlich beschränktesGebiet eine Besserung eintreten. Erst mit der Weiterführung dieser
Straße durch die obengenannten, zur Zeit von dem Verkehr noch fast gänzlich abgeschlossenen
Gemeinden hindurch wird in dieser Beziehung eine durchgreifende Abhülfe herbeigeführt und damit
der dortigen Landwirthfchaft die Möglichkeit geboten, nicht nur vor dem andernfalls vielleicht
drohenden Ruin sich zu bewahren, fondern zu neuem Aufschwungund zu einem lohnendenBetriebe
zu gelangen. Eine gleich vortheilhafte Einwirkung auf die neben der Landwirthfchaft vorhandene
Industrie, welche früher in zahlreichen kleineren Etablissements daselbst vertreten war, jetzt aller¬
dings hauptsächlichnur als Hausindustrie betrieben wird, würde die weitere Folge sein. Es
find denn auch seit langen Jahren von den betreffendenGemeinden Versuche gemachtworden,
den Bau einer Vezirksstraßein der angegebenenRichtung zu Stande zu bringen, ohne indeß die
entgegenstehenden Schwierigkeitenüberwinden zu können. Neuerdings haben dieselben im Anschlüsse
an den Straßenbau Wermelskirchen-Habenichtsdas Projekt für eine Straße ausarbeiten lassen,
welche in Verlängerung der ersteren Straße über Neuenhaus, Halzenberg,Altcnhof, Neuenhammcr
und Schmitten nach Cürten führt und deu Zweck hat, die vorstehend als fehlend bezeichnete
Communitation in geeigneterWeife zur Herstellung zu bringen. Dieses Projekt haben die an.
Gemeinden mit dem Antrage auf Ausführung durch die Provinz vorgelegt und sich für diesen
Fall zugleich erboten, '/-, der Kosten, sowie den Grund und Boden für den Bau der Straße
herzugeben. Die Baukosten cxcl. Grunderwerb belaufen sich nach dem desfallsigcn Anschlageauf
164000 M, wobei wie bei Wermelskirchen-Habenichtseine Planumsbreite von 6 m und eine
Steinbahnbreite von 4 m z« Grunde gelegt ist. Die projektirte Straße bildet zugleich eine
passende Querverbindung zwischen der Dünwald-Hückeswagen'erund der Mülheim-Wipperfürth'er
Provinzialstraße.

Der Prouinzilll-Verwaltungsrath hat sich seinerseits über den gedachten Antrag dahin
schlüssig gemacht, den Ausbau betreffenderStraße, sowie deren demnächstige Uebernahme in die
provinzielleUnterhaltung beim Provinzial-Landtage unter denselbenModalitäten zu befürworten,
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welche für den Straßenbau Wermelskirchen-Habenichtsmit Gutheißung des Provinzial-Landtags
eingetreten sind. Die betreffendenGemeinden Dhünn im Kreise Lennep, Wipperfeld, Olpe und
Lürten im Kreise Wipperfürth können mehr wie den offerirten Beitrag ohne drückende Belastung
nicht wohl leisten, wie sich aus den nachstehenden Angaben über die Prästationsverhältnisse
ergeben dürfte:

Dhünn mit 2288 Seelen zahlt pro Kopf 3,19 M. Staatssteuern und erhebt eine
(iommunalabgabe von 224°/o ans sämmtlichedirekten Steuern. Wipperfeld (1156 Seelen) zahlt
desgleichen3,24 M. pro Kopf und erhebt eine Umlage von 26? °/u, Olpe (1523 Seelen) des¬
gleichen 4,39 M. und 183"/«, Cürten(2671 Seelen) desgleichen 3,21 M. und 230 °/°. Gemeinde¬
vermögen ist durchweg nicht vorhanden und- der Grundbesitz der Eingesessenenmit Schulden
schwer belastet.

Der Provinzial-Verwnltungsrath beehrt sich hiernach zu beantragen:
„Hoher Landtag wolle den Bau einer Provinzialstraße von Habenichts nach Lürten
unter den nämlichen Bedingungen resp. Modalitäten beschließen,wie solche für den
Straßenbau Wermelskirchen-Habenichtsvorgeschriebenwurden, sowie auch die Ueber¬
nahme der fraglichen Straße auf den Provinzial-Straßenbaufonds genehmigen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vice-LandtllgsMcirschllll.

Nr. »2. Düsseldorf, den 7. Oktober 1886.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

definitive Anstellung der Sekretarmts>Assistentcnbei der Rheinischen
Proiünzml'Feuer-Societät.

Der Direktor der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät hat bei dem Provinzial-
Verwaltungsmth die definitive Anstellung von vier bereits 10 Jahre und länger im Dienste der
Societät stehenden Sekretariats-Assistenten mit Rücksichtauf deren langjährige Dienstzeit und
durchaus zufriedenstellende Dienstführung auf Grund des ß. 78 des Feuer-Societäts-Neglements
in Antrag gebracht.

Nach dem Wortlaute des gedachten§. 78 können aber nur der Rendant, die Sekretäre
und Techniker durch den Provinzial-Verwaltungsrath definitiv auf Zeit oder Lebenszeit angestellt
werden, während die Anstellung der übrigen Beamten auf Kündigung zu erfolgen hat und dem
Feuer-Societäts-Direktor innerhalb der durch den Etat festgestelltenSchranken überlassen bleibt.
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Der Provinzial-Verwaltungsmth hielt es vor einem Eingehen auf den Antrag des
Societäts-Direktors für angezeigt, eine Entscheidungdes Prouinzial-Lcmdtags darüber einzuholen,
ob die Sekretariats-Assiftentenunter die nach §. 78 des Societüts-Reglements zur definitiven An¬
stellung zulässigen Sekretäre zu subfmmniren seien, und beehrt sich demnachden Antrag zu stellen:

»Der hohe Provinzial-Landwg wolle bestimmen, daß die bei der Prooinzinl-Feuer-
Societät beschäftigten Sekretariats-Assiftenten, mit Rücksicht darauf, daß sie dieselben
Dienstobligenheitenzu erfüllen haben, wie die Sekretäre, den letzteren auch bezüglich
der Anstellungs-Modalitätmgleichgestelltwerden,und daß daher ihre definitive Anstellung
ebenfalls nach Maßgabe des §. 78 auf Vorschlagdes Societäts-Direktors durch den
Provinzial-Verwllltungsrath erfolgen kann."

Der Provinzial-Verwultungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vi«Hmdtllffs°M«lschall,

Nr. 13.

Düsseldorf, den 19. Oktober 188«.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

Abänderungdes vom 31. RheinischenProvinzial-Landtagebeschlossenen Nachtrags
zum Reglement der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät.

M' tt . ^""^ Mittheilung des Herrn Ober-Präsidenten vom 6. August cr. haben die Herren
Minister des innern und der Finanzen Bedenken getragen, zu dem von dem 31. Rheinischen
Promnzml-Landtllge in seiner Plenarsitzung vom 7. Dezember 1885 beschlossenen Nachtrage zu
dem Reglement der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät die AllerhöchsteGenehmigung zu
erwirken, bevor derselbein nachstehenden Punkten eine Modifikation erfahren haben wird:

1. Die Schluhbestimmungdes §. 12 erscheine insofern nicht zulässig, als die bestehenden
Versicherungsverträgevon der Societätsverwaltung einseitig nicht geändert werden könnten. Der¬
selben sei daher ein Zusatz dahin anzufügen, daß den Versicherten, welche sich den neuen Moda¬
litäten nicht fügen wollten, freistehe, binnen 4 Wochen nach der im Amtsblatt erfolgten Publi¬
kation des Nachtrages, ihren Austritt aus der Societät in der bisher vorgeschriebenenForm
anzumelden.

2. Der zu §. 72 des Reglements beschlosseneZusatz, nach welchem die Steueremvfanger
von Beiträgen, welche ohne Vermittelung der Stmerkafsen direkt an die Sonetätskasse gezahlt
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werden, keine Vergütung erhalten sollten, sei insofernbedenklich, als es darnach völlig dem Ermessen
der Direktion überlassensein würde, die Zahlung der höheren Beiträge nnmittelbar an die Societäts¬
tasse in beliebiger Ausdehnung herbeizuführen und hierdurchdie Tantieme der Nentmcister auf
einen, ihren Mühewaltungen bei der Einziehung der zahlreichenkleinen Beiträge nicht mehr ent¬
sprechenden Gesammtbetrag herabzusetzen.

Es empfehle sich daher eine anderweite Regelung der Angelegenheit, etwa im Sinne
einiger von dem Herrn Ober-Präsidenten der Provinz Westfalen seiner Zeit gemachten Vorschläge.

Diese gehen dahin, daß, wenn
1. Versicherte, deren Gebäude in größerer Zahl in verschiedenen Hebebezirkenin der

Provinz zerstreut liegen, die Versicherungsbeiträge in Einer Summe einzuzahlen
wünschen;

2. die VersicherungervorübergehenderArt sind, resp, wandernde Objekte, z. V. Markt¬
buden, Cirkus :c. betreffen, wegen der hier nothwendigen Vorauszahlung des Ver¬
sicherungsbeitrags ;

3. die Direktion mit Corpomtioncn, Verbänden u. s. w. besondereVersicherungsverträge
abschließt, und in diesen Fällen eine direkte Einzahlung an die Direktion stattfindet,
die Nentmeister die Hebegebührnicht zu beanspruchenhaben;

daß dagegen, wenn
4. Versicherteaus Unkenntnis; oder sonstigen Gründen die Beiträge ohne jede Anregung

der Direktion direkt an die Kasse der letzterensenden, oder
5>. die Direktion wegen der außergewöhnlichenHöhe des Neitragspostens dessen direkte

Einzahlung veranlaßt, was bei allen Veitragsposten von mehr als 590 M. ein¬
treten solle,

die Rentmeister einen Anspruch auf die Hebegebühr auch ungeachteteiner direkten Einziehung der
Beitragsfummen Seitens der Direktion haben sollen, wobei etwa eine Maximalbegrenzung der
Erhebungsgebühr auf den Betrag von 100 M. ohne Rücksicht darauf, ob die Zahlung zu Handen
des Nentmeisters oder direkt an die Kasse der Societät erfolgt, festzusetzenwäre.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat nach Anhörung des Vortrags des Feuer-Societäts-
Direktors beschlossen, dem hohen Landtage die Annahme der vorgeschlagenen Modifikation zu §. 12,
dagegen die Streichung des zu 8- ?2 beschlossenenZusatzes zu empfehlen.

Was zunächst den Zusatz zu H, 12 betrifft, Inhalts dessen die in demselbengetroffenen
neuen Vorschriften über den Eintritt in die Societät und den Austritt aus derselbenauf alle
bestehenden VersicherungenAnwendung finden sollen, sofern nicht die Versicherten binnen
einer Frist von vier Wochen nach der im Amtsblatte erfolgten Publikation den
Austritt anmelden, fo ist zwar bisher bei den vielfach vorgekommenenAbänderungen des
Reglements stets daran festgehalten worden, daß der gewöhnlicheAustrittstermin genüge, um
denjenigen Societätsgenossen,welche sich den neuen Vestimmnngendes Reglements zu unterwerfen
nicht gewillt feien, die Möglichkeitzu gewähren, sich diesen Abänderungen durch die Melduug des
Austritts zu entziehen. Indessen kann nicht verkannt werden, daß einerseits die Interessen der
bei der Societät Versicherten in weitgehendsterWeise gewahrt und andererseits die in Betracht
kommenden rechtlichen Verhältnisse zweifellos klargestelltwerden, wenn ein außergewöhnlicher,an
den Zeitpunkt der Publikation der abgeänderten Neglementsbestimmungengeknüpfter Austritts¬
termin eingeräumt wird. Es hat deshalb in keiner Weife ein Bedenken, dem von den Herren
Ressortministern für nothwendig erachtetenZusatz, durch welchen alsdann vier Wochennach der
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Publikation des Nachtrags die Bestimmungen desselbenfür alle dann noch Versichertenunbedingt
rechtsgültig und bindend sind, die Zustimmung zu ertheilen.

Dagegen können die bezüglich des Zusatzes zu ß, 72 des Reglements erhobeneu Bedenken
uud die an Stelle desselben gemachtenVorschläge als den Interessen der Societät entsprechend
nicht anerkannt werden.

Durch die Bestimmung in nlinea ? des H, 12 des Reglements ist nur in denjenigen
Ausnllhmefällen, in welchen Versicherungenauf mehrjährige Perioden mit Vorausbezahlung der
Prämien abgeschlossen werden, der Societäts-Direktion die Anordnung vorbehalten worden, ob
diese Prämien durch die Steuerkassenzu erheben oder direkt an die Societätskasse zu zahle» seien.
Nur auf diese Ausnahmefälle hat der zu §. 72 befchlofsene Zusatz, wonach von den ohne Ver¬
mittelung der Steuerkassenan die Societätskasse direkt gezahlten Prämien den Steuerempfängern
keine Hebegebührenzustehen sollen, Bezug. Es kann nicht zugegeben werden, daß durch diese
Nestimmungendie Tantieme der KöniglichenNentmeister in irgend nennenswerther Weise gekürzt
werden könnte. Eine solche Beeinträchtigung der Einnahme der Nentmeister ist auch in keiner
Weise beabsichtigt. Der Zusatz zu §. 72 sollte die Societäts-Verwaltnng, welche die direkte
Einziehung der Prämien nur in den seltenstenFällen kostenlos wird bewirken können, nur davor
schützen, doppelte Hebegebührenan denjenigen, der die Prämien wirklich erhoben und der Socictäts-
kasse eingezahlt hat und an den bei dieser Erhebung und Einzahlung völlig unbeteiligten Rent¬
meister zu zahlen; ein solcher Schutz ist aber bei den in Betracht kommendenmehrjährigen Ver¬
sicherungen mit Vorausbezahlung um deßwillen unentbehrlich, weil bei denselben Freijcchrebewilligt
sind und deshalb die Societäts-Verwaltung ein wesentlichesInteresse daran hat, daß derartige
Versicherungennicht noch mit besonderenKosten belastet werden.

Diesen Rücksichtenwürde durch Annahme der von dem Herrn Oberpräsidenten der
Provinz Westfalen zur Regelung des Tantiömenbezugs der Nentmeister gemachtenVorfchläge in
keiner Weife Rechnung getragen werden, und sind die letzteren deshalb nicht geeignet, den zu
8. 72 beschlossenenZusatz zu ersetzen. Es erübrigt deshalb nur, auf den zu §. 72 beschlossenen
Zusatz zu verzichten und deshalb dessen Streichung zu beschließen.

Der Provinzial-Nerwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Der hohe Landtag wolle beschließen, den am 7. Dezember 1885 beschlossenen
XI. Nachtrag zum reuidirten Reglement der Provinzial-Feuer-Societät dahin zu
ändern, daß
1. der Schlußsatzdes §. 12 lautet:

Die vorstehendenBestimmungen finden sämmtlich auf alle bei Erlaß derselbe»
bestehendenVersicherungen,sofern die Versicherten nicht binnen 4 Wochen nach
der im Amtsblatt erfolgten Publikation diefes Nachtrags den Anstritt aus der
Societät anmelden, Anwendung.

Sodann

2. den zu 8- 72 befchloffenen Zufatz zu streichen."

Der Prodinzial'Verwaltunsssmth.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vice-Landtags-Marschall.
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Nr. 14.
Düsseldorf, den 1l. November 188U.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

botresfcnd

anderweitigeOrganisation der Kassenuerwaltung der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät
und Nachtrag zum Reglement derselben.

Nach den Bestimmungen des revidirten Reglements der RheinischenProuinzial-Feuer-
Societät sind die KöniglichenSteuerkassen zur Erhebung und Beitreibung der Feuer-Societäts-
Veiträge und zur Leistung aller Zahlungen für Rechnung der Socictätskasse verpflichtet; sie
beziehen dafür eine Hebegebühr von 3 °/u und haftet ihre Kaution auch für die Fonds der
Societät. Sowohl die Ablieferung der Beiträge an die Socictätskasse, wie auch die von den
Stcuerkassm zu leistenden Zahlungen erfolgen durch Vermittelung der KöniglichenNegierungs
Hauptkassen,mit welch' letzterendie Societätskasse allmonatlichabrechnet. Den mit den Geschäften
der Societät befaßten Beamten der Regieruugs - Hauptkassen wurde bis zum Jahre 1874 eine
Remuneration, über deren Vertheilnng der Herr Oberpräsidcnt verfügte, aus Socictätsfouds-
gezahlt, diese Zahlung aber von dein bezeichneten Jahre ab eingestellt,weil die Königliche Staats»
regicrung den betreffendenBeamten die Annahme dieser Remuneration untersagte, statt derselben
aber von der Societät einen zur Staatskasse fließenden Verwaltungskosten-Beitrag verlangte.
Nachdem der Provinzial-Landtag die Zahlung dieses Vcrwaltungskosten-Beitrags, zu welcher er
die Societät nicht für verpflichteterachtete, abgelehnt hatte, machte die Königliche Staatsregierung
ihre Ansprücheim Wege des Prozesses gegen die Societät geltend, und ist dieser Prozeß dnrch
Entscheidung des Reichsgerichts vom 8. Dezember 1885 rechtskräftig zu Gunsten der Societät
entschieden worden. Sonach steht es fest, daß die Mitwirkung der Negierungs-Hauptkassen bei
Erledigung der Societäts-Kasscngeschäftekostenlos zu geschehen hat.

So mancherlei Vorzüge die jetzt bestehende Einrichtung hat, und so groß die Garantien
sind, welche dieselbe für die Regelmäßigkeit und Sicherheit des gesammten Kassenbetriebesder
Societät bietet, so hat sie doch den wesentlichenMangel, daß sie der SocictätLverwaltuug nahezu
allen und jeden direkten Einfluß auf die wichtigstenTheile ihrer Kasscnverwaltungentzieht. Die
Societätsdirektion hat weder eine Controlle des Erhebungsgeschäftes,noch der Erledigung der von
ihr angeordneten Zahlungen, sie hat noch weniger einen Einfluß auf die Art und Weise, in
welcher sich der Verkehr der Steuerkassen mit den Versicherten gestaltet und kann Unzuträglich¬
keiten, die in dieser Beziehung vorkommen, nur im Wege der Beschwerdebei den Königlichen
Negierungen entgegentreten.

Diese Mängel erweisen sich aber ebensowohlfür die Verwaltung der Societät, wie für
deren Versicherte um so nachtheiliger, je mehr die Zahl der Versichertenwächst, und je mehr
die Socictätsuerwaltung bestrebt sein muß, durch Verbesserungihrer Einrichtungen den berechtigten
Ansprüchen der Versicherten zu genügen, sowie die Concurrenz der Privat-Feuervcrsicherungs-



Gesellschaftenzu bestehen. Wiederholt ist es in den letzten Jahren zu Tage getreten, daß
derartigen Verbesserungendie den Steuerkassen durch das Reglement eingeräumte Stellung im
Wege stand, und bis jetzt hat die Genehmigung des im vorigen Jahre beschlossenen Nachtrags
zum Reglement zum Theil um deßwillen nicht erfolgen können, weil nach Ansichtder Königlichen
Staatsregierung die Interessen der KöniglichenRentmeister dadurch beeinträchtigt erscheinen. (5s
muß auch nach der Natur der gesammten vorliegend in Betracht kommenden Verhältnisse die
Möglichkeit als ausgeschlossenerachtet werden, die von der Societät beklagten Mißstände durch
eine Aenderung der Stellung der KöniglichenStenerkassen zur Societätsuerwaltnng beseitigenzu
können, und es bleibt deshalb nur übrig, die anderweite Negnlirung der Kassenvcrwaltungder Societät
unter völliger Preisgebung der Mitwirkung der Königlichen Steuerkassen und der
Negierungs-Hauvtkassen herbeizuführen, und die örtlichen Kassengeschäfte der
Societät, soweit dieselben nicht von den Socictäts- beziehentlich Provinzialbeamten
selbst wahrgenommen werden, durch die Gemeinde-Empfänger beforgen zu laffen

Die Ausführbarkeit einer solchen Eiurichtung ist davon abhängig, daß der Societät
durch entsprechende Abänderung der bestehendenBestimmungen des Reglements das Recht ein¬
geräumt wird, die Gcmciudekasscn für die Besorgung der Kassengeschäfte in Anspruchzu uchmen,
oder daß anch andere Personen, wie die Gemeinde-Empfänger,mit der Besorgung der örtlichen Kassen¬
geschäfteder Societät und zwar als Beamte der letzteren beziehentlichdes Provinzialverbandes
beauftragt werden können. Da eine analoge Bestimmung bezüglich der Bürgermeister (§, 66
des Reglements) besteht, so darf angenommen werden, daß dieselbeauch bezüglich der Gemeinde-
Empfänger nicht beanstandet werden wird. Dann wäre die Societütsdirektion in der Lage,
ungeeignetePerfonen von ihren Kassengeschäftenausfchließeu und bezüglich der Befolgung der
örtlichen Kassenvcrwaltung denjenigen Einfluß und diejenige Controlle üben zu können, die
erforderlichsind und die ihr zur Zeit vollständigstsehlcn. Es wäre weiterhin durch entfprechende
Aenderung der bestehenden Bestimmungendes Reglements die Kautionsbestellungund der Tantiomc-
bezug der Gemeinde-Empfänger zu regeln. Bezüglich dieser beiden Punkte fällt es entscheidend
ins Gewicht, daß die von den Gemeinde-Empfängern zu besorgendenKassengeschäfte ausschließlich
in der Hebuug der Beiträge bestehen würden, daß dagegen die jetzt durch die Regierungs-
Hauptkaffen uud die Stenerkassen besorgten Zahlungen der Brandschäden, Daxatious-
kostcn :c. fortan ohne Vermittelung der Gemeindekassen direkt durch die Societätskasse zu geschehen
hätten. Dadurch wird es gerechtfertigterscheinen, bezüglich der Kaution besondereAnforderungen
nicht zu stelleu, und die zu bewilligende Tantieme, welche jetzt 2 resp. 3"/» beträgt, auf 1 '/2 bis
2 "/° zu fixiren. Es würden durch die alsdann entstehende Minderausgabe an Erhebungstantisme
die Mittel gewonneilwerden, um aus denselbendie Befoldung für die bei der ueuen Einrichtung
unbedingt erforderlicheweitere Anstellung von mindestens zwei Kassenbeamten zu entnehmen und
den vermehrten Aufwand an Vüreaubedürfuissenbei der Direktion zu bestreiten.

Die zur Ausführung diefer anderweiten Eiurichtung des Kasfenwesens der Societät
erforderlichenAbänderungen des Reglements sind in dem folgenden Nachtrag zu demselben
zusammengefaßt:

XII. Nachtrag.
1. Die Worte in üu<3 des §. 27 „von den Steuererhebern" uud die Schlußworte des

§. 5« „oder die Steuerkasfe des Wohnorts desfelben" sind zu streichen.
2. Im §. 66 ist am Schlüsse des ersten ulinoa. statt „Elementar-Steuererhebern" zu

setzen: „Eomuumalempfängern oder eigenen Kassenbeamtender Societät",
10*
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3. Im §. 70 ist an Stelle des Wortes „Elemeutar-Steuererheber" zu setze» „Communal-
emvfänger",

4. §, 72 erhält nachstehende Fassung:
Die Bürgermeister erhalten eine Vergütung von 6 °/o von den in der Bürger¬

meisterei zur Erhebung und Ablieferunggelangten ordentlichen Immobilar-Versicherungs-
beiträgen. Die Eommunalempfänger beziehen von den von ihnen erhobenenund an
die Societätskasse portofrei abgelieferten Immobilar - Versicherungsbeiträgen eine
Tantieme von 1'/« "/u. Besorgendieselben auch die Erhebungder Mobilar-Versicheruugs-
beiträge, so wird ihnen auch von dem Prämienemvfange der Immobilar-Versicherung
2 "/» Tantieme gewährt.

5. §, 75 wird abgeäildert, wie folgt:
„Die Caution der Commnnalcmpfänger haftet auch für die Feucr-Societätsbeiträge."

i!. Im §, 84 ist das Wort „sowie" zu streiche» und hinter „Anmelderegister"einzuschalten:
„sowie für die Erhebung und Ablieferung der Beiträge uud den Verkehr der lokalen
lassen mit der Societätskasse".

7, §H. 85 bis 94 und §. 100 des Reglements werden gestrichen.
8. Die vorstehendenBestimmungentreten am 1. Januar 1888 in Kraft.
Demgemäß beehrt sich der Provinzial-Verwaltunasrath zu beantragen:

„der hohe Landtag wolle
1. dem vorstehendenEntwurf zu einem XII. Nachtrag zu dem reuidirten Reglement

der NheinifchenProuinzial-Feuer-Societat vom 1. September 1852 die Zustimmung
ertheilen;

2. den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen,diejenigen Aenderungen dieses Nachtrags
in formeller oder materiellerBeziehung, welche behufs dessen Allerhöchster Genehmigung
etwa erforderlicherscheinensollten, Namens des Provinzial-Landtages zu treffen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtogs-Marschall.

Nr. <8. Düfseldorf, den 3. November 1886.

Der Ausschuß der Verbandes Deutscher Privat-Feueruersicherungs-Gesellschaften hat
unter dein 3. April er. eine Eingabe an den Provinzial-Verwaltungsrath der Rheinprooinz
gerichtet, zu welcher ihm die von mir zum 50jährigen Bestehen der Rheinischen Provinzial-Feuer-
Socictät geschriebene,an die Mitglieder des Prouinzial-Landtags vertheilte Denkschrift Anlaß
gegeben hat, Die Eingabe schließt mit dem Ersuchen, dieselbe „zur Kenntniß des Proomzial-
Laudtages zu bringen". Ohne abzuwarten, ob und in wie weit diesem Ersuchen Seitens des
Vrovinzial-Verwaltungsrathes entsprochenwerden würde, hat der genannte Ausschuß einen Abdruck
seiner Eingabe au die einzelnen Abgeordneten des Provinzial-Landtages gesandt, dieselbeauch,
wie in dem bezüglichen Anschreiben des Verbandsausschussesmitgetheilt wird, dem Herrn Minister
des Innern überreicht, außerdem auch zahlreiche»anderen Behörden zugesandt.
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Es ist nicht meine Absicht, die Art und Weise des Vorgehens des Ausschussesdes
Verbandes DeutscherPrwat-Feueiuersicherungs-Gesellschafteneiner Kritik zu unterziehen: ich biu
der Ueberzeugung,daß es einer solchen Kritik überhaupt nicht bedarf, da die Anmaaßnng und
Ueberhcbung, welche in diesem Vorgehen liegt, Niemand entgehen wird. Lediglichim Interesse
der Sache selbst, lind weil es sich um die Klarstellung einer der wesentlichsten Grnndlagcn der
Rheinischen Prouinzial-Feuer-Societät und einer der wesentlichstenVerschiedenheitenderselben
von den handelt, erachte ich es für geboten, die mchrer-
wähnte Eingabe nicht ohne Widerlegung zu lassen, und die Pflicht der Societät, jedes
Gebäude in Versicherung zu nehmen, im Nachstehenden näher zu begründen.

Diese Pflicht ist zunächst durch die Bestimmungen des Allerhöchst genehmigten
Neglements der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät bestimmt uud klar vorge¬
schrieben. Dnrch dieses Reglement (§. 1) wird nämlich „für die ganze Rheinprovinz nur Eine
öffentliche Societät" errichtet, die „zur Versicheruug gegeu Feuersgefahr Gebäude aller Art ohne
Unterschiedihrer Einrichtung und Bestimmung (§. 5), sofern dieselben innerhalb der Provinz
belegen sind (ß. 4) aufnimmt, und zwar in den fest bestimmtenKlassen (8- 29) nnd zu fest
bestimmten Beitragssätzen (§. 33)". Diese Societät wird als eine öffentliche Provinzial-Anstalt
von öffentlichen Beamten verwaltet, gegen deren Verfahren der geordneteBeschwerdeweg (§. 103 fl,)
jedem Societätsgenossenoffen steht.

Aus diesen, Zweck, Aufgabe und Organisation der Societät regelnden Bestimmungen
folgt aber das unstrcitbare Recht eines jeden Gebäudebesitzers,die Versicherungseiner innerhalb
der Provinz belegenenGebäude zu verlangen und demgemäß die Pflicht der Societät, diefe
Versicherungzu gewähren. Die Societätsverwaltung ist nicht befugt, die Versicherungabzulehnen,
ne hat auch keine direkte Ablehnungsbefugniß durch Forderung erhöhter Prämien oder durch
Stellung erschwerter Versichcmngsbedingungen,vielmehr ist die Pflicht der Societät znr Annahme
der bei ihr beantragten Versicherungen dahin präzisirt und festgelegt, daß sie die Versicherungen
zu den im Reglement festgesetzten Bedingungen uud Beitragssätzen annehmen mutz.

Eine Ausnahme von dieser strikten Annahmcvflichtbesteht nur hinsichtlich der im F. 0
des Reglements bezeichneten, vorzugsweiseindustriellenZweckendienenden Gebäude insofern, als
deren Aufnahme zwar nicht etwa ausgeschlossen, sondern nur von einer Vereinbarung über die zu
zahlende Prämie abhängig erklärt ist. In dieser Ausuahmebestimmuug liegt aber wiederum
einerseits eine Bestätigung des Rechtes der Besitzer aller anderen, im §. 6 nicht namhaft
gemachten Arten von Gebäuden, die Versicherung derselben bei der Societät zu verlangen, und
andererseits eine Bestätigung der Pflicht der Societät, diese Versicherungzu gewähren.

Die Nichtigkeit dieser Darlegung findet endlich noch eine besondere Bekräftigung in der
Vorschrift des tz. 10 des Reglements, in welchem ausdrücklich eine „Zwangsvflicht der
Gebäudebefitzer, ihre Gebäude bei der Societät gegen Feuersgefahr zu versichern",
ausgefchlossen wird. Eine solche Bestimmung würde aber völlig sinn- und zwecklos sein, wenn
nicht die Zwangsvflicht der Societät zur Aufnahme aller Gebäude in die Versicherung
durch das Reglement statuirt worden wäre.

Wenn dem gegenüber von dem Ausschussedes Verbandes Deutscher Privat-Feuer-
versicheruugs-Gesellschllften auf den §. 24 des Reglements hingewiesen wird, wonach „die Ver¬
sicherungsolcher Gebäude, an denen polizeiwidrige Mängel, z. N. schadhafte Kamine, unsichere
Fcucrungsanlagen :c. entdeckt weiden, so lange zu suopendircn ist, bis die Mängel von den
^genthümern beseitigt worden', so ist einleuchtend, daß diese Bestimmung nicht nur mit der
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Annahinepflichtder Societät sehr wohl vereinbar ist, sondern auch eine ernente Anerkennungund
Bestätigung derselbenenthält, Es handelt sich bei dieser Bestimmung des §, 24 des Reglements
mich gar nicht um die Ablehnung eines Versicherungsantrags, sondern um eine Maß¬
nahme rücksichtlich einer bestehenden Versicherung und zwar um eine Mahnahme, die
einerseits an die ganz bestimmteThatsache einer Zuwiderhandlung gegen polizeiliche Vorschriften
geknüpft, also jeder willkürlichenHandlung der Societätsverwaltung entzogenist, und die anderer¬
seits zu vermeiden und zn beseitigen ganz und ausschließlichin der Hand des Versicherteilliegt.

Es steht hiernach zweifellosfest, daß durch das Reglement der RheinischenProvinzial-
Feuer-Societät:

1, diese zur Annahme aller Gebäudeversicherungeninnerhalb der Provinz und zwar zu
den im Reglement selbst festgesetzten Beitragssätzen verpflichtetist, und

2. daß eiuc Ausnahme von dieser Annahmepflichtnur infoweit besteht, als die Annahme
der im H. 6 des Reglements bezeichneten (industriellen) Risiken von der Vereinbarung
des Versicherungsnchendenmit der Societätsdirektion über die Hohe des Beitrages
abhängig erklärt ist.

Diesen Vorschriften des Reglements entspricht die Thatsache, daß die Rheinische
Societät, so lange sie besteht, stets und ausnahmslos diese Annahmepflicht geübt
hat. Sie hat sie geübt, trotzdem sie die uuuerhältnißmäßig großen von ihr dadurch über¬
nommenen Gefahren niemels verkannt hat, weil sowohl ihre Direktion, wie deren Aufsichtsorgane,
insbesondere der Rheinische Prouinzial-Landtag niemals darüber im Zweifel waren, daß die
Annahmepflicht ebensowohl in dem Societätsreglement vorgeschrieben,wie in dein Charakter der
Societät als einer dem Gemeinwohl dienenden öffentlichen Provinzialanstalt begründet ist. Schon
bei den Verhandlungen, welche die Verschmelzungder beideu früher in der Provinz bestehenden
Societäten zum Gegenstände hatten und die zur Gründung der jetzigenProvinzial-Societät für
die Rheinprovinz führten, ist von verschiedenenLandtagen wiederholt die Verpflichtung der
Societät zur Annähn« der Versicherung jedes, auch des schlechtesten Gebäudes im Gegensatze zu
der in dieser Beziehung den Privatversicherungs-Gesellschaftenzustehenden freien Ablehnnngs-
befuguiß als eine unzweifelhafte,im Wesen und in der Aufgabe der Societät begründete anerkannt
worden (otr. meine DenkschriftS. 8 u. U); die späteren Landtage haben, wie dies namentlich
bei den vielfachen Verhandlungen über die Revision des Reglements immer wieder zu Tage
getreten ist, an diesem Prinzip als einem unantastbaren festgehalten. Dasselbe hat sodann bei
Einführung der Mobilaruersicherungdadurch, daß für diefc die Annahmeverpflichtungausdrücklich
ausgeschlossen wurde, eine unzweideutigeerneute Bestätigung gefunden, es ist endlich die bestehende
Annahmepflichtder Societät rücksichtlich der Immobilarversicherungen für den im vorigen Jahre
gefaßten Befchluß des 3t. Prouinzial-Landtags auf Erwirkung des ausfchließlichenRechtes zur
Immobilarversicherung — ein Beschluß, der nicht, wie der Ausschuß des Verbandes Deutscher
Privat-Feueruersicheruugs-Gesellschaftenunrichtig behauptet, auf meinen Antrag erfolgt nnd auch
nicht durch meine mit demselben in gar keiner Verbindung stehenden Denkschriftveranlaßt worden
ist — das wesentlichste, AusschlaggebendeMotiv gewesen.

Wenn trotz dieser Thatsachen der mehrgenaunte Ausschuß die Behauptung, „daß der
Societät eine Annahmepflichtobliege, als eine unrichtige" bezeichnet,fo wird es zur Würdigung
dieser Behauptung und zum Beweise ihrer gäuzlichenGrundlosigkeitgenügen, darauf hinzuweisen,
daß der RheinischeProvinzial-Landtag, als die mit der obersten Leitung der Societät betraute
Stelle, in erster Linie berufen und befähigt ist, über die der letzteren obliegendenPflichten in
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maßgebender Weise zu befinden, und daß es ganz gewiß den Privat-Feuerversicherungs-Gesell-
schaften und ihrem Ausschusse am wenigsten zusteht, in dieser Beziehung die Verwaltungsorgane
der Societät belehren und berichtigen zu wollen.

Müssen hiernach alle von mir in der zum 50jährigen Bestehen der Rheinischen Societät
geschriebenen Denkschrift bezüglich der Annahmepflicht der Societät aufgestellten Behauptungen
voll und ganz aufrecht erhalten werden, fo gilt dasselbe von den aus dieser Annahmevflicht
gezogenen Consequenzen, insbesondere von dem dieser Annahmepflicht entsprechenden der
Societät einzuräumenden ausschließlichen Rechte zur Immobilarversicherung.
^eses Recht ist und bleibt das nothwendige Correlat der bestehenden Annahmevflicht und muß
deshalb für alle diejenigen Risiken in Anspruch genommen werden, für welche die Annahmevflicht
gut. Daraus, daß die Nheinifche Societät auch ohne im Besitze dieses Rechtes zu sein, sich
günstig entwickelt hat, folgt nicht, daß das Verlangen nach Gewährung dieses Rechtes ein unbe¬
gründetes ist, und daß dem auf diefe Gewährung gerichteten Antrage des Prouinzial-Landtages
«die Berechtigung mangelt". Auch der übrigens von Niemanden bezweifelte Umstand, daß die
Priuat-Versicherungsgcsellschaften eine Anzahl von Gebäuden unter weicher Dachung versichert
haben, beweist Nichts gegen das von der Rheinischen Societät beanspruchte Recht auf ausschließliche
immobilarversicherung. Die Prwat-Versicherungsgesellschaften können jede Versicherung, die ihnen
aus irgend einem Grunde — der auch in der Person des Versicherungsuchenden liegen kann —
bedenklich oder unerwünscht ist, ablehnen; sie machen von dieser Ablehnungsbefugnih thatsächlich,
und von ihrem Standpunkte aus offenbar mit vollem Recht, den ausgiebigsten Gebrauch und
verdanken die guten Geschäfte, die sie machen, ganz wesentlich der Sorgfalt und Aengstlichkeit,
mrt der sie bei der Auswahl der Risiken, die sie in Versicherung nehmen, verfahren. Insbesondere
weiden Gebäude, die feuergefährlich gebaut oder in feuergefährlicher Nachbarschaft oder in allzu
großer Nähe bereits bestehender Risiken gelegen sind, oder deren Besitzer in keinen: guten Rufe
stehen oder schon Brandschaden erlitten haben, weiterhin Orte, die eng gebaut, deren Lüschein-
nchtungen mangelhafte sind, oder in denen unuerhältnihmäßig viele Brandschäden vorkommen,
mm den Privat-Versicheruugsgesellschaften gemieden und entweder gar nicht oder nur mit großer
Auswahl in Versicherung genommen. Alle Gebäude aber, die sie ablehueu, müssen Deckung bei
der Societät suchen und ihre Besitzer finden dieselbe, kraft der der Societät auferlegten Aufnahme-
Pflicht. Daß dadurch die Grundlage des Wettbewerbs zwischen den Privat-Versicherungsgesell-
schaften und der Societät zum Nachtheile der letzteren gänzlich verschoben ist, ist unbestreitbar,
und wenn die Societät Remedur in dieser Beziehung nachsucht, indem sie die Gewährung des
ihrer Annahmepflicht entsprechenden Rechtes, wie solches andere Societäten besitzen, erbittet, und
wenn der Rheinische Provinzial-Landtag innerhalb seiner gesetzlichen Zuständigkeit einen darauf
gerichteten Beschluß faßt, fo mag dies für die Interessen der
unerwünscht sein, die Berechtigung zu dieser Bitte und zu diesen, Beschlusse wird aber dem
Proviuzial-Landtage und der Societät nicht abgesprochen werden können, und es muß deshalb
der von dem Ausschüsse des Verbandes Deutscher Privat-Feuerversicherungs-Gefcllschaften in der
Eingabe an den Provinzial-Verwaltungsrath vom 3. April cr. hiergegen gerichtete Angriff, wie
er in feiner Begründung völlig verfehlt ist, fo auch als in jeder Hinsicht unberechtigt zurück¬
gewiesen werden.

Seul,

Direktor der Provinzial-Feuer-Societät.
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Nr. «t.
Düsseldorf, den 2ll. Oktober 18«<>.

Referat
zu dom

Entwurf eines Gesetzes über das NamMdmmgst'erfahreu in> Geltuilsssbereiche,
des rheinischenRechts.

Bei Gelegenheit der Berathung über den §. 25 des Gesetzen vom 4. März 1879 hat
die X. Eommission des Abgeordnetenhausesdie Ueberzeugung ausgesprochen, daß das Rang-
ordnungsverfahren des rheinischenRechtes nach seiner damaligen Gestaltung unuerhältnihmäßig
kostspielig und einer radikalenUmgestaltung in hohem Grade bedürftig sei; das Abgeordnetenhaus
hat zugleich bei der II. und III. Lesung dieses Gesetzes vom 22. Januar nnd 24. Januar 1879
durch eine Resolution sich dieser gutachtlichen Aeußerung angeschlossen. Die mit dem I.Oktober 1879
eingeführten Gesetze haben das Nangordnungsucrfahren nicht gebessert, dasselbe vielmehr in
formeller Hinsicht und auch hinsichtlichdes Kostenpunktes unberührt gelassen, dagegen dadurch,
daß vom 1. Oktober 1879 ab eine jede Opposition gegen den provisorischenStatus Gcgenstaud
einer besonderenKlage sein muß, also soviel selbstständigeKlagen erhoben werden müssen, als
Oppositionen angemeldet sind, einen noch unleidlichern Zustand hervorgerufen. Wenn schon damals
eine theilweisc Abänderung des Nangordnungsverfahrens als unzureichend abgelehnt morden ist,
so würde gegeuwürtig ebenfalls eine nur theilweise Umgestaltuug noch weniger nur Platze erscheinen.
Diejenigen Motive, welche den Wunsch einer radikalen Umänderung damals dilatorisch behandeln
ließen, stehen gegenwärtig einer solchen nicht mehr entgegen. — Wenn auch der Provinzial-
Landtag der Rhcinprovinz sogar einen noch weiter gehenden Wunsch zu wiederholten Malen
auszudrückenGelegenheit genommenund diesen Wunsch, betreffend die Einführung der Grund¬
buchordnungund einer neuen einheitlichenSubhastationsordnung, noch stets hegt und hoffentlich
eine baldige Erfüllung erwarten darf, fo kann der gegenwärtige Entwurf über das Rang-
urdnungsverfahren als eine Abschlagszahlungzur Bescitiguug der erheblichen Mihstände nament¬
lich mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Verhältnisse des Grundbesitzesdoch nur dankbar acceptirt
werden.

Der Entwurf über das Gesetz, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche
Vermögen, verwies das Vertheilungsuerfahren an die Amtsgerichte, Die rheiuifchenMitglieder
der X. Commifsionerklärten sich dagegen, weil 1. das rheinische Nangordnuugsucrfahreu in keiner
nothwendigenVerbindung mit der Zwangsvollstreckungstehe und auch bei Privat- und freiwilligen
Verkäufe»Platz greife, 2. bei der großen Unsicherheit des rheinischen Hypothekenrechts das Verfahren
nur uuter Zuziehuug von Anwälten betrieben werden könne, und daher die Landgerichtenutzem
daselbst geltenden Anwaltszwange zuständig sein müßten; in der Comnnssionsberathung wurde
noch 3. als Grund die Unzulänglichkeitdes Parteibetriebes bei deni Mangel eines Vertheilungs-
termines hervorgehoben. Was den ersten mehr formellen Grund anbelangt, so ist es allerdings
richtig,, daß das Collokationsverfahren auch bei freiwilligen Verkäufen zur Anwendung kommt,
allein die Zahl der letztern Fälle ist eine verschwindendkleine; von den an einein Landgerichte
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in den Jahre» 1884 und 1885 eröffneten Eollokationsuerfahren in der Gesammtsnmme von
186 waren 173 auf Grund von Snbhastationsprotokollen und 13 auf Grund von freiwilligen
Verkäufeneingeleitet; und ein ähnliches Verhältniß hat sich nach den eingezogenen Erkundigungen
bei allen Landgerichtenherausgestellt. Abgesehen von diefer geringfügigen Anzahl, ist es nicht
ersichtlich, weshalb das Vertheilungsverfahrcn über deu Immobilarkanfpreis aus einem Zwangs-
verkauf ein anderes fein muß, als das über den Kaufpreis aus einem freiwilligenVerkaufe. Ist
in letztcrm Falle das Reinigungsverfahren durchgeführt, so verwandelt sich das Recht des
Hypothekarglänbigers, welches ihm an der Liegenschaftzustand, in ein Recht an dem Preise
gerade so, w^ dies bei der Zwangsversteigerung durch den Zuschlag geschieht. Wenn nnn in
beiden Fällen dasselbe materielle Recht der Hypothekarglänbigerdurch Gesetz geschaffen ist, so ist
>uck,t ersichtlich,wie die Nealisirung dieses Rechtes nicht in derselben Weise geschehen kann,
Hinzu kommt, daß das Eollokationsverfahre» des rheinische»Pruzeßgerichts in dem XIV. Titel
des V. Buches: „Von der Vollziehungder Urtheile" abgehandelt wird und zwar sowohl das auf
einen freiwilligen als einen Zwangsuerknuf folgende; es «»erkennt fomit das rheinische Recht, daß
die gerichtlich vorgenommene Vcrtheilung selbst als ein Theil des gesammten Zwangsvollstrcckungs-
verfahrens anzusehen, selbst eine zwangsweise ausgeübte Vollstreckung der aus der Verpfändung
n'sultirenden Rechte ist und eine gleiche Beurtheilung bei Eubhastationen und freiwilligen
Verläufen zu erfahren hat. Auf demfelbenStandpunkte steht die deutsche Eiuilvrozeßordnung
i» dem Titel II und III, welche in dem VIII. Buch über die Zwangsvollstrecknngihren Platz
gefunden; und auf demselbenStandpunkte steht auch die Gesetzgebung in Elsaß-Lothringen, welche
das Colloklltionsvcrfahrcnnicht allein bei ZwaugLverkäufen,sondern anch bei freiwilligenVerkäufen
unter Abänderung der gleichlautendenNestimmungendes (^odo Uapo1«an im Jahre 1880 cm die
Amtsgerichteverwiese» hat, (eti-. Sitzungsbericht des Landescmsschusses vom 8. April 1880 nebst
Anlagen.) Hieraus folgt, daß die Verschiedenheitdes vorhergehendenVerkaufes nicht im Wege
steht, das Rangordnungsverfahren in gleicher Weife zu behandeln, und daß wen»: es nicht
bestrittenwerden konnte, daß die Zuständigkeit des Amtsgerichts für das nach einer Subhastation
einzuleitende Verfahren der Zuständigkeitdes Landgerichts vorzuziehensei, dieser Vorzug auch für
das Verfahre» nach einem freiwilligen Verkauf Platz greifeil muß.

Ebenwenig erscheint der 2. Grund gegenwärtig stichhaltig. Die große Unsicherheit des
rheinischen Hypothekenrechtsist in Folge des Gesetzes vom 20. Mai 1885 verschwunden; uach
dem 1. Juli 1886 müssen alle Hypotheken und Privilegien eingetragen sein, und alle neue
Eintragungen müssen die Immobilien angeben, auf welche sie sich erstrecken. Daß mit dem
Verschwinden der stillschweigendenHypotheken und der Generalinskriptionen an Stelle der
Unsicherheiteine Rechtssicherheitschon jetzt eingetreten ist, bedarf keiner weitern Erläuterung.
Der in der Eommifsiongeltend gemachte dritte Grund, welcher auf dem vollständigenParteien¬
betriebe beruht, wird durch den Entwurf felbst befeitigt, indem dieser den Betrieb in die Hände des
Gerichts legt, dessen Wirksamkeitsich auf die Zustelluuge»der Beschlüsse, Laduugen der Betheiligten
und Abhalten der Termine ausdehnt. — Hiernach würden an sich die Bedenken, welche dagegen
sprechen könnten, das Cullotationsverfahren der Zuständigkeit der Landgerichte zu entziehen,
verschwinden. Eine Abänderung bestehender Gesetze könnte jedoch hierdurch uoch uicht gerechtfertigt
und die stets durch den Erlaß neuer Gesetze entstehende Beuuruhigung im Rechtslebenverantwortet
werden, wenn durch diese neuen Gesetze nicht ein erheblicher Vortheil eintritt. Ob ein solcher
durch den vorliegenden Entwurf erzielt wird, ist nachstehend geprüft.
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I.

In den Vordergrund tritt die von dem Hause der Abgeordnetenan erster Stelle angeregte
Kostenfrage,da die Rechtsprechung und Nechtsspendungin der billigsten Weise erfolgen soll, und
dieses um so mehr zutrifft, wenn es sich um Liegenschaften handelt, welche unter den gegenwärtigen
Verhältnissendurch Abgaben schon sehr schwer belastet erscheinen.

^. Was die Gerichtskostenanlangt, so bezieht die Staatskasse gegenwärtig folgende
Gebühren:

1. Die Ausfertigung der Commissarernennungkostet durchschnittlich:
3 Rollen ll 0,80 M. --- . . . . 2,40 M.
Stempel ......... 1,50 „
Papier ..........0,05 „

3^95^^».
2. Die Ausfertigung der Eröffnungsordonnanz:

8 Rollen l>, 0,80 M. ^ . . . . 2,40 M.
Rcdaktionsgebühr.......2,40 „
Stempel ......... 1,50 „
Papier ..........0,05 „

«,35 M.
3. Bei Ueberreichungeines jeden Lozirungsantrages, mag der beantragende

Gläubiger nachträglich nützlich oder auch gar nicht lozirt werden, wird
erhoben. . . . ..................1,20 M.

ferner die früher dein Landgerichtssekretärzukommendesogenannte
Inspektionsgebühr ................0,60 „

1,80 M
4. Von einer jeden einzelnen angewiesenenSumme (sogar von den angewiesenenKosten

des betreibendenAnwaltes einschließlich der Ausfertigungskosten«.) wird ferner ein
Viertel Prozent unter Abrnndung eines jeden noch so geringfügigen Betrages
nach oben erhoben.

5. Von der ganzen zur Vertheilung kommendenAktiumasse inelusive Zinsen noch einmal
bis zur Hohe von 3000 M. Ein Prozent, von dein Betrage über 3000—60 000 M.
ein halbes Prozent, und von dein weiteren Betrage V« Prozent.

6. Jede Ausfertigung einer Zahluugsanweifung, sowie der Löschungsordonnanzwird
per Rolle mit 0,80 M. berechnet und der Stempel von 1,50 M. für jede Ausfertigung,
welche ein Objekt von 150 M. betrifft, in Anrechnung gebracht; fodann für jeden
Bogen Papier 3, und für 2 Bogen 5 Pf.

7. Nebenher wird die Calculationsgebühr für Aufstellungund Ausrechnung des Planes
berechnet.
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In Wirklichkeitstellen sich mm die an den Staat
gemachten Auszügen:

zu zahlenden Kosten nach oiesseits

Anzahl
Kaufpreis, der nützlich«der

theilweise
Haupt- ! nützlich
summe. , >?>»!«». > lozirten

^ .H Gläubiger.
1 ! 2 8

II,

III.

1120 ! 77,16

1197,16

I 070 87,22

1157,22

4 200 204.1?

4 404,17

IV. 5 410 293,36

5 703,36

Pro-
duktions-
gebtthr

der
Anwälte.

4

Rechnung
des betreibenden

Anwalts.

Auslagen.' Gebühren,

5 6

94,50 , 49,51 ! 39,70

89,21

94,50 > «8,31 37,20

63,00

105,51

32,64 l 30.50

63.14

63,00 96,0? 40,80

136,87

«Äerichtstostcn.

___ ?

Die in l5ol. 5 enthalteneAuofertigungder
Comnnssarernennuug und Eröffnung wie
oben «nd 1 und 2 berechnet 10,30 M.

3 Produttionsgebühren , , . 3,60 ..
8 Inspeltionsgebühren , . . 1,80 ,.
'/. Prozent ....... 5.N0 ,.
4 Mandate (16 R.) , , . . 12,80 „
Stempel hierzu ...... 4,50 „
Löschungsordonnllnz, , . , 4,00 „
Stempel hierzu ...... l,50 „
Papier ........ 0.28 ,.
Vcrechuuug....... 8,00 „
Nerthstempel .....^ 12,00^

63,78 M.

Dieselben Positionen wie vor mit 68.59 M.

Ausfertigungiu l5ol. 5 enthalten 10,8t! M.
2 Produttionsgebühren , , . 2.40 „
2 Inspeltionügebühren . , . 1,20 „
3 Mandate ....... 11,20 „
Stempel hierzu ...... 8,00 „
Loschungsordonnanz.... 4,00 „
Stempel hierzu ...... 1,50 „
'/. Prozent ....... 11.75 „
Berechnung ....... 6,!X> ,.
Papier ........ 0,29 „
Werthstempel ...... 37,50 „

89,14 M.

Ausfertiguugin Lol. 5 enthalten 1N,80 M.
5 Produltioiwgebühren . . . 6,00 „
5 Inspettionsgebühren . . . 8,00 „
'/. Prozent ....... 15.00 „
Berechnung ....... 15,00 „
3 Mandate ....... 17,60 „
3 Stempel dazu ...... 4,50 „
Löschungsordonnanz.... 6,40 „
Stempel dazu ...... 1,50 „
Papier ........ 0,41 „
Stempel ........ 48,50 .,

123,21 M.
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VI.

VII.

VIII.

Kaufpreis.

Haupt, z
summe. > ^'"s"'-

^ 2

6 000 1 405,00

7 405,00

6 000 091,66

6 991,66

14 329 «0.00

14 409,00

47 100 !? 522.93

54 622,93

Anzahl
der nützlich

oder
theilweise
nützlich
lozirten

Gläubiger.
3

Pro¬
duktions-
gebühr

der
Anwälte.

4

Rechnung
des betreibenden

Anwalts.

Auslagen., Gebühren,
.// ^
5 ! 6

94,50 173,2?

63,00

40,50

213,77

Oerichtskosten.

58,84 , 37,80

96,64

94,50

94,50

163,95 38,70

202,65

29,54 33,55

63,09

Ausfertigungin Lol. 5 enthalte» 10,80 M,
7 Produttionsgebühren . . , 8,40 „
7 Inspeltionsgebühren . . . 4,20 „
'/. Prozent ....... 19,00 „
Berechnung ....... 10,00 „
3 Mandate ....... 12,80 „
3 Stempel dazu ..... 4,50 „
Loschungsordonnanz.... 4,80 „
Stempel dazn ...... 1,50 „
Papier ........ 0,82 „
Stempel ........ 52,50 „

128,32 M.

Ausfertigung ...... 10,80 M.
2 Produttionsgebühren , . , 2,40 „
2 Inspektionsgebühren . . . 1,20 „
8 Mandate ....... 9,60 „
3 Stempel dazu ..... 4,50 „
Loschungsmandat..... 4,80 „
Stempel ........ 1,50 „
'/. Prozent ....... 18,25 „
Berechnung ....... 6,00 „
Papier ........ 0,23 „
Stempel ........ 50,00 „

106,78 M.

Ausfertigung ...... 10,30 M.
5 Produttionsgebühren , . . 6,00 „
5 Inspeltionsgebühren , . , 8,00 „
'/< Prozent ....... 36,50 „
Berechnung ....... 22,00 „
4 Mandate ....... 22,40 „
4 Stempel dazu ..... 6.00 „
Löschungsordonnanz.... 9,60 „
Stempel dazu ...... 1,50 „
Papier ........ 0,51 „
Stempel ........ 87,00 „

204,81 M.

Ausfertigung ...... 10,30 M.
8 Produttionsgebühren . . . 3,60 „
3 Inspeltionsgebühren . , . 1,80 „
'/. Prozent ....... 137,50 „
Berechnung ....... 8,00 „
2 Mandate ....... 8,00 „
Stempel ........ 8,00 „
Loschungsordonnanz.... 4,00 „
Stempel ........ 1,50 „
Papier ........ 0,21 „
Stempel ........ 289,50 „

467,41 M-



Hierzu kommen die Löfchungskostcn einer jeden angewiesenen Hypothekarforderung mit
ca. 11,^0 M. Wenn dagegen die Annahme gerechtfertigt ist, daß in Zukunft das Gericht für
das ganze Verfahren nur die Hälfte der Gebühr des §. 8 des Gerichtskostengcsetzes rechnen wird,
so würden, selbst wenn man die aufgelaufenen Zinfen zum Kapital schlagen wollte (was wohl
nicht gerechtfertigt wäre) die Gcrichtskosten sich unter Hinzufügung der Calculationsgebühr und
Schrcibgebührcn folgendermaßen stellen:

l 16,— M. Gebühren,

I. statt 63,78 M. auf < 4,20 „ Schreibgebühren (sehr hoch gegriffen),
8,— „ Berechnung,

28,20 M.

16,— M. Gebühren,

II. „ 68,59 „ „ ^ 4,20 „ Schreibgebühren,
8,— „ Berechnung.

28,20 M.

< 34,— M. Gebühren,

III. „ 89,14 „ „ 3,80 „ Schreibgebühren,
6,— „ Berechnung.

43,80 M.
i 3?,— M. Gebühren,

IV. „ 123,21 „ „ ^ 5,80 „ Schreibgebühren,
15,— „ B erechnung.

57,80 M.
40,50 M. Gebühren,

128,32 „ „ <^ 4,40 „ Schreibgebühren,
10,— „ Berechnung.

54^90 M.

40,50 M. Gebühren,

VI. „ 108,78 „ „ <! 3,60 „ Schreibgebühren,
6,— „ Berechnung.

50,10 M.

M. Gebühren,

VII. „ 204,81 „ „ <! 8,^ „ Schieibgebühren,
- „ Berechnung.

160,— M. Gebühren,

VIII. „ 467,41 „ „ <^ 3,— » Schreibgebühren,
8,— „ Berechnung.

171,- M.
Aus diesen Aufstellungen ergibt sich, auf welch enorme Höhe die Gerichtskosten in dem

Colloklltionsverfahren nach den gegenwärtig geltenden Bestimmungen sich beziffern, und daß es
ein offenbares Unrecht ist, wenn in einer solchen das Grundeigenthum drückenden Belastung nicht
Wandel geschafftwürde. Legt man die obigen Zahlen zu Grunde und berechnet man die Differenz,
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so erhält man einen Betrag von mindestens 50 000 M, welcher in jedem Jahre unter Zugrunde¬
legung der neuen Berechnung an Gerichtstostenin dem Lollokationsverfahrenhätte erspart werden
können und in Zuknnft erspart wird; seit dein 1. Januar 1880 würde dies bis jetzt schon
300 000 M, ausmachen, und die Differenz zu 3'/? "/<> berechnetdie Zinsen eines Kapitals von
1428 500 M. repräsentiren. Die in jedem Jahre eröffneten Collokationen belaufen sich rund
auf 800 (in Wirklichkeit ist ihre Zahl zwischen 800 und 900) uud von diese,: betreffen

37"/,) einen Kaufpreis bis zur .Höhe uon 3 000 M.
32"/° „ „ zwischen 3 000—10 000 „
28°/« „ „ „ 10 000—60 000 „

3°/° „ „ über 60 000 „
Dieselbe Summe von 50 000 M. wird man nun finden, wenn man den ganzen in

einein jeden Jahre zur Vertheilung kommenden Betrag aller Collokationensowie die Gesammtkosten
derselbender Berechnung zu Grunde legt und letztere um den nach der obigen Anfstelluug leicht
zu berechnenden Prozentsatz reduzirt.

Mit nm so größerem Rechte wird auf eine folche Neduzirung der Kosten gedrungen,
als 1. die Berechnung der Nolle zu 80 Pf., die Berechnuug des Papiers, und 2. die doppelte
und dreifache Heranziehung derselbenSumme in verschiedenster Form zur Stempelsteuer und zu
Gerichtsgebuhren weder den gegenwärtigen Grundsätzen der Rechtspflegenoch denjenigen Gesetzen
entspricht, welche schon seit Jahren in den anderen Provinzen des preußischenStaates gelten.

Nach den Bestimmungen des Kostentarifs zur Subhastationsordnuug vom 15. März 1869
wurde für das gauze Kaufgclder-Belegungsverfahren einfchliehlich der auf Grund
derselbenzu ertheilende» Ausfertigungen und Lüfchungen bei dem Hypothekenbuche uon dem
Netrage bis zu 600 M. 3'/2"/a, von dem ferneren Betrage von 600 M. bis zu 3000 M. 1°/°,
von 3000—6000 M. V2 "/„ uud darüber '/« "/<, berechnet, während der Werthstcmpelallein für
die rheinischenCollokationenbis 3000 M. 1 "/., und bis zu 60 000 M. (nicht 6000 M.) '/- °/„
beträgt. Nach dein Gesetz vom 18. Juli 1883, welches für den Geltungsbereichder Grundbuch¬
ordnung gilt, werdeu für das gauze Vertheiluugsuerfahren nur ^/l« der im Z. 8 G.-K.-G.
bestimmtenGebühr erhoben. — Stellt man die Berechnungengegenüber, so erhalt man:

Haupt¬
summe

Nach dem jetzt im Bereichedes rheinische!:
Rechts geltenden Kostcntanf:

Gerichtskosten und Löschungskostender
eingetragenen Forderungenim Bereiche

der Grundbuchordnung:
und

Zinsen. Gerichwlosten.
Löschungskostender
angewiesenen Forde¬

rungen.
Summe.

Nach der
Sub h llftationsordnung
vom 15. März 1869.

Nach dem Gesetz von,
18. Juli 1883

(°/>» Gebühr §. 8).
^ ^ ^ ^ ^ ^

1 119? 63,78 34,50 108,28 26,00 16,00
2 1157 68,59 34,50 103,09 26,00 16,00
3 4 404 89,14 23 00 112,14 51,50 34,00
4 5 703 123,21 23,00 146,21 59,00 37,00
5 7 405 128,32 34,50 152,82 61,50 40,50
6 6 991 108,78 34,50 143,28 61,00 40,50
7 14 409 204,81 34,50 239,31 73,50 60,00
8 54 622 467,41 34,50 501,91 140,50 160,00



Zu den Colonnen 3 und 4 kommen noch die bedeutenden Kosten, welche an die
Hypothekenämterfür die Loschung der nicht angewiesenenEintragungen zu zahlen sind; dieselben
betragen außer dem Stempel von 1 M. 50 Pf. für jede Löschung 80 Pf. (z. B. für
5 Gläubiger 5 M. 50 Pfg.).

Es ist nun kein Grund vorhanden, weshalb die Rechtspflegein der Rheinprouinz theurer
sein, und die Bewohner dieser Provinz mehr zahlen sollten, als die anderer Provinzen. — Mit
Rücksicht auf diese Kostenersparnis;würde der Provinzial-Vcrwaltungsrath selbst dann dringend
beantragen, die Vortheile dieses Gesetzes der Nheinprovinz nicht vorzuenthalten,wenn auch andere
von ihm vorgetragene Wünsche sich der Billigung der Königlichen Ttaatsregierung nicht
erfreuen sollten.

It. Nicht allein in den eigentlichen Gerichtskosteuwird eine erhebliche Kostenersparnis,
eintreten, sondern auch in den sonstigen Kosten und Gebühren. Die Auslagen des die Vertheilung
beantragendenTheiles werden, wenn vielleicht auch in geringerem Betrage, aber doch immerhin
m den Hauptpositionenwiedererscheinen,so daß auf eine erhebliche Reduktion dieser Kosten nicht
M rechnenist. Dagegen werden die Verrichtungen und mithin die Gebühren des betreibenden
Anwaltes zum größten Theil wegfallen und nur für den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens
und Beschaffungder nothwendigenAktenstücke eine Gebühr vielleicht von ^/lo der Gebühr des
8- 9 der Nechtsanwalts-Gebührenordnunggerechtfertigtfein. Ob diese °/i<> unter Zugrundelegung
der etwaigen Forderung des durch den Rechtsanwalt vertretenen Hnpothekengläubigers,oder von
dem ganzen Kaufpreis berechnetwerdeil müssen, mit Rücksicht darauf, daß der Erwerber, der
Veräuherer, der Schuldner ebenfo znr Einleitung des Verfahrens legitimirt sind wie der Hypothekar-
gläubiger, würde noch eine offene Frage bleiben; wählt man die letztere Alternative, so betragen
die Gebühren des betreibendenTheiles:

, ,, "/,« der Gebühr hes tz.!)
!°«t' des fi!eiichtsk°stenc,esetzes:

ad I von 1120 M. 39,70 M. 8,40 M.
37,20 „ 8,40 „
30,50 „ 14,40 „
40,80 „ 16,80 „
40,50 „ 16,80 „
37,80 „ 16,80 „
38,70 „ 22,80 „
33,55 „ 42,00 „

Die gegenwärtig dem betreibenden Anwälte zusteheudenGebühren für diejenigen Ver¬
richtungen, welche ihm als Vertreter des Antragstellers auch nach dem neuen Entwurf verbleiben,
betragen nach Art. 130 des Tarifs vom 16. Februar 180? Nr. 2 und 3 ----- 8 M. 10 Pf.,
°. i. für den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens 2 M. 70 Pf. und Erwirkung des Hupotheken-
auszuges5 M. 40 Pf. Es tritt somit eine erhebliche Kostenersparnis; grade für das Vertheilungs-
uerfahren geringerer Kaufpreisbeträge (unter 40 000 M.) ein, während andernseits die Gebühren
der Anwälte mit Rücksicht auf ihre Thätigkeit als betreibender Theil, soweit dieselbe bestehen
bleibt, eine Reduktion nicht allein nicht erleiden, sondern eine Verbesserungerfahren.

Es fällt aus:
1. die Bittschrift auf Ernennung des Richtercommifsars ....... 5,40 M.
2. die Anzeigeüber die Anfertigung des proviforischenStatus ..... 2,70 „

I von 1120 M.
II „ 1070 „

III ,/ 4 200 „
IV „ 5 410 „
V „ 6 000 „

VI ,/ 6 000 ,,
VII
VIII

" 14 329
47 100

"
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3. für die Einsichtnahme einer jeden Produktion eine halbe Gebühr mit
4,50 M. z. B. für 2.................9,00 M.

4. Vakation, die Löschung der nicht lozirten Gläubiger zu bewirken . . . 5,40 „
5. Vakation zur Abnahme des Mandements...........4,50 „
Auch die Produktionsgebühren für die kleinen Forderungen, deren Anweisung beantragt

wird, werden sich erheblich reduziren, wenn man die Gebührensätze dahin festsetzt, daß für den
Antrag, Wahrnehmung der Termine und Anmeldung eines Widerspruchs dem Anwälte und zwar
für eine jede Thätigkeit °/lo der Gebühr des §. 9 der Nechtsanwalts-Gebührenordnung zusteht,
für die ganze Vertretung jedoch nie mehr wie das Doppelte, also "/in. Im letztern Falle
verringert sich bei jeder Produktion einer Forderung unter 5400 M, die Gebühr gegenüber dem
jetzigen Kostentarif, erhöht sich aber bei den Forderungen über 5400 M, Diese Neduzirung der
Kosten bei den geringfügigen Objekten ist nach den Grundsätzen des neuen Prozehrechtes ans leicht
erkennbaren Motiven angestrebt worden und paßt daher auch die vorgeschlagene Neduzirung in
den Nahmen dieser allgemeinen Grundsätze. Es bleibt dabei zu beachten, daß diejenigen
Forderungen, deren Höhe 5400 M. nicht erreichen, die bei Weitem größere Anzahl aller produzirten
Forderungen bilden.

Berechnet man die sämmtlichen Vertretungskosten mit °/io der Gebühr des ß. 9 der
Nechtsanwalts-Gebührenordnung, so wird das Ergebniß folgendes sein:

II.

III.

IV.

V.

Anzahl
der

angewiesenen
Glaubiger.

Netrag
der

Anweisung.

1) . 93
2) 600
3) 200

1) 450
2) 550
3) 3 600

1) 3 000
2) 1800

1) 3 900
2) I 182

1) 35?
2) 3 000
3) 2 500

Anwaltsgcbühren
nach dem Tarif

vom 16. Febr. 1807

94,50

94,50

63,00

63,00

94,50

in der Gebühr des
H. 9 der Nechtsanwalts-

Gebührenordnung.

1)
2)
3)

2,40
11,40

4,20

18.00

Y
2)
3)

8,40
11,40
28,80
48,60

1)
2)

26,40
21.60

48,00

2)
28.80
16,80
45,60

y
2)
3)

8,40
26,40
24,00

58,80

Unterschied.

76,50

45,90

15,00

17,40

35,70



Anzahl
der

angewiesenen
Gläubiaer.

Betrag
der

Anweisung.

Anwaltsgebühren
nach dem Tarif

vom16.Febr.180?.

«/lo der Gebühr des
§.9derRechtsanwalts-

Gebührenordnung.
Unterschied,

VI. 2

3

3

l)
2)

1)
2)
3)

y
2)
3)

4 500
1000

11 100
824
669

19 500
18 000
50 000

I 63,00

^ 94,50

^ 94.50

1) 31,20
2) 16,80

48.00 15.00

VII. 1) 40,80
2) 14,40
3) 14,40

69,60 24.90

VIII. 1) 50,40
2) 48,00
3) 86,40

184,80 mehr 90.30

C. Von fernerer Wichtigkeit für Bemessungder Kosten ist die Frage, ob in dem Nang-
ordnungsverfahrender Anwaltszwang beizubehaltensei; in dem Gesehentwurf wird diese Frage
dahin beantwortet, daß: 1) der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens zu Protokoll des Gerichts¬
schreibers oder durch Einreichung eines von einem Rechtsanwalt oder Notar unterzeichneten
Schriftsatzes(§. 4), 2) die Erhebung von Widersprüchen gegen den Plan in derselben Weise
(8- 11), 3) die Anmeldung der Forderungen dagegen sowohl zu Protokoll des Gerichtsschreibers
als in jeder andern passenden Form geschehen könne.

Es ist unzweifelhaftrichtig, daß Fälle existiren, in welchen der Vetheiligte des Rathes
eines Rechtsverständigenund der Vertretung durch diesen dringend bedürftig ist; in diesen Fallen
ihm die Vertretung nur auf feine Kosten zu gestatten, würde nicht den Grundsätzender Gesetz¬
gebung entsprechen, welche vielmehr stets die Kosten einer nothwendigenVertretung dem Gegner,
der Villsse :c, zur Last legt. Ob eine solche Nothwendigkeitder Vertretung vorhanden ist, kann
aber nicht immer von Anfang an beurtheilt werden, und es mögen sich oft im Laufe des Ver¬
fahrens Schwierigkeiten und Verluste ergeben, welche bei einer geeignetenVertretung vermieden
worden wären. Es kann daher nur mit dem Entwurf angenommenwerden, daß eine Vertretung
durch Rechtskundigestatthaft erscheint, und daß, wenn sie gewählt worden ist. die desfallsigen
Kosten entweder als Massekosten,wenn sie im Interesse der Masse, oder mit dem Rang der
Hypothekarforderung,wenn sie im Interesse des Hnpothekargläubigersaufgewendetworden, anzu¬
weisen sind; allein es scheint nicht angezeigt, denjenigen, welcher den Antrag auf Eröffnung des
Verfahrens stellt, zu zwingen, entweder persönlich auf der Gerichtsfchreibereizu erscheinen, oder
stch der Unterschrifteines Anwalts zu bedienen. Die Möglichkeit,auf der Gerichtsschreiberei einen
Antrag zu Protokoll zu geben, würde immerhin einen indirekten Anwaltszwang in sich schließen;
denn in der Wirklichkeit wird nicht zu erwarten sein, daß von dieser persönlichenAnmeldung ein
ausgiebiger Gebrauch gemacht werden wird. Der Eröffnungsantrag ist höchst einfach und die mit
demselbenbeizubringendenSchriftstückesind ohne Schwierigkeiten zu beschaffen. Vierundneunzig

12
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Prozent aller Eollokationenwerden auf Grund von Subbastationen eingeleitet, und diese haben bei
demselben Amtsgerichtegeschwebt, welches das Eollokationsverfahrennach dem Entwurf zu betreiben
berufen ist; die Akten beruhen zum Theil sogar bei diesem Amtsgericht, sind demselbenbekannt,
und sollte irgend ein Schriftstückeiner Ergänzung bedürfen, fo ist mit den Motiven des Entwurfes
von dem Amtsgericht zu erwarten, dah dasselbe dein Antragsteller bereitwilligstzur Hand geht.
Um nach einer Subhastation die Eröffnung des Nangordnungsverfahrens schriftlichzu erwirken,
ist nur die Einreichungdes zugestellten Subhastationsprotokollesund eine Ergänzung des Hypotheken¬
auszuges erforderlich; in den weitaus meisten Fällen ist gar kein Grund denkbar, daß die richtigen
Aktenstücke mit einem schriftlichen Antrag von dem Hvpothekarglüubiger:c.nicht eingereicht werden
könnten, Ebcnwenig erscheint stets die Unterschrift eines Anwaltes bei Einreichungeines EröffnungS-
antragcs nach einer freiwilligenVersteigerungerforderlich. Die Akten des durchgeführten Reinigungs¬
verfahrens sind mit der Erwerbsurkunde und dem Hupothekenanszugeeiuzureichen. Zu dieser
Beschaffungund Einreichung bedarf es keiner juristischenVorbildung. Glaubt der Antragsteller
einen solchen Antrag nicht entwerfen zu können, und will oder kann er ihn nicht zu Protokoll des
Gerichtsschreibergstellen, so hat er das Recht, einen Nechtsanwalt zu nehmen, dessen Gebühren
ihm, wie oben angegeben, ersetzt werden. Die Praxis wird sich dahin gestalten, daß bei ver¬
winkelteren Sachen, und namentlich nach durchgeführtemReinigungsverfahren, die Thätigkeit des
Anwalts wohl stets in Anspruch genommen wird; aber es kann einem Hypothekarglänbiger,welcher
vielleicht mit seiner Forderung nicht ganz unterkommt, bei der einfachsten Sache nicht zugemuthet
werden, noch die Anwaltsgebühren von der unzureichendenMasse sich abziehenund eine Bevor-
munduug sich gefallen zu lassen, deren sich entschlagen zu können er mit Recht glaubt. Hinzu
kommt, daß der Anwaltszwang gegen die ganze Auffassungder amtsgerichtlichen Thätigkeit spricht
und sich mit den Grundsätzen, welche hinsichtlichder Amtsgerichte in allen Rechtsmaterien Platz
greifen, nicht verträgt. Es scheint auch nicht konsequentzu sein, wenn man den Gläubigern
zutraut, ihre Forderungen mit Zinsen und Kosten richtig und ohne sich zu schädigen, schriftlich
anmelden zu können, dagegen sie nicht für fähig hält, den Erüffnungsantrag schriftlich zu stellen.
— Aus denselben Gründen wird auch gegen die Bestimmung des H. I I Bedenkenerhoben; hinzu
tritt hier noch, daß nach dem Entwurf der Gläubiger nicht einmal einen nicht motivirten Wider¬
spruch, dessen Aburtheilung zur Zuständigkeit des Amtsgerichts gehört, schriftlich anmelden,
dagegen wohl dieselbe Klage bei dem Amtsgericht schriftlich begründen, erheben und verhandeln
kann; es scheint dies nicht folgerichtig zu sein. Auch hier wird sich die Praxis dahin gestalten,
daß die Nechtsanwälte, welche späterhin die Klagen annehmen und vertreten, auch die Widersprüche
anmelden; allein ein Zwang kann nicht als richtig anerkannt werden. Die Grundsätze des Ver-
theilungsverfahrens (§§. 758—768) der Neichs-Eivilprozehorduuugdürften umsomehr zur An¬
wendung kommen, als der §. 25 des Gesetzes vom 4. März 1879 und 8- 757 der Eivil-
prozeßordnung die entsprechendeAnwendung der §8- 764—768 auf das Eollokationsverfahren
nicht allein in Aussicht genommen,sundern sogar gesetzlichbestimmt haben, und diese Anwendung
nach Ueberweisung des Verfahrens an die Amtsgerichte im vorausgeführten Sinne sich daher
von selbst ergiebt.

Die Befürchtung, daß durch den Wegfall der fraglichen Bestimmungen im §. 4 und 11
des Gesetzentwurfes der Vertretung durch NechtskonfulentenVorschub geleistet würde, kann mit
Rücksicht darauf nicht getheilt werden, daß die Vertretung durch einen Nechtskonfulentenstets nur
auf eigene Kosten des Vertretenen erfolgen wirb, während die Gebühren des Anwaltes für feine
Thätigkeit als Massekostenbeziehungsweisein dem Rang der von ihm angemeldetenForderung



91

nach den obigen Ausführungen ersetzt werden. DurH die Beseitigung des direkten oder indirekten
Anwaltszwangeswird wiedermn eine erhebliche Kostenersparnis;allmälig eintreten.

D. Endlich wird auch dadurch eine Verringerung von Kosten erzielt, daß künftighin die
Klagen, welche der Summe nach zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören, auch vou diesen
abzuurtheilen sind, während gegenwärtig alle Widersprüche, selbst diejenigen, welche die kleinste
Summe betreffen,nur an dein Landgerichtdurch Anwaltsprozeß zur Entscheidunggebrachtwerden
können. (Arch. 73 II. <l2.)

Wenn die Motive des Gesetzentwurfeseine erhebliche Kostenersparnißdem jetzt geltenden
Verfahren gegenüber in Aussichtstellen, so kann nach dem Ausgeführten diefer Behauptung in
vollstem Maße beigepflichtetwerden, und nur deshalb ist so eingehend diese Frage untersucht
worden, weil das Gegentheil von mancher Seite behauptet worden, ohne daß dies durch Zahlen
motiuirt ist. Auf die übrigen Ausstellungen, welche dagegen vorgebracht sind, daß das Nang-
ordnungsucrfahrender Zuständigkeitder Landgerichteentzogen wird, einzugehen,dürfte kein Grund
vorliegen, die Vorzüge, welche des Nähern in der Begründung des Entwurfs ausgeführt worden,
sind theilweise oben angedeutet und zu offenbar, als daß eine Wiederholung wünfchenswerth
erscheinen könnte; nur 3 Gesichtspunkte sollen noch näher in Folgendein berührt werden.

II.

Nicht mit Unrecht hat man hervorgehoben, daß das Nangordnuugsuerfahren von der
größten Bedeutung sei, und hat daraus die Folgerung gezogen, daß es gewagt erscheine, ein so
wichtigesVerfahren einem Einzclrichter, welcher sich wegen der Entfernung seinem Wohnsitzes mit
Kollegen nicht einmal berathen könne, anzuvertrauen. Die Motive heben mit Recht hervor, daß
an den weniger bedeutendenAmtsgerichten auch nur eine sehr geringe Anzahl von Fällen abzu¬
wickeln sein wird; eine Nufstelluug hat ergeben, daß von den 811 Eollokationen, die im Jahre
1881 eröffnet worden sind, 1 nach Adenau, 2 nach Boppard, 1 nach Castellaun, 2 nach St.
Ooar, 2 nach Mcifenhcün, 4 nach Münstermaifeld, 1 nach Simmern, 1 nach Sobernheim, 4 nach
Stromberg, 2 nach Trarbach, 2 nach Berghcim, 2 nach Wiehl, 2 nach Natingen, 8 nach Oden-
tirchen, 2 nach Uerdingen, 2 nach Mettmann, 2 nach Nemscheid, 3 nach Wermelskirchen,1 nach
Dann, 1 nach Hillesheim, 1 nach Neumagen, 1 nach Wadern, 3 nach Warweiler, 3 nach
Nhcumm, nach Perl keines, nach Prüm keines, nach Lindlar keines :c. gefallen fein würden.
Außerdem sind die Fragen, die vielleicht früher streitig gewefen und von irgend einer Bedeutung
waren, durch Praxis und Iudikatur so sixirt, daß dem Amtsrichtes Nechtsauellengrade so wie
dem aus dein Eollegium des Landgerichtszur Abwickelung des Versahrens beauftragten Nichter in
hinreichenden, Maße zu Gebote stehen; endlich mag darauf uerwiesenwerden, daß auch gegen¬
wärtig der Plan nicht von dem Landgericht verfertigt oder geprüft wird, fondern von einem
einzelnenNichter, und daß die materiellen Streitpunkte nach wie vor Gegenstandbesonderer,bei
den Prozehgerichten zu erhebenden Klagen sind.

Von erheblicher!» Bedenkenist die Frage, ob es richtig ist, den Notar und den Nechts-
anwalt gleich zu stellen,und beiden als Bevollmächtigtendie Befngnih zur Stellung des Eröffnungs¬
antrages und Erhebung der Widersprüchegegen den Plan durch uon ihueu unterzeichnete Schrift¬
stücke zu geben. ^ Diese Frage würde insbesondere von Wichtigkeit sein, wenn entgegen dem
«ben Ausgeführten der tz. 4 und ß. 11 des Entwurfes beibehalteil würde. Die Gleichstellung des
Rechtsanwaltes und Notars in diefen Funktionen ist nicht richtig; der amtliche Wirkungskreis
eines Anwaltes und Notars ist ein ganz verschiedener;der Notar soll nie in prozessualischen

t2*
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Angelegenheiten gewerbsmäßigdie Vertretung von Parteien übernehmen,wie andernseitsder Nechts-
anwalt nicht der behufs Aufnahme von Urkunden gesetzlichanerkannte Beamte ist. Das Wesen
des rheinischenNotariats verträgt sich nicht mit der Parteivertretung, und insbesonderenicht mit
Erhebung und Formulirung von Widersprüchen und Nechtsstreitigkeiten; mit Recht wird der
Nechtsanwalt eine solche Handlungsweise des Notars als einen Eingriff in den ihm zugehörigen
Wirkungskreis betrachten, und es ist auch kaum anzunehmen, daß dem Notariate eine solche
Ermächtigung willkommensein würde. Beabsichtigt die Königliche Staatsregierung gleicheoder
theilweisc gleiche Wirkungskreise der Ncchtsanwaltschaftund dein Notariat zu überweisen, so
würde nach der diesseitigen Auffassung eine vollständige Verschmelzung,wie in dein Geltungs¬
bereich des preußischenLandrechts, vorzuziehensein. Die in den Motiven ausgesprochene Ansicht,
daß hierdurch eine Erleichternugund Kostenersparnis;herbeigeführtwerde, erscheint, namentlich wa^
das Letztere angeht, sehr bedenklich. Der Nechtsanwalt kann durch das ganze Verfahren hindurch,
bis zum Schluß desselben einschließlich der Prozesse die Partei vertreten; der Notar könnte nur
die einzelnen, ihm besonders erlaubten Verrichtungen vornehmen. Bei vielen Amtsgerichten hat
sich ein Anwalt niedergelassennnd diese Zahl wird sich mehren, wenn die Thätigkeit desselben
mehr und mehr in Anspruch genommenwird. Wird nach der Intention der Reichs-Eivilvrozeß-
ordnung die Niederlassung von Anwälten an den kleinen Gerichten als das Wünschenswerthe
angesehen,so möge der Gesetzgeber den Wirkungskreis seiner Thätigkeit nicht beschneiden und ihm
eine Concurrenzschaffen, welche einerseits die Erreichungdes Angestrebtenvereitelt und andererseits
ein unliebsames Verhältniß zwischen Beamten herbeiführen »ruß. Hinzu kommt, daß die Ver¬
tretung in den analogen Fällen des §. 758 u. ff. der Neichs-Eivilprozcßordnungdurch auswärts
wohnendeAnwälte Mißstände nicht hervorgerufen hat.

Eine dritte Frage betrifft den schon seit Jahren wiederholt gestellten Antrag der rhei¬
nischen Notare, ihnen und nicht dem Amtsgericht die Abwickelung des Nangordnungsverfahrens zu
überweiseu, ein Antrag, von welchem die X. Commifsion des Hanfes der Abgeordneten sagt:
„daß er durch erhebliche Gründe unterstützt werde". Diese erheblichen Gründe verkennt der
Provinzial-Verwaltungsrath keineswegs; er hebt insbesondere hervor, daß der Notar, der fort¬
während mit den Parteien in Berührung kommt, die berufene Persönlichkeitsei, in jedem Stadium
des Verfahrens eine Einigung der Bctheiligteu herbeizuführen, die Zahlung zu veranlassen und
die Löschungsbewilligungenaufzunehmen, ferner, daß in ähnlicher Weise, wie der Entwurf über
das gerichtliche Theiluugsverfahren der Thätigkeit des Notars die Abwickelungund Vertheilung
ganzer Massen überweist, auch die Vertheilung eines Immobilar-Kaufpreises nach denselben Grund¬
sätzen in seine Hände gelegt werden könne. Allein es scheinen ebenso wichtige Gründe gegen
die Veauftraguug des Notars zu sprechen.

1. Es läßt sich nicht vermeiden, daß das Landgericht oder Amtsgericht, wenn vielleicht
der Eröffnungsbeschluhauch zu umgehen ist, den abgeschlossenen Plan, bevor derselbe vollstreckt,
und insbesondere Löschungender Hypothekareinschreibungenvon Amtswegen in unwiderruflicher
Weise vom Notar beschlossen und verordnet werden, einer nochmaligen Prüfung unterwirft.
Hierdurch würden Verzügerungeneintreten und nicht unbedeutende Kosten entstehen. 2. Ebenwenig
läßt sich verkennen, daß der Notar bei Anfertigung des uorlciusigeuPlanes in gewissen, Sinne
eine Entscheidungtrifft, Während seine Thätigkeit bei Anfertigung eines Theilungsrezessesmehr
eine beurkundendeist und die Widersprüche, welche von den Partheien ihm angegeben werden,
zur Entscheidungdem Prozeßgericht überweist, ohue daß er den Nezetz nach den seiner Ansicht
gemäß als begründet anzuerkeunendenAnträgen entwirft, muh derjenige, welcher das Rang-
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ordnungsverfahren leitet, über die gestellten Anträge und deren Reihenfolge schlüssigwerden,
den Plan festsetze,,, und hierdurch abgesehen von diesen: Ausspruchseiner Neberzeugung,ed°nfalls
die Partheirollen des Klägers und Verklagten vertheilen und schließlich sogar die Pmklufton
aussprechen. Es ist ferner zweifelhaft, ob nicht derjenige, der den vorläufigen Plan anfertigt,
die Titel und hypothekarischen Eintragungen prüfen, und wenn er findet, daß die Schuld that¬
sächlich erloschen ist, oder die Eintragungen oder Hnpothekenbelastungenabsolut nichtig uud
hypothekarische Rechte zu geben nicht im Stande sind, dies entscheiden und die Aufnahme u, den
Plan ablehnen muß Es ist gewiß nicht im Einklang mit den geltendenProzehgrundfatzen, alle
Einreden von Umtswegen geltend zu machen, allein es können Fälle eintreten, in welchen der
Notar zu eiuer Entscheidunggedrängt wird, und dies trifft umsomehr zu, wenn em von ihm
selbst aufgenommenerAkt oder eine von ihm beantragte Eintragung einem Gesuchezu Grunde
liegt. Hierin liegt immerhin in gewissemSinne ein Eingreifen in die richterlicheThätigkeit,
deren Folgen allerdings durch Anheben von Klagen und Ergreifen von Rechtsmitteln beseitigt
werden können; allein diese Bedenkenerscheinen dem Provinzial-Verwaltungsrath so schwerwiegend,
daß derselbe für eine Ueberweisung des Nangordnungsverfahrens an die Notare unbedmgt
einzutreten, sich nicht in der Lage sieht; jedenfalls hält er den etwaigen Vortheil der notariellen
Abwickelung nicht für fo durchfchlagend,daß er auf die Wohlthat des ganzen Gesetzesdeshalb
verzichten möchte.

III.

1 Die in dem H. 18 getroffeneAnordnung, daß jeder Betheiligte sich sofort in dem
Termine auf die erhobenen Widersprüche erklären muh, dürfte, namentlich bei verwickelterem
Each- und Rechtsverhältnih, oder wenn der Widerspruchkurz vorher in dem Termine angemeldet
ist, nicht richtig erscheinen;es würde der Nichtaufgeklärtegezwungen werden, tue Widersprüchezu
bestreiten,um sich Nichts in seinen Rechten zu vergeben; eine Rücksprache oder Nuckfrage wird oft
bewirken, daß dem berechtigten Widerfpruch in Folge gewordenerAufklärung nachgegebenwnd.
Eine kurze Vertagung behufs Abgabe der Erklärung dürfte um fo statthafter erscheinen, als nach
dem gegenwärtigenVerfahren die Parteien die Oppositionen, welche fchriftlichzu den Akten vor
Ablauf des Termines angemeldet sein müssen, einsehen können; es ist ihnen keine Frist gestellt,
sich auf diese Oppositionen zu erklären; ein Nachtheil hat sich in dieser Beziehung nicht
herausgestellt. ^ . ^.,„ ,. ,. , .

2 In dem Entwurf fehlt eine Bestimmung hinsichtlich derjenigen Glaubiger, welche bei
einen, von einem andern Gläubiger erhobenen Widerspruch betheiligt und in dem Erklärungs¬
termine nicht erschienen sind. Es ist nothwendig,daß der §. 763 »1. 2 der Reichs-Civilprozeßordnung
auch für das Rangordnungsverfahren Gefetzeskraft erhält.

IV.

Der Entwurf bestimmt in 8. 1? und 24 im Gegenfatz zu dem bis jetzt bestehenden
Gesetze und im Gegensatz zu den Vorschriftendes Vertheilungsverfahrens, (§. 762 der Civilprozeh¬
ordnung), daß der abgeschlossenePlan noch durch das Rechtsmittelder Beschwerde angreifbar sei;
dieses Rechtsmittel der Beschwerde ist ganz generellzugebilligt. Es erscheint bedenklich den abge¬
schlossenenPlan überhaupt noch als einen angreifbaren zu bezeichnen, und so die Möglichkeit zu
gewähren, die Ausführung desfelben lange Zeit zu verschleppen;es würde dies eme willkommene
Handhabe dem Erwerber oder Schuldner geben, hintertreiben zu können, was der Entwurf anstrebt,
eine raschere Erledigung der Sache. Höchstens könnte, wenn in dem Plane ein Rechenfehleroder
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eine Auslassung untcrgclaufcu ist, eine Berichtigung oder Ergänzung eintreten; allein weshalb
nicht der den Plan Abschließendefür solche Fehler, wie dies bei andern Veamten der Fall ist,
eventuell aufkommensoll, ist nicht abzusehen;will man das Rechtsmittelder Beschwerde gegen den
abgeschlossenen Plan zulassen,so müßten die Fälle, in denen dies statthaft ist, einzeln aufgeführt
werden und die 88- ^lw und 292 der Neichs-Eivilprozcßordnungaualog zur Anwendungkommen.

Unter Bezugnahme auf das oben Ausgeführte würden im Einzelnen folgendeAbände¬
rungen zu beantragen sein:

«ä §. 1.
Die Aufführung zweier Fälle, in welchen das Raugordimngsvcrfahren eingeleitet werden

kann, erscheint mit Rücksichtauf die alsdann folgende generelle Aufführung der Erfordernisse,
welche für die Eiuleitung nothwendig erscheinen,überflüssig, denn diese beiden Fälle stellen keine
Ausnahme von der Regel dar. Es würde der H. 1 lauteu:

„Das Nangordnungsuerfahren findet auf Autrag statt in allen Fällen, in welchen traft
gesetzlicher Bestimmung :c."

llä §. 4.
1. Die Worte „von einem Rechtsanwalt oder Notar" und der Satz: „Oeffeutliche

Behörden — stellen" wären zu streichen uud die erstem Worte durch: „von dein Antragsteller
oder seinem Bevollmächtigten"zu ersetzeu,

2. Als zur Stellung des Antrages berechtigt ist snb Nr. 3 der Schuldner uud der
Drittbesitzer angeführt, d. h. diejenige Person, welche persönlichoder auch nur dinglich die hypo¬
thekarisch auf dem verkauften Grundstückelastenden Beträge schuldet, zu dereu Tilgung der Kauf¬
preis bestimmt ist. Nur in dein Falle eines Zwangsverkaufes und eines freiwilligen Verkaufes
uach durchgeführtemReinigungsverfahren würden die Voraussetzungendes §. 1 zutreffeu uud eine
endgültige Festsetzung des Kaufpreises vorhanden sein. Es würde daher nothwendig ebenso wie
«nl) Nr. 5 auch 8nb Nr. 3 zu sagen:

„3. Der Schuldner und der Drittbesitzer im Falle einer Zwangsversteigerung oder
nach durchgeführten:Hnpothekenreinigungsverfahren."

Diefe dem Veräußerer wie dem Schuldner zuerkannte Nefuguiß trägt einem sich lange
geltend gemachtenBedürfniß Rechnung, da der Schuldner und Veränßerer das größte Interesse
an der Bezahlung der Hupolhekenschulden haben kann, sei es, um die Befreiung anderer Grund¬
stücke, sei es, um die Aufhebung einer Mobilarexekutionherbeizuführen, während es im Interesse
eines Gläubigers oder eiues Erwerbers liegen kann, die Erledigung und Auszahlung zu
verschleppen.

llck §. 6.
Das Amtsgericht soll die Zurückweisungunbegründeter uud die Ergäuzuug mangelhafter

Anträge verfügen. — Vor dem Worte „unbegründeter" wäre zweckmäßig zu setzen:
„unzulässiger" und unbegründeter :c.

da die Begriffe unzulässig und unbegründet in der Gerichtssprachesich nicht decken.

ilä §. I I.
Die Worte „von einein Rechtsanwalt oder Notar" wären zu streichen und durch die

Worte „von dein Widersprechendenoder seiuem Bevollmächtigten"zu ersetzen.
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aä ß. 13.
AIs 2. alinsa wäre hinzuzufügen:

„Eine einmalige Vertagung des Termines auf 14 Tage zur Abgabe von Erklärungen
auf erhobeneWidersprücheist auf Antrag statthaft."

Sodann wäre der Z. 763 al. 2 der Neichs-Ciuilprozeßordnungaufzunehmen.
aä §. 1? und 24.

Der §. 17 und der letzte Satz des §. 24 sind zu streichen.

Demgemäß beantragt der Provinzial-Verwaltungsrath ergebenst:
„Hoher Landtag wolle erklären:

1. daß er in dem Gesetzentwurfüber das Nangordnungsverfahren eine nothwendig
gewordeneVerbesserungder gelteuden Bestimmungen,besondersin der Voraussetzung
erblickt, daß die sämmtlichen Gerichtskosten für die Abwickelung des ganzen Verfahrens
bis zur Aushändigung der Zahlungsanweisnngen in gleicher oder in annähernd
gleicher Weise wie in dem Geltungsbereicheder Grundbuchordnungvom 5. Mai 1872
bemessen werden, uud bei dieser Bemessung womöglich der Umstand berücksichtigt
wird, daß die Kosten des notariellen Löschungsaktes noch besonders von den Netheiligten
bezw. aus der Masse berichtigtwerden müssen.

2. die Bitte aussprechen, daß auch die an das Hvpothekeimmtzu zahlendenGebühren
und Stempelkostenmöglichst in Wegfall kommen;

3. der Ansicht wiederholt Ausdruck geben, daß eine baldige jedenfalls bezirksweise
Einführung des Grundbuches sich immermehr als nothwendig herausstellt;

4. dem Ermessen der Staatsregierung folgende Bedenke» zur Erwägung unterbreiten:
u) daß im ß. 1 die Worte: „im Falle — sonstigen" gestrichen und statt dessen gesagt

werde: „in allen";
1») daß in §. 4 die Worte: „von einem Nechtsanwalt oder Notar" und „Oeffentliche

Behörde — stellen" durch die Worte: „von dem Antragsteller oder seinen« Bevoll¬
mächtigten" ersetzt würden;
daß iick Nr. 3 hinzugefügtwerde: „im Falle einer Zwangsversteigerungoder nach
durchgeführten:Reinigungsverfahren";

o) daß im §. 6 das Wort: „unzulässiger" vor „unbegründeter" eingeschaltet würde;
ck) daß in, ß. 11 die Worte: „von einem Nechtsanwaltoder Notar" gestrichen nnd durch

die Worte: „von dem Widersprechenden oder seinen, Bevollmächtigten"ersetzt würden;
«) daß in §. 13 als 2. alinsa eingeschobcn würde: „Eine einmalige Vertagung des

Termines ans 14 Tage zur Abgabe von Erklärungen ans erhobeneWidersprüche
ist auf Antrag statthaft";
ferner der Zusatz:
„Ist ein in dein Termine nicht erschienenerGläubiger bei den, Widersprüche
betheiligt, welchen ein anderer Gläubiger erhoben hat, so wird angenommen,daß
er diesen Widerspruchnicht als begründet anerkennt";

f) daß der §,17 und der letzte Satz des ß. 24 zu streichen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Viee-Lllndtllgs-Mllischall.
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Entwurf eines Gesetzes
über das

Rangordnungsverfahrenim Geltungsgebiet des rheinischenRechts.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenßen «.

§. i.
Das Nangordnungsverfahren findet auf Antrag statt im Falle der Zwangsversteigerung

oder des Hypotheken-Reinigungsverfahrens(Art. 2185. 2186 d. B. G.-B.) und in sonstigen
Fallen, in welchen ein endgültig festgestellter Preis kraft gesetzlicher Bestimmungvon den Inhabern
von Hypothekenstatt der Sache oder des Rechts, auf denen ihre Hypotheken ruhen, in Anspruch
genommenwerden kann. Unter Hypothekensind auch Privilegien einbegriffen.

8. 2.
Für das Rangordnungsverfahren sind die Amtsgerichtezuständig.
Wird das Verfahren nach vorhergegangenerZwangsversteigerungoder nach Versteigerung

auf Grund eines Uebergebots im Hypotheken-Reinigungsverfahreneingeleitet, so ist dasjenige
Amtsgericht ausschließlichzuständig, vor welchem die Versteigerung stattgefundenhat. In den
übrigen Fällen finden die Vorschriftendes §. 755 C.-P.-O. entfprechende Anwendung.

Ist die Bestimmung des zuständigen Gerichts erforderlich, fo erfolgt diefelbe unter
entsprechender Anwendung der Vorschriften der §§. 756, 36, 3? C.-P.-O.

8- 3.
Vor dem Versteigerungsbeamtenund vor dem Vertheilungsbeamten kann zwischen den

Betheiligten ein Uebereinkommenüber die Vertheilung des Preises geschlossenwerden.

§4.
Der Antrag auf Eröffnung des Nangordnungsverfahrens ist zu Protokoll des Gerichts¬

schreibersoder durch Einreichung eines von einem Rechtsanwaltoder Notar unterzeichneten Schrift¬
satzes zu stellen. Oeffentliche Behörden, sowie Personen, welche zum Nichteramt befähigt sind,
können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung eines Rechtsanwalts oder Notars stellen.

Zur Stellung des Antrags sind berechtigt:
1. jeder eingetragene Gläubiger;
2. der Erwerber;
3. der Schuldner und der Drittbesitzer;
4. derjenige, welcher die Zwangsvollstreckungbetrieben hat;
5. der Veräuherer im Falle eines Hypotheken-Reinigungsverfahrens.

§. 5.
Mit dem Antrage ist vorzulegen:
1. der Nachweis der Erfordernisse, von deren Vorhandensein die Eröffnnng des Nang¬

ordnungsverfahrens abhängig ist (§. 1);
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2. ein Auszug aus dem Hypothekenregisterüber die auf dem Grundstückelastenden
Hypotheken.

Ist das Grundstück vor dem Amtsgericht «ersteigert worden, so hat der Antragsteller
den vorstehendenBestimmungennur insoweit nachzukommen, als es zur Ergänzung der Gerichts-
alten erforderlichist.

Das Amtsgericht hat die Zurückweisuugunbegründeter und Ergänzung mangelbafter
Anträge zn verfügen.

Erachtet das Amtsgerichtden Antrag für begründet, so fordert es die eingeschriebenen
Gläubiger auf, ihre Fordenmgeu an Hauptsumme, Zinsen, Kosten und sonstigen Nebenforderungen
unter Vorlegung der Titel innerhalb einer Frist von vier Wochen anzumelden.

Die Zustellung der Aufforderung erfolgt an die eingeschriebeuen Gläubiger in dem in
der Einschreibungerwählten Wohnsitze, Denselben ist die Aufforderunggleichzeitig durch Aufgabe
zur Post lM. ini, i?5 C.-P.-O.) nach ihren bekanntenWolmorten zuzustellen.Die Postsendungen
sind mit der Bezeichnung „Einschreiben"zu versehen.

s- 8.
Nach Ablauf der Anmeldefrist hat das Ämtsgericht eiuen Vertheilungsplan nufzustelleu.
Der Plan enthält:
1. die Angabe der den Gegenstand des Verfahrens bildenden Geldbeträge an Kapital

und Zinsen nebst der Bezeichnung der Zahlungspflichtigen;
2. die vorläufige vorzugsweiseAnweisung der Massckosten,vorbehaltlich ihrer späteren

Berechnung;
3. die berechtigte» Forderungen an Kapital, Zinsen und Nebenforderungenin der Reihen¬

folge ihres Range« nebst Bezeichnung der Gläubiger und mit der Erwähnung, daß
der Lauf der Zinfen mit Aushüudiguug der Iahlungsanweisnngeu aufHort.

Bei der Aufstellung des Planes sind auch diejenigen Forderuugeu zu berücksichtige»,
welche erst uach Ablauf der Frist angemeldetworden sind. Nach Aufstellungdes Plans kann die
nachträglicheAnmeldung einer Forderung nur in der Form der Erhebung eines Widerspruchs
erfolgen.

Der Plan hat ferner zu enthalten die Zurückweifungder ungerechtfertigte»Forderungen
unter Angabe der Gründe der Zurückweifuug und die Ausschließung der nicht angemeldeten
Forderungen, welche sämmtlicheinzeln zu bezeichnen sind.

Sind mehrere Liegenschaftenfür einen Gefammtpreis veräußert worden, so ist in dein
Plan erforderlichenfallsfür die einzelnen Liegenfchaften der Theil des Gesammtpreisesz» bezeichne»,
welcher auf sie nach Verhältniß ihres Werths entfällt. Es kann die vorherigeBegutachtungdurch
einen oder drei Sachverständigeangeordnet werden.

Sind Liegenfchaften von verschiedenen Personen erworben, so ist in dem Plan bei den
einzelnenGläubigern anzugeben,auf welchen der Erwerber sie für ihre Forderuugeu Auweisungen
erhalten sollen.
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8. 9,
Nach Aufstellungdes Planes hat das Gericht denselbennebst den erfolgtenAnmeldungen

und vorgelegten Titeln sofort zur Einsicht der Vetheiligteu auf der Gerichtsschreibereioffen zu
legen und einen Termin zur Erklärung über den Plan zu bestimmen.

Zu diesem Termine ladet das Gericht die eingeschriebenen Gläubiger, den Erwerber, den
Schuldner und den Drittbesitzermit der Aufforderung vor, von dem Rangordnungsplan Einsicht
zu nehmen und etwaige Widersprüchegegen den Plan bei Vermeidung des Ausschlusses spätestens
in dem Termine zu erheben.

Die nicht angewiesenenGläubiger sind von dem Grunde ihres Ausschlussesdurch Mit¬
theilung einer extraktiv eisen Abschriftdes Plans zu benachrichtigen.

Die Zustellung der Ladungen an die eingeschriebenen Gläubiger geschieht in der Form
des §. 7.

Den übrigen Betheiligten ist, wenn sie außerhalb des Gebiets des deutschenReichs
wohnen, die Ladung nur durch eingeschriebene Briefe, welche an sie nach ihren bekanntenWohn¬
orten zu richten sind, mitzutheilen. Haben dieselben keinen bekannten Wohnort, fo genügt die
einmaligeEinrückung der Ladung in die für Bekanntmachungendes AmtsgerichtsbestimmteZeitung.

Der Gerichtsfchreiberhat deu im §. 9 Absatz 2 bezeichneten Betheiligten auf ihr Ver¬
langen Abschrift des Planes auf ihre Kosten zu ertheilen.

Widersprüche gegen den Plan können vor dem Termine nur durch Erklärung zum
Protokolle des Gerichtsschreibersoder durch Einrcichung eines von einem Rechtsanwalt oder Notar
unterzeichneten Schriftsatzes erhobeilwerden. Oeffentliche Behörden, sowie Personen, welche zum
Richteramt befähigt sind, können schriftlich, ohne Zuziehuug eines Rechtsauwalts oder Notars
Widerspruch erheben.

Der Gerichtsfchreiber hat über die Erhebung des Widerspruchs dem Gläubiger auf
Verlangen eine Bescheinigungzu ertheilen.

3. 12.
In dem Termine wird über den Nangordnungsplan verhandelt.
Neber den Gang der Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen. Dasselbe ist den

Vetheiligten vorzulesenoder zur Durchsichtvorzulegen.

8- 13-
Erfolgt ein Widerspruch gegeu deu Plan, so hat sich jeder bei demselbenBetheiligte

sofort zu erklären.
Wird der Widerspruchvon den Betheiligten als begründet anerkannt, oder kommt ander¬

weit eine Einigung zu Stande, so ist der Plan demgemäß zu berichtige».
Sind Widersprüchegegen den Plan nicht erhoben, oder sind die erhobenenWidersprüche

erledigt, so ist der Plan abzuschließenund auszuführen. Der Abschlußgeschieht in der Weise,
daß das Gericht den Plan nach den bisherigen Ergebnissenals endgültig feststellt und die Masse,
die Massekosten und den Betrag der Forderungen an Kapital, Zinsen, Kosten und sonstigen Neben-
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forderungenjedes angewiesenen Gläubigers — nöthigenfalls unter Zuziehungvon Sachverständigen
— berechnet. Zur Ausführung des Planes hat das Gericht zu Gunsten der angewiesenen Gläu¬
biger die Verabfolgung der Zahlungsanweisungenauf den Erwerber, oder, sofern die Hinterlegung
stattgefundenHai l§. 22) auf die Hinterlegungstasseanzuordnen uud die Loschung der Eintra¬
gungen der zum Verfahren zugezogenen nicht angewiefenen Gläubiger, soweit sie die mit Hypothek
belastetenGrundstücke betreffen, zu verfügen.

8, 14.
Massekosten sind die im Interesse der Masse und deren Vertheilung aufgewendeten Kosten,

insbesonderedie Kosten des Mngordnnngsuerfahrens, die Kosten, welche der Antragsteller, welcher
nicht bethciligtcr Gläubiger ist, für die Anfertigung des Erüffnungsantrages durch einen Rechts¬
anwalt oder Notar, sowie für Vefchaffung der zur Begründung des Antrages erforderlichen
Urkunden aufgewendet hat, und die Kosteu der Loschung der nicht angewiesenenForderungen.

Im Falle das Rangordnungsuerfahrcn in Folge eines Hypotheken-gieungungsuerfahrens
(Art. 2185 2186 des bürgerlichenGesetzbuchs) betrieben wird, sind die Kosten des letzterenals
Massekosten'anzuweiseu,wenn der Erwerber sie vor dem Abschlüssedes Planes angemeldetnnd
nachgewiesen hat.

Die Massekostc» gehen allen anderen Forderungen vor.

§. 15.
Jedem Gläubiger sind die Zinsen seiner Forderung bis zu dem Tage anzuweisen, an

welchem nach dein Ermessen des Gerichts die Iahlungsanweisnng ausgehändigt werden kann.
Im Range der angewieseneuForderungen werden den Gläubigern angewiesen:
1. die von denselben aufgewendetenKosten, foweit dieselben nach freiem Ermessen des

Gerichts zu zweckentsprechenderNechtsverfolgungnothwendigwaren, jedoch mit Aus¬
schluß von Reisekosten etwaiger Vertreter;

2. die Kosten der Löschung der angewiesenenForderungen.

Wenn nur gegen einen Theil des Planes Widersprucherhoben und der Widerspruch nicht
erledigt ist, so hat das Gericht den Plan insoweit abzuschließen und auszuführen, als er durch
den Widerspruchnicht berührt wird.

Die Ausführung des Planes kann auch in Anfehung der deu bestrittenen Forderungen
nachstehendenForderungen erfolgen, infoweit eine ausreichende Summe zur Berichtigung der
bestrittenenForderungen nebst Zinsen und Nebenkosten vorbehalten bleibt.

§. 17.

Der Abschluß des Planes soll im Termine oder in einem sofort, nicht über eine Woche
hinaus auzuberaumendenweiterenTermine erfolgen. Der Abfchluh ist durch Beschlußzu verkünden.

Die Betheiligten sind zur Einsicht des Plans auf der Gerichtsfchrelberciberechtigt.

Nach Rechtskraft des Beschlusses,durch welchen der Plan abgeschlossen ist, hat der
Gerichtsschreibereinen die LoschuugsverfügungenenthaltendenAuszug des Plaues dem Hnpotheken-
bcwllhrerzu übersenden,und der letztere hat die Löschung der Eintragungen der incht angewiesenen

Gläubiger zu bewirten. 18»
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Der Gerichtsschreiberhat ferner, falls der Preis nicht hinterlegt worden ist, ohne Verzug
jedem angewiesenen Gläubiger eine vollstreckbareAusfertigung der ihn betreffendenZahlungs¬
anweisung zu ertheilen.

Aus den Zahlungsanweisungen findet die Zwangsvollstreckungnach Maßgabe der
88- 662 bis 701, 705 C.-P.-O. statt.

8. 19.
Der Widerspruchdes Schuldners oder des letzten Eigenthümers des Grundstücksgegen

eine vollstreckbare Forderung wird nach Vorschrift der 88- 680, 688, 689 C.-P.-O. erledigt.
Hat ein anderweiter Widerspruch gegen den Plan im Termine seine Erledigung nicht

gefunden, so muß derjenige, welcherden Widersprucherhoben hat, binnen einer Frist von einem
Monate, welcher mit dem Terminstage begiuut, dein Amtsgerichtenachweisen,daß er gegen die
Vethciligten Klage erhoben hat; nach fruchtlosemAblaufe dieser Frist wird der Plan ohne Rück¬
sicht auf den Widerspruchabgeschlossen.

Der Abschlußist dem Netheiligten mitzutheilen. Die Wttheiluugeu sind durch Aufgabe
zur Post (88- t«'t, 175 E.-P.-O.) zuzustellen. Die Postsendungen sind mit der Bezeichnung
„Einschreiben" zu versehen.

8- 20.
Die Vorschriften der 88- 765—768 E.-P.-O. finden auch in denjenigen Fällen ent¬

sprechende Anwendung, in welchen das Vertheilungsvcrsahren nicht in Folge einer Zwangsvoll¬
streckung stattfindet.

8. 21.
Der Gläubiger, zu dessen Befriedigung die Gelder nicht hinreichen, sowie der Schuldner

oder Drittbesitzerhaben gegen diejenigen, welche in dem Rechtsstreiteüber den Widerspruchunter¬
legen sind, ihren Rückgriffwegen der Zinsen, welche während des Streites erwachsen sind.

Die Zinsen des zu eiuer Zahlungsanwcifnng berechtigtenGläubigers laufen bis zu dem
Tage, an welchem nach Feststellungdes Anspruchs uud der vorgehendenAnsprüchedie endgültige
Zahlungsanweisung beanspruchtwerden kann.

8- 22.
Nach Eröffnung des Rangordnungsverfahrens kann der Erwerber, sofern die Verkaufs-

bedingungcn nicht entgegenstehen,den Kaufpreis nebst Zinsen und den ihm zur Last fallenden
Kosten ohne vorheriges Realcmerbietenhinterlegen.

Er ist zur Hinterlegung verpflichtet und kann dazu durch Klage jedes Bethciligten
angehalten werden, falls Widerspruchgegen den Plan erhoben ist.

Durch die Hinterlegung wird der Erwerber von seiner Zahluugsvcrpflichtungbefreit und
berechtigt, die Löschungder eingetragenen Hypotheken zu verlangen. Auf Autrag verordnet das
Amtsgerichtdie Vöschnng der Hypotheken.

Die Kosten der Hinterlegung trägt der Erwerber. Die Kosten der Anordnung des Amts¬
gerichts nnd die Kosten der Löschung werden als Massekosten behandelt.

8. 23.
Nach Abschluß des Nangordnungsplans muß, im Falle die Hinterlegung des Preises

stattgefunden hat, der Gerichtsfchreibergleichzeitigmit Ausfertigung der Zahlungsanweisung an
die Gläubiger der Hinterlegungskassevon diesen AnweisungenMittheilung machen.
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8- 24.
Die dein Amtsgerichte zugewiesenen Entscheidungenkönnen ohne vorgängigc mündliche

Verhandlung erfolgen.
Gegen dieselbe» findet nur sofortige Beschwerde nach Maßgabe der Vorschrifteil der

Eiuilprozehurdnuugstatt. In den Fällen des §,1? beginnt die Frist zur Eiulcguug des Rechts¬
mittels mit dem Tage der Vcrküuduug des Abschlusses des Plans.

8- 25.
Alle in diesem Gesetze vorgeschriebene»von den Betheiligten zu beobachteuden Fristen

sind Nothfristen.
Im Falle der Vertagung eines Termins gilt die geschehene Verkünduug des neuen

Termins als Ladung für alle Betheiligte»,

8- 26.
Die Artikel 749 bis 779 der Rheinischen Bürgerlichen Prozeßordnung, der zweite Absatz

des §. 18 und der 8- 25 des Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche
Vermögen vom 4. März 1879 (Ges.-Samml, S. 102) und die Nummer 5 des §. 5 des Gesetzes,
betreffend die Haftung der Versicherungsgelderfür die Ansprüche der Inhaber von Privilegien
und Hypothekenim Bezirk des ehemaligenAppellationsgerichtshofeszn Köln uom 17. Mai 1884
(Gef.-Scnnml. S. 271) werden aufgehoben.

Infoweit bestehendeGesetze auf die aufgehobenen Vorschriften verweisen, treten die
Bestimmungendieses Gesetzes an die Stelle derselben.

§. 27.
Die Bestimmungenüber die Ansetzung und Erhebung der Gebühren und Kosten werden

durch Königliche Verordnung getroffeu.
Vor Ablauf von drei Jahren wird dieselbe dem Landtage zur verfassungsmäßigen

Genehmigung vorgelegt.

§. 28.
Dieses Gesetz tritt mit ........... in Kraft.
Dasselbe findet auf alle NangordnungsuerfahreuAnwendung, in welchen zur Zeit des

Inkrafttretens diefcs Gesetzes noch keine Zustellnngenin Gemähheit des Art. 753 der rheinischen
bürgerlichenProzeßordnung stattgefundenhaben.

Anhängige Verfahren, welche demgemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes nnterlicgen,
sind von Amtswegcn an das zuständigeAmtsgerichtzur Weiterführung abzugeben.

Urkundlich :c.
Gegeben . . ....... , den .......... 188 . .
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Begründung
zu dein

Entwurf eines Gesetzesüber das Nnngordnnngsuerfahren im Geltungsgebiete
des rheinischen Rechts.

Das Haus der Abgeordnetenhat in seiner Sitzung von» 21. März 1885 beschlösse», die
innigliche Stantsrcgierung nin baldige Vorlage eines Gesetzes über die Reform des rheinischen
Ordreuerfahrcns zu ersuchen. In Folge dessen sind zahlreiche Outachten von Behörden und
einzelneu Juristen i»l Geltungsgebiet des rheinischen Rechts eingeholt. Dieselben stimmen sämmtlich
darin überein, daß das gegenwärtige Ordreverfahren einer Reform bedürftig sei. Anstünde gegen
die Vorlegung eines Gesetzes zur Regelung dieses Verfahrens bestehen daher uicht.

Die wesentlichsten Mängel des bisherigen Verfahrens haben sich darin gezeigt, daß in
uerhältnißmäßig wenigen Fällen eine gütliche Eimguug der Aetheiligtcn zu Stande kommt, daß
nicht selten eine nachtheiligeVerzögerung des Verfahreus eintritt und daß die Kosten fast durchweg
eine unverhältnißmäßige Höhe erreichen.

Alle diese Mängel haben zu einem große» Theile ihren Grund darin, daß das Ordre-
verfahren den Landgerichten zugewiesen ist und daß die Betheiligten in dem Verfahre» durch
Anwälte vertrete» sein müssen. Der mit der Leitung des Verfahrens beauftragte Eommissar des
Landgerichts steht außerhalb jeder Berührung mit den Vetheiligten, er kann daher seinerseits auf
eine gütliche Einigung überhaupt kaum Hinwirten uud er ist auch in der Mitwirkrmg zur Hebuug
hervortretender Anstünde sehr beschrankt, da er hierüber nur mit den Anwälten verhandelt, die
ihrerseits vielfach der Bewilligung längerer Fristen bedürfen, um sich mit ihren Auftraggebern
besprechen zu können. Diesen mit der Zuständigkeit der Landgerichte nothwendig verbundenen
Schwierigkeitenstand früher der sehr erhebliche Vortheil gegenüber, daß der Nichtercommissardie
gegen den Vertheilungsplan erhobenen Widersprüche iu eine Sitzuug des Landgerichts verwies,
in welcherer selbst darüber Bericht erstattete, worauf dann die Widersprüche durch eine Entscheidung
ihre Erledigung fanden. Durch die Eivil-Prozeßordnung (F. 757, Abs. 3, §§. 765—768) ist
dieses Verfahren aufgehobenuud es muß jeder Widerspruchdurch Erhebung einer Klage bei dem
zuständigenProzehgericht zum Austrage gebrachtwerde».

Hiernach ist die Negierung in Uebereinstimmung mit der Mehrzahl der erstatteten
Gutachten und namentlich in Uebereinstimmung mit den Gutachten des Ober-Landesgerichtsund
des Ober-Staatsanwlllts in Köln der Ansicht, daß die Aufhebung der Zuständigkeit der Land¬
gerichte als Ausgangspunkt der erstrebten Reform in Vorschlag zu bringen ist. Die für die
Beibehaltung dieser Zuständigkeitin einzelnen Gutachte» vorgebrachtenGründe stützen sich haupt¬
sächlich auf die durcb, die Eigenthümlichkeitendes rheinischen Hypothekenrechtsbedingten Schwierig¬
keiten des Nangorduungsverfahrens. Diese Schwierigkeiten haben sich, wie von verschiedenen
Seiten bezeugt wird, in Folge der Geltung des Gesetzes vom 20. Mai 1885 (G.-S. S. 139)
bereits erheblich vermindert. Es wird sodann angedeutet, daß möglicher Weise bei einzelnen
Amtsgerichtender Mangel an Uebuug in der Bearbeitung von schwierigen Rangordnungsverfahren
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zu Unträglichkeitenführen könne. Demgegenüberist darauf hinzuweisen, daß für die Stellung
des Amtsrichters die gleiche Qualifikation, wie für diejenige des Landrichters erfordert wird.
Außerdem kann nach den angestelltenErmittelungen bei der großen Mehrzahl der kleineren Amts¬
gerichte nur eine verschwindendkleine Anzahl von Nangordnnngsverfahren anhängig werden, so
daß sich mit Sicherheit erwarten läßt, daß da, wo es möglicherWeise an Nebung fehlen sollte,
der Nichter jedenfalls in der Lage ist, sich für die Bearbeitung der Sachen ausreichend zu informiren.
Ferner wird aufgestellt, daß die Vertretung der Bethciligten durch Anwälte zur Wahrung ihrer
Interessen nothwendig sei und daß demgemäßdie Aufhebung der Zuständigkeit der Landgerichte
"> Endergebniß zu einer Vertheuerung des Verfahrens führen werde. Dem mnß mit Entschiedenheit

widersprochen werden. In einer nicht unerheblichenAnzahl von Fällen ist eine Vertretung der
Betheiligten durch Rechtsuerstandigeüberhaupt nicht erforderlich,weil es für Jedermann ersichtlich
'st, inwieweit die Gläubiger Befriedigung erlangen können, und weil die Durchführung des
Verfahrens nur zu dem Zweck erfolgt, um die Streichung der unzweifelhaftausfallenden Hypotheken
zu erwirken. Es läßt sich ferner erwarten, daß in der Mehrzahl der Fälle die Betheiligten bei
persönlicher Verhandlung vor dem das Verfahren leitenden Richter fehr wohl in der Lage fein
werden, ohne rechtskundigenBeistand ihre Rechte ausreichend zu wahren. Endlich besteht kein
Bedenken,die Notare in gleicher Weise, wie die Anwälte als Vertreter von Netheiligten zuzulassen
Es kann daher, da ein Notar im rheinischenNechtsgebietüberall leicht zu erreichen ist, den Be¬
theiligten au geeigneten Vertretern lind Beiständen nicht fehlen und es müssen auch die aus¬
gesprochenen Befürchtungen wegen Vertheuerung des Verfahrens in Folge der Zuziehung von
Vertretern und Beiständen als hinfällig erachtetwerden.

An Stelle der Landgerichte erscheinen die Amtsgerichte für Leitung lind Durchführung
des gerichtlichenRangordnungsverfahrens als vorzugsweise geeignet. Von dein Vorstande des
Vereins für das Notariat in Nheinpreuhen ist im Laufe der Berathungen über das Gesetz
betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen vom 4. März 1879 (G.-S.
S. 102) angeregt worden, die Leitung des Verfahrens den Notaren zu übertragen, uud diese
Anregung hat bei der X. Kommissiondes Hauses der Abgeordneten eine sympathische Aufnahme
gefunden (Drucksachendes Hauses der Abgeordneten, Session 1878—79, Nr. 116). In Folge
dessen sind versuchsweise Bestimmungen zur Ueberweisung des ganzen Verfahrens an die Notare
formulirt worden. Auf Grund der hierüber eingegangenen, beifälligen wie abfälligen Begut¬
achtungen ist indeß die Ueberzeugunggewonnen worden, daß die Ueberweifungdes Verfahrens
an die Notare unthunlich ist, weil dasselbe in vielen Theilen unzweifelhaft zur richterlichen
Kompetenz gehört. ^ ^ , ^ . , ,

Durch die vorgeschlageneUeberweisungdes Verfahrens an dle Amtsgenchte nnrd den
Hauptmängeln, welche sich bei dem bisherigenOrdreverfahren gezeigthaben, mit Erfolg abgeholfen
werden Es läßt sich erwarten, daß es den Amtsgerichten in allen geeignetenFällen gelingen
wird, eine gütliche Einigung der Betheiligten zu Stande zu bringen und so das ganze Verfahren
unter bedeutender Zeit- und Kostenersparniß zu beendigen. Namentlich ist hierauf m allen
denjenigen Fällen zu rechnen, in welchen eigentlicheStreitpunkte unter den BetlMgten nicht
bestehe,l, so daß es nur der Leitung durch einen mit dem nöthigen Ansetzn und der nöthlgen
Geschäftsgewandtheitausgestatteten Beamten bedarf, um den Betheiligten die Vortheile emer
gütliche,l Einigung klar zu macheil. Zur größeren Erleichterungeiner solchen lst nn Falle emer
Versteigerung der Abschlußglich vor den Versteigerungsbeamtenausdrücklich für zulässig erklart.
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Die größere Beschleunigungdes Verfahrens erscheint zunächst dadurch gesichert, daß das
Amtsgericht alsbald nach Ablauf der für die Anmeldung der Forderungen bestimmtenFrist zur
Aufstellungdes Vertheilungsplcmszu schreitenhat und daß nach der Aufstellungdesselbennach¬
träglich angemeldeteForderungen nur noch in der Form eines Widerspruchs gegen den Plan
vorgebracht und berücksichtigt werden können. Sodann kann bei der Verhandlung über den
aufgestellten Plan zufolge des persönlichenVerkehrs des Amtsrichters mit den Betheiligten ein
berechtigterAnlaß zu Vertagungen nur selten vorkommen.

Bezüglich der Verminderung der Kosten des Verfahrens wird der Fortfall der Noth¬
wendigkeit einer Vertretung durch Anwälte fehr erheblich ins Gewicht fallen, und es kann auch
angenommen werden, daß bei einer Neuregelung der zu erhebendenGcrichtskosten nach Maßgabe
der neuen Kostengesetze nicht unwesentlicheHerabsetzungender nach den bisherigen Bestimmungen
zu erhebendenGebühren ausführbar sein werden.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ist zu bemerken:

8- i.
In Ansehung der Fälle, in welchen das Rangordnungsverfahren stattfindet, soll an dem

bestehenden Necht nichts geändert werden. Daher erscheint es zweckmäßig,von der Aufzählung
dieser Fälle im Einzelneu abzusehen, weil andernfalls die Entstehung von Zweifeln nicht aus¬
geschlossen sein würde.

8- 2.
Bei den Vorschlägenvon Vorschriftenüber das für den einzelnen Fall zuständige Amts¬

gericht ist das Bestreben entsprechenden Anschlusses an die Bestimmungen der Civilprozeßordnuug
maßgebend gewesen.

In der allgemeinenBegründung ist bezüglich dieser Bestimmung das Erforderlichebemerkt-

8- 4.
Jeder, der ein Interesse an der Eröffnung des Nangordnungsverfahrens haben kann,

soll zur Stellung eines darauf gerichtetenAntrags berechtigtfein.
Dadurch, daß die Stellung des Antrags zum Protokoll des Gerichtsfchrciberöals zulässig

erklärt wird, bietet sich den Netheiligten die Möglichkeiteiner erheblichen Kostenersparnis;.

§8. 5 und 6.
Aus deu hier vorgeschlagenenBestimmungen wird sich unschwerentnehmen lassen, daß

im Interesse der Betheiligten seitens der Amtsgerichte eine geeignete Mitwirkung bei Vervoll¬
ständigung etwaiger mangelhafter Anträge vorausgesetztwird.

8- ?.
Die Vorschläge über die Art der Zustellung der Aufforderung zur Anmeldung der

Forderungen werden geeignet sein, alle berechtigtenInteressen zu wahren.

8§. 8. 9. 10.
Die Bestimmungenüber Anfertigung des Plans und über Anberaumung eines Termins

zur Erklärung über denselbensind im Anschlußan das geltende Recht entworfen.
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Falls der Widerspruchgegen den Plan nicht in dem zur Verhandlung über denselben

anberaumten Termine erhoben wird, so muh die Erhebung vorher zum Protokoll des GerichtZ-
schreibers oder durch Einreichung eines von einem Nechtsanwalt oder Notar unterzeichneten Schrift¬
satzes erfolgen. Diese Vorschrift erscheint nothwendig, weil zur Hebung eines vollständigenund
begründeten Widerspruchs ein gewisses Maah von Rechtskenntnissengehört, so daß, falls die
Erhebung von Widersprüchenden Betheiligten selbst überlassen würde, aus der Mangelhaftigkeit
der Widersprüchevielfach Schwierigkeitenund Weiterungen entstehen müßten.

88- 13. 14. 15.
Die Aufnahme der mehr instruktionellenVorschriftenüber die Anfertigung des Plans

konnte nicht wohl unterbleiben.
Die Kosten, welche im Interesse sämmtlicherNetheiligten aufgewendetwerden, sind als

«Massekosten"bezeichnet. Damit soll ausgedrückt werden, daß die Erstattung dieser Kosten
vorzugsweise vor allen Forderungen beanspruchtwerden kann; wer für die Kosten zahlungsnflichtig
ist, wird in den Bestimmungen über die Ansehung und Erhebung der Kosten zum Ausdruckzu
bringen sein.

Als „Massekosten"in dem oben angedeuteten Sinne sind auch die für Stellung und
Begründung des Antrags auf Eröffnung des Verfahrens aufgewendeten Kosten zu erachten.
Trotzdem erscheint es angemessen,diese Kosten, sofern ein Gläubiger den Antrag gestellt hat,
gemäß §. 15 Nr. 1 nur im Range der Forderung anzuweisen. Für die zur Hebung gelangenden
Gläubiger wird dadurch im Ergebniß nichts geändert und es würde geradezu zweckwidrig sein,
Gläubigern, welche das Verfahren provociren, ohne Aussichtauf Befriedigung zu haben, die ihnen
durch ihr Vorgehen erwachsenen Kosten zu ersetzen.

A 16-20.
Die Bestimmungenüber die weitere Durchführung des Verfahrens und namentlichüber

die Erledigung erhobener Widersprüche sind im Anschluß an die Vorschriften der Civil-Prozeh-
ordnung über das Vertheilungsverfahren entworfen.

Die Gewährung eines Rechtsmittels gegen den abgefchlossenenPlan erscheint erforderlich.
Es ist deshalb die Einlegung der fofortigen Beschwerde gegen denselben als statthaft erklärt, wie
sich aus den §§, 17, 19, 24 ergiebt.

Die Zulassung der Zwangsvollstreckungaus den Zahlungsanweisungen (H, 18 Abs. 2)
ist von verschiedenen Seiten dringend befürwortet und erscheint nicht bedenklich.

88. 22. 23.
Der Erwerber hat in vielen Fällen gegründeten Anlaß, durch Hinterlegung des Preises

die Löschungder eingeschriebenen Hypothekenzu erwirken und so das Verfahren in Beziehung
auf seine Person zum Abschluß zu bringen. Andererseits liegt für die übrigen Betheiligten in
der Erwirkung der Hinterlegung ein geeignetesMittel, Verschleppungen des Verfahrens durch den
Erwerber vorzubeugen. Mit Rücksicht hierauf sind die vorgeschlagenen Bestimmungenaufgenommen.

88- 24. 26.
Diese Bestimmungen' beruhen auf Vorschlägen in erstatteten Gutachten und erscheinen

nicht bedenklich.
14
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§, 27,
Die vorgeschlageneAenderung des Verfahrens wird eine durchgreifendegrundsätzliche

Aenderung der Bestimmungen über die Ansetzung uud Erhebung der Gebühren und Kosten
nothwendigmachen.

Es empfiehlt sich daher, in dieser Beziehung zunächst Erfahrungen zu sammeln und
deshalb die erforderlichenabändernden Bestimmungen vorerst durch Königliche Verordnung festzu¬
setzen und die endgültige Regelung durch Gesetz vorzubehalten.

s- 28.
Die Anwendung der vorgeschlagenenBestimmungen auf bereits anhängig gewordene

Ordreverfahren kann keine Schwierigkeitenbieten, sofern Zustellungen in Gemäßheit des Art. 753
der rheinischenbürgerlichenProzeßordnung noch nicht stattgefundenhaben.

«r. !7. Düsseldorf, den 26. Oktober 1886.

Referat
über den

Entwurf eines Gesetzes,betreffend das im
Geltungsgebiete des rheinischenRechts.

Der Gesetzentwurf enthält wesentlicheVorzüge gegenüber den gegenwärtig geltenden
Bestimmungen, welche letztere nicht mehr in den Nahmen des jetzigen Rechtssystemshineinpassen
und deren Abänderung ein dringendes Bedürfniß gewordenist.

1. Das Uebergebotsverfahreniu der bisherigen Form wurde deshalb fo wenig eingeleitet,
weil die Erfüllung der gesetzlichen Formuorschriften, insbesondere hinsichtlichder von dem Ueber¬
bietenden zu stellenden Bürgschaft und des Nachweises der Zahlungsfähigkeit des Bürgen bei
Strafe der Nichtigkeit vorgeschriebenwaren und die größte Vorsicht erheischten,sodann weil der
Ueberbietende eine Klage gegen die in dem Art. 2185 Bürg. Gesetzbuchs,bezw. Art. 70 des
Gesetzes vom 18. April 1855 bezeichnetenPersonen erheben mußte, um die Bürgschaft für
genügend erklären und die Versteigerung verordnen zu hören. In beiden Beziehungen hat der
Gesetzesentwurf eine Abänderung getroffen, welche dem Bedürfniß entspricht und chikanüfe
Prozeduren und Einreden befeitigt, — An Stelle des zahluugsfähigen Bürgen kann die Hinter¬
legung des Vaarbetmges treten; die erwähnte Klage auf Verordnung der Versteigerung :c. ist
weggefallen; Einwendungen gegen das Uebergebotund die Sicherheit muß der Behauptende bei
dem Amtsgericht in 14 Tagen geltend machen. Hierdurch tritt eine Zeit- und Kosten-
ersparnih und eine Vereinfachung des Verfahrens ein, die bisher vermißt wurden.

2. Daß die gerichtliche Mitwirkung vollständig dem Amtsgericht übertragen ist, wird
schon deßhalb zu billigen sein, weil der eigentliche Verkauf nach den bisher geltenden Bestimmungen
des Gesetzes vom 15. April 1855 auch schon vor dem Amtsgericht betrieben werden muhte, das
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ganz. Verfahren durch den Entwurf einen einheitlichen Charakter erhält, und eme Iersp itterung
vermiedenwird. Die dem Landgericht bezw. dem Präsidenten desfelben zustehende Mitwirkung
beschränkt sich bislang auf die Committirung des zustellenden Gerichtsvollziehers,(Art 832 Rhein.
Civil-Prozehordnung), die Entscheidung über die oben erwähnte Klage des Art, 218. Burg.
Gesetzbuchs und Art. 70 des Gesetzes vom 15. AM 1855 und die Entscheidung der m dem
Art. 7? 1. «. angeführten Einreden. Hinsichtlich der letzteren ist schon durch § 9 des Gesetzes
vom 4. März 1879 über die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen die Zuständigkeit
auf das Amtsgericht übergegangen (Arch. 73, 2, 124); die Committirung emes Beamten zur
Zustellung erscheint überflüssig; die Klage des Art. 2185 ^'" «all ge mnmen, un e
ist unbedenklichauch die Einwendungen gegen das bisherige Verfahren und d:e Bürgschaft m
analoger Ausdehnung des §.9 des Gesetzes vom 4. März 1879 an das Amtsgericht i« verweisen.

3 Wenn der 3 6 des Entwurfes bestimmt, daß auf den Wiederverkaufdie Vorschriften,
betreffend die Zwangsvollstreckungin Liegenschaften,zur Anwendung kommen sollen so dürfte
eine so generelleBestimmung zu BedenkenVeranlassung geben tonnen Der Art 2187 Bur^
Gesetzbuchs :c. ist durch Art. 86 des Gesetzes vom 18. April 1855 aufgehoben; letzteresGefetz
hatte nur bestimmte Artikel der Subhastationsordnung für anwendbar erklart, da das ganze
Subhastationsverfahren bei dem Uebergebot nicht beobachtet werden konnte. Gegenwawg ist
dies Verfahren wiederum theilweifedurch das Gesetz vom 4. März 1879 verändert. Es erscheint
daher der Wunsch, die für das Nebergebotsverfahrengeltenden Bestimmungenemzeln aufzunehmen,

gere tfertigt.^ ^ ^ Entwurfes muß nach der diesseitigenAuffassung zweifellosgestrichen
werden. Der Art. 834 der RheinischenCivil-Prozeßordnung ist durch das Gesetz vom 20. Mm
1885 nicht aufgehoben, und der Hypothekargläubiger kann gegen feinen Schuldner «°ch m der
Frist von 14 Tagen nach der Transftription des von diesem getlMgten Verkaufsakte. die
einmal gültig erworbeneHypothek eintragen lassen. Wird das Reinigungsverfahren ohne Trans¬
skription eingeleitet, so kann auch nach der Einleitung noch eine Inskription gegen den frühern
Eigenthümer genommenwerden, und die Liegenschaft wird nicht von den Hypotheken,die darauf
lasten, gereinigt; die Wiederholung des Verfahrens und eine Reihe von Prozessen wäre die
nothwendigeFolge.

Es beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen:
„Hoher Landtag wolle seine Zustimmung zu dem gegenwärtigenGesetzesentwurfaus¬
sprechen, zugleich aber der Königlichen Staatsregierung zur Erwägung anheimgeben,
diejenigen Bestimmungenüber die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen,
welche bei dein Uebergebotsverfahrenzur Anwendung kommen, m das Gesetz auf¬
zunehmen, endlich den §. 11 des Entwurfes zu streichen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
V,«-Aandtllg«-Malschall.

14-
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Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

das Hypotheken-Reimgungsuerfahren im Geltungsgebiete des rheinischen Rechts.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen »e.

Die dem Gerichte zugewieseneMitwirkung bei dem Hypotheken-Reinigungsverfahren,
einschließlich des Uebergebots und des Wiederverkaufs, gehört zur Zuständigkeitder Amtsgerichte.

Die Vorschriftender §8- 755, 756, 36, 3? der Civilprozeßordnungfinden entsprechende
Anwendung,

8. 2.
Die voil dein Ueberbietenden zu leistendeSicherheit kann durch Vürgfchaft oder durch

Hinterlegung von baarem Gelde oder von Werthpapieren bestelltwerden.

8- 3.
Mit der im Artikel 2185 des bürgerlichenGesetzbuchsbezeichneten Zustellungist Abschrift

der die Uebernahme der Bürgschaft enthaltenden öffentlichen Urkunde fowie die Erklärung zuzu¬
stellen, daß die Nachweise über die Zahlungsfähigkeit des Bürgen auf der Gerichtsschreibereides
Antsgerichts hinterlegt sind. Erfolgt die Sicherheitsleistungdurch Hinterlegung, so ist die Abschrift
der Hinterlegungsbefcheinigungzuzustellen.

Einwendungen gegen das Uebergebot sowie gegen die Zulänglichkeit der angeboteneu
Sicherheit sind bei Vermeidung des Ausfchlusses innerhalb zwei Wochen nach der Zustellung
(Absatz 1) schriftlich oder zum Protokoll des Gerichtsfchreibersgeltend zu machen.

Der überbietende Gläubiger hat innerhalb der im Artikel 2185 des bürgerlichen Gesetz¬
buchs für die Zustellung des Uebergebots bestimmtenFrist den Wiederverkaufbei dem zuständigen
Amtsgerichtezu beantragen.

Wird der Antrag innerhalb der bezeichneten Frist nicht gestellt, so kann jeder andere
Hypothekengläubigeroder der Erwerber innerhalb einer weiteren Frist von einem Monat den
Wiederverkaufbeantragen.

Ist innerhalb der vorbezeichneten Fristen ein Antrag auf Wiederverkauf nicht gestellt,
so treten die Rechtsfolgendes Artikel 2186 des bürgerlichenGesetzbuchs ein.

8. 5.

Ist ein Antrag auf Wiederverkaufrechtzeitiggestellt, so ordnet das Amtsgerichtdenselben
durch Beschluß an, wenn Einwendungen gemäß H. 3 Abs. 2 nicht erhoben oder die erhobenen
rechtskräftigzurückgewiesen sind.
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§.6.
Auf den Wiederverkauf in Folge Uebergebots finden die Vorschriften, betreffend die

Zwangsvollstreckungin Liegenschaften, mit nachstehendenMaßgaben entsprechendeAnwendung.
Mit den. Antrage auf Wiederverkauf sind die Nachweife über die gefetzlichenVoraus¬

setzungen des Antrages zu überreichen.
Als Angebot gilt der Erwerbspreis, mit Hinzurechnungdes Uebergebots.
Die Versteigerungsanzeigeist auch dem Veräuherer der Liegenschaft und dem Erwerber,

falls diefer nicht selbst den Antrag auf Wiederverkaufgestellt hat, zuzustellen.

An den Erwerber, welcher die Zustellung gemäß Art. 2183 des bürgerlichenGefetzbuchs
veranlaßt hat, an den überbietendenGläubiger und an denjenigen, welcher den Wiederverkauf
beantragt, erfolgen, falls sie nicht innerhalb des Bezirks des zuständigen Amtsgerichts ihren
Wohnsitz haben, Zustellungen durch Aufgabe zur Post (§ß. 161, 175 der Ciuilprozeßordnung),
so lange nicht die Bestellung eines in jenem Bezirk wohnhastenZustellungsbevollmachtigten zu
den Akten angezeigt ist. Die Postsendungensind mit der Bezeichnung „Einschreiben"zu versehen.

§.8.
Die Versteigerunghat nicht statt, wenn der Erwerber vor dem Zuschlag die sämmtlichen

gegen den Veräußerer und dessen Vorbesitzerrechtsgültig bestehenden Hypothekenforderungenan
Kapital, Zinfen und Kosten, nebst den vom Amtsgericht festgesetzten Kosten des Verfahrens,
bezahlt, oder die zur vollständigenZahlung erforderlichen Beträge hinterlegt.

8- 9.
Die Entfcheidungendes Amtsgerichts erfolgen durch Befchluh und können ohne vorherige

mündliche Verhandlung erlassen werden.
Gegen die Beschlüssedes Amtsgerichts findet das Rechtsmittel der sofortigen Befchwerde statt.

8. 10.
Die in diesem Gesetze vorgesehenen Fristen sind Nothftisten.

§. 11-
Das Hypotheken-Reinigungsverfahrenkann ohne Transscrivtion des Erwerbstitels in

Gemäßheit des Art. 2181 des bürgerlichenGefetzbuchs eingeleitetweiden.

§. 12.
Die Bestimmungenüber die Ansehung und Erhebung der Gebühren und Kosten werden

durch Königliche Verordnung getroffen.
Vor Ablauf von drei Jahren wird dieselbe dem Landtage zur verfassungsmäßigen

Genehmigung vorgelegt.
§. 13.

Der erste Absatz des Art. 832 der bürgerlichen Prozeßordnung und der zweite Abschnitt des
dritten Titels (Art. 69—88) des Gesetzes vom 18. April 1855 (G.-S. S. 521) werden aufgehoben.

Infoweit bestehende' Gesetze auf die aufgehobenen Vorfchriften verweifen, treten die
Bestimmungendieses Gesetzes an die Stelle derselben.
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ß. 14-
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Juli 188? in Kraft,
Ein Reinigungsverfahren ist nach den bisherigen Vorschriften zu erledigen, wenn zur

Zeit des Inkraftretens dieses Gesetzes bereits eine Zustellung gemäß Art. 2185 des bürgerliche»
Gesetzbuchs stattgefundenhat.

Urkundlich:c.
Gegeben ......... , deu ........... 188 .

Begründung
zu dein

Entwurf eines Gesetzes,betreffend das HypothekeiMeinissnnsssverfahrenim
Geltungsgebiete des rheinischenRechts.

Nach den bestehenden Gesetzen ist die dem Gerichte zugewiesene Mitwirkung bei dein
Hypotheken-Reinigungsverfahrendurch die Landgerichteauszuüben, vor welchen die Parteien nur
durch Anwälte vertreten, verhandeln tonnen. Zufolge der durch die neue Gerichtsorganifation
ins Leben getretenen Aenderungen liegt kein Grund mehr vor, diesen Zustand aufrecht zu erhalten,
es erscheiut vielmehr zur Vermeidung überflüssigerKosten und Weiterungen für die Parteien
zweckmäßig, die Mitwirkung des Gerichts in diefem Verfahren den Amtsgerichten zu übertragen.

Die vou dem überbietenden Gläubiger zu leistendeSicherheit soll fortan sowohl durch
Bürgschaft, wie auch durch Hinterlegung von baarcm Gelde oder von Werthpapieren bestellt
werden können lvergl. 8. 101 der Civil-Prozeßordnung),

Der Antrag auf Anordnung des Wiederverkaufs steht zunächst dem überbietenden
Gläubiger innerhalb der bestimmtenFrist zu. Nach fruchtlosemAblauf derfelben foll jeder andere
Hypothekengläubigeroder der Erwerber iunerhalb einer weiteren Frist von einem Monat den
Wiederverkauf beantragen können. Ist innerhalb dieser Fristen ein Antrag auf Wiederverkauf
nicht gestellt, so sollen die Rechtsfolgen des Art, 218«; des bürgerlichenGesetzbuchseintreten.

Bei dieser Anlage des Verfahrens genügt es, auf die Wiederversteigerung zufolge
Uebergebots die Vorschriften, betreffend die Zwangsvollstreckungin Liegenschaftenmit wenigen
Maßgaben als anwendbar zu erklären und es kann der ganze zweite Abschnittdes dritten Titels
(Art. 60—88) des Gesetzes vom 18. April 1855 (G.-S. S. 521) aufgehobenwerden.

Alle auf das Hypotheken-Reinigungsverfahreneinschließlich des Wiederverkaufsbezüglichen
Anträge, Einwendungen und Erinnerungen sind zweckmäßigdurch Beschluß des Amtsgerichts,
gegen welchen die sofortige Beschwerde stattfindet, zu erledigen.

Ein vor dem Inkrafttreten der vorgefchlagenenneuen Bestimmungen durch Zustellungen
in Gemäßheit der Art. 2183 und 2184 des bürgerlichen Gesetzbuchsanhängig gewordenes
Reinigungsverfahren kann ohne jede Schwierigkeitin das neue Verfahren übergeleitet werden, fo
lange noch kein Uebergeboterfolgt ist. Es wird daher in Aussichtgenommen, das neue Gesetz
auf alle Reinigungsverfahren als anwendbar zu erklären, in welchen eine Zustellung gemäß Art.
2185 dez bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht stattgefundenhat.
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Düsseldorf, den 26. Oktober 1886.

Referat
über den

Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen
Verkauf von Immobilien im Geltungsbereiche des rheinischen Rechts.

Es kann darüber kein Zweifel obwalten, daß die Bestimmungen über das gerichtliche
Theilungsverfahren in dem Geltungsgebiete des rheinischen Rechtes einer gesetzlichenAbänderung
dingend bedürftig sind; die bisher geltenden Bestimmungensind nicht allein in mancher Hinsicht
veraltet, sondern sie treten auch vielfach in Widerspruch mit den seit dem 1. Oktober 1879
geltenden Reichsgesetzen;mancher Zweifel und manche Unklarheit sowohl in einzelnenRechts¬
handlungen als in dem ganzen System ist die nothwendige Folge. Es genügt in dieser Beziehung
auf die Abhandlungen im rheinischen Archiv Band 75. IV. 3; 74. IV. 3; 74. IV. 17; 72. IV 33;
71- IV. 2, und die dort abgedruckten Urtheile Band 76. II. 59; 76. III. 99; 75. III. 86;
?5. III. 9o. 74. in. 5i- 74. m. 49. 74. n. 55;. 74. n. 41 zc. zu verweisen. Daß zur
Vermeidung der entstandenenRechtssicherheit das gerichtliche Theilungsverfahren im Wege der
Gesetzgebung geregelt wird, kann daher nur um so freudiger begrüßt werden, als kaum eine
Rechtimllterievon größerer Bedeutung ist, und bei einer jeden Klasse der Bevölkerungmehr zur
Anwendunggebrachtwird, als das Theilungsverfahren.

Daß an sich das gerichtliche Theilungsverfahren als folches nicht vollständigaus der
Eivil-Prozetzorbnung und dem Civilrecht verschwindenund in einzelne nach den Bestimmungen
der Civil - Prozeßordnung zu entscheidende Streitigkeiten sich auflösen kann, bedarf kaum der
Erwähnung. Darin, daß ein folches Verfahren namentlich durch Vermeidung überflüfsiger
Prozedurakte so schleunigst wie möglich abzuwickeln und durch größereVereinfachungmit möglichst
geringen Kosten zu beendigen sein wird, ohne daß dadurch die Rechtssicherheit gefährdet und die
Rechte der Betheiligten und Dritter gekränkt werden, besteht der Hauvtvorzug des vorliegenden
Gesetzentwurfes. Die fchleunige Abwickelung erheifcht eine möglichst scharfe Sonderung derjenigen
Maßnahmen', welche sich auf die freiwillige und derjenigen, welche sich auf die streitige Gerichts¬
barkeit beziehen. Die letztere war bei den bislang geltenden Gesetzen hauptsächlichund auf
Kosten der freiwilligen Gerichtsbarkeitmit dem gerichtlichen Theilungsverfahren befaßt; der erste
Schritt, mit welchem das Verfahren eröffnet wurde, war die Einreichung und Zustellung einer
Klage, selbst dann, wenn ein eigentlich bestrittenesRecht noch nicht existirte. Es kann daher nur
als ein großer Vorzug bezeichnet werden, wenn im Interesse einer friedlichen und schleunigen
Abwickelung die Thätigkeit der freiwilligenGerichtsbarkeitauch den Vetheiligten erkenntlich in den
Vordergrund tritt, und wenn hiermit in Einklang das Bestreben durch den Gesetzentwurf hindurch
3eht, das Hauptgewicht bei der Abwickelungauf die Thätigkeit des Notars zu legen. Schon
nach dem Theilungsgefetzvom» 18. April 1855 war die Bildung der Masse, Entwurf der Kauf¬
bedingungen, Versteigerung, Looseziehung, Aufstellung des eigentlichenTheilungsrezesse»in die
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Hände des Notars gelegt, wie dies auch der ganzen Institution des Notariats und den Rechts-
grundsätzen, die sich eingebürgert und bewährt haben, entspricht. Der Entwurf geht einen
bedeutendenSchritt weiter, indem er bestimmt,daß der eigentliche, vollständigeund im Einzelnen
ausgearbeitete Theilungsantrag bei dem Notar gestellt, daß dieser mit der Anberaumung des
Verhandlungstermines, der Vorladung der Partheien uud Abhaltung dieses Termines beauftragt
wird. Um diesem Auftrag auch einen Erfolg zu sichern, ist, in konsequenter Durchführungbereits
geltender Bestimmungen,verordnet, daß, wenn nicht in 14 Tagen ein zweiter Termin beantragt
und ein Widerspruchzu Protokoll des Notars angemeldetist, der Theilungsantrag als von Allen
anerkannt vermuthet wird. Hierdurch wird eincstheils die zeitraubendeund kostspielige Erwirkung
des lediglich die Quoten festsetzenden sogenannten einverstandenenUrtheils vermieden, und andern-
theils dürfte der Gesichtspunktnicht zu unterschätzensein, daß der Notar, welcher die ganze
Angelegenheit zu leiten, die Partheien stets zu hüreu, mit ihnen zu verhandeln, den Verkauf
Vorzunehmenund schließlich den Rezeß zu entwerfen hat, vom Beginn des Verfahrens an mit
der Sache befaßt wird und von Anfang an dahin sein Streben zu richten hat und richten kann,
einen friedlichen Ausgleich drohender Streitigkeiten herbeizuführen. Die Erfahrung hat in
unzähligen Fällen bewiesen,daß viele Streitigkeiten, die sich von Anfang als solche herausstellten,
bei einer ziffermäßigenBerechnungder einzelnenMassen gar keine, oft geringe Bedeutung hatten;
hiervon den Partheien vor der formellen Geltendmachung der Streitpunkte die Ueberzeugungzu
verschaffen, ist der Notar in der Lage.

Wenn auch das eigentliche Theilungsverfahren mit dem bei den: Notar zu stellenden Antrag
beginnt, so hat doch der Entwurf das Theilungsgericht mit einer Vorprüfung der Zulässigkeit
des Theilungsantrags und Benennung des Notars beauftragt. Daß der Notar von dem
Theilungsgericht zu ernennen ist, erscheint schon deshalb richtig, weil im entgegengesetzten Falle
leicht von verschiedenen Vetheiligten verschiedene Notare gleichzeitig mit der Sache befaßt werden
können, und weil durch diese Ernennung Einwendungen gegen die Person eines Notars vermieden
werden, jedenfalls einem Mißtrauen vorgebeugt wird. Um jedoch in keinem Falle berechtigten
Widersprüchenzu präjudiziren, hat der Entwurf die Zustellung des Beschlusses und das Rechts¬
mittel der Beschwerde vorgesehen. Das Vertheilungsgericht hat zugleich die Zulässigkeit des
Verfahrens zu prüfen, d. h. zu prüfen, wie die Motive sagen, ob einer der Fälle des Artikels 815
B. G.-B. vorliegt. Eine solche Prüfung ist im Interesse der Partheien, um unnütze Kosten und
Zeitversäumnissezu vermeiden, allein der desfallsigeBeschluß mühte nicht als ein endgültiger
angesehenwerden. Dadurch, daß das Theilungsgericht auf die Eröffnung des Verfahrens erkennt
und die Verweisung vor Notar ausspricht, wird, wenn der Beschluß auch durch die Beschwerde
nicht angegriffen sein sollte, der Theilungsantrag darum doch noch nicht in der Weise als ein
zulässigerund vollständigergelten können, daß einer spätern Behauptung der Unzulässigkeitund
Unvollständigkeitdie Einrede der entschiedenenSache entgegengesetzt werden kann; es würde
vielmehr den Betheiligten nicht benommen sein, in dem Verhandlungstermin vor Notar die
Einrede der Unzulässigkeitvorzubringen oder die Vervollständigung zu verlangen; denn es ist
leicht möglich, daß der Theilungsantrag unzulässig ist, ohne daß das Theilungsgericht, dem die
Einsicht in die Urkunden mangelt, dies zu erfahren ober zu prüfen in der Lage ist, ebenwenig
die Betheiligten, welchen die nothwendigeAufklärung oft erst in dem Verhandlungstermin vor
Notar gegeben wird; hinzu kommt, daß die Zulässigkeit eines Theilungsantrages nicht allein
dadurch bedingt ist, daß er unter den Artikel 815 Bürg. Gesetzbuchs fällt. Ist diese Ansicht
richtig, so dürften, wie unten ausgeführt werden wird, die Ausdrücke zu vermeiden sein, welche
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hierüber einen Zweifel erregen könnten. Um das Gericht in die Lage zu versetzen, die Zulässigkeit
beurtheilenzu können, erscheint es nothwendig, daß in dem Antrag außer den Betheiligten und
der Masse auch das Sach- und Nechtsverhaltniß, auf welches die Gemeinschaftund die Betheiligung
>lch stützt, kurz angeführt wird. —

Die ganze Abwickelung der Theilung, so wie sie in den darauf folgenden Bestimmungen
des Entwurfes näher ausgeführt ist, entspricht dem angedeutetenGrundsätzeder strengen Sonderung
"er gerichtlichenund notariellen Thätigkeit, welche letztere sofort aufHort, wenn zwischenden
Parteien Uneinigkeiteintritt. Zwar hat der Entwurf die Falle, in welchen Widersprücheerhoben
werden können, gesondert, und die gerichtliche Thätigkeit getrennt, indem er die Beschlußfassung
über die Person des Notars, Ernennung und Vereidung von Sachverständigen, Entscheidungüber
Widersprüchegegen Gutachten und Kaufbedingungenund Bestätigung des schlicßlichen Theilungs-
rezesses dem Amtsgericht als Theilungsgericht überweist, während die eigentlichen Streitigkeiten,
welche die Masse betreffen, weil sie zur ordentlichenstreitigen Gerichtsbarkeit gehören, in Folge
der Bestimmungen der Neichsgesetzgebung der Entscheidung der Prozeßgerichte unterliegen und
unterliegen müssen. Daß die erstere Thätigkeit, deren Bestimmung, weil sie nicht zur ordentlichen
streitigenGerichtsbarkeit gehört, der Feststellung durch die Landesgesetzgebungunterliegt, an die
-Imisgerichtcverwiesenwird, ist nicht allein statthaft, sondern auch zweckmäßig und im Interesse
einer billigen und schleunigen Rechtspflege;es kann und soll ja auch die Thätigkeit des Theilungs-
üerichts nie eine Entscheidung über materielle Ansprüche enthalten, sondern sich nur auf die
behufs Erzielung eines schleunigen Fortganges der Abwickelungund Liquidirung nothwendigen
Rechtshandlungen,die fast ausschließlichauf das Verfahren Bezug haben, erstrecken. Die Be¬
stätigung des Rezesses ist außerdem fast ausschließlich in demjenigen Falle von besonderem Gewicht,
ln welchem eine gerichtliche Bestätigung durch besondereGesetze (bei Betheiligung von Minder¬
jährigen, Venefiziarmllssen :c.) schon jetzt vorgeschrieben ist und durch das Amtsgericht auch jetzt
^folgt, während bei der Betheiligung von Großjährigen eine folche Bestätigung meist als über¬
flüssig sich herausstellen wird.

Hinsichtlich folgender Bestimmungendes Entwurfs wird eine Abänderung und Ergänzung
gewünscht:

I. Eine in das ganze Rechtsleben tief einschneidende Abänderung wird durch den §. 8
°es Entwurfes herbeigeführt. Nach dem Artikel 826 Bürg. Gesetzbuchs kann jeder Miterbe und
Miteigenthümer seinen Antheil an Mobilien und Immobilien in Natur verlangen; nur wenn
pfändende oder ouponirende Gläubiger vorhanden sind, oder wenn die Mehrheit der Erben zur
Zahlung von Nachlahschuldenden Verkauf für nöthig erachtet, soll der Verkauf der Mobilien
nach Artikel 945 u. ff, rhein, Ciuil-Prozeßordnung verordnet werden können. Dieser Grundsatz
wurde sogar in früherer Zeit soweit ausgedehnt, daß der Vorbehaltserbe für berechtigt erklärt
wurde, seinen Pflichttheil trotz entgegenstehender testamentarischer Verfügungen in Natur zu fordern,
eme Ausdehnung, welche die Jurisprudenz gegenwärtig als zuweitgehendhat fallen gelassen. Allein
bei jeder Theilung wird bislang die Naturaltheilung als das zunächst Anzustrebende angesehen;
"ur dann, wenn die Immobilien ne pouvont pas so Partner Lamiu0ä6iu.6n.t,wird eine Natural-
u)eilungnicht gestattet, (Art. 826) und bei einer Loosebildungsoll vermieden werden autant ^u«
Powidls ä« inoroslsr le» KeritgAss et cke ckivissr les expluitlltioQ» (Art, 832), Durch den
gegenwärtigenEntwurf wird grade das Gegentheil als das Nichtige hingestellt, es soll nach §. 8
ewe Theilung in Natur nur erfolgen, wenn alle Betheiligte ausdrücklich ihre Zustimmung ertheilen,
^n den Motiven ist gesagt, daß die bisherigen Bestimmungenzum Schutze derjenigen, welche der
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Naturaltheilung widersprechen, sich nicht als ausreichend erwiesen hätten; daß aber auch die
Bctheiligten an einer Vereinbarung in Natur zu theilen, in keiner Weise gehindert würden; als
juristischen Grund geben die Motive das gleiche Recht jedes Miteigentümers an jedem Gegenstände an.
Es ist zwar nicht zu verkennen,daß die Ausführung des Artikels 826 zuweilen Unzuträglichkeiten
zur Folge haben kann, allein es ist nicht außer Acht zu lassen, daß 1, der Erblasser selbst das ,
Recht hat, die Naturaltheilbarkeit durch die Ueberweisung des ganzen Grundbesitzes:c, an einen
Erben und hierdurch die zu große Zerstückelung zu verhindern, 2. daß eine Naturaltheilung nur
dann eintreten darf, wenn sie oommoclemoiit für alle Erben geschehen kann und eine Zerstückelung
der Grundstückenicht herbeiführt. Würde der Verkauf nur in Folge der ausdrücklichen Zustim¬
mung aller Vetheiligten vermieden werden können, so würde grade dasjenige für die die Natural-
theilung Wünschendeneintreten, was die Motive für die den Verkauf Wollenden zu vermeiden
begehren; erstere haben nicht den geringsten Schutz gegen einen chikanüsen Mitbeteiligten, der
vielleicht nur einen geringen Theil aus der Nachlaßmassezu fordern hat; er kann seine Miterben
zwingen, die ohne die geringste Schädigung in Natur zu theilendenGüter, Werthpapiere lc. unter
den Hammer zu bringen, und sogar Mobilien, deren Veräußerung gegen jede Pietät ist, versteigern
zu lassen. Daß eine solche Bestimmung das Aufgehen enormer Kosten, Haß und Zwietracht zur
Folge haben, und die erheblichsteSchädiguug Vieler herbeiführen kann, ist unzweifelhaft,während
die Theilung in Natur einen folchen Schaden nach dem bestehenden Gesetze nicht zufügen kann;
ist ein Schaden zu befürchten, so wird eben die Naturaltheilung nicht gestattet; ist sie statthaft,
so kann derjenige, dem sie nicht genehm ist, seinen in bestimmten Gegenständen bestehenden
Antheil auf seine Kosten verkaufen. Hinzu kommt, daß der juristischeGrund der Mitbetheiligung
an jedem Gegenstand angesichtsder Fiktion des Art. 833 Bürg. Gesetzbuchs, welche die Nechts-
anschauung des Gesammteigenthums des rheinischenRechts näher karaktcrisirt, nicht richtig sein
dürfte, umsomehr als nicht ersichtlich ist, warum man nicht mit demselbenRechte sagen könnte,
daß der durch einen Mitbeteiligten erzwungeneVerkauf den Rechten der übrigen Betheiligten an
den Nachlaßgegenstandenwiderspricht. Nach dem rheinischenRechte ist die Theilung das Mittel
unter Auflösung des Gesammteigenthums das in demselben enthaltene Alleineigenthum der
Einzelnen an bestimmtenGegenständen erkenntlich zu machen. Das Preußische Landrecht enthält
im §. 8? I. 17 wörtlich folgende Bestimmung: „Was seiner Natur nach theilbar ist und
durch die Theilung seinen Werth nicht verliert, muß, wenn nicht ausdrückliche Gesetze
entgegenstehenoder die Interessenten sich auf andere Art deshalb vereinigen, in Natur getheilt
werden." Koch's Commentar, Anmerkung 68 sagt: „Von Natur theilbar ist Alles, dessen
Theile dem Ganzen völlig gleichartig bleiben, wie z. V., die Theilung eines Ackerstückes.
Nicht theilbar aber in diesem Sinne ist ein ganzes Landgut wegen der darauf befindlichen
Gebäude, Berechtigungenund Verpflichtungen." In der Wirklichkeit mag in dem Geltungsbereich
des preußischenLandrechts die Subhastation der Grundstückeeintreten, wenn ein Vetheiligter es
verlangt (otr. Dernburg §. 246), nach dem Wortlaut des Gesetzes ist aber die Naturaltheilung
von Gegenständen, selbst von Grundstückendes Nachlassesnicht ausgeschlossen,und sie für den
Geltungsbereich des rheinischen Rechtes auszuschließen, liegt keine Veranlassung vor. Es ist
selbstredend,daß wie oben ausgeführt, die Theilung in Natur nicht eintreten darf, wenn die
Interessen der Erben geschädigt, namentlich wenn der Werth der einzelnen Theile des Immobilar-
besitzes im Verhältniß zum Ganzen sich verringert, und die Verkeilung gegen das wirtschaftliche
Interesse ist, oder wenn Nachlaßschuldenvorhanden sind, die nur durch den Verkauf gedeckt
werden können. Es dürfte daher die Bestimmung, daß eine Naturaltheilung nur bei ausdrücklicher
Zustimmung der Betheiligten zu erfolgen habe, zu vermeiden fein.
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Sollte jedoch diese Ansicht nicht die Billigung des Gesetzgebersfinden, so erscheint
jedenfallsdie Bestimmung nothwendig, 1. daß nur dann unter allen Umständen zum Verkaufe
geschritten werden mutz, wenn die Vetheiligten, welche die Mehrzahl der Quoten präfentiren, dies
beantragen, und 2, datz fungibeleSachen (zu welchen nach der allgemeinen Auffassungdes Verkehrs
auch Aktien, Kuxen, Prioritäts-Obligationen :c. derselben Gesellschaft gehören), falls die vorhandenen
Stücke durch die Zahl der Betheiligten bezw. der Quoten sich theilen lassen, auch in Natur
überwiesen werden.

II. Das letzte alinca desselben §. 8 des Entwurfes enthält ebenfalls eine m das
Lwilrecht eingreifendeBestimmung, indem durch diefelbe die Artikel 859 (865) und 930 Bürg.
Gesetzbuchs aufgehobenund künftighin das Nückbringm auch hinsichtlich der ImmolnKen nur dem
Werthe nach erfolgen foll. Zu einer solchen Aufhebung liegt nach der dresseckgenAuffassung
weder eine formelle noch materielleVeranlassungvor. Zunächst dürften die gesetzlichen Vorschriften,
was dem Rückbrinaenunterliegt, und wie und in welcher Ausdehnung dasfelbe zu verlangen rst,
lediglich als in das Civilrecht gehörig zn betrachten sein und gar nicht oder nur lose nnt den
pwzehualischen Vorschriftenüber das Theilungsverfahrenzusammenhangen. Sodann aber erschemt
das bisherige Gesetz nicht der Abänderung bedürftig, jedenfalls nicht in den, Matze, datz vor der
Emanation des deutschen Civilgesetzbuches stückweife die Grundsätze desselben schon jetzt beseürgt
werden. Ein Nückbringm in Natur kann gegenwärtig nur dann verlangt werden, (abgesehen von
sonstigenhier nicht weiter interessirenden Bedingungen) wenn die Schenkung nicht im Voraus
«der mit Befreiung von der Collation gegeben, der Gefchenknehmer die Liegenschaftnoch mcht
"«äußert hat und ähnliche Liegenfchaftenfür die fonstigen Miterbcn in der Masse sich mcht
vorfinden. Nur dann kann serner von dem dritten Erwerber stets die Herausgabe begehrt weiden,
wenn der Pflichttheil der Miterben verletzt und der Geschenknehmer ohne Erfolg behufs Ergänzung
des Pflichttheils ausgeklagt ist. Diese Vorschriftenund namentlichdie letztere hängt fo nnng nnt
d°m Begriff des Gefammteigenthums der Erben uud insbesondere ihres Vorbehaltes nach den,
rheinischen Nechte zusammen, datz sie nicht aus letzterem auszuscheiden sein dürfte; der Mchttheü
d«f nicht durch Liberalität gekürzt werden; e. konnten aber die Vorbehaltserben den empftnd-
UchstenSchaden erleiden und sogar ihren ganzen Vorbehalt durch einen Liberalitätsakt des Erblassers
in Gunsten einer dritten Person oder eines Miterben einbüßen, wenn ste das Ruckbrmgenm
Natur nicht verlangen konnten. Im Interesse des dritten Erwerbers oder des Hypothekarglaublgers
des Collationspflichtigen die erwähnte Bestimmung zu erlassen und hierdurch dre Müerben
Möglicherweise zu schädigen, dürfte keine Veranlassung vorliegen; denn der dntte Erwerber und
der Hypothekargläubigertonnen sich bei dem Erwerb ihrer Rechte durch dre Emstchtm den tne
Schenkungenthaltenden Notarialalt vergewissern,ob die Schenkungnicht im Voraus gegeben und
°° nicht Vorbehaltserben vorhanden sind, ob sie daher die Gefahr einer Nedukwns- oder Vmtnta-
Uonsklage und Vernichtung der Hypotheklaufen.

Es wird daher die Streichung des letzten Mi^'s des ß. 8 beantragt.
III. Als Vorzüge des Entwurfs, auf welche in der Begründung besonders Gewrcht

gelegt ist, sind hervorgehoben,einestheils die Beseitigung des Anwaltszwanges in allen Verhand¬
lungen vor dem Theilungsgericht und Notar, so datz ein solcher nur in Gemätzhett der Crml-
Prozehordnung vor dem Prozehgericht eintreten mutz, und anderntheils die Ernennung des
Amtsgerichtszum Theilungsgericht. Es würde lediglich als eine weitere Folge wser Bestlmmu„gen
M bezeichnen sein, ohne daß 'dadurch in das Civilrecht eingegriffen wird, wenn kunfüghm w
Klärungen über den Verzicht auf eine Erbschaft (Art. 784 Bürg. Gesetzbuchs), und über dre

15*
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Annahme derselbe» unter der'. Rechtswohlthat des Inventars (Art. 793 Bürg. Gesetzbuchs) vor
dein Amtsgericht, bei welchemder Gerichtsstand der Erbschaft begründet ist, abgegebenwürden,
und ebenso die Erklärungen über den Verzicht der Ehefrau auf die zwischenihr und ihrem
Ehemanne bestandene Gütergemeinschaftin den Fallen des Art. 145? Bürg, Gefetzbuchs und
Art. 874 Rhein. Civil-Prozeßordnung, endlich über die Annahme der Gütergemeinfchaftim Falle
des Art. 1463 Bürg,. Gefetzbuchs;in den letztern 3 Fällen bestimmt sich die Zuständigkeitdes
Amtsgerichts nach 8. 568 der Reichs-Eivil-Prozeßordnung; die Erklärungen würden zu Protokoll
des Gerichtsfchreibcrsabzugebensein. Eine solche Bestimmung entsprichtauch dem §. 26 Nr. 2
des Ausführungsgesetzeszum Gerichtsverfassungsgesetzvom 24. April 1878 und würde nicht
allein eine Verringerung der Auslagen, Wegfall von Reifekosten:c., sondern auch eine Verein¬
fachung zur Folge haben; insbefondere dürfte demjenigen, der auf eine Erbschaft verzichten muß,
also selbst einen Vermögensvortheil nicht erwarten kann, und nur aus eigenem Vermögen zur
Abwendung eines Nachtheils Kosten aufwendet, mit Recht nicht aufzubürden fein, eine Reife zu
machen, einen Anwalt zu bestellen:c. Die desfalls gewünschte Bestimmung konnte in den §, 1
des Entwurfes aufgenommen werden; derselbe enthält bereits allgemeineBestimmungen, die sich
nicht unmittelbar auf das gerichtliche Theilungsverfahren beziehen z. B., die bisher fo sehr
entbehrte Ausdehnung des §. 43 der Vormunoschafts-Ordnung auf alle Fälle der Gemeinfchaft.

Im Einzelnen wird Folgendes bemerkt:

aä §. 1.
Da das Verfahren, auf welches sich die Bestimmungen des §.2 u. ff. beziehen, als das

„gerichtliche"bezeichnet, und theils vor Gericht, theils vor Notar abgewickelt wird, so würde statt
„vor Gericht" in Uebereinstimmungmit §. 2 zu setzen sein „gerichtlich".

Am Schlüssedes Paragraphen wäre aufzunehmen: „Die Erklärung
1. über den Verzicht auf eine Erbschaft (Art. 784 Bürg. Ges.-Vuchs);
2. über die Annahme einer Erbschaft unter der Rechtswohlthatdes Inventars (Art. 793

Bürg. Gef.-Buchs);
3. über den Verzichtder Ehefrau auf die Gütergemeinfchaftim Falle des Ablebens des

Ehemannes (Art. 145? Bürg. Gef.-Buchs);
4. ebenfo ini Falle der Gütertrennungsklage (Art. 874 Civil-Prozeßordnung);
5. über die Annahme der GütergemeinfchaftSeitens der geschiedenen oder von Tisch und

Bett getrennten Ehefrau (Art. 1463 Bürg. Gef.-Buchs)"
sind bei dem Amtsgericht zu Protokoll des Gerichtsschreibersabzugeben. Die Zuständigkeit des
Amtsgerichts bestimmt sich in den Fällen aä 1—3 nach §. 28, aä 3—4 nach §. 568 Reichs-
Eivil-Prozeßordnung."

sä §. 2.
Das letzte alinsa dürfte dahin zu verstehen fein, daß wenn einmal bei einem von

mehreren zuständigen Gerichten der Antrag gestellt ist, den übrigen Betheiligten gegenüber dieses
als das allein zuständigeanzusehenist.

aä ß. 3.
Das zweite nlinsa,: „In dem Antrag sind die Betheiligten und die Theilungsmasse

erkennbar zu bezeichnen"erscheint einestheils nicht bestimmt genug und anderntheils würde selbst
bei einer Erkennbarkeitder Vetheiligten und der Theilungsmasse das Theilungsgericht nicht in der
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Lage sein, die Massigkeit eines Theilungsantrages zu prüfen. Um diese Prüfung zu ermöglichen,
T wie oben angegeben, eine kurze Angabe des Sach- und Rechtsverhältnisses,welches die Unterlage
der Gemeinschaft und der Betheiligungbildet, unbedingt erforderlich. Es wird daher vorgeschlagen
als zweites alinea zu setzen:

„Der Antrag muh enthalten die Angabe
1. der Beteiligten,
2. der Theilungsmasse,
3. des Sach- und Rechtsverhältnisscs,welches der Gemeinschaftzu Grunde liegt."

aä §. 4.

Die Bestimmung, daß nur in dem Falle einer Unzuläfsigkeit und Unvollständigkeitdas
Gericht auf die geeignete Aufklärung hinzuwirkenhabe, dürfte zu eng gefaßt fein. Auch in
denjenigen Fällen, in welchen ein Theilungsantrag sich sofort als unbegründet, oder offenbar als
fnuol oder auch als zur Zeit oder in der angestelltenWeife für alle Betheiligte als fchädigend
herausstellt, würde es Sache des Amtsgerichts fein, den Antragsteller aufzuklären, wenn es auch
nicht in der Lage ist deshalb den Antrag auf Verweifung vor Notar abzuweisen.

Die allgemeinereFassung
„Das angegangene Gericht hat durch Vernehmung des Antragstellers oder durch
Verfügung an denfelben eintretenden Falles auf geeignete Aufklärung hinzuwirken"

dürfte umsomehr zu empfehlen fein, als die Verweifung der Betheiligten vor einen Notar, wie
oben ausgeführt, eine Anerkennung der Zulässigkeit nicht enthält und einer spätern vor Notar
geltend zu machenden Unzulässigkeitseinrede nicht präjudizirt.

»ä §. 5.
Aus dem angeführten Grunde ist in dem alinea 1 zu setzen statt: „Ist der Antrag

zulässig und vollständig, so :c."
„Erachtet das Gericht den Antrag für zulässig und vollständig, so vermesst dasselbe:c."

aä §. 6.

Die Bezeichnung: „dem Notar ist ein vollständiger Antrag auf Theilung einzureichen",
"are mit Rücksicht auf den Wortlaut des §.4:

„Erscheint der Antrag auf gerichtliche Theilung unzulässig oder uuvollstantng",
und des §. 5:

„Ist der Antrag zulässig und vollständig"
dann zu vermeiden, wenn die obigen Abanderuugsvorschlägezum §. 4 und 5 mcht angenommen
«erden sollten; denn der dem Notar einzureichende Antrag soll im Einzelnen namentlichm den
Theilungsmassenausführlicher fein und zugleichdurch Vorlage der Urkunden begründet werden.
D° nach den Motiven die spezielle Angabe der Erfordernisse als nothwendig nicht erachtetnurd,
l° würde anstatt „vollständig" das Wort „ausführlich" oder „formulirt" zu setzen fem.

aä §. 7.

Im Eingange wäre stntt: „Sobald ein vollständigerAntrag" zu sagen:
„Sobald der Antrag (§. 6) vorliegt"

°°er noch besser wäre der Vorsatz ganz zu streichen.



118

Sodann gibt dieser Paragraph zu drei BedenkenVeranlassung. — Der Wortlaut des
auf das Nichterscheinen gesetzten Präjudizes geht dahin, dah angenommenwerde, die Nichterschie-
nenen seien mit der Vornahme der Theilung einverstanden." Die Worte: „mit Vornahme der
Theilung" erscheinen nur dann nicht zu eng gefaßt, wenn unter denselbennicht nur die Theilung
an sich, sondern auch diejenigen Maßregeln und Rechtshandlungen verstanden werden, welche,
wenn auch nicht in dem bei Notar gestelltenund allen bekannten Antrage besondersaufgeführt,
jedoch zur Liquidirung der Masse nothwendig erscheinen.

Ein zweites Bedenken geht dahin, daß im Gegensatz zu den in ähnlichen Fällen
geltenden Vorschriftendes Prozeßrechtes eine abermalige Vorladung des Ausgebliebenenoder eine
sonstige Zustellung nicht erfolgt, und der Ausgebliebenesein etwaiges Widerspruchsrechtverliert,
wenn derselbe in 14 Tagen nach dem ersten Termin nicht die Anberaumung eines zweiten
Termines beantragt. Diese auf den ersten Blick allerdings zu streng erscheinende Bestimmung
rechtfertigt sich jedoch, wenn man bedenkt,

1. daß das Theilungsgericht den Verweisungsbeschlutz zustellt;
2. daß ebenso die Zustellung zu dem Verhandlungstermin von dem Notar besorgt, und

diese Zustellung die Androhung des fraglichen Präjudizes enthält.
Endlich sei darauf hingewiesen,daß es nach dem Wortlaut des §, 7 zweifelhaft fein

tonnte, ob auch der in dem Verhandlungstermine erschienene Betheiligte in den 14 Tagen nach
diesem Termine einen zweiten beantragen könnte; dieser Zweifel würde durch den Zusatz:

„zu dessen Stellung jeder Vetheiligte in dem Termine, und die Nichterschienenen
innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach dem Termine" :c.

zu heben sein.

llä §. 8.

Ueber die prinzipielleFrage, ob das bisherige Recht des Miteigenthümcrs auf Herausgabe
des Antheils gemäß Art. 82ss Bürg. Gesetzbuchs aufzuheben und der gegentheiligenBestimmung
der Vorzug zu geben sei, ist das Nothwendigeoben gesagt. — Das alinLÄ, I würde zu streichen
und statt dessen zu sehen sein:

„Jeder Betheiligte ist berechtigt, seinen Antheil an den Mobilien und Immobilien
der Masse in Natur zu fordern, und zu dem Zweckedie Abschätzungsowie ein
Gutachten über die Frage der Theil- oder Untheilbarkeit und in» erstem Falle die
Loosebildungdurch Sachverständige zu beantragen. Einigen sich die Betheiligtenüber
die Person des oder der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidung durch den Notar;
einigen sie sich nicht, so erfolgt die Ernennung und Beeidigung auf Antrag des
Notars durch das Theilungsgericht. Das Theilungsgcricht kann auch ein anderes
Amtsgericht um Ernennnung bezw. Beeidigung ersuchen. Das Gutachten nebst Loose¬
bildung ist dem Notar einzureichen, und sind von letzterem die Betheiligten zur
Einsichtnahme sowie in einem anzusetzendenTermin zur Looseziehung zu laden.
Die Looseziehungfindet durch die Anwesenden statt, insoweit nicht bis zur Ziehung
Anträge auf Abänderung bei dem Notar gestellt sind. Die etwa gestelltenAnträge
sendet der Notar unter Beifügung der erforderlichenVorstücke an das Theilungs¬
gericht ein, welches geeignetenFalles nach Anhörung der Betheiligten durch Beschluß
entscheidet,
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Die Theilung in Natnr ist im Falle des Widerspruchs ausgeschlossen,wenn
1. dieselbe die Interessen der Vetheiligten schädigt,
2, wenn Nachlaßschuldenvorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlaßgegenstände

nicht getilgt oder unter gleichzeitiger Entlassung der Widersprechenden aus dem Schuld-
verlMniß nicht von den übrigen übernommen werden."

Sollte diese Ausführung nicht annehmbar erscheinen, so würde jedenfalls die oben
ausgeführte Bestimmung über die Naturaltheilbarkeit der vertretbaren Sachen und der Gültigkeit
des Majoritätsbeschlussesder Erben über die Theil- oder Unteilbarkeit Aufnahme finden können.

Eventuell würde hinsichtlich des §, 8 noch Folgendes bemerkt:
In dem 2. alii^a ist die Statthaftigkeit der vorherigenAbschätzungan zwei Bedingungen

geknüpft: Antrag sämmtlicher Vetheiligten und Einigung über die Person der oder des Sach¬
verständigen. Weder die erste noch die zweite Bedingung erscheint annehmbar. Ist eine Natural-
theilung auch von allen als das Richtige erkannt, so wird sich doch fast in allen Fällen eine
Abschätzung uicht vermeiden lassen; es erscheint auch nicht richtig, dieselbe nur von den Vetheiligten
w Falle eines Widerspruchszu erzwingen. Nichtbetheiligteund Unparteiische find die geeigneten
Persönlichkeiten,umsomehr als nicht ausgeschlossen ist, daß die nicht sachverständigen Vetheiligten
von den sachverständigenübervortheilt werden können. Dasselbe gilt in sehr vielen Fallen von
der Loosebildung. Ebenso dürfte die Hinzufngung der letzterenBedingung in fehr vielen Fallen
°ie Vornahme der von allen Parteien gewünschten Abschätzung unmöglich machen, da es zu
leicht denkbar ist, daß bei mehrerenVetheiligten der eine diesen, der andere jenen Sachverständigen
"erlangt, und an der Perfonenfrage die sonst wünschensweltheNaturaltheiluug scheitert. Es ist
auch kein Grund denkbar, weshalb in einem solchen Falle von der mit Recht verlangten Natural¬
theilung abgesehenund die mit bedeutendenKosten herbeizuführendeVersteigerungeintreten soll.
Daß das Theilungsgericht in einem solchen Falle den oder die Sachverständigen ernennt und
vereidigt, entsprichtden sonstigenBestimmungen des Gesetzentwurfes(otr. ß. 23 und 25).

Es wird daher folgende Fassung vorgeschlagen:
„Eine vorherigeAbschätzung der in Natur zu theilendenGegenstände,sowie tue Bildung
von Loosen durch Sachverständige ist statthaft, falls von einem der Vetheiligten dies
beantragt wird; haben die Betheiligten sich über die Person des oder der Sach¬
verständigen geeinigt, so erfolgt die Beeidigung derselben, falls sie nicht ein sür alle
Mal beeidigt sind, durch den Notar, im Falle der Nichteinigungerfolgt die Ernennung
und Vereidigung durch das Gericht. Das Protokoll über die Abschätzung und Loose¬
bildung wird bei deni Notar hinterlegt, und sind von letzteremdie Vetheiligten zur
Einsichtnahme:c. (es folgen alsdann diefelbenBestimmungenüber die Looseziehung
wie eben ausgeführt)."

Das alineg. 3 ist nach dem oben ausgeführten zu streichen.

2,6. ß. 15.

Die in dem Art. 2109 Bürg. Gesetzbuchs bestimmteFrist soll nach dem Entwurf mit
b°>" Tage der Rechtskraft des Beschlusses beginnen. — Es wirft sich die Frage auf, falls nach
d"n Ankauf der Liegenschaftenoder einer derselbendurch einen der Betheiligten

1. die Betheiligten aus dem gerichtlichenin das auhergerichtliche Vertheilungsverfahren

2. oder auf die Ueberfendung der Theilungsurkunde an das Gericht behufs Erwirkung
des Bestätignngsbeschlussesverzichtet wird,
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wann die Frist des Art. 2109 zu laufen beginnt oder ob dies überhaupt uicht der Fall ist.
Nach der feststehendenJurisprudenz (Arch. 65. 1. 94,, «4. 1. 101, 57. 1. 163.) beginnt diese
Frist vom Tage des Kaufaktes und uicht der fchließlichenAuseinandersetzung; nur in dem
Theilungsgcfetz vom 18. April 1855 Art. 21 ist bei den dort erwähnten Theilungsurkunden
eine audere Frist gesetzt. Der Entwurf hat nun die Abänderung getroffen, daß generell der
Anfang der 60tägigen Frist mit dem Tage der Rechtskraft des Beschlusses beginnt; wenn nun
ein Vestätigungsbeschlußüberhaupt nicht erwirkt und auf die Erwirkung verzichtet wird, so würde
möglicherweise der Tag des Verkaufes als der maßgebende angesehen werden können und sind
seitdem 60 Tage verstrichen, so wäre eine Eintragung uicht mehr möglich. Würde auf den
Vestätigungsbeschlußnicht verzichtet, sondern die Erwirkung desselben offen gehalten, so würde
der Lauf der Frist überhaupt nicht begonnen haben und die Eintragung stets möglich sein.
Letzteres würde zu Unzuträglichkeiten führen und mit den Grundsätzen des Gesetzes vom
20. Mai 1885 in Widerspruchstehen. Der Fall, wenn ein Dritter Ansteigererwird, entscheidet
sich nach Art. 2108 Bürg. Gesetzbuchsund §. 6 Gesetz vom 20. Mai 1885. Um die obigen
Bedenken zu beseitigen, mühte entweder 1. die Erwirkung des Bestätigungsbeschlussesfür
obligatorischerklärt, oder 2. bestimmt werden, daß bei denjenigen gerichtlichen Theilungsvcrfahren,
deren gerichtliche Bestätigung gesetzlichvorgeschriebenist, die Frist des Art, 2109 mit den« Tage
der Rechtskraft des Beschlusses beginnt, während hiusichtlich der übrigen es bei dem im Art. 2109
angegebenen Zeitpunkt sein Bewenden behält. Die letztere Alternative dürfte allein die richtige fein.

aä 8- 19.
Die Kosten, welche durch Entscheidungder Widersprüche, der Beschwerden:c. entstehen,

sind nicht hierunter begriffen, und dürfte dies vielleicht in den Motiven seinen Ausdruckfinden,

2,ä §. 44.

Die gänzliche Aufhebung des Art. 882 bezw. 865 Bürg. Gesetzbuchs unterliegt erheblichen.
Bedenkenund zwar weniger aus juristischenals aus praktischenGründen.

Allerdings kann es nicht zweifelhaft erscheinen,daß die nachträglicheAnfechtungeiner
Theilung durch einen Gläubiger nach dem Anfechtungsgesetz auch dann statthaft erscheinen müßte,
wenn er nicht gegen die Vornahme der Theilung ohne sein Zuziehen protestirt hat, und insofern
würde allerdings der Schlußpassusdes Art. 882 aufgehobenwerden müssen. Nach den bestehenden
Gesetzen könnte aber der Gläubiger, wenn der Art. 882 gänzlich aufgehoben wäre, überhaupt
nicht verlangen, in dem gerichtlichen oder außergerichtlichenTheilungsverfahrcn gehört zu werden
oder überhaupt in den Verhandlungen und Terminen auch nur anwesendzu sein; der Fall einer
Neben- oder Hauptintervention ist nicht gegeben; ein Eintreten in die Verhandlungen auf Grund
des Art. 1166 und insbesonderein den über Contestationensich ergebendenProzessen ist juristisch
kaum zu construiren, wenn nicht der Gläubiger selbst auf Grund des Art. 1166 die Theilungsklage
erhoben hat, und so würde er nur darauf beschrankt werden, das Anfechtungsrechtnachträglich
geltend zu machen. Die Erfahrung hat aber gezeigt, wie wichtig oft nicht allein für den Gläubiger,
sondern auch für alle Betheiligten die Anwesenheitdes erstern sein kann, damit die Mitbeteiligten
die Rechte des Schuldners nicht kürzen, und anderntheils der Gläubiger durch rechtzeitige Erklärungen
einer späteren Vernichtung der Theilungen vorbeugen kann. Wenn auch die Betheiligten durch
die Gefahr, in welcher sie längere Zeit nach dem Anfechtungsgefetz vom 21. Juli 1879 schweben,
grade darauf hingewiesen werden, Kana 6äs zu verfahren, und der §. 729 u. ff. und §. 796 u. ff.
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Reichs-Civilprozeßordnungdem Gläubiger zur Wahrung seiner Rechte Handhaben geben, so
bürste doch aus den obigen Grüuden eine Aufhebung des Art. 882 al. 1, und 865 Bürg,
Gesetzbuchsnicht zu wünschensein.

Demgemäß beehrt sich der Provinzial-Verwaltuugsrath bei dem Provinzial-Landtage den
Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle zu dem vorliegendenGesetzesentwurfseine volle Zustimmung
aussprechenund abgesehen von einzelneueine andere Redaktion betreffenden Wünschen
nur folgendeAbänderungen beantragen:

1. daß das llliue». 2 §. 3 dahin gefaßt wird: ,,D?»' Antrag muß enthalten: die Angabe
1- . . , 2. . . , 3. des Sach- und Rechtsvcrhältnisses, welches der Gemein¬
schaft zu Gruude liegt."

2. »,l1 H. 7 lüinoa 2, daß vor „innerhalb einer Frist von 14 Tagen" eingeschoben wird:
„uud die Nichterschieneuen".

3. a<1 F. 8, daß derselbe gestrichen uud folgender Paragraph aufgeuommen wird:
„Jeder Betheiligte ist berechtigt seinen Antheil an den Mobilien und Immobilien der
Masse in Natur zu fordern, und zu dem Zwecke die Abschätzuug sowie eiu Gutachten
über die Frage der Theil- oder Untheilbarkeituud im erstere» Falle die Loosebilduug
durch Sachverstandigezu beantragen. Einigen sich die Netheiligteu über die Perfon
des oder der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidigung durch den Notar; einigen
sie sich nicht, so erfolgt die Ernennung und Beeidigung auf Antrag des Notars durch
das Theilungsgericht. Das Theilungsgericht kann auch ein anderes Amtsgerichtum
Ernennung bezw. Beeidigung ersuchen. Das Gutachten nebst Loosebildungist dem
Notar einzureichen und sind von Letzterem die Betheiligten zur Einsichtnahme sowie
in einen anzusetzcuden Termin zur Looseziehung zu laden. Die Looseziehungfindet
durch die Anwesendenstatt, insoweit nicht bis zur Ziehung Anträge auf Abänderung
bei dem Notar gestellt sind; die etwa gestellten Anträge sendet der Notar unter
Beifügung der erforderlichen Vorstücke an das Theilungsgericht ein, welches geeigneten
Falles nach Anhörung der Betheiligten durch Beschlußentscheidet.

Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchsausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Betheiligten schädigt,
2. wenn Nachlaßschulden vorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlahgegeustände

nicht getilgt oder unter gleichzeitigerEntlassung der Widersprechendenaus dein
Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommenwerden."

Daß jedenfalls eine Bestimmung Aufnahme finde, nach welcher die vertretbaren
Sachen wenn deren Theilung möglich ist, in Natur stets zu theilen sind, dagegen die
nicht vertretbaren stets verlaust werden müssen,wenn die Erben, welche die Mehrheit
der Quoten repräsentiren, dies beantragen.

4. aä H. 15, daß die Frist des Art. 2109 nur in dem Falle erst mit der Rechtskraft
des Beschlussesbeginnt, in welchem nach dem bestehenden Gesetze eine
gerichtliche Bestätigung vorgeschrieben ist.

5. llä §. 4? daß Art. 865 nicht und der Art. 882 nur in dem letzten Satze
aufgehoben wird.

16
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6. Endlich, daß folgende zusätzliche Bestimmung aufgenommenwerde:
„Die Erklärung

1. über den Verzichtauf eine Erbschaft (Art, 784 Bürg. Gesetzbuchs),
2. über die Annahme einer Erbschaft unter der Rechtswohlthat des Inventars

(Art. 793 Bürg. Gesetzbuchs),
3. über den Verzicht der Ehefrau auf die Gütergemeinschaftim Falle des Ablebens

des Ehemannes (Art. 1457 Bürg. Gesetzbuchs),
4. ebenso im Falle der Gütertrennungsklage (Art. 874 Civil-Prozeßordnung),
5. über die Annahme der GütergemeinschaftSeitens der geschiedenen oder von Tisch

und Bett getrennten Ehefrau (Art. 1463 Bürg. Gesetzbuchs),
sind bei dem Amtsgericht zu Protokoll des Gerichtsschreibers abzugeben. Die
Zuständigkeit des Amtsgerichts bestimmt sich in den Fällen aä 1—3 nach H. 28,
aä 3—4 nach tz. 568 Reichs-Civil-Prozetzordnung."

Der Provinzial°Verwaltungsrath.
In Vertretung:

Freiherr von Solemacher,
Vice-LandwFs-Marschall.

Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

das Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien
im Geltungsgebiet des rheinischen Rechts.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prentzen ,e.

Erster Abschnitt.

Theilungsverfahren.

Alle Theilungen auf Grund der Art. 815 ff. des bürgerlichen Gefetzbuchs können vor
Gericht, vor einem Notar oder mittels Privatfchrift erfolgen.

In Landestheilen, in welchen die Gerichte zur Aufnahme von Verträgen zuständig sind,
kann der Theilungsvertrag auch gerichtlich geschlossenwerden.

Die gerichtliche Theilung erfolgt nach den Vorschriftendieses Gesetzes.
Insoweit bei der Theilung eine gerichtliche Genehmigungoder Bestätigung erforderlich ist,

erfolgt dieselbe in dem gerichtlichen Theilungsverfahren durch das Theilungsgericht (§. 2).

§.2.
Das gerichtliche Theilungsverfahren gehört zur Zuständigkeitder Amtsgerichte.
Zur Stellung des Antrags auf Eröffnung des Verfahrens ist jeder Betheiligte berechtigt.
Der Antrag ist bei dem Amtsgericht (Theilungsgericht) schriftlichoder zu Protokoll des

Gerichtsschreibers zu stellen.
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In Ansehung der örtlichen Zuständigkeit finden die Bestimmungen der Livil-Prozetz-
«dnung und, soweit es sich um die Bestimmung des örtlich zuständigenGerichts handelt, die
Vorschriften des §. 20 des Ausführungsgesetzes zum Deutschen Gerichtsverfassungsgesetze entsprechende
Anwendung.

Unter mehreren zuständigenAmtsgerichtenhat der Antragstellerdie Wahl.
Ist ein Antrag gestellt, so ist derselbe für die Zuständigkeit des Gerichts entscheidend

Der Antrag (L. 2 Abs. 2) ist auf Verweisungder Betheiligten vor einen Notar zu richten
In dein Antrag sind die Betheiligten und die Theilungsmasseerkennbar zu bezeichnen.

s-4.

Erscheintder Antrag auf gerichtliche Theilung unzulässig oder unvollständig, s° hat das
angegangene Gericht durch Vernehmung des Antragstellers oder durch Verfugung an denselben
auf geeignete Aufklärung hinzuwirken.

Jeder Betheiligte ist berechtigt,dem Antragsteller beizutreten oder, geeignetenFalls, für
denselben einzutreten >.

Wird der Antrag als unzulässigbefunden, oder läßt sich dessen VervollständiguugNicht.
^reichen, so ist derselbedurch Verfügung zurückzuweisen.

Ist der Antrag zulässig uud vollständig, so verweist das Gericht die Betheiligteu vor
"nen von ihm zu bezeichnenden Notar.

Insoweit es nach Lage der Sache angezeigt ist, kann zur Erledigung einzelner Theile des
Verfahrens ein anderer Notar bezeichnet werden.

Der Beschluß ist von Amtswegen allen Betheiligten zuzustellen.
Ist gegen den zugestellten Beschluß ein Rechtsmittel nicht eingelegtoder das eiuge egte

rechtskräftigerledigt, fo erfolgt die Ueberfendnngdes Befchlufses und der sämmtlichen Schriftstücke
"n den zur Vornahme der Theilung bezeichneten Notar. ,. „ ,, , , «,^. «^

Wird im Laufe des Verfahrens die Bezeichnungoder die Erfetzungemes Notars noth¬
wendig, so finden die vorstehendenBestimmungenentsprechende Anwendung.

§.6.

Dem Notar ist ein vollständiger Antrag »uf Theilung einzureichenoder von ihm zu
Protokollaufzunehmen. „ «> - i. i.« m«4^« «>,l

Der Notar hat in geeigneterWeise den Antragsteller zur Begründung des Antrags auf
Theilung und Beschaffungder für diefelbeerforderlichenUnterlagen zu veranlasse,,
, Ist innechalb sechs Monaten seit Eingang der Schriftstückebei dem
dem Antragsteller, noch von einem anderen Betheiligten den ^ vorstehendenbeiden Abs^
«ufgestelltenErfordernissengenügt, so ist der dem Notar ertheilteAustrag als erloschenzu erachten.

§- 7-

Sobald ein vollständigerAutrag auf Theilung vorliegt, ladet der Notar die sämmtlichen
N°theiligten mit Erscheinungsftistvon einem Monat, unter abschriftlicher Mittheilung des Antrags

16'
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(§. s,) und soweit erforderlich, der zur Begründung desselben vorgelegten Urkunden zu einem
Verhandlungstermin, unter der Verwarnung, daß gegen die Ausbleibendenangenommenwerden
wird, sie seien mit der Vornahme der Theilung einverstanden.

Auf Antrag, zu dessen Stellung jeder Betheiligte im Termine oder innerhalb einer Frist
von 14 Tagen nach dem Termin berechtigt ist, muß ein neuer Verhandlungstermin anberaumt
werden. Zu dem neuen Termin sind die Betheiligten mit Erscheinungsfristvon einer Woche zu
laden. Einer nochmaligen Mittheilung des Antrags und seiner etwaigen Anlagen bedarf es nicht.

§. 8.
Eine Theilung in Natur erfolgt nur, infoweit alle Netheiligten ausdrücklich ihre Zustim¬

mung dazu ertheilen.
Eine vorherige Abschätzung der in Natur zu theilenden Gegenstände, sowie die Bildung

von Loosen durch Sachverständige ist statthaft, falls alle Netheiligten hierauf antragen uud sich
über die Personen des oder der zuzuziehenden Sachverständigen einigen. Die Beeidigung der
erwählten Sachverständigen erfolgt, falls sie nicht ein sür alle Mal beeidigt sind, durch den Notar.

Ein Rückbringen kann, auch in Ansehung von Grundstücken, nur dem Werthe nach
beanspruchtwerden.

§. 9.
Die zu theilenden Sachen sind nach Matzgabe der folgenden Vorfchriften zu versteigern,

sofern nicht unter den Betheiligten etwas Anderes vereinbart wird.

8. 10.
Die Versteigerungbeweglicher Sachen erfolgt durch einen Notar oder Gerichtsvollzieher.

Der Versteigerungsterminist in ortsüblicher Weise bekannt zu machen. Von dein Versteigcrungs-
termine sind die Betheiligten durch eingeschriebene Briefe in Kenntniß zu setzen.

Einer Abschätzung der beweglichen Sachen bedarf es nicht,
Gold- und Silberfachen dürfen nicht unter ihrem Gold- und Silberwerth zugefchlagen

werden. Wird ein den Zuschlag gestattendes Gebot nicht abgegeben, so kann der Verkauf aus
freier Hand zu dem Preife bewirkt weiden, welcherden Gold- und Silberwerth erreicht.

Werthpapiere sind, wenn sie einen Börsen- oder Marktpreis haben, aus freier Hand zum
Tageskurfe zu verkaufen und, wenn sie einen solchen Preis nicht haben, zu versteigern.

Der Verkauf unbeweglicher Gegenstände erfolgt nach den Vorschriften des zweiten
Abschnitts.

§. 12.
Zum Zweck der Aufstellung der Masse, sowie der Berechnungen und Ansprüche der

Netheiligten ladet der Notar die letzteren zu einem Termine vor.

§. 13.
Erheben sich bei der Verhandlung keine Streitigkeiten oder werden die erhobenen erledigt,

so nimmt der Notar eine Urkunde über die Theilung auf und überfendet diefelbedem Theilungs¬
gericht. Dasselbe entscheidet über die Bestätigung oder Nichtbcstätigung.
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In entsprechenderWeise ist zu verfahren, wenn im Falle unerledigter Streitpunkte,
unter Vorbehalt der Entscheidung derselben, die Aufnahme einer Theilungsurkunde über die
unstreitigenPunkte ausführbar ist.

Ist von dem Notar ein Vertrag über die Theilung aufgenommen, fo findet eine
Bestätigung durch das Theilungsgerichtnicht statt.

§. 14.
Erheben sich bei den Verhandlungenvor dem Notar Streitigkeiten, welche keine Erledigung

sinden, so nimmt der Notar über die Streitpunkte ein Protokoll auf und verweist die Betheiligten
auf den Prozeßweg.

§. 15.

Im Falle der Bestätigung der Theilung durch das Theilungsgericht bedarf es einer
Genehmigungdurch das Vornmndfchaftsgcrichtnicht.

Aus dem rechtskräftigenBeschluß,durch welchen eine Theilung bestätigt wird, findet die
gerichtliche Zwangsvollstreckungnach Maßgabe der A 662 bis 701, 705 der «-Prozeß¬
ordnung statt.

Die im Art. 2109 des Bürg. Gesetzbuchs bestimmteFrist beginnt von den. Tage der
Rechtskraftdes Beschlusses.

§.16.
Die öffentliche Zustellung an einen Betheiligten ist nur mit Genehmigung des Thnlungs-

gerichts zulässig. ..
Betheiligte, welche ihren Wohnsitz außerhalb des Deutschen Reichs haben, mu,sen

spätestens in den: ersten Verhandlungstermin vor dem Notar diesem einen innerhalb des Deutschen
Reichs wohnhaften Zustellungsbevollmächtigtcnbenennen, widrigenfalls alle ferneren Zustellungen
an sie dnrch Aufgabe zur Post (A 161, 175 der Civil-Prozehordnung) erfolgen. Die Post¬
sendungen sind mit der Bezeichnung„Einschreiben"zu versehen.

8- 17.

Bei allen Ladungen zu Terminen ist. insoweit in diesem Gesetze nicht ein anderes
bestimmt ist, den Geladenen eine Erscheinungsfristvon zwei Wochen zu belassen.

Diese Vorschriftfindet auf Vertagungen keine Anwendung.
Bei der Vertagung eines Termins gilt die Vertündung des neuen Termins als Ladung

für alle Betheiligten.

Der Bevollmächtigteeines Betheiligten oder des gesetzlichenVertreters eines solchen hat
d« Bevollmächtigunggemäß 8. 76 der Civil-Prozeßordnungnachzuweisen.

§. 19.
Die Kosten des Verfahrens vor dein Theilungsgericht und vor dem Notar fallen, nut

Ausschluß der Gebühren und Auslagen von Bevollmächtigten,der Masse zur Last.

§. 2N.

Die Verhandlungen vor dem Notar finden ohne Zuziehung von Zeugen statt.
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8. 21.
Die Anordnungen über die Aufbewahrung gemeinschaftlicher Urkunden werden im Falle

der Meinungsverschiedenheitunter den Betheiligten durch das Theilungsgericht getroffen.

Zweiter Abschnitt.
Gerichtlicher Verkauf von Immobilien.

8- 22.
Der gerichtliche Verkauf von Immobilien erfolgt durch öffentliche Versteigerung vor dem

zur Vornahme der Theilungsverhandlungcn bezeichnetenoder vor eineni zur Abhaltung der
Versteigerungbefonders bezeichneten Notar.

s- 23.
Die Abschätzungder zu versteigernden Immobilien erfolgt durch einen oder drei Sachverständige.
Einigen sich die erschienenen Vetheiligten über die Person des oder der Sachverständigen,

so nimmt der Notar die Beeidigung derselbenvor.
Hat eine solche Einigung nicht stattgefunden, so ernennt und beeidigt das Theilungs¬

gericht auf Antrag des Notars den oder die Sachverständigen.
Das Theilungsgericht kann auch ein anderes Amtsgericht um Ernennung und bezw.

Beeidigung von Sachverständigenersuchen.

§- 24.
Die Sachverständigenhaben von den zur Besichtigungder Immobilien anzuberaumenden

Terminen die Betheiligten in Kenntniß zu setzen.
Das zu erstattende Gutachten ist dem Notar eiuzureichen.

§. 25.
Der Notar entwirft die Versteigerungsbedingungen. Zur Erklärung über dieselben und

über das erstattete Gutachten sind die Betheiligten zu einem Termine zu laden, in welchem, nach
Vornahme etwaiger Abänderungen, die festgestellten Bedingungen zu verkünden sind.

Widersprüche gegen das Gutachten und die Bedingungen sind ausgeschlossen,insoweit
nicht im Termin oder innerhalb 14 Tagen nach dem Termin Anträge auf Abänderung bei dem
Notar gestellt worden sind.

Die etwa gestellten Anträge sendet der Notar, unter Beifügung der erforderlichen
Vorstücke an das Theilungsgericht ein, welches,geeigneten Falls nach Anhörung der Betheiligten,
durch Beschlußentscheidet.

8- 26.
Den Vertaufsbedingungenmuh beigefügt werden:
1. die Angabe, daß die Versteigerungim gerichtlichen Theilungsverfahren erfolgt;
2. die Erwähnung der Eigenthumstitel;
3. die Bezeichnung der zu verkaufenden Immobilien mit Angabe der Natur, des

ungefähren Flächeninhalts und der Lage derselben nach Kreis und Gemeinde, sowie
nach dem Kataster; bei einzelnenländlichen Grundstückensind wenigstenszwei Grenz¬
nachbarn anzugeben;

4. die Angabe der Schähungsvreise.
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s- 27.
Die Bekanntmachungdes Versteigerungsterminsmuß enthalten:
1. die in §. 26 unter Nr. 1, 3 und 4 bezeichneten Angaben;
2. Namen, Wohnort und Gewerbe der Personen, zu deren Vermögen die Immobilien

gehören, sowie der etwaigen gesetzlichenVertreter;
3. Ort, Tag und Stunde der Versteigerung,sowie Namen und Wohnung des versteigernden

Notars.
§. 28.

Die Bekanntmachungdes Versteigerungstermins ist durch den Notar zu veröffentlichen:
1. durch Anheftung an die Gerichtstafel;
2. durch Einrückung in das für die Bekanntmachungen des Theilungsgerichtsbestimmte Blatt.
Liegen die zu versteigerndenImmobilien in den Bezirken verschiedener Amtsgerichte, so

Ut die Anheftung an die Gerichtstafel bei allen betheiligten Gerichten auszuführen.
Anheftung und Einrückungmüssenzu zwei verschiedenen Malen erfolgen, das erste Mal

mindestens zwei Monate, das zweite Mal mindestensvierzehn Tage vor dem Versteigerungstermin.
Der Notar hat außerdem jede andere Art der Bekanntmachung, über welche die

Vetheiligtenübereingekommensind, zu veranlassen.
Jedem Betheiligten ist die Bekanntmachung durch eingeschriebenen Brief zu übersenden.

8- 29.
Uebersteigtder Schätzungspreis im Ganzen nicht die Summe von EintausendFünfhundert

Mark, fo hat nur eine einmalige Anheftung und Einrückung, und zwar höchstensfechs Wochen
und mindestensvierzehn Tage vor dem Versteigerungsterminzu erfolgen.

§. 30.

Die Versteigerungmuß öffentlich an dem in der AnkündigungbezeichnetenOrte und Tage
abgehaltenwerden; sie darf nicht vor der bezeichneten Stunde beginnen.

Das Versteigerungsgeschäftbeginnt mit dem Aufruf der Sache.
Sodann sind die Verkaufsbedingungenvorzulesenund dabei der ungefähre Betrag der

Kosten oder das Aufgeld bekannt zu machen,welche der Ansteigererzu zahlen hat.

§. 31.

Der Zuschlag erfolgt, nachdem mindestens eine Stunde seit dem Aufruf verflossen ist,
sobald bei einem Gebote drei nach einander angezündete Kerzen, deren jede wenigstens eine Mmute
brennt, erloschen sind, ohne daß ein höheres Gebot erfolgt ist.

s, 32.

Unbekannte, Nichtangefesfeneoder offenkundigZahlungsunfähigemüssen, um zum Mitbietenzu¬
gelassen zu werden, einen als Selbstschuldner haftenden zahlungsfähigen Bürgen, oder in sonstiger Weise
hinlängliche Sicherheit bestellen oder als Bevollmächtigteeiner zahlungsfähigenPerson stch auswerfen.

8- 33.
Jeder Bieter bleibt an sein Gebot gebunden, so lange kein Mehrgebot erfolgt. Erfolgt

°" Mehrgebot, so wird der vorige Bieter frei, wenn nicht das Mehrgebot unmittelbar nach der
-"bgo.be zurückgewiesen wird.
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s- 34.
Im Falle der Ansteigerer zu unterschreibenweigert, oder dazu außer Stande ist, oder

wenn derselbe sich vorher entfernt hat, genügt die Beurkundung des Zuschlags im Protokoll. In
dem letztern ist der Grund, weshalb der Ansteigerernicht unterschriebenhat, anzugeben.

§. 35.
Wer für einen Andern ansteigert, muß die ihm dazu ertheilte Vollmacht vorlegen,

dieselbe ist dem Versteigerungsprotokollbeizufügen.

8. 36.
Wer für sich selbst als Meistbietenderden Zuschlag erhalten hat, ist befugt, nachträglich

einen Dritten als diejenige Person zu benennen, für welche er angesteigerthat, sofern dies inner¬
halb der nächstfolgendendrei Tage nach dem Tage des Zuschlags uud unter Beifügung der
Vollmacht oder mit der Annahme-Erklärungdes Dritten zum Protokoll geschieht.

Das Protokoll hierüber wird in der Art aufgenommen,daß es als eine Fortsetzungdes
über den Versteigerungstermin abgehaltenen Protokolls angesehen wird. Der Dritte ist alsdann
als der unmittelbare Ankäufer zu betrachten,jedoch bleibt der Ansteigerer für die Erfüllung aller
Bedingungeu persönlich und mit dem Dritten solidarisch verhaftet.

s. 37.
Das Protokoll über die Versteigerungsoll enthalten:
1. Ort und Tag der Versteigerung, sowie die Stunde des Beginnes derselben, des

erfolgten Aufrufs und des Zuschlags;
2. die Angabe, daß die Versteigerung im gerichtlichen Theilungsverfahren statt¬

gefunden hat;
3. das Datum der erfolgten Bekanntmachungen;
4. Namen, Wohnort und Gewerbe der Personen, zu deren Vermögen die Immobilien

gehören, sowie der etwaigen gesetzlichen Vertreter;
5. den Inhalt der Verkaufsbedingungenund die Erwähnung, daß dieselben bei den,

Anfang der Versteigerungvorgelesenworden sind;
6. das Meistgebot, Namen, Wohnort und Gewerbe des Meistbietenden, die Ertheilung

des Zuschlags und die Erwähnung, daß bei demselben die im §.31 vorgeschriebene
Form beobachtet worden ist.

§. 38.
Wenn bei der Versteigerungnicht mindestens der Schätzungspreis geboten wird, so findet

der Zuschlag nicht statt.
Auf Antrag jedes Betheiligten hat eine neue Versteigerungzu erfolgen, bei welcher der

Zuschlagzu jedem Preise ertheilt wird.

§. 39.
Bei der neuen Versteigerungwird wie bei der ersten verfahren.
Wenn diefelbe jedoch innerhalb sechs Monaten nach der ersten stattfindet, so bedarf es

nur einer einmaligen Änheftung und Einrückungin das öffentliche Blatt, welche der Versteigerung
höchstens sechs Wochenund wenigstens vierzehn Tage vorhergehenmüssen.
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s. 40.

Ans dem Vcrsteigerungsprototollfindet die gerichtliche Zwangsvollstreckungnach Maßgabe
der s§. 662 bis 701, 705 der Civil-Prozeßordnung statt.

Ein Uebergebotnach erfolgtem Zuschlag ist außer dem Falle des Art. 2185 des Bürg.
Gesetzbuchs nicht zulässig.

Eine vollstreckbare Ausfertigung des Vcrsteigcrnngsvrotokollsist dem Ankäufer erst zu
ertheilen, nachdemer die Zahlung des ihm zur Last fallenden Kostenbetragesund die Erfüllung
der auf die Ausfertigung"bezüglichen Bedingungen nachgewiesenhat. Die Beweisstückewerden
der Urschrift als Anhang beigefügt.

8- 41.

Die Vorschriftendieses zweiten Abschnitts (M 22—40) treten an die Stelle des ersten
Abschnitts des dritten Titels (Art. "1—68) des Gesetzes vom 18. April 1855.

Dritter Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

8- 42.

Die dem Amtsgericht nach den Vorschriften dieses Gesetzes zustehenden Entscheidungen
können ohne vorgäugige mündlicheVerhandlung erfolgen. Gegen dieselben findet nur die sofortige
Beschwerde statt.

§. 43.
Die Bestimmungen über die Ansetzuug und Erhebung der Gebühren uud Kosten werden

durch KöniglicheVerordnung getroffen.
Vor Ablauf von drei Jahren wird dieselbe dem Landtage zur verfassungsmäßigen

Genehmiguugvorgelegt.
8- 44.

Die Artikel 822-828, 834 und 835, 837-840, 859, 865, 866 und 882 des Bürg.
Gesetzbuchs, die Artikel 945-985 der Bürg. Prozehordnung und die Artikel 1-68 des Gesetzes
"°m 18. Ap^l 1855 werden aufgehoben.

Insoweit bestehende Gesetze auf die aufgehobenenNestimmungenBezug nehmen, treten
du Bestimmungendieses Gesetzes an deren Stelle.

8- 45.

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1887 in Kraft.
Urkundlich :c.

17
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Begründung
des

Entwurfs eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen
und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien im Geltungsgebiet des rheinischen Rechts.

In Folge der durch die Reichs-Iustizgesetzemit dem 1. Oktober 1879 eingetretenen
Veränderungen sind aus dem Geltungsgebiet des rheinischenRechts vielfach Wünschenach einer
gesetzlichenRegelung des gerichtlichen Thcilungsverfahrens ausgesprochen. Auf Grund der über
Fragen des gerichtlichen Theilungsverfahrens ergangenen richterlichenEntscheidungenlieh sich die
Berechtigung der geäußerten Wünsche nicht verkennen. Es wurden deshalb vorläufig Gesichts¬
punkte für die erstrebte Reuregelung aufgestellt und darüber Gutachten des Oberlandesgerichts
und Oberstaatsanwalts in Köln, der Vorstände der Anwaltskammer und des Vereins für das
Notariat in Nheinpreußen, sowie einzelner Juristen erfordert. Sämmtliche erstattete Gutachten
stimmen darin überein, daß die Regelung des Theilungsverfahrens durch Gesetz Bedürfniß sei
und daß dieselbe zweckmäßig durch Einführung eines neuen Verfahrens für die gerichtlichen
Theilungen zu erfolgen habe. Die Prüfung der Gutachten hat ferner ergeben, daß diefelben in
ihren Vorschlägen über die Anlage des einzuführenden Verfahrens im Wesentlichen von den
gleichen Grnndfätzen ausgehen und es hat sich dabei nicht verkennen lassen, daß die in Aussicht
genommene Reform zweckmäßig auf die Aufhebung der Bestimmungender Art. 1—68 des Gesetzes
vom 18. April 1855 und Ersetzung derselben durch neue Vorschriften zu richten und bezw.
auszudehnen sei.

Räch den Nestimmungen der Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 kaun die
Theilung eines Nachlasfesund eines gütergemeinschaftlichen Vermögens, auch wenn Bevormundete
daran betheiligt sind, vor Gericht, vor Notar oder mittels Privatschrift erfolgen. Es kann keinem
Bedenkenunterliegen, diefe Vorschriften auf die Theilungen aller Gemeinschaften,welche gemäß
Art. 815 fg. des Bürg. Gefetzbuchs verlangt werden tonnen und auf alle Fälle auszudehnen, in
welchen bei Theilungen Nechtsfubjektemitbetheiligt sind, die eines staatlichenSchutzes bedürfen.
Dieser Schutz ist dadurch zu gewähren, daß in Ansehung der bezeichnetenNechtsfubjektedie
bezüglich der Bevormundeten dem VormundschaftsgerichtezugewieseneMitwirkung durch das
Theilungsgericht ausgeübt wird.

In allen Fällen hat jeder Beteiligte und bezw. der gefetzlicheVertreter eines folchen
die Wahl, ob er zu einer vertragsmäßigen Theilung vor Gericht, vor einem Notar oder mittels
Privatfchrift fchreiten, oder ob er auf Vornahme einer gerichtlichen Theilung bestehen will. Eine
solche erfolgt nach den zur Zeit im Gebiet des rheinischenRechts geltenden Bestimmungen vor
dem Prozeßgericht, welches durch die Erhebung einer Theilungsklage mit der Sache befaßt wird.
Die Thätigkeit des Gerichts in dem Verfahren ist aber, wie allgemein anerkannt wird, deshalb
keineswegs eine ausschließlichprozessuale, es sind im Gegentheil dem Prozehgericht außer den
prozesfulllen Funktionen auch in ausgedehntem Maße folche zugewiefen, welche unstreitig der frei¬
willigen Gerichtsbarkeit angehören. Es war daher die Prüfung der Frage nahegelegt, ob es
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sich nicht empfiehlt, die der freiwilligen Gerichtsbarkeit ungehörigen Funktionen dem Prozcßgericht
abzunehmen und im Auschluhan die Vorschrift des Z. 26 des Ausführungsgcsetzeözum Deutschen
Gerichtsuerfafsungsgesetzc dem Amtsgericht als Theilungsgerichtzuzuweisen In Uebereinstimmung
>'"t den sämmtlicheneingegangenenGutachten mußte diese Frage unbedenklich bejaht werde».

Durch Feststellung der Grenze zwischenden der ordentlichen streitigen Gerichtsbarkeit
und den der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehürigen Theilen des Verfahrens kann Niemand m
berechtigten Interessen gefchädigt werden, weil er nicht behindert ist, Streitigkeiten, welche semer
Auffassung nach zur ordentlichenstreitigenGerichtsbarkeitgehören, der Entscheidung der zustcmdigen
Prozehgerichtezu unterbreiten. Die wünschenswerthe Grcnzbestimmungzu Gunsten der freiwilligen
Gerichtsbarkeitwird fehr erleichtert durch die vorgeschlagene materiellrechtliche Bestunmung, daß
eine Theilung der Masse in Natur nur insoweit stattfindet, als sich die sämmtlichenNetheüigtcn
ausdrücklichdarüber einigen. Schon die Bestunmung des zweiten Satzes des Art. 826 des
bürgerlichenGesetzbuchsgiebt der Mehrheit der Miterben das Recht, den Verkauf der Modulen
W verlangen. Von verfchiedenenSeiten, namentlich auch von dem Oberlandesgenchtm Köln,
ist befürwortet die Naturaltheilung der Mobilien »ur bei allfeitigem Einverständnis; zuzulasseu.
^ eischeiut nicht bedenklich,die angeregte Vorschrift auf alle zur Gemeinschaftgehörigen Gegen¬
stände, einschließlich der Immobilien, auszudehnen. Da allen Betheiligten an jedem einzelnen
Gegenstande der Gemeinschaftdas gleiche Recht zusteht, so ist nicht ersichtlich, aus welchem Grunde
einzelne gegen den Widerspruchder Andern die ausschließliche Zutheilung solcher Gegenstandeoder
3« deren Zerstückelungsollten verlangen können. Die bestehenden Bestimmungen, nach welchen
Über die Theilbarteit von Immobilien das Ermessendes Gerichts entscheidet, hat stch zum schütze
derjenigen Betheiligten, welche der Naturaltheilung widersprechen,nicht als ausreichenderwiesen.
Die Freiheit des Eigenthums bleibt bei der vorgeschlageuen Bestimmung unangetastet, weck die
«etheiligten an einer Vereinbaruug, daß die Immobilien in Natur getheilt und eoent. beliebig
zerstückeltwerden sollen, in keiner Weise gehindert werden. Im Anschlußan die Vestunmungen
über die Theilung von Nachlahgegenständenin Natur wird zugleich vorzuschreibensein, daß em
Wckbringen auch von Grundstückennur dem Werthe nach beanspruchtwerden kann

Streitigkeiten, welche der Erledigung im Wege der ordentlichenstreitigen Gerichts arei
bedürfen, können aus Atilaß einer Theilung entstehen darüber, ob überhaupt die VerbindKchkei
M Theilung zuschreite», begründetist, ob die in das Verfahren eingetretenen Personen überhaupt
und event, in welche,« Verhältniß antheilsberechtigtsind, ob bestimmteGegenständem die Masse
"«zuwerfen sind, ob ein Nückbringen gefordert und ob eine Vorwegnahme veanfprucht merden
kann. Vielfach ist die Ansicht vertreten, daß alle diese Fragen durch Erhebung von Mstellungs-
«agen zur Erledigung zu bringe,, fein werden. Ob das richtig und evmt. zweckmäßig fern wurde
'"°g dahiugestM bleiben. Jedenfalls werden die Betheiligten durch Stellung von Antragen auf
Verurtheilung zur Anerkennung,daß die streitig gewordenen Verbindlichkeiten begründet oder mcht
begründetsind, mit Rücksicht auf die Vorschrift des §. 779 E.-P.-O. den Zweck emer rechtskraftigen
Erledigung der streitigen Fragen sicher erreichenkönnen.

Insoweit über die vorstehendberührten Fragen eine Einigung erzielt oder rechtskräftig
^schiede,, ist, gehört im Uebrigeu das ganze Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeitan Die
Regelung dieses Verfahrens kann, wie auch hier übereinstimmendin allen erstatteten Gutachten
hervorgehobenist, nur in der Weise zweckmäßigerfolgen, daß die Mitwirkung der Notare m
weitgehenden, Umfange in Anspruchgenommenwird.

17'
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Das Verfahren soll in allen Fällen nur auf Grund eines bei den, Theilungsgericht
gestellten Antrages eröffnet werden. Wenn ein solcher Antrag eingeht, so soll die Thätigkeit des
Theiluugsgerichts zunächst darauf beschränkt sein, zu prüfen, ob überhaupt einer der Fälle
vorliegt, in welchen, — abgesehenvon etwa zu erhebenden Widersprüchen— an sich eine Theilung
«erlangt werden kann und ob die Betheiligten und die Theilungsmasfegenügenderkennbar bezeichnet
sind, so daß die Eröffnung des Verfahrens ausgesprochenwerden kann. Ergeben sich nach den
bezeichnetenRichtungen hin Zweifel oder Mängel, fo hat das Theilungsgericht in geeigneter Weife
durch Verfügungen und bezw. Vernehmung des Antragstellers auf Hebung derselben hinzuwirken.
Gelingt das nicht oder ist anzunehmen, daß die Eröffnung eines Theilungsverfahrens überhaupt
nicht verlangt werden kann, fo ist der Antrag zurückzuweisen.

Sind Anstündenicht vorhanden, so wird die Eröffnnng des Verfahrens durch Beschluß
ausgesprochen,unter Bezeichnung eines uud bezw. mehrerer Notare zur Vornahme der weiteren
Verhandlungen. Daß die Entscheidung über die Auswahl der Personen der betreffendenNotare
der freiwilligen Gerichtsbarkeitangehört, bedarf keiner näheren Begründung; es ist aber, da die
Bethciligten an dieser Auswahl vielfach ein erheblichesInteresse haben, Vorkehrung zu treffen,
daß dabei genügende Einwendungen nicht unberücksichtigtbleiben. Das Theilungsgericht trifft
nach seinein Ermessendie Auswahl, bezeichnetden oder die Notare in dein Eröffnungsbeschluß
und stellt diesen Beschluß allen Betheiligten zu. Jedem derselben steht gegen den Beschluß das
Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde zu, durch deren Einlegung mithin eine Entscheidungdes
Landgerichts über die Auswahl der Personen veranlaßt werden kann.

Der zur Vornahme der Theilung bezeichnete Notar hat zunächst dahin zu wirken, daß
ein vollständiger, zur Mittheilung an alle Betheiligtcn geeigneterAntrag auf Theilung formulirt
wird. Besondere Vorschriften über den Inhalt eines solchen Antrags erübrigen sich bei der
anerkannten Geschäftsgewandtheitder Notare in diefcr Beziehung, Dagegen erfcheint es noth¬
wendig, durch besondereBestimmung darauf hinzuweifen, daß mit dem Aufgeben der Forin des
Eivilprozesses für das gerichtliche Theilungsverfahren jeder Anlaß zum Festhalten einer Unter¬
scheidung in der Stelluug des Antragstellers und derjenigen der andern Beteiligten fortgefalleil
ist. Demgemäß ergiebt es sich von selbst, daß die Formulirung des als Unterlage für die
Theilung nothwendigenAntrags, fofern der Antragsteller darin säumig ist, durch jeden andern
Netheiligten erwirkt werden kann.

Sobald ein vollständiger formulirter Antrag vorliegt, hat der Notar die sämmtlichen
Betheiligten zu einem Verhandlungstermin vorzuladeu. In der Ladung muß das Präjudiz
gestelltwerden, daß gegen die Ausbleibendenangenommenwird, sie seieil mit der Vornahme der
Theilung einverstanden. Das entsprichtseinem Wesen nach dem zur Zeit bestehenden Recht, nach
welchem nur über erhobene Widersprüche besonders entschieden, gegen Ausbleibende aber ihre
Verpflichtung, sich dem Klageantrage entsprechendauf die Theilung einzulassen, ausgesprochen
wird. Erheben sich in dein Verfahren Streitpunkte, welche im Wege der ordentlichen streitigen
Gerichtsbarkeit zu entscheidensind, so müssen die Betheiligten auf den Prozehweg verwiefen
werden. Dabei ist davon Abstand zu nehmen, für die Erledigung dieser Streitpunkte Fristen zu
bestimmenoder in anderer Weise auf die freie Entschließungder Beteiligten, ob und in welcher
Art sie die Entscheidung dieser Streitpunkte den ordentlichen Gerichten zu unterbreiten haben,
einzuwirken. Abgesehen davon, ob solche Vorschriften mit der Neichsgesetzgebung vereinbar sein
würden, wird ein Bedürfniß dafür nicht anzuerkennensein, da jeder Netheiligte auf Entscheidung
der heruorgetretenen Streitpunkte durch das zuständige Prozeßgericht mittels Anwendung der
zulässigenRechtsbehelfe (Klage, Widerklage, Einrede) hinwirken kann.
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Streitpunkte, welche nur die Leitung und Fortführung des Verfahrens betreffen und
somit im Gebiete der freiwilligenGerichtsbarkeitsich bewegen, sind durch Beschlußdes Theilungs-
genchts zu entscheiden, gegen welchen das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde gegebenist.

Nach Abschluß der Theilungsverhandlnngen vor dem Notar unterliegt die aufgenommene
Theilungsnrkundeder Bestätigung des Theilungsgerichts. Da vor Aufnahme einer folchen Urkunde
alle etwaigen der ordentlichenstreitigen Gerichtsbarkeit cmgchörigenStreitpunkte entweder durch
gütliche Einigung oder durch rechtskräftige Entscheidungder zuständigen Prozeßgerichteerledigt sem
müssen, so 'ist, wie auch das Reichsgerichtausgesprochenhat, die Bestätigung emer Theilung
unbedenklich ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit,welcher dnrch Befchluß des Theilungsgenchts
z» erfolgen hat. „ «,,<<«..

Das nach den vorstehendenGesichtspunktenangelegte, der freiwilligen Gerichtsbarkeit
ungehörigeVerfahren tritt in allen Beziehungeu an die Stelle des bisherigen Thellnngsvrozesses,
mithin ist auch die gerichtlichbestätigte Theilungsurkunde einem die Auseinandersetzungeiner
Gemeinschaftaussprechendengerichtlichen Urtheil gleichzustellen.Iu Ansehuug der Stellung der
Gläubiger der einzelnenBetheiligten ist nur die Vestimmuug aufgenommen, daß die Vorschrift
des Art. 882 des bürgerlichenGesetzbuchs aufgehobenwird. In formeller Beziehung fallt diese
Vorschrift in dem gerichtlichen Theilnngsverfahren durch Aufhebung des Theilungsprozches fort,
5" einer Wiederholung ihres materiellen Inhalts besteht bei den Rechtsbehelfen,welche die Cwil-
Prozeßordnung jedem Gläubiger gewährt, kein Bedürfniß. Die Massigkeit der Anfechtungemer
Theilung dnrch die Gläubiger ist den Bestimmungender Rcichsgesetzgcbung, betreffenddie Anfecht¬
barkeit von Rechtshandlungen, zu unterwerfen. Ueber die von verfchicdenenSeiten angeregte
Frage, inwieweitGläubiger der Betheiligten auf Grund des ihnen durch Art. 11N6 des bürgerliche»
Gesetzbuchs gegebenen Rechts in das Verfahren eintreten können, sind Bestimmungennicht getroffen.
In dieser Beziehung soll an dem geltenden Recht nichts geändert werden.

Im Einzelneil ist zu bemerken:
§. i.

Die Nestimmungendes Entwurfs sollen auf alle Fälle Anwendung finden, m welchem
auf Grund der Art. 8t 5 ff. des bürgerlichen Gesetzbuchseine Theilung verlangt werden kann.
Ane Aufzählungdieser Fälle müßte zn Unklarheiten führen, wie sich schon aus den in verschiedenen
Gutachten enthaltenen Bemerknngen über die Theilung des Vermögens von Handelsgesellschaften
und über die Auseinanderfetzungim Falle der gerichtlich verordneten Gütertrennung ergvebt.

Nach dem Inhalt der in Bezug genommenenVorschriften der Vormuudschaftsordnnng
bedarf es keiner ausdrücklichenBestimmnngendarüber, daß die Betheiligten jederzeit von emem
«öffneten gerichtlichenTheiluugsverfahren Abstand nehmen und vertragsmäßig theilen können,
sowie darüber, daß einzelneGegenständeoder Theile der Masse von der Theilung ausgeschlossen
werden können.

Ebenso wenig bedarf es einer ausdrücklichen Bestimmung dahin, daß im Falle emer
Theilung mittels Privatschrift die Zutheilung von Grundstückennach der Vorschrift des Gesetzes
vom 20. Mai 1885 (G.-S. S. 139) notariell oder vor Gericht zu erfolgen hat.

§.2.

Die vorgeschlagenenBestimmungen über die örtliche Zuständigkeit werden wohl fast
ausnahmslos zu dein erwünschtenErgebniß führen, daß die Theilung eines Nachlassesm dem
Gerichtsstandder Erbschaft und die Theilung fonstiger Massen vor dem Gerichte erfolgt, m dessen
^zirk dieselben ganz oder zum größte» Theile sich befinden.
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8- ?-
Die auf das Ausbleibeniu dem Verhandlungstermine vor dein Notar gesetzte Eontumazial-

folge würde sich als eine Harte darstellen, falls der Termin aus entschuldbarenGründen oder
lediglich aus Vergeßlichkeitversäumt ist. Durch die jedem Netheiligten gegebene Befugniß,
innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach dein Termine die Anberaumung eines neuen Termins
zu verlangen, wird nicht nur diese Härte vermieden, sondern zugleich die Wahrscheinlichkeit,eine
gütliche Vereinbarung unter sämmtlichenVetheiligten zu erziele«, vergrößert.

A 8. 23.
Die dem Notar beigelegte Befugniß, Sachverständige,über deren Personen und Funktionen

die Betheiligten sich geeinigt habe, zu beeidigen, wird nach dem Vorgang der Bestimmung des
8- 108 des Ausführungsgesetzes zum Deutscheu Gerichtsuerfassuugsgesetzezu Bedenken keinen
Anlaß geben,

M- 10—14.
Weitergehende Vorschriften über die Theilungsverhandlungen erscheinenmit Rücksicht

darauf, daß diese Verhandlungen den Notaren überwiesen sind, nicht nothwendig,

§- 19.
Die Gebühren und Auslagen von Bevollmächtigten müssen den einzelnen Betheiligten

zur Last bleiben, wenn eine erfolgreiche Wirksamkeitdes vorgeschlagenen neuen Verfahrens gesichert
erscheinensoll. Eine Vertretung durch Nechtsverständigeist nur in den wirklich zweifelhaften
Fällen nothwendig nnd es wird alsdann, da wohl sämmtlicheVetheiligte derartige Vertretungen
bestellen werden, von selbst ein Ausgleichin Ansehung der Kosten stattfinden.

§8- 22-41.
Die Vorschriften über den gerichtlichen Verkauf von Immobilien find im Anschlußan

die bestehenden Bestimmungen mit einzelnen als zweckentsprechenderachtetenVereinfachungenund
Ergänzungen entworfen.

A 23-25.
Zu Einwendungen gegen die Perfonen der ernannten Sachverständigen und gegen das

Gutachten derselbenkönnen die Betheiligten einen gerechtfertigtenAnlaß nur haben, falls sie mit
den auf der Grundlage des Gutachtens entworfenen Versteigerungsbedingungennicht einverstanden
sind, Es wird daher ohne jede Schädigung berechtigterInteressen zu einer erheblichen Verein¬
fachung des Verfahrens führen, falls die Erhebungen von Einwendungen gegen das Gutachten
und die Versteigerungsbedingungenerst nach Ausstellung der letzteren erhoben werden dürfen

s- 41.
Die Anwendung der Vorschriften des zweiten Abschnitts des Entwurfs auf die Ver¬

steigerung von Dotalgiundstücken,von Gruudstücken, welche zu einer Venefiziarerbmassegehören
und dergleichen wird nicht bedenklich erscheinen.

Die vollständige Aufhebung der Bestimmungen über den Wiederverkauf ist von sehr
autoritativer Seite angeregt und nach dem Vorgänge des elsaß-lothringischenGesetzes vom
1. Dezember 1873 (G.-B. f. E. L. S. 300) vorgeschlagen. Nach den dortigen Erfahrungen
haben sich Unznträglichteitenhieraus nicht ergeben.
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Schlußbemcrlung.

Die Nestimmungen über den Ansatz und die Erhebung der Gebühren und Kosten sollen
nach dem Vorgang des Art. 88 des Gesetzes vom 18. April 1855 vorerst durch Königliche Ver¬
ordnung festgesetzt werden, weil es sich empfiehlt vor endgültiger Regelung dieser Frage durch
Gesetz noch Erfahrungen zu sammeln.

»r. !».

Der III. Ausschuß beantragt folgende Abänderungen:

I. Entwurf eines Gesetzes über das Rangordnungsderfahren.

Die Worte: „im Falle der Zwangsversteigerungoder des Hypotheken-Reinigungs¬
verfahrens (Art. 2185. 2186 E.-G.-N.) und in sonstigen" sind zn streichenund statt
derselben „in allen" zu setzen.

1. Statt der Worte: „von einem Nechtsanwalt oder Notar" sind zu setzen
„von dem Antragsteller oder seinem Bevollmächtigten".

2. Die Worte: „Oeffentliche Behörden, sowie Personen, welche zum Richteramte
befähigt sind, können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung eines Nechtsanwaltes oder
Notars stellen" fallen aus.

3. Hinter: „3. der Schuldner und der Drittbesitzer" ist zu setzen: „im Falle
der Zwangsversteigerung, eines Hypotheken-Reinigungsverfahrens",und bei Annahme
des zusätzlichen Antrages zu dem Gesetzentwurfeüber das Hypotheken-Reinigungs¬
verfahren: „auch eines notariellen öffentlichen Verkaufes".

s- 6.
1. in dem alinLll 1 hinter: „Zurückweisung"ist einzufügen: „unzulässiger oder",

und in dem alins«. 2 vor begründet: „zulässig und".

§. 8.
In dem alinoa 3 am Schlüsse hinter: „erfolgen" ist zu setzen: „welcher den

Gläubigern, die angemeldet haben, auf Kosten des Widersprechendenzuzustellenist".

Am Schlüsse ist zuzufügen: „die Frist zwifchen dem Termin zur Erklärung über
den Plan und der Aufgabe der Ladungen zur Post beziehungsweiseder Einrückung
derselbenin die Zeitung muh mindestens 14 Tage betragen".

8- 11-
Die Worte: „von einem Nechtsanwalt oder Notar" werden ersetzt durch die

Worte: „von dem Widersprechendenoder seinem Bevollmächtigten".



8. 13.
1. Als 2. alilisÄ ist einzufügen: „Eine einmalige Vertagung des Termines auf

14 Tage zur Abgabe von Erklärungen auf erhobene Widersprüche ist auf Antrag
statthaft".

2. Als 4. lilius», ist einzufügen: „Ist ein in dem Termine nicht erschienener
Gläubiger bei dem Widersprüchebetheiligt, welchen ein anderer Gläubiger erhoben
hat, so wird angenommen,daß er diesen Widerspruchnicht als begründet anerkennt".

s. 14.
Die Worte in der 4. Zeile: „oder Notar" werden gestrichen.

§. 15.
An Stelle der Worte: „jedoch mit Ausschluß der Reisekosten etwaiger Vertreter"

ist zu setzen: „Die von ihm zu zahlenden Gebühren des Anwaltes für den Antrag
auf Eröffnung des Verfahrens, Anmeldung der Forderung und Wahrnehmung der
Termine, sodann nach freiem Ermessen des Gerichts die dem Anwälte zustehenden
Reisekosten".

3. 1?.
Fällt aus.

8. 18.
Die Worte: „Nach Rechtskraft des Beschlusses, durch welchen", sind zu ersetzen

durch: „Sobald".
§. 24.

Der Schlußsatz: „In den Fällen — Plan" wird gestrichen.

In den Anträgen des Provinzial-Verwaltungsrathes wird:
1. in dem snd 1 gestellten das Wort: „notariellen" zu streichen sein;
2. unter Annahmedes 2. und 3. Antrages und unter Veränderung des 4. Antrages

in Gemähheit der vorstehend vorgeschlagenenAbänderungen als 5. Antrag hinzu¬
zufügen sein:

„Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der
§§. 27 und 28 des Entwurfes das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetzes¬
entwurf dem Landtage der Monarchie vorgelegt werde."

II. In dem Gesetzesentwurfüber das HypothekeN'Reinigungsverfahren

wird hinzuzufügensein
1. als 2. Antrag:

„Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der
8Z. 12 und 14 des Entwurfes das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetzes -
entwurf dem Landtage der Monarchie vorgelegt werde;"
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-5. als 3. Antrag:
„sodann es für durchaus wünschenswerth und im Interesse sowohl der Gläubiger
als des Schuldners liegend erachten, daß auch die vor Notar abzuhaltenden
öffentlichen Versteigerungenunter den H. 1 dieses Gesetzes fallen, daß dem¬
gemäß eine dahin zielende gesetzlicheBestimmung erlassen werde, welche die
Vorschrift enthält, daß die Inhaber der eingetragenen Hypothekenund
Privilegien zu dem Versteigerungstermineunter Velassuug einer bestimmten
Frist geladen und das nach der Cabinetsordre vom U. April 1836 den
Hypothekargläubigern bei den Subhastntionen zustehendeRecht ihnen auch
für diese Versteigerungverbleibe."

III. Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen
und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien.

§. 1.
1. Statt der Worte: „vor Gericht" ist zu setzen: „gerichtlich".
2. Hinter die Worte: „vor einem Notar oder" ist zu setzen: „soweit es sich

nicht um Immobilien handelt auch".

§.2.
Das letzte alinea ist mit dein vorletztenzn verbinden und die Worte: „Ist ein

Antrag gestellt, so ist derselbe" in: „Der zuerst gestellte Antrag ist" zu verändern.

1. Die Worte: „Erscheint der Antrag auf gerichtliche Theilung unzulässig oder
unvollständig, so hat" sind zu streichen und hinter die Worte: „das angegangene
Gericht" ist einzufügen: „hat".

2. Das letzte aUnsa fällt aus und wird ersetzt durch die Bestimmung: „Wird
der Antrag zurückgewiesen,so ist diese Verfügung im Wege einer gegen die Mit¬
beteiligten bei dem ordentlichenGerichte anzuhebendenKlage anfechtbar".

8- ?-
1. Indem alinsa 2 ist hinter: „imTermine oder" zusetzen: die „Nichterschienenen".
2. An Stelle: „einer Woche" ist im vorletztenSatze „14 Tagen" zu setzen.

§.8.
fällt aus und ist durch folgendenParagraphen zu ersetzen:

„Jeder Vetheiligte ist berechtigt, seinen Antheil an den Mobilieu und Immo¬
bilien der Masse in Natur zu fordern, und zu dem Zwecke die Abfchätzung fowie ein
Gutachten über die Frage der Theil- oder Untheilbarkeit und im erstem Falle die
Loosebildungdurch Sachverständigezu beantragen. Einigen sich die Betheiligtenüber
die Person des «der der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidigung durch deu
Notar, falls sie nicht ein für alle Male vereidigt sind; einigen sie sich nicht, so

18
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erfolgt die Ernennung und Beeidigung auf Antrag des Notars durch das Theilungs-
gericht. Das Theilungsgericht kann auch ein anderes Amtsgericht um Ernennung
bezw. Beeidigung ersuchen. Das Gutachten nebst Loosebildung ist dem Notar einzu¬
reichen und sind von Letzterem die Betheiligten zur Einsichtnahme sowie in einen
anzusetzenden Termin zur Looseziehung zu laden. Die Looseziehungfindet durch die
Anwesendenstatt, insoweit nicht bis zur Ziehung Anträge auf Abänderung bei dem
Notar gestellt sind; die etwa gestellten Anträge sendet der Notar unter Beifügung
der erforderlichenVorstückean das Theilungsgcricht ein, welches geeigneten Falles
nach Anhörung der Beteiligten durch Beschlußentscheidet.

Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchsausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Netheiligten schädigt;
^, wenn Nachlaßschuldenvorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlaß-

gegenstände nicht getilgt oder unter gleichzeitigerEntlassung der Wider¬
sprechendenaus dem Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommen
werden;

3. bei nicht vertretbaren Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die
Mehrheit der Quoten repräsentiren, den Verkauf beantragen.

§. 16.
An Stelle des 1. »lino«. ist zu setzen: „Die öffentliche Zustellung an einen

Betheiligten kann nur durch das Theilungsgericht angeordnet werden".

s- 27.
Hinter die Worte: „zu deren Vermögen" sind einzuschalten: „oder Nach-

lllssenschaft".
§. 28.

1. In dem llline», 1 fällt aus: „1. durch Anheftung an die Gerichtstafel 2.";
2. ebenso das aline», 2 und
3. die Anfangsworte des 3. «linsa: „Anheftung und".

8- 29.
Die Worte: „Anheftung und" werden gestrichen.

8- 31.
Die Worte: „Nachdem mindestens eine Stunde seit dem Aufruf verflossen ist"

fallen aus.
8-37.

In 5. werden die Worte: „den Inhalt der Verkaufsbedingungen und die
Erwähnung, daß dieselben"ersetzt durch: „die Erwähnung, daß die Verkaufsbedingungen
bei dem Notar hinterlegt und".

3- 39.
Die Worte „Anheftung und" fallen aus und anstatt des letzten Wortes:

„müssen" ist: „muß" zu setzen.
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Bei Annahme des Antrages II. 2 kommt das alin«a 2. in Wegfall,

8- 42.
Am Schlüsse ist hinzusetzen:„insoweit keine sonstigenRechtsmittel nach diesem

Gesetzentwurfeingelegt werden tonnen."

Sodann wird folgender zusätzlicher Antrag genommen:
I. die Erklärung über den Verzicht auf die Erbschaft (Art. 784 N, G.-B.),

II. über die Annahme einer Erbschaft unter der Rechtswohlthatdes Inventars
(Art. 793 B. G.-B.)

III. über den Verzicht der Ehefrau auf die Gütergemeinfchaftim Falle des
Ablebens des Ehemannes (Art. 145? B. G.-B.),

IV. ebenso im Falle der Gütertrennungsklage (Art. 874 Rh. C.-Pr.-O.),
V. über die Annahme der GütergemeinschaftSeitens der geschiedenen Ehefrau

(Art. 1463 B. G.-B.),
VI. die Stellung der in den Art. 80? B. G.-B. u. 992 u. ff. Rh. C.-Pr.-O.

vorgeschriebenen Bürgschaft —
erfolgen auf der Gerichtsfchreibereides Amtsgerichts zu Protokoll des
Gerichtsschreibers,

VII. die in folgenden Bestimmungenden Landgerichten bezw. den Präsidenten
des Landgerichts übertragenen Entscheidungensollen den Amtsgerichten
überwiesenweiden:
1. über die Verlängerung der in dem Art. 1457 B. G.-B. vorgesehenen

Deliberationsfrist (Art. 1458 V. G.-B.),
2. über die Verlängerung der im Art. 1463 V. G.-B. vorgesehenen Frist,
3. über die Gestattung des Verkaufes der Nachlaßmobilienim Falle des

Art...?96 B. G.-B. u. 986 Rh. C.-Pr.-O.,
4. über die Widersprüchegegen die sud VI erwähnte Bürgschaft.

Die Zuständigkeitdes Amtsgerichts richtet sich in den Fällen I., II., III., VI.,
VII. 1, 3, 4 nach §. 28, in den Fällen IV., V., VII. 2 nach §. 568 Neichs-C.-Pr.-O.

Endlich wird hinzuzufügenfein:
„Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung
der W. 43 und 45 des Entwurfes das Kostengesetz zugleich mit dem
Gesetzentwurfdem Landtage der Monarchie vorgelegt werde."

l«»
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Nr. 2«.
Düsseldorf, den 20. November 1886.

Allerdurchlauchtigster, Grohmächtigster Kaiser und König!
Allergnadigster Kaiser, König und Herr!

Euere Kaiserlicheund KöniglicheMajestät haben durch Allerhöchstes Propositions-Dekret
vom 1. November «,. o. Allergnädigst die gutachtliche Aeußerung des Provinzial-Landtags über
die Entwürfe

») eines Gesetzesüber das Nangordnungsverfahreninl Geltungsgebietedes rheinischen Rechts;
1i) eines Gesetzes, betreffenddas Hypotheken-Reinigungsverfahrenim Geltungsgebietedes

rheinischenRechts;
«) eines Gesetzes, betreffenddas Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen Verkauf

von Immobilien im Geltungsgebiete des rheinifchenRechts
nebst zugehörigenBegründungen zu befehlen geruht.

In treugehorsamster Nachachtung dieses AllerhöchstenBefehles sind die Stande der
Rheinprouinz in eine Berathung der mitgetheiltenEntwürfe eingetreten und beehren sich als deren
Resultat das Folgende allerunterthänigst zu berichten:

I. Entwurf eines Gefetzes über das Nangordnungsverfahren im Geltungs¬
gebiete des rheinischen Rechts.

In der Plenarsitzung vom 18. November a. e. hat der Provinzial-Landtag mit allen
gegen zwei Stimmen beschlossen, sein Gutachten dahin abzugeben:

1. daß er in dem Gesetzentwurfe über das Nangordnungsverfahren eine nothwendig
gewordeneVerbesserungder geltenden Bestimmungen besonders in der Voraussetzung
erblickt, daß die sämmtlichenGerichtskosten für die Abwickelung des ganzen Verfahrens
bis zur Aushändigung der Zahlungsanweifungen in gleicher oder in annähernd gleicher
Weise, wie in dem Geltungsbereiche der Grundbuchd'rdnung vom 5. Mai 1872
bemessen werden und bei dieser Bemessungwomöglich der Umstand berücksichtigt wird,
daß die Kosten des Löschungsaktesnoch besonders von den Betheiligten, beziehungs¬
weise aus der Masse berichtigt werden müssen;

2. daß er die Bitte ausspreche, daß auch die an das Hypothekenamt zu zahlenden
Gebühren und Stempelkostenmöglichst in Wegfall kommen;

3. daß er wiederholt der AnsichtAusdruck gebe, daß eine baldige, jedenfalls bezirksweise
Einführung des Grundbuchs sich immer mehr als nothwendig herausstelle;

4. daß er dem Ermessen der hohen Staatsregierung folgende Bemerkungenzu dem Gefetz¬
entwurf im Einzelnen zur Erwägung unterbreite:

Die Worte: „im Falle der Zwangsversteigerungoder des Hypothekcn-Neinigungs-
uerfahrens (Art. 2185. 2186 C.-G.-B.) und in sonstigen" dürften zu streichen und
statt derselben„in allen" zu setzen sein.
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s- 4.
1. Statt der Worte: „von einein Rechtsanwalt oder Notar" wäre zu setzen

„von dem Antragsteller oder seinem Bevollmächtigten".
2. Die Worte: „Oeffentliche Behörden, sowie Personen, welche zum Nichteramto

befähigt sind, können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung eines Rechtsanwaltes oder
Notars stellen", dürften ausfallen.

3. Hinter: „3. der Schuldner und der Drittbesitzer" wäre zu setzen: „im Falle
der Zwangsversteigerung,eines Hypotheken-Reinigungsverfahrens",und bei Annahme
des zusätzlichen Antrages zu dem Gesetzentwurfeüber das Hypotheken-Reinigungs¬
verfahren: „auch eines notariellen öffentlichen Verkaufes".

§.6.
In dem alinsa 1 hinter: „Zurückweisung" wäre einzufügen: „unzulässiger

oder", und in dem aliue», 2 vor begründet: „zulässig und".

§. 8.
In dem alinoa 3 am Schlüssehinter: „erfolgen" wäre zu setzen: „welcherden

Gläubigern, die angemeldet haben, auf Kosten des Widersprechendenzuzustellen ist".

8- 9.
Am Schlüssewäre zuzufügen: „die Frist zwischen dem Termin zur Erklärung

über den Plan und der Aufgabe der Ladungen zur Post beziehungsweise der Ein¬
rückungderselbenin die Zeitung muß mindestens 14 Tage betragen".

8- 11.
Die Worte: „von einem Rechtsanwalt oder Notar" dürften durch die Worte:

„von dem Widersprechendenoder seinem Bevollmächtigten"ersetzt werden.

8- 13.
1. Als 2. «lins«, wäre einzufügen: „Eine einmalige Vertagung des Termines

auf l 4 Tage zur Abgabe von Erklärungen auf erhobene Widerfprücheist auf Antrag
statthaft".

2. Als 4. aline«, wäre einzufügen: „Ist ein in dem Termine nicht erfchienener
Gläubiger bei dein Widersprüche betheiligt, welchen ein anderer Gläubiger erhoben
hat, so wird angenommen,daß er diesen Widerspruchnicht als begründet anerkennt".

§. 14.
Die Worte in der 4. Zeile: „oder Notar" dürften gestrichen werden.

§- 15.
An Stelle der Worte: „jedoch mit Ausschlußder Reisekosten etwaiger Vertreter"

wäre zu setzen: „Die von ihm zu zahlenden Gebühren des Anwaltes für den Antrag
auf Eröffnung des Verfahreus, Anmeldung der Forderung und Wahrnehmung der
Termine, sodann nach freiem Ermessen des Gerichts die dem Anwälte zustehenden
Reisekosten".
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§. 1?.
dürfte ausfallen.

§- 18-
Die Worte: „Nach Rechtskraft des Beschlusses, durch welchen" wären zu ersetzen

durch: „Sobald".

§. 24.
Der Schlußsatz: „In den Fällen — Plan" dürfte gestrichen werden.

5. daß er für nothwendig erklärt, daß in Abänderung der ßß. 2? und 28 des Gesetz¬
entwurfes das Kostengesetzzugleich mit letzterem dem Landtage der Monarchie
vorgelegt werde.

Anlangend das ganze Gesetz und den »üb 5 erwähnten Antrag, so ging der
Provinzial - Landtag von der Erwägung aus, daß die Kosten des jetzigen Rang-
ordnungsverfahrens in außerordentlicher Höhe die Grundbesitzer und Hypothekar-
gläubigerbelasten, und daß es billig sei, diese Kosten nicht höher zu nonniren, als die
im Geltungsbereiche der Grundbuchordnung zur Erhebung kommenden,zumal wegen
der bisher noch nicht erfolgten und fo sehr gewünschtenEinführung der Grundbuch¬
ordnung in den Geltungsbereich des rheinifchen Rechtes die ohnehin bei den Be¬
stellungenund Löschungen der Hypothekendort in Ansatz gebrachten Kosten bei weitem
höher sind, als in dem Bereiche der Grundbuchordnung, — daß in dieser Voraus¬
setzung das Gesetz eine erhebliche Kostenersparnis) und eine größere Vereinfachungdes
Verfahrens zur Folge haben werde.

Hinsichtlich der zur Erwägung der hohen Staatsregierung gestellten Abänderungs¬
vorschläge zum Gesetzentwurfeim Einzelnen ist, abgesehen von einigen die redaktionelle
Fassung betreffendenWünschen,hervorzuheben,daß

bei §. 4 der Gedanke vorgewaltet hat, daß es zweckmäßig sei, dem Hypotheken-
gläubiger nicht das Recht zu nehmen, persönlichden Antrag auf Eröffnung des Ver¬
fahrens zu unterschreiben,ebenso die Widersprücheschriftlich anzumelden. Der Zufatz
bei Nr. 3 erschien mit Rücksicht auf Nr. 5 diefes Paragraphen zweckmäßig;

bei §. 8 die Interessen der Hypothekengläubiger,welche sich von dem Inhalte
des provisorischenStatus überzeugt hatten und nunmehr glaubten, in dem Termine
nicht erscheinen zu müssen, durch den Zusatz den nachträglichenAnmeldungen gegenüber
gesichert werden sollten;

bei §. 9 dem HypothekengläubigerZeit geschaffenwerden soll, sich über den
Plan und die Nichtigkeitdesselben, wenn nöthig, Aufklärung zu verschaffen;

bei ß. 11 die vorgeschlagene Aenderung auf deuselbenMotiven beruht, die bei
§. 4 geltend gemachtworden sind;

bei §. 13 durch das vorgeschlagene2. alines, Frist gelassen werden soll, um
etwaige, im Termine oder kurz vor demselbenhervortretendeWidersprüche aufzuklären,
das vorgcfchlagene4. alins», aber ausdrücken soll, daß Derjenige, der nicht erscheint,
nicht etwa als consentirend,sondern vielmehr als dissentirendgegen den Widerspruch,
der erhoben wird, angenommenwerde, wie eine gleiche Bestimmung auch für das
Theilungsverfahren in die Neichs-Civilprozeßordnungaufgenommenworden ist;
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bei H. 15 betont wurde, daß es dein freien Ermessendes Amtsgerichts nicht
unterliegen tonne, ob, wenn eine Partei sich durch einen Anwalt habe vertreten lassen,
diese Anwaltskostenim Range der angewiesenenForderungen uud beziehungsweise als
Massekosten zu lociren seien, sondern daß dies stets zu geschehen habe; was die Reise¬
kosten anlange, so könne es vorkommen,daß diese wirklich zur nothwendigen Vertretung
gehorten, und daß es dem Gerichte anheim gegeben werden müsse, auch diese Reise¬
kosten zu bewilligen;

bei ß. 17 die Ansicht sich geltend machte, daß der definitiv abgeschlossenePlan
im Wege der Beschwerde seitens der Parteien nicht mehr angegriffen werden dürfe;

bei §. 18 und 24 die anderweite redaktionelleFassung aus der vorgeschlagenen
Streichung des 8-1? stch ergebe,

II. Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Hypotheken-Reinigungsver¬
fahren im Geltungsgebiete des rheinischen Rechts,

In der Plenarsitzung vom 18. November a. o. hat der Provinzial-Landtag einstimmig
beschlossen:

1. seine Zustimmung zu dem vorliegendenGesetzesentwurfauszusprechen,zugleich aber
der Königlichen Staatsregierung zur Erwägung anheimzugeben,diejenigen Bestim¬
mungen über die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen, welche bei dem
Uebergebotsverfahrenzur Anwendung kommen, in das Gesetz aufzunehmen, fodann
den §.11 des Entwurfes zu streichen;

2. für nothwendig zu erklären, daß in Abänderung der HZ. 12 und 14 des Entwurfes
das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetzesentwurf dem Landtage der Monarchie
vorgelegt werde;

3. fodann es für durchaus wünschenswerthund im Interesse sowohl der Gläubiger als
des Schuldners liegend zu erachten, daß auch die vor Notar abzuhaltenden öffentlichen
Versteigerungen unter den §. 1 dieses Gesetzesfallen, daß demgemäß eine dahin
zielendegesetzlicheBestimmung erlassen werde, welche die Vorschrift enthält, daß die
Inhaber der eingetragenen Hypotheken und Privilegien zu dem Versteigerungstermine
unter Velassung einer bestimmtenFrist geladen und das nach der Cabinetsordre vom
9. April 1836 den Hypothekargläubigern bei den Subhastationeu zustehende Recht
ihnen auch für diefe Versteigerungverbleibe.

Was die beantragte Streichung des §.11 betrifft, fo würde dieser Paragraph sich mit
" Vestimmungin Art. 834 der rheinischen Civil-Prozeßordnung nicht vereinigen lassen, und die

^> Nr. 3 beschlosseneResolution erschien allerseits im Interesse, sowohl der Gläubiger, als der
Schuldner liegend, einestheils durch den beabsichtigten Wegfall des Neinigungs- und Uebergebots-
^erfahrens bei allen notariellen, öffentlichen Versteigerungen,anderntheils durch die iu Folge dessen
'Mr eintretende, erhebliche Verminderung der Zwangsversteigerungender Immobilien.

III. Entwurf eines Gesetzes, betreffend das Verfahren bei Theilungen
lnd den gerichtlichen Verkauf von Immobilien.

In der Plenarsitzung vom 18. November a. o. hat der Provinzial-Landtag mit allen
gegen eine Stimme schlössen:

1. zu dem vorliegenden Gesetzentwurfeseine volle Zustimmung auszusprechenund der
KöniglichenStaatsregierung folgendeAbänderungen zur Erwägung anheim zu geben:
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1. Statt der Worte: „vor Gericht" dürfte zu setzen sein: „gerichtlich".
2. Hinter die Worte: „vor einem Notar oder" wäre „soweit es sich nicht um

Immobilien handelt auch" zu setzen.

8- 2.
Das letzte aline«. dürfte mit den: vorletztenzu verbinden und die Worte: „Ist

ein Antrag gestellt, so ist derselbe" in: „Der zuerst gestellte Antrag ist" zu verändernsein.

8- 4.
1. Die Worte: „Erscheint ein Antrag auf gerichtliche Theilung unzulässig oder

unvollständig, so hat" dürften zu streichen und hinter die Worte: „das angegangene
Gericht" einzufügensein: „hat".

2. Das letzte alinLa dürfte ausfallen und durch die Bestimmung: „Wird der
Antrag zurückgewiesen,so bleibt es dem Antragsteller überlassen, seine Rechte im
ordentlichenProzeßwege geltend zu machen" zu ersetzen sein.

s- ?-
1. In dem llline», 2 wäre hinter: „im Termine oder" zu setzen: „die Nicht-

erschienenen".
2. An Stelle: „einer Woche" wäre im vorletztenSatze „14 Tagen" zn setzen.

s- 8
dürfte ausfallen und durch folgendenParagraphen zu ersetzen sein:

„Jeder Betheiligte ist berechtigt,seinen Antheil an den Mobilien und Immobilien
der Masse in Natur zu fordern, und zu dem Zwecke die Abschätzung sowie ein Gut¬
achten über die Frage der Theil- oder Unteilbarkeit und im erstern Falle die Loose-
bildung durch Sachverständige zu beantragen. Einigen sich die Betheiligten über die
Person des oder der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidigung durch den Notar,
falls sie nicht ein für alle Male vereidigt sind; einigen sie sich nicht, so erfolgt die
Ernennung und Beeidigung auf Antrag des Notars dnrch das Theilungsgericht. Das
Theilungsgericht kann auch ein anderes Amtsgerichtum Ernennung bezw. Beeidigung
ersuchen. Das Gutachten nebst Loosebildungist dem Notar einzureichen und sind von
Letzterem die Betheiligten zur Einsichtnahmesowie in einen anzusetzenden Termin zur
Looseziehung zu laden. Die Loofeziehungfindet durch die Anwefendenstatt, insoweit
nicht bis zur Ziehung Anträge auf Abänderung bei dem Notar gestellt sind; die etwa
gestelltenAnträge sendet der Notar unter Beifügung der erforderlichenVorstückean
das Theilungsgericht ein, welches geeignetenFalles nach Anhörung der Betheiligten
durch Beschluß entscheidet.

Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchs ausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Vetheiligten schädigt;
2. wenn Nllchlaßschuldenvorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlaß¬

gegenstände nicht getilgt oder unter gleichzeitigerEntlassung der Wider¬
sprechendenaus dem Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommen
werden;



3. bei nicht Vertretbare» Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die
Mehrheit der Quoten repräsentiren, den Verkauf beantragen,

§. 15.
Am Schlüssedes dritten alinea dürfte hinzuzufügensein: „nur in dem Falle,

in welchem nach dem bestehenden Gesetze eine gerichtlicheBestätigungvorgeschrieben ist "

s- 1«.
An Stelle des I. aünea wäre zu setzen: „Die öffentliche Zustellung an einen

Netheiligten kann nur durch das Theilungsgericht angeordnet weiden".

§. 27.
Hinter die Worte: „zu deren Vermögen" wäre einzuschalten: „oder Nach-

lassenschaft".
§. 28.

1. In dem Alinea 1 dürfte ausfallen: „1. durch Anheftung an die Gerichts-
tafel 2.";

2. ebenso das alinoa 2 und
3. die Nnfangsworte des 3. alinea: „Anheftungund".

8- 29.
Die Worte: „Anheftung und" dürften gestrichen werden.

8. 37.
In 5. dürften die Worte: „den Inhalt der Verkaufsbedingungenund die

Erwähnung, daß dieselben" ersetzt werden durch: „die Erwähnung, daß die Verkaufs¬
bedingungenbei dem Notar hinterlegt und".

8- 39.
Die Worte „Anheftung und" dürften ausfallen uud anstatt des letzten Wortes:

„müssen" das Wort „muß" zu setzen sein.

8- 40.
Bei Annahme des Antrages II. 3 würde das ulinea, 2 in Wegfall kommen.

s- 44.
Der Artikel 822 des Bürgerlichen Gesetzbuches wird nur in seinem letzten

Satze aufgehoben,der Artikel 865 nicht.
2. dem Ermessender Königlichen Staatsregierung anheim zu geben, daß folgendezusätz¬

liche Vestimmuug in dem Gesetzesentwurfaufgeuommenwerde:
I. die Erklärung über den Verzichtauf eine Erbfchaft (Art. 784 B. G.-N.),

II. über die Annahme einer Erbschaft unter der Nechtswohlthat des Inventars
(Art. 793 N. G.-B.),

III. über den Verzichtder Ehefrau auf die Gütergcmeiuschastim Falle des Ablebens
des Ehemannes (Art. 145? V. G.-B.),
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IV. ebenso im Falle der Gütertrennungsklage (Art. 874 Rh. C.-Pr.-O.),
V. über die Annahme die Gütergemeinschaft Seitens der geschiedenenEhefrau

(Art. 1463 B. G.-B.),
VI. die Stellung der in den Art. 80? B. G.-B. u. 992 u. ff. Rh. C.-Pr.-O.

vorgeschriebenen Bürgschaft —
erfolgen auf der Gerichtsschreiberei des Amtsgerichtszu Protokoll des Gerichtsschreibers,
VII. die in folgendenNestimmungen den Landgerichten bezw. den Präsidenten des

Landgerichts übertragenen Entscheidungensollen den Amtsgerichtenüberwiesen
werden:
1. über die Verlängerung der in dem Art. 145? V. G.-B. vorgesehenen

Deliberationsfrist (Art. 1458 B. G.-B.),
2. über die Verlängerung der im Art. 1463 B. G.-B. vorgesehenenFrist,
3. über die Gestattung des Verkaufes der Nachlaßmobilienim Falle des Art.

796 B. G.-B. u. 986 Rh. C.-Pr.-O.,
4. über die Widersprüchegegen die gud VI erwähnte Bürgschaft.
Die Zuständigkeitdes Amtsgerichts richtet sich in den Fällen I., II., III., VI.,

VII. 1, 3, 4 nach §. 28, in den Fällen IV., V. VII. 2 nach §. 568 N.-C.-Pr.-O.
3. für nothwendig zu erklären, daß in Abänderung der §ß. 43 und 45 des Entwurfes

das Kostengesetzzugleich mit dem Gesetzentwurfdem Landtage der Monarchievorgelegt
werde.

Der Gesetzesentwurflöst nach dem Gutachten des Provinzial-Landtages die bis
zur Stunde bestehendenZweifel, welche durch die Widersprüche des Theilungsver¬
fahrens nach rheinischem Rechte mit den Bestimmungender Reichs-Civil-Prozeßordnung
entstanden sind; zugleich hat der Entwurf den Vorzug, daß das Verfahren einfacher
und weniger kostspielig wird.

Abgesehenvon einzelnen die redaktionelleFassung betreffenden Wünschen ist
hinsichtlich der vorgeschlagenenAbänderungen nur zu erwähnen, daß zu §. 4 dem
Irrthun: vorgebeugt werden soll, als ob nur in den Fällen der Unzulässigkeit und
Unvollständigkeitdes Eröffnungsantrages das Amtsgericht auf geeignete Aufklärung
hinzuwirkenhabe.

Das letzte »linea des §. 4 soll das Bedenkenheben, welches mit Rücksicht auf
die Reichsgefetzgebung und ihr Verhältniß zu dem das Theilungsverfahren regulirenden
Landesgesetz entstehenkönnte.

Zu §. ? wurde die Frist von einer Woche zu kurz befunden und die allgemein
in dem GesetzentwurfangenommeneFrist von 14 Tagen für angemessen erachtet.

Zu §. 8 war der Provinzial-Landtag der Ansicht, daß die Verordnung des
öffentlichen Verkaufes der Gegenständeder Theilungsmasse in allen Fällen, in welchen
nicht einstimmig die Theilung in Natur beschlossen würde, sowohl der Rechtsanschauung
der Bevölkerung,als den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches widerspreche;
ebenso war man der Ansicht, daß die Bestimmung darüber, daß das Rückbringen
künftig nie in Natur zu geschehen habe, nicht in Einklang stehe mit den Grundsätzen
über den Pflichttheil der Vorbehaltserben.

Der Zusatz zu §.15 beabsichtigteine Lücke, die sich nach der Fassung des §. 15
in dem Gesetzesentwurfergeben würde, zu beseitigen.
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Der Zusatz in §. 2? soll es überflüssigmachen,die Namen sämmtlicherErben
in der Bekanntmachungüber den Verkauf von Nachlaßgrundstückenaufzuführen, da
es richtiger sei und auch genüge, wenn die Erblasser aufgeführt würden.

Man war zu §8- 28, 29 und 39 weiter der Ansicht, daß die Anheftung an
die Gerichtstafel an und für sich Kosten verursacheund auf der anderen Seite gar
keinen Zweck habe, da die Interessenten die Gerichtstafel nie in Augenschein nähmen
und die angeordneten Bekanntmachungenin den öffentlichenBlättern vollkommen
genügten.

Der Vorschlagzu 8> 3? bezweckt lediglich die Ersparung unnöthiger Kosten.
Der Vorschlagzu Z. 40 stützt sich auf den snd II. gestellten Antrag, daß nach

dem öffentlichen notariellen Verkauf das Reinigungs- und Uebergebotsverfahrenweg¬
fallen sollen.

Der Vorfchlag zu §. 44 entsprichtder Thatsache, daß sich das durch den Art.
822 und 856 B. G.-B. dem Gläubiger zugestandene Recht der Intervention vollkommen
bewährt habe.

Was endlich die Schlutzanträge angeht, so bezweckendiese lediglich eine gewiß
unbedenkliche Vereinfachung der bisher geltenden gefetzlichen Bestimmungen und in
Folge dessen eine nicht unerhebliche Kostenersparnih.

Zu allen drei Gefetzentwürfen hat der Provinzial-Landtag die dringende Bitte
ausgesprochen, daß der Entwurf der Kostengesetzegleichzeitigmit den Gesetzentwürfendem
Landtage der Monarchie vorgelegt werden möge, damit letzterer um so eher in der Lage sei, die
großen Vortheile zn würdigen, welche durch die Gesetze erzielt würden.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eurer Kaiserlichen und KöniglichenMajestät

allerunterthänigste,treugehorsamste

Landtags Warschall und Stände der KtMNpromnz.
Wilhelm Fürst zu Wied,

w*
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Nr. 21.

Entwurf einer Kreisordmmg für die Rheinprovinz.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen «.

verordnen mit Zustimmungbeider Häuser des Landtagesder Monarchie, für die Rheinprovinz,
was folgt:

Erster Titel.

Von den Grundlagen der Kreisverfassung.

Erster Abschnitt.

Von dem Umfange und der Begrenzung der Kreise.

§- 1-
Die Kreise bleiben in ihrer gegenwärtigen Begrenzung als Verwaltungsbezirkebestehen.

Jedoch wird die bisher zum Stadtkreise Trier gehörig gewesene Landbürgermeistcreider Vororte
Trier, mit Ausnahmeder GemeindenSt. Barbara-Lowenbrücken,Maar, St. Paulin und Zurlauben,
welche letztere mit dem Bezirke der Stadtgemeinde Trier vereinigtwerden, dem Landkreise Trier
zugetheilt. Die in Folge hiervon nothwendig werdenden Auseinandersetzungenzwischen den be-
theiligtcn Verbänden sind auf dem im §. 3 dieses Gesetzes, bezw. im §. 25 des Gesetzes über die
Zuständigkeit der Vcrwaltungs-und Verwaltungsgerichtsbehördcnvom 1. August 1883 (G.-S.
S. 237) bezeichneten Wege zu bewirken.

8- 2.
Jeder Kreis bildet nach näherer Vorschrift dieses Gesetzeseinen Communalvcrband zur

Selbstverwaltung seiner Angelegenheitenmit den Rechten einer Corporation.

§.3.

Veränderung der Kreisgrenzen und Bildung neuer Kreise.

Die Veränderung bestehender Kreisgrenzenund die Bildung neuer, sowie die Zusammen¬
legung mehrerer Kreise erfolgt durch Gefetz.

Der Bezirksausschuß beschließt über die in Folge einer solchen Veränderung nothwendig
werdende Auseinandersetzungzwischen den betheiligtenKreisen, vorbehaltlichder den letzteren gegen
einander innerhalbzwei Wochen zustehenden Klage bei dem Bezirksausschüsse(8, 2 des Gesetzes
uom 1. August 1883 über die Zuständigkeit der Verwaltungs-und Verwaltungsgerichtsbehörden,
G.-S. S. 2?,?).
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Veränderungen solcher Gcmeindegrenzen, welche zugleich Kreisgrenzen sind, sowie die
Vereinigungeines Grundstückes,welches bisher einem Gemcindebezirke nicht angehörte, mit einein
m einem anderen Kreise belcgenen Gemcindebezirke,ziehen die Veränderung der betreffenden
Kreisgrenzcn und, wo die Kreis- und Wahlbczirksgrcnzenzusammenfallen,auch die Veränderung
der letzteren ohne Weiteres nach sich.

Eine jede Veränderung der Kreisgrenzcnist durch das Amtsblatt bekannt zu machen.

Ausscheiden der großen Städte aus den Kreisvcrbänden.

Städte, welche mit Ausschluß der aktiven Militärpersoncn eine Einwohnerzahl von
mindestens40000 Seelen haben und gegenwärtig einem Landkreise angehören, smd befugt, für
s'ch einen Kreisverband, Stadtkreis G. 89), zu bilden und zu diesem Behufe aus dem bisherigen
Krcisverbandeauszuscheiden. ,

Auf den Antrag der Stadt wird dieselbe durch den Minister des Innern für aus¬
geschiedenerklärt. ^ ^. ^„.,

Durch Königliche Verordnung kann nach Anhörung des Provinzial-Landtages auch Städten
von geringerer Einwohnerzahl auf Grund besondererVerhältnisse das Ausscheidenaus dem bis¬
herigen und die Bildung eines eigenen Kreisvcrbandes gestattet werden.

Es ist jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinandersetzungdarüber zu treffen, welchen
Antheil die ausscheidende Stadt an dem gemeinsamenAktiv- und Passivvermögen des bisherigen
Kreises, sowie etwa an fortdauerndenLeistungenzu gemeinsamen Zwecken der beiden neuen Kreise
^ übernehmenhat. , , ,^. ^ . ,

Ueber die Auseinandersetzung beschließt der Bezirksausschuh, vorbehaltlich der den
^heiligten gegen einander innerhalb zwei Wochen zustehenden Klage bei dem Bezirksausschusse
(s- 2 des Gesetzes vom 1. August 1883).

§. 5.
Privatrechtlichc Verhältnisse werden durch Veränderungen der Kreisgrenzen (§§. 3, 4)

'"cht berührt.

Zweiter Abschnitt.

Von den Kreisangehörigen, ihren Rechten und Pflichten.

Angehörige des Kreises sind, mit Ausnahme der nicht angesessenen ^berechtigen
Wit'ärversonen des aktiven Dienststanöes, alle diejenigen, welche innerhalb des Kreises emen
V^Mtz haben.

Rechte der Kreisangehörigen.

Die Kreisangehörigensind berechtigt' <, ,-<. «,
1. zur Theilnahme »n der Verwaltung und Vertretung des Kreises nach näherer Vor-

sckirift dieses Gesetzes
2. zur Mitbenutzungder öffentlichen Einrichtungenund Anstalten des Kreises nach Maßgabe

der für dieselben bestehenden Bestimmungen.
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Pflichten der Kreisangehörigen.

a. Verpflichtung zur Annahme von unbefoldeten Aemtern.
(Gründe der Ablehnung. Folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung.)

Die Kreisangehörigensind verpflichtet, unbesoldeteAemter in der Verwaltung und Ver¬
tretung des Kreises (§§. 31, 83, 75, 87) zu übernehmen.

Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung folcher Aemter berechtigen folgende
Entschuldigungsgründe:

1. anhaltende Krankheit;
2. Geschäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abwesenheit vom Wohnorte mit

sich bringen;
3. das Alter von 60 Jahren;
4. die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes;
5. fonstige besondere Verhältnisse, welche nach dem Ermessendes Kreistages eine gültige

Entschuldigungbegründen.
Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, so kann das Amt nach Ablauf von drei

Jahren niedergelegtwerden.
Wer ein unbefoldetesAmt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreifes während der

vorgeschriebenen regelmäßigen Amtsdauer versehenhat, kann die Uebernahmedesselbenoder eines
gleichartigenfür die nächsten drei Jahre ablehnen.

Wer sich ohne einen der vorbezeichneten Entschuldigungsgründeweigert, ein unbesoldetes
Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreises zu übernehmen oder das übernommeneAmt
drei Jahre hindurch zu versehen, sowie derjenige, welchersich der Verwaltung solcher Aemter trotz
vorhergegangenerAufforderung seitens des Kreisausschusses thatsächlich entzieht, kann durch Beschluß
des Kreistages für einen Zeitraum von drei bis sechs Jahren der Ausübung seines Rechtes auf
Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung des Kreises für verluftig erklärt und um ein
Achtel bis ein Viertel stärker, als die übrigen Kreisangehörigen, zu den Kreisabgaben heran¬
gezogen werden.

Gegen den Befchluß des Kreistages findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem
Bezirksausschüsse statt.

§. 9.

t>. Beitragspflicht zu den Kreisabgaben.

Die Kreisangehörigen sind verpflichtet, zur Befriedigung der Bedürfnisse des Kreifes
Abgaben aufzubringen, insofern der Kreistag nicht beschließt, diese Bedürfnisse aus dem Vermögen
des Kreifes oder aus sonstigen Einnahmen zu bestreuen (§. 61 Nr. 3).

Grundsätze über die Vertheilung und Aufbringung der Kreisabgaben.

8- 10.
Die Vertheilung der Kreisabgaben darf nach keinem anderen Maßstabe, als nach dem

Verhältnisseder von den Kreisangehörigenzu entrichtendendirekten Staatssteuern, und zwar nur
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durch Zuschläge zu denselben,beziehungsweise zu den nach §§. 14 und 15 zu ermittelndenfingirtcn
Steuersätzender Forensen, juristischen Personen u. s. w. erfolgen.

Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebeauf dem platten Lande auf¬
kommende Gewerbesteuerder Klasse ^ I. ist hierbei mindestens mit einem Viertel und höchstens
wit dem vollen Betrage desjenigen Prozentsatzesheranzuziehen, mit welchemdie Klassen- und
klassiftzirte Einkommensteuer belastet wird. Im Uebrigen kann die Gewerbesteuervon der Heran¬
ziehungganz frei gelassen, darf aber keinesfalls dazu mit einem höheren Prozentsätze, als die
Grund- und Gebaudesteuerherangezogenwerden. Ausgeschlossen von der Heranziehung bleibt die
Gewerbesteuer vom Hausirgewerbe.

Die erste Stufe der KlassensteuerG. ? des Gesetzes vom ZZT^s^' ^-^- 1873

S. 213) kann von der Heranziehung zu den Kreisabgaben ganz freigelassen oder dazu mit einen,
geringerenProzentsatze,als die übrigen Stufen der Klassensteuer und die klafsisizirteEinkommen¬
steuer, herangezogenwerden. Bei den Vorschriftendes §. 9a des oben erwähntenGesetzes behält
^ sein Bewenden.

8- 11-

Unter Anwendung des nach diesen GrundsätzenG. 10 Absatz 1, 2 und 3) vom Kreis¬
tage beschlossenenVertheilungsmahstabes wird das Kreisabgabensoll für die einzelnenGemeinden
w Ganzen berechnet und denselben zur Unteruertheilung auf die einzelnenSteuerpflichtigennach
demselben Maßstabe zur Einziehung sowie zur Abführung im Ganzen an die Kreiskommunalkasse
überwiesen. Doch bleibt den Gemeinden die Veschlußnahme,ihre Antheile an den Kreisabgaben in
anderer Weise aufzubringen, vorbehalten.

8- 12.

Feststellung des Kreisabgaben-Vertheilungsmaßstabes.

Der Maßstab, nach welchem die Kreisabgaben zu vertheilen sind, ist für jeden Kreis
wnerhalb 18 Monaten, nachdem dies Gefetz in Kraft getreten fein wird, ein- für allemal fest¬
zustellen und demnächst unverändert zur Anwendung zu bringen. Der Kreistag ist jedoch befugt,
herbei zu den Kreisabgaben für Verkehrsanlagen die Grund- und Gebäudesteuer, sowie die von
dem Gewerbebetriebeauf dem platten Lande aufkommende Gewerbesteuerder Klasse ^. I. innerhalb
°er im §. io festgesetztenGrenzen mit einem höheren Prozentsatzeals zu den übrigen Kreisabgaben
heranzuziehen, beziehungsweise nach Maßgabe des §. 10 Absatz 3 die erste Stufe der Klassensteuer
n°n der Heranziehungzu diesen Kreisabgaben ganz frei zu lassen oder dazu mit einem geringeren
-Prozentsätzeheranzuziehen.

Kommt ein gültiger Kreistagsbeschlußüber den Vertheilungsmatzstabinnerhalb der fest¬
gesetzten Zeit nicht zu Stande, so werden bis zur Herbeiführungdieses Beschlusses die Kreisabgaben
auf die sämmtlichendirekten Staatssteuern, mit Ausschlußder Hausirgewerbesteuer,nach Maßgabe
^ s- 10 Absatz 1 gleichmäßigvertheilt.

Der Kreistag kann den festgestellten Maßstab von fünf zu fünf Jahren einer Revision
"'"erziehen.

8- 13.

Mehr- oder Minderbelastung einzelner Kreistheile.

. Sofern es sich um Kreiseinrichtungenhandelt, welche in besondershervorragendemoder
" besonders geringem Maße einzelnen Kreistheilen zu Gute kommen, kann der Kreistag beschließen,
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für die Kreisangehörigen dieser Kreisthcile eine nach Quote» der Kreisabgaben zu bemessende
Mehr- oder Minderbelastung eintreten zu lassen. Die Mehrbelastung kann nach Maßgabe der
Beschlüsse des Kreistages durch Naturalleistungen ersetzt werden.

Heranziehung der Forensen, juristischen Personen u. s. w. zu den Kreisabgaben.

§. 14.
Diejenigen physischen Personen, welche, ohne in dem Kreise einen Wohnsitz zu haben,

beziehungsweise in demselben zu den persönlichenStaatssteuern veranlagt zu sein, in demselben
Grundeigenthum besitzen, oder ein stehendesGewerbe, oder außerhalb einer Gewerkschaft Bergbau
betreiben (Forensen), mit Einschluß der nicht im Kreise wohnenden Gesellschaftereiner offenen
Handelsgesellschaftoder einer Eommanditgesellschast(Artikel 85 und 150 des Allgemeinen
DeutschenHandelsgesetzbuches),sind verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, welche
auf den Grundbesitz,das Gewerbe, den Bergbau oder das aus diesen Quellen fließendeEinkommen
gelegt werden.

Ein Gleiches gilt von den juristischen Personen, von den Eommanditgescllschaftenauf
Aktien und Aktiengesellschaften (Artikel 173 und 20? des Handelsgesetzbuches), sowie Bcrggewerk-
schaften, welche im Kreise Grundeigenthum besitzenoder ein stehendes Gewerbe oder Bergbau
betreibe».

Der Fiskus kann zu den Kreisabgaben, soweit nicht die Aufbringung nach dem Schlußsatz
des §.11 stattfindet, wegen seines aus Grundbesitz, Gewerbe- und Bergbaubetrieb fließenden
Einkommens nicht herangezogen, dagegen mit der Grund- und Gcbaudesteuer um die Hälfte
desjenigen Prozentsatzesstärker belastet werden, mit welchen: die Klassen- und klassifizirteEin¬
kommensteuer dazu herangezogenwird. Im Falle des 8- 12 (Absatz 2) tritt diese Belastung auch
ohne Beschlußdes Kreistages ein.

Vergwerksbcsitzer, welche in den: Umfange ihres Vergwerksbetriebesden in der Klasse ^, I.
der Gewerbesteuer veranlagten Gewerbetreibendengleichstehen,sind zu den Steuersätzender Klasse ^ I.
einzuschätzen und nach Mußgabe dieser Einschätzung zu den Kreisabgaben heranzuziehen.

8. 15.
Die Einschätzungder Forensen, der Bergwerksbesitzer,der Eommanditgesellschaftenauf

Aktien, der Aktiengefellschaften und der juristischenPersonen zu den Kreisabgaben erfolgt, soweit
sie zu den, der Verkeilung der letzteren zum Grunde gelegten Stcmtssteuern (§. 10) nicht schon
unmittelbar herangezogen sind, von dem Kreisausschusse,nach den für die Veranlagung dieser
Stlllltssteuern bestehendengesetzlichen Vorschriften, unter Anwendung des für die Kreisabgaben
bestimmtenAntheilsverhältnisses.

8- 16.

Unzulässigkeit einer Doppelbesteuerung desselben Einkommens.

Niemand darf von demselbenEinkommen in verschiedene!: Kreisen zu den Kreisabgaben
herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Einkommen, welches einen: Abgabenvflichtigen
aus seinem außerhalb des Kreifes belcgenenGrundeigenthume, oder aus seinen: außerhalb des
Kreises stattfindendenGewerbe- oder Bergbaubetriebe zustießt, bei Feststellung des im Kreise zu
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veranlagenden Einkommens desselben außer Berechnung gelassen werden. Dies geschiehtdurch
Absetzung der bezüglichenEinkommensquote von dem zur Staatssteuer veranlagten Gesammt-
emkommen und durch verlMnihmäßige Herabsetzungdes festgestellten Steuersatzes.

Befreiung von den Kreisabgaben.

8- 17-
Die dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichenDienste oder Gebrauche bestimmten

Liegenschaften und Gebäude, die KöniglichenSchlösser, sowie die im s- 4 zu o. und ä. des
Gesetzes vom 21. Mai 1861, betreffenddie anderweite Regelung der Grundsteuer (G.-S. S. 253),
w Artikel I. des Gesetzes vom 12. März 1877 (G.-S. S. 19) und im §. 3 zu 2 bis 6 des
Gesetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer allgemeinenGebäudesteuer(G.-S.
5- 317), bezeichneten Grundstücke und Gebäude sind von den Kreislasten befreit.

§. 18.
Bis zur anderweiten gesetzlichen Regelung bleiben die Dienstgrundstücke der Geistlichen,

Kirchendiener und Elementarschullehrergleichfalls von den Kreislasteu befreit. Auch ist bis zu
dieser Regelung die Besteuerung des Diensteinkommensder unmittelbaren und mittelbaren Staats¬
beamten nur nach Maßgabe der A 2 und 3 des Gesetzes vom II. Juli 1822 (G.-S. S. 184)
und nur insoweit zulässig, als die Beiträge derselben zu den Bedürfnissender Gemeinde ihres
Wohnortes nicht bereits das in den gedachten Gesehesvorschriften bestimmte Maximum erreichen,
und auch dann nur inuerhalb der Grenzen der letzteren. Ebenso findet der §. 10 des Gesetzes
"°m 11. IM 1822 auf die Heranziehung zu den KreisabgabenAnwendung.

8. 19.

Nefchwerden wegen der Veranlagung der Kreisabgaben.

Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend:
1. das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungenund Anstalten des Kreises,
2. die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreisabgaben,

beschließt der Kreisausschuß. „ . ^ ..
Beschwerdenund Einsprücheder zu 2 gedachten Art sind innerhalb "mr Frist von zwei

Monaten nach erfolgter Bekanntmachungder Abgabebeträgebei dem Kreisausschusse anzubrmgen.

Ansprüche gegen die Höhe von Kreiszuschlägen zu den direkten Staatssteuern, welche sich gegen
°en Prinzipalsatz der letzterenrichten, sind unzulässig. , ^ «>, , , ^
^ Gegen den Beschlußdes Kreisausschussesfindet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem
Bezirksausschüsse statt. Hierbei ist die Zuständigkeit au« insoweit
^gründet, als bisher durch §. 79 Titel 14 Theil II. des Allgemeinen Landrechts,beziehungsweise
^ 9, 10 des Gesetzes über die Erweiterung des Rechtswegesvom 24. Mm 1861 (G.-S.
6- 241) oder sonstige bestehende Vorschriftender ordentliche Rechtswegfür zulassig erklärt war.

Die Beschwerden und die Einsprüche,sowie die Klage haben keine aufschiebende Wirkung.
Gegen die Entscheidung des Bezirksausschussesist nur das Rechtsmittel der Revision

UMssig (§, Z ^s Gesetzes von, 1. August 1883, G.-S- S. 237).
20
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Dritter Abschnitt.

Krcisstatnten und Reglements.

s- 20.
Jeder Kreis ist befugt:
1. zum Erlasse besonderer statutarischer Anordnungen über solche Angelegenheitendes

Kreises, hinsichtlichderen das gegenwärtige Gesetz Verschiedenheiten gestattet (H. 46
Absatz 2, 48 Absatz 3, 52 Absatz 1 und 53), oder das Gesetz auf statutarische
Regelung verweist, sowie über solche Angelegenheiten, deren Gegenstand nicht durch
Gesetz geregelt ist;

2. zum Erlasse von Reglements über besondere Einrichtungen des Kreises.
Die Kreisstatuten und Reglements sind durch das Kreisblatt und, wo ein solches nicht

besteht, durch das Amtsblatt auf Kosten des Kreises bekannt zu machen.

Zweiter Titel.

Uon der Gliederung und den Aemtern des Kreises.
Erster Abschnitt.

Gliederung des Oreises.

8- 21.
Die Kreise, mit Ausnahme der Stadtkreise (Hß, 4, 89), umfasse«:die dazu gehörigen

Städte und Landbürgermeistereien. Die Landbürgermeistereien umfassen die dazu gehörigen
Landgemeinden. Den Landgemeindenwerden die nach der Gemcindeordnungfür die Nheinvrovinz
vom 23. Juli 1845 (G.-S. S. 523) verwalteten Städte gleichgeachtet, unbeschadet der Bestimmungen
in §. 3? dieser Kreisordnung.

Durch KöniglicheVerordnung kann die Städteordnung auch andern, als den bisher auf
dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertretenen Gemeinden auf ihren Antrag verliehen
werden (§. 1 Absatz 2 der Städteordnung für die Nheinvrovinz vom 15. Mai 1856, G.-S. S. 406).

8- 22.
Die Abänderungder Landbürgermeistereien(§. 9 der Gemeindeordnungvom 23. Juli 1845,

§. 25 Absatz 2 des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts¬
behörden vom 1. August 1883) erfolgt fortan durch den Minister des Innern ini Einvernehmen
mit dem Bezirksausschüsse nach vorheriger Anhörung der Vetheiligten und des Kreistages.

Zweiter Abschnitt.

Von dem Gemeindevorsteherund dem Bürgermeister in den LandNlgermeistereien, sowie von den
Beamten der Gemeinden und Lllndbürgermeistereien.

8- 23.

Wahl der Gemeindevorsteher und deren Stellvertreter.

Der Gemeindevorsteherund dessen Stellvertreter (Beistand), sowie die Bezirks-, Dorfs¬
oder Bauerschaftsvorsteherwerden von dem Gemeinderathe aus der Zahl der zur Ausübung des
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Etimmrechtes befähigten Gemeindemitglieder auf die Dauer von sechs Jahren durch absolute
Stimmenmehrheit gewählt.

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorschrift des diefem Gesetze beigefügten Wahlreglements.
Die Gewählten bedürfen der Bestätigung durch den Landrath,
Vor der Bestätigung ist der Bürgermeister mit seinem Gutachten zu hören.
Die Bestätigung kann unter Zustimmung des Kreisausschusses versagt werden.
Wird die Bestätigung versagt, so ist eine Neuwahl anzuordnen. Erhält auch diese die

Bestätigung nicht, so ernennt der Landrath auf den Vorfchlagdes Bürgermeistersunter Zustimmung
^ Kreisausschusses einen Stellvertreter auf fo lange, bis eine erneute Wahl die Bestätigung
"langt hat. Dasselbe findet statt, wenn keine Wahl zu Stande kommt.

In denjenigen Gemeinden, welche für sich allein eine Landbürgermeistereibildeu, ist der
Bürgermeister zugleich Gemeindevorsteher. Der §. 74 der Gemeindeordnungvom 23. Juli 1845
wird aufgehoben.

§. 24.

Ernennung der Bürgermeister der Landbürgermeistereien.
Der Bürgermeister wird von dein Oberprästdenteu auf Lebenszeit ernannt. Zu dem

Amte eines Bürgermeisterssollen an erster Stelle angesehene Personen in dem Bürgerme.sterei-
bezirke, insbesondere größere Grundbesitzer, berufen werden, welche das Amt als ein unentgeltlich
M verwaltendesEhrenamt zu übernehmen bereit sind. Ein Bürgermeister nnt Besoldung soll nur
«'gestellt werden, wenn ein geeigneter Ehrenbürgermeisternicht zu gewinnen ist. Die Ernennung
«folgt auf Grund von Vorschlägendes Kreisausschusses,welche dieser nach Anhörung der Vürger-
'"eistereiversammlungzu machen hat. Falls der Oberpräsident den sännntlichenVorschläge», des
Kreisausschusses keine Folge geben will, fo bedarf es hierzu der Zustimmungdes Provmzmlrathes-
Lehnt der Provinzialrathdie Zustimmung ab, so kann dieselbe auf den Antrag des Obervrästdenten
durch den Minister des Innern ergänzt werden.

Die kommissarische Verwaltung der Bürgermeisterei wird von dem Obervrästdenten
angeordnet.

Ueber die Festsetzung der Besoldung, beziehungsweise der DieustiN'kostene'.tschadigimg der
Bürgermeister,beziehungsweise der Ehrenbürgermeisterbeschließt der Kreisausschuhnach Anhörung
d« Bürgern.eistereiversammlung(§. 32 Nr. 4 des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs¬
und Verwaltnngsgerichtsbehördcnvom 1. August 1883). .

Die nach tz. 36 des letzteren Gesetzes dem Landrathe,in der Beschwerdeinstanzdem
Negierungsvräsidentm zustehende Befugnih zur Verhängung°°" OrdnuWsstra m gegen die
Bürgermeister wird bezüglich der Ehrenbürgermeisterdem Kreisausschuß,m der Beschwerdemstauz
dem Bezirksausschußübertragen. ^ ,„ , , „..^ . _,.,

In Betreff der Beigeordneten finden die wegen Vorschlag und Ernennungder Bürger¬
meister geltenden Bestimnmngen entsprechende Anwendung.

s. 2.'

Verpflichtung zur Uebernahme von unbesoldete" Aemtern in den Landgemeinden
und Landbürgermeistereien.

Wegen der Verpflichtungzur Uebernahme, sowie megen der Gründe für die Ablehnung
«"besoldeterAemter in der Verwaltung und Vertretungder Landgemeinden und Landburger



156

meistereienfinden die Vorschriften der Absätze I bis 4 des §. 8 mit der Maßgabe Anwendung,
daß an die Stelle des Kreistages (Absatz 2 Ziffer 5 a, a. O.) der Gemeinderath, beziehungsweise
die Bürgermeistereiversammlungtritt.

Wer sich ohne einen der im §. 8 Absatz 2 bezeichneten Entschuldigungsgründeweigert,
ein derartiges Amt zu übernehmen, oder das übernommeneAmt drei Jahre hindurch zu versehen,
sowie derjenige, welcher sich der Verwaltung des Amtes thatsächlichentzieht, kann durch Beschluß
des Gemeinderaths, beziehungsweiseder Bürgermeistereiversammlungfür einen Zeitraum von drei bis
sechs Jahren der Ausübung seines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung
der Gemeinde, beziehungsweiseder Landbürgermeiftereifür verlustig erklärt und um ein Achtel
bis ein Viertel stärker, als die übrigen Gemeindeangehörigen,zu den Gemeindeabgabenheran¬
gezogen werden. Für das Amt der Ehrenbürgermeistergelten die vorstehenden Bestimmungennicht.

8- 26.

Wahl der Beamten der Landgemeinden und Landbürgermeistereien.

Die Bestimmungen des §. 2s finden bezüglich der Wahl und Bestätigung auch auf die
Unterbeamten der Gemeinden, foweit deren Ernennung bisher dem Landwthe zustand, sowie auf
die Nnterbeamten der Landbürgermeistereienmit der Maßgabe Anwendung, daß die Wahl der
letzterendurch die Bürgermeistereiversammlungzu vollziehen ist.

8- 27.
Im Falle der Pensionirung des Bürgermeisters einer Landbürgermeistereikommt bei der

Berechnung der Dienstzeit auch die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu pensionirende
Beamte bei anderen Landbürgermeistereiender Provinz als Bürgermeister angestellt gewesen ist.

Die Landbürgermeistereienund Landgemeinden der Provinz werden zu einem Kassen-
uerbande vereinigt, welchen» es obliegt, den in Ruhestand versetzten besoldeten Beamten der Land-
bürgermeistcreienund Landgemeindendie ihnen zustehenden Pensioneil zu zahlen.

Insoweit zur Bestreitung der Pensionszahlungen die von den pensionsberechtigten Beamten
zu zahlenden Beiträge nicht ausreichen, wird der fehlende Betrag von den Landbürgermeistereien
und Laudgemeinden nach Verhältniß des jeweiligen Betrags des pensionsberechtigtenDienst¬
einkommensder Beamten aufgebracht.

Die Pensionskassewird durch Organe des Provinzialverbandes unter Aufsicht des Pro-
uinzialausschussesverwaltet. Im Uebrigen werden die Verhältnisse der Kasse durch ein nach
Anhörung des Provinziallandtags von dem Minister des Innern zu erlassendes Regulativ geordnet.

Die Provinzialvertretung ist ermächtigt, einen Theil der gemäß §. 1 Nr. 2 des Gesetzes
vom 30. April 1873 (G.-S. S. 187) und §. 26 des Gesetzes vom 8. Juli 1875 (G.-S. S. 49?)
aus der Staatskasse jährlich zur Verfügung gestellten Summe an die Pensionskassezu überweisen.

§. 28.
Die Verwaltung der Ortspolizei steht, soweit sie nicht gesetzlich anderen Behörden über¬

tragen ist, dem Bürgermeister zu, und der Gemeindevorsteherist dessen Organ (§§. 76 und 108
der Gemeindenrdnungvon, 23. Juli 1845).
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§- 29.
Der Absatz 2 des §. 53 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, betreffend die

"Nennung von Gemeindeverordneten,wird ebenso wie die Bestimmung im §. 110 Absatz 4
"' a. O., „ach welcher die Abgeordneten zur Bürgermeistereiversammlung vom Landrathe zu
bestätigen sind, aufgehoben.

Dritter Abschnitt.

Von dem Lanorllthe.

§. 30.

Ernennung desselben.

Der an der Spitze der Verwaltung des Kreises stehende Landrath wird vom Konige ernannt.
Der Kreistag ist befugt, für die Besetzung des erledigten Landrathsamtes geeignete

Personen, welche seit mindestens einem Jahre dein Kreise durch Grundbesitz oder Wohnsitz
""gehören, in Vorschlagzu bringen.

Geeignet zur Bekleidung der Stelle eines Landrathes sind diejenigenPersonen, welche:
1. die Befähigung zum Höberen Verwaltungs- und Iustizdienste erlangt haben, oder
2. dem Kreise seit mindestens einem Jahre durch Grundbesitzoder Wohnsitzangehören

und zugleich mindestens während eines vierjährigen Zeitraumes entweder
li) als Referendare im Vorbereitungsdienste bei den Gerichten und Verwaltungs¬

behörden, oder
d) 'in Selbstuerwaltungsämtern des betreffenden Kreises, des Bezirkes oder der Provinz

— jedoch nicht lediglich als Stellvertreter oder als Mitgliedervon Kreiskommissionen —
thätig gewesen sind.

Auf den Zeitraum von vier Jahren kann den zu 2K bezeichneten Personen eine Be¬
lästigung bei höheren Verwaltungsbehörden bis zur Dauer von zwei Jahren in Anrechnung
^bracht werden.

8. 31.

Stellvertretung desselben.

Behufs Stellvertretung des Landrathes werden von dem Kreistage aus der Zahl der
Kreisangehörigenzwei Kreisdevutirte auf je sechs Jahre gewählt. Dieselben bedürfen der Be¬
stätigung des Obervräsidenten. Sie sind von dem Landrathe zu vereidigen.

Für kürzere Verhinderungsfälle kann der Kreisfekretär als Stellvertreter eintreten.

§. 32.

Amtliche Stellung desselben.

Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die Geschäfte der allgemeinen
^andesverwaltung im Kreife und leitet als Vorsitzender des Kreisausschussesdie Kommunal-
^erwaltung des Kreises. Er hat insbesonderedie gesummtePolizeiverwaltung im Kreise und in

°ssen einzelnenStadtgemeindcn und Landgemeindenzu überwachen,
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Dritter Theil.

Uon der Vertretung und Verwaltung des Kreises«
Erster Abschnitt.

Von der Zufanimensetzungdes Kreistages.
§. 33.

Zahl der Mitglieder des Kreistages.

Die Kreisuersammlung (der Kreistag) besteht in Kreisen, welche unter Ausschluß der im
aktiven Militärdienste stehenden Personen 35 000 oder weniger Einwohner haben, aus 20 Mit¬
gliedern. In Kreisen mit mehr als 35 000 bis zu 70 000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl
von 5000 und in Kreisen mit mehr als 70 000 Einwohnern für jede über die letztere Zahl über¬
schießende Vollzahl von 10 000 Einwohnern je ein Vertreter hinzu.

Bildung von Wahlverbanden für die Wahl der Kreistagsabgeordneten.

Zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten werden drei Wahlverbände gebildet,
und zwar:

a) der Wahlverband der größeren Grundbesitzer,
t>) der Wahlverband der Landbürgermeistereienund
e) der Wahlverband der Städte.
In Kreisen, in welchen keine dem Wahlverbande der Städte angehörige.Gemeinde vor¬

handen ist, scheidet dieser Wahlverband aus.
Für Kreise, welche nur aus einer Stadt bestehen, gelten die Vorschriften des §. 89

diefes Gesetzes.

§. 35.

Bildung des Wahlverbandes der größeren Grundbesitzer.

Der Wahlverband der größeren Grundbesitzerbesteht aus allen denjenigen zur Zahlung
uon Kreisabgaben verpflichtetenGrundbesitzern, mit Einschluß der juristischenPersonen, Aktien¬
gesellschaften und Kommanditgesellschaftenauf Aktien, welche von ihrem gesammten, innerhalb des
Kreises belegenen Grundeigenthum in den RegierungsbezirkenAachen, Köln und Düsseldorf
mindestens 225 M., und in den Regierungsbezirken Eoblenz und Trier mindestens 150 M.
an Grundsteuer zu entrichten haben, beziehungsweisezu entrichten haben würden, wenn sie dazu
nach Maßgabe des Gesetzes vom 21. Mai 1861 (G.-S. S. 253) veranlagt wären.

Der Provinzialvertretung bleibt überlassen, diesen Steuerbetrag für einzelneKreise bis
auf den Betrag von 450 M. zu erhöhen oder bis auf den Betrag von 100 M. zu ermäßigen.

Dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzer treten diejenigen Gewerbtreibendenund
Bergwerksbesitzerhinzu, welche wegen ihrer innerhalb des Kreifes betriebenen gewerblichen Unter¬
nehmungen in der Klasse ^ I. der Gewerbesteuer mit dem Mittelsatze veranlagt sind (tz. 14
Absatz 4).

Von der Theilnahme an dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzersind die zu dem
Kreise gehörigen Gemeinden bezüglich ihres innerhalb des letzteren belegenenGrundbesitzesaus-
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geschlossen. Dasselbe gilt von denjenigen Vereinigungen von Grundbesitzern— Gehöferschaften
U- s. w. —, deren gemeinschaftliches Eigenthum nicht nachweislich durch ein besonderes privat-
rechtliches Verhältniß entstanden ist (vergl. 8- 1 Nr, 1 des Gesetzes über gemeinschaftliche
Holzungen vom 14. März 1881, G.-S. S. 261).

§. 36.

Bildung des Wahlverbandes der Landbürgermeistereien.

Der Wahlverband der Landbürgermeistereienumsaht die Landbürgermeistereiendes Kreises.

8. 37.

Nildung des Wahlverbandes der Städte.

Der Wahlverband der Städte umfaßt die Gemeinden des Kreifes, welche bisher auf dem
Kreistage, beziehungsweisedem Provinzial-Landtage im Städtestande vertreten gewesen sind, und
"UjenigenGemeinden, denen später die Städteordnung verliehen wird.

Verkeilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände.
§. 38.

Die nach H. 33 dieses Gesetzes jedem Kreise nach Maßgabe seiner Vevölkerungsziffer
zustehende Zahl von Kreistagsabgeordnetenwird auf die drei Wahlverbände der größeren Grund¬
besitzer, der Landbürgermeistereienund der Städte nach folgendenGrundsätzen vertheilt:

1. Die Zahl der städtischen Abgeordnetenwird nach dem Verhältnisseder städtischen und
ländlichen Bevölkerung,wie dasselbe durch die letzte allgemeine Volkszählungfestgestellt
worden ist, bestimmt. Die Zahl der städtischen Abgeordneten darf die Hälfte, und
in denjenigen Kreisen, in welchen nur eine Stadt vorhanden ist, ein Drittel der
Gesammtzahl aller Abgeordnetennicht übersteigen.

2. Von der nach Abzug der städtischen Abgeordneten übrig bleibendenZahl der Kreis¬
tagsabgeordneten erhalten die Verbände der größeren Grundbesitzer und der Land¬
bürgermeistereienein jeder die Hälfte. In denjenigenKreisen aber, in welchen die
Zahl der im Wahlverbande der größeren Grundbesitzer Wahlberechtigten nicht
mindestens doppelt so groß ist, wie die aus der vorstehenden Bestimmungsich ergebende
Zahl von Kreistagsabgeordneten dieses Wahlverbandes, erhalt letzterer nur soviel
Kreistagsabgeordnete,als sich ergeben, wenn für jeden derselbenzwei Wahlberechtigte
vorhanden sind, mindestens jedoch in den RegierungsbezirkenAachen, Köln und
Düsseldorf ein Drittel und in den RegierungsbezirkenCoblenzund Trier ein Viertel
der Zahl sämmtlicher ländlichen Kreistagsabgeordneten. Die dadurch ausfallende Zahl
von Abgeordneten des Wahlverbandes der größeren Grundbesitzer fällt dem Wahl¬
verbande der Landbürgermeistereienzu.

8. 39.
Bleibt die vorhandene Zahl der in dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzer

Wahlberechtigten(§. 35) in einem Kreise unter der ihrem Verbände nach 8- 38 zukommenden
Abgeordnetenzahl, so wählt dieser Verband nur so viele Abgeordnete,als Wähler vorhanden sind,
""d fällt die demselben hiernach abgehende Zahl von Abgeordneten dem Wahlverbande der
"nddürgermeistereien zu.
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8- 40.

Verkeilung der vom Wahluerbande der Städte und vom Wahlverbande der
Landbürgermeistereien zu wählenden Abgeordneten, beziehungsweise Bildnng von

Wahlbezirken.

Die Zahl der vom Wahlverbande der Städte überhaupt zu wählenden Kreistags-
abgeordnetenwird auf die einzelnenStädte des Kreises nach Maßgabe der Seelenzahl vertheilt.

Sind in einem Kreise mehrere Städte vorhanden, auf welche hiernach nicht je ein
Abgeordneterfällt, so werden diese Städte behufs der Wahl mindestens eines gemeinfchaftlichen
Abgeordnetenzu einem Wahlbezirkevereinigt.

Ist in einem Kreise neben anderen großen Städten nur eine Stadt vorhanden, welche
nach ihrer Seelenzahl nicht einen Abgeordnetenzu wählen haben würde, so ist derselbengleichwohl
ein Abgeordneterzu überweisen.

In gleicher Weise erfolgt die Vertheilung der vom Wahlverbande der Landbürger¬
meistereien zu wählenden Abgeordneten.

s. 41.

Ausgleichung der sich bei der Vertheilung der Kreistagsabgeordneten ergebenden
Bruchtheile.

Ergeben sich bei den nach Maßgabe der §§. 38 bis 40 des Gesetzesvorzunehmenden
Berechnungen Bruchtheile, so werden dieselben nur insoweit berücksichtigt,als sie ^ erreichen
oder übersteigen.

Uebersteigensie '/2, so werden sie für voll gerechnet, kommensie ^2 gleich, so bestimmt
das Loos, auf welcher Seite der Vruchtheil für voll gerechnet werden soll.

Vollziehung der Wahlen in den Wahlverbänden der größeren Grundbesitzer.

8- 42.
Zur Wahl der von dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzerzu wählenden Kreis»

tagsabgeordneten treten die zu diesem Verbände gehörigen Grundbesitzer,Gewerbtreibenden und
Bergwerksbesitzer in der Kreisstadt unter dem Vorsitze des Landraths zusammen.

§. 43.
Bei dem Wahlakte hat jeder Berechtigte nur Eine Stimme.
Auch als Stellvertreter können Personen, welche bereits eine Stimme führen, ein ferneres

Stimmrecht nicht ausüben. Ausgenommen sind die im §. 45 Nr. ? bezeichneten Vertreter.

§- 44.
Das Recht zur persönlichenTheilnahme an den Wahlen (§. 42) steht vorbehaltlichder

nachfolgendenbesonderenBestimmungen (§. 45) denjenigen Grundbesitzern,Gewerbtreibendenund
Nergwerksbesitzern zu, welche

a) Angehörige des Deutschen Reiches und selbstständig sind; als selbstständigwird derjenige
angesehen,welcherdas 21. Lebensjahr vollendet hat, sofern ihm das Recht, über sein
Vermögen zu verfügen und dasselbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung
entzogenist;

1») sich im Besitze der bürgerlichenEhrenrechtebefinden.
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Das Wahlrecht geht verloren, sobald eins der vorstehendenErfordernissebei dem bis
Mn Wahlberechtigtennicht mehr zutrifft. Es ruht während der Dauer eines Concurses, ferner

fahrend der Dauer einer gerichtlichen Untersuchung,wenn diefelbe wegen Verbrechenoder wegen
mcher Vergehen, welche den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nach sich ziehen müssen oder
wnne», eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt ist.

Durch Vertretung können sich an den Wahlen betheiligen:
1. der Staat durch einen Vertreter aus der Zahl seiner Beamten, seiner Domänenpächter,

oder der ländlichen Grundbesitzerdes Kreises;
2. sonstige juristische Personen, Aktiengesellschaften und Commanditgescllschaften auf Aktien

durch einen Pächter oder mit Generalvollmacht versehenen Administrator eines im
Kreise belcgenengrößeren Gutes, oder durch einen Vertreter aus der Zahl der länd¬
lichen Grundbesitzerdes Kreises; Korporationen sind befugt, sich nach Maßgabe ihrer
Statuten oder Verfassungenvertreten zu lassen;

3. Eltern durch ihre Söhne, welchen sie die Verwaltung selbstständiger Güter dauernd
übertragen haben;

4. unverheiratheteBesitzerinnendurch Vertreter aus der Zahl der ländlichen Grundbesitzer
des Kreises;

5. die Mitglieder regierender Häuser durch ein Mitglied ihrer Familie, oder einen
Vertreter aus der Zahl ihrer Beamten, ihrer Gutspächter oder der ländlichenGrund¬
besitzer des Kreises;

6. die gemeinschaftlichen Besitzer eines größeren Grundeigenthums (H. 43) durch einen
Mitbesitzer, beziehungsweisedie Theilnehmer eines gewerblichen Unternehmens durch
einen derselben;

? Ehefrauen, sowohl groß- wie minderjährige, können durch ihren Ehemann, Kinder unter
väterlicherGewalt durch ihrer Vater, bevormundete Personen durch ihren Vormund oder
Pfleger vertreten werden; wird die Vormundschaft oder Pflegschaftvon weiblichen Per¬
sonen geführt, so kann deren Vertretung nach Maßgabe der Bestimmungunter 4 erfolgen;

^sofern die unter Nr. 2 genannten Berechtigten im DeutschenReiche ihren Sitz haben und die
^er Nr. 3 bis ? genannten Berechtigten Angehörige des DeutschenReiches sind und sich im

Müsse der bürgerlichen Ehrenrechtebefinden.
Die Vertreter, mit Ausnahme der unter Nr. 7 bezeichneten,müssen in dem Kreise

entweder einen Wohnsitz haben, oder in demselbenGrundeigenthum besitzen. Außerdem gelten
l^ die Vertreter die Grundsätze, welche der H. 44 für die Wahlberechtigungvorschreibt.

Vollziehung der Wahlen in den Landbürgermeistereien, beziehungsweise in den
Wahlbezirken der Landbürgermeistereien.

8- 46.
«,„ Die Wahl der Kreistagsabgeordneten der Landbürgermeistereienerfolgt in denjenigen
^urgermeistercibezirten,welche für sich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch
^ Vürgermeistereiversllmmlung,beziehungsweise den Gemeindemth.

« , In denjenigen Bürgermeistereibezirken,welche mit anderen Nürgermeistereibezirkendes
"'ses zu einem Wahlverbande vereinigt sind, hat die Nürgermeistereiversammlung,beziehungsweise

21
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der Gemeinderath auf je 250 Einwohner einen Wahlmann zu wählen. Durch statutarischeAn¬
ordnung des Kreistages kann diese Zahl erhöht werden.

Die Wahlmänner des Wahlbezirkestreten unter der Leitung des Landrathes an dem von
dem Kreisausschusse zu bestimmenden Wahlorte behufs der Wahl der Kreistagsabgeordnetenzusammen.

Diejenigen im Besitze von vormals reichsunmittelbaren Fürsten befindlichenVerbände,
welche einem Vürgermeistereibezirkenicht angehören, werden zum Zwecke der Vollziehung der
Wahlen gemäß Absatz 1 und 2 durch den Kreisausschuß mit einer benachbartenBürgermeisterei
vereinigt und in der Bürgermeistereiversammlungdurch die angestelltenVorsteher vertreten.

§. 47.
Ausgeschlossen von der Theilnahme an der Wahl in der Bürgermeistereiversammlung

sind die meistbcgütertenGrnndeigenthümer (§. 110 der Gemeindeordnungvom 23. Juli 1845),
insofern sie zum Wahluerbande der größeren Grundbesitzergehören, sowie die Vertreter der zum
Wahlverbande der Städte gehörigen Gemeinden.

Durch die Ausübung eines Wahlrechts als Wahlmann einer Bürgermeistereiversammlung
wird die Ausübung des persönlichenWahlrechts im Verbände der größeren Grundbesitzernicht
ausgeschlossen.

8- 48.
Vollziehung der Wahlen in den Städten beziehungsweise Städtewahlbezirken.

Die Wahl der städtischenKreistagsabgeordneten erfolgt in denjenigen Städten, welche
für sich einen oder mehrere Abgeordnetezu wählen haben, durch die Stadtverordnetenversammlung,
sowie in denjenigen Städten, deren Verwaltung nach Titel VIII. der Städteordnung vom
15. Mai 1856 geführt wird, durch den Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung,welche zu
diesem Behufe unter dem Vorsitze des Bürgermeisters zu einer Wahlversammlung vereinigt werden.

In denjenigen zum Wahluerbande der Städte gehörigen Gemeinden, welche nach den Vor¬
schriften der Gemeindeordnungvom 23. Juli 1845 verwaltet werden, ist die Wahl durch den Gemeinde¬
rath zu vollziehen, wobei die Vorschriften im §. 47 entsprechende Anwendung zu finden haben.

In denjenigen Städten, welche mit anderen Städten des Kreises zu einem Wahlbezirkever¬
einigt sind, ist nach Maßgabe der Bestimmungendes ersten Absatzes auf je 250 Einwohner ein Wahl¬
mann zu wählen. Durch statutarischeAnordnung des Kreistages kann jene Zahl erhöht werden.

Die Wahlmänner des Wahlbezirkes treten unter Leitung des Landrathes an dem von
dem Kreisausschusse zu bestimmendenWahlorte zur Wahl der Abgeordnetenzusammen.

8- 49.
Wahlreglement.

Die nach den vorstehendenBestimmungen vorzunehmendenWahlen erfolgen nach näherer
Vorfchrift des diesem Gesetze beigefügten Wahlreglements.

§. 50.
Wählbarkeit zum Wahlmanne und zum Kreistagsabgeordneteu.

Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und beziehungsweife zum Wahlmanne ist:
1. im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner der zum Wahlverban.de gehörigen

Gemeinden, welchersich im Besitze des Bürgerrechtes, beziehungsweisedes Gemeinde¬
rechtes befindet.
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2. in den Wahlverbändcn der größeren Grundbesitzer, sowie der Landbürgermeistereien
ein Jeder, seit einem Jahre in dem Kreise angesessene ländliche Grundbesitzer, sowie
ein Jeder, welcherin einer Versammlung dieser Verbände ein Wahlrecht ausübt und
seit einem Jahre dem Kreise durch Wohnsitz oder Grundbesitzangehört.

Für die Wählbarkeit zum Wahlmanne und zum Abgeordnetengelten im Uebrigen die
für die WahlberechtigunggegebenenBestimmungen.

§. 51.

Dauer der Wahlperiode der Kreistagsabgcordneten.

Die Kreistagsabgeordnetenwerden auf sechs Jahre gewählt.
Alle drei Jahre scheidet die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Wahlverbandes aus

»nd wird durch neue ersetzt. ^ . .. .. <„ ... ^ ,,
Ist die Zahl nicht durch 2 theilbar, fo scheidet das erste Mal w nächst größere Zahl

aus. Die das erste Mal Ausscheidenden werden durch das Loos bestimmt, welches der Landrath
auf dem Kreistage zu ziehen hat.

Die Ausscheidenden können wieder gewählt werden.

ß. 52.

Orgänzungs- und Ersatzwahlen der Kreistagsabgeordncten.

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreistages finden alle drei Jahre im
Monat November statt, sofern nicht durch statutenmäßige Anordnung seitens des Kreistages em
anderer Termin bestimmt wird. Die Wahlen in dem Verbände der Landburgermerstereren
erfolgen vor den Wahlen in dem Verbände der größeren Grundbesther. ,

Ergänzungs- und Ersatzwahlen werden von denselbenWahlverbanden, Stadtgemeinden,
"andbürgermeistereienund Wahlbezirkenvorgenommen,von denen der Ausscherende gewaW w^

Wo in städtischen oder ländlichen Wahlbezirken die Wahl von Wahlmanmrn durch
dieses Gesetz vorgeschrieben ist (§§. 46 und 48), erfolgt dieselbe aufs Neue vor ,eder Wahl, unt
Ausnahme der Ersatzwahlen,^ . ^...„ ....

Der Ersatzmann bleibt nur bis zum Ende derjemgen sechs Jahre m Thätigkeit, fm
welch« der Ausgeschiedene gewählt war.

§. 53.

Einführung der Kreistagsabgeordneten.

Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten«^tagsabg^
"cht durch statutarische Anordnung ein anderer Termin bestimmtwir ihr Amt mit
^s nächst o «enden Jahres an; die Ausfcheidendenbleiben bis zur Einführung der neugewahlte,

Dii Einführung der Gewählten erfolgt durch den Vorsitzendendes
Kreistages.

§. 54.

Aufstellung von Verzeichniffen der Wahlberechtigten.

Für jeden Kreis wird alle drei Jahre vor jeder neuen Wahl d« ^gs^ordnetm
«" Verzeichniß der zum Wahlverbande der größeren Grundbesitzer gehongen Grundbesitzer,

81*
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Gewerbtreibendenund Bergwerksbcsitzerunter Angabe der in dem §. 35 enthaltenen Merkmale
durch den Kreisausschuß aufgestellt, und durch das Kreisblatt oder, wo ein solches nicht besteht,
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Anträge auf Berichtigung dieses Verzeichnissessind binnen einer Frist von vier Wochen
nach Ausgabe des Blattes, durch welches das Verzeichnißveröffentlichtworden ist, bei dem Kreis¬
ausschusse anzubringen, welcherdarüber beschließt.

Gegen den Beschluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschüsse statt.

Aufstellung des Vertheilungsvlanes.

8. 55.
Die Nertheilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände ^88- 68

und 39), die Bildung von Wahlbezirken der Städte und der Landbürgermeiftereien G. 40),
ingleichen die Vertheilung der Abgeordneten in den Wahlverbänden der Städte und der Land¬
bürgermeistereienauf die einzelnen Städte, Landbürgermeistereienund Wahlbezirke(8- 40), erfolgt
auf de» Vorfchlag des Kreisausfchussesdurch den Kreistag und ist durch das Kreis- beziehungs¬
weise Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

§. 56.
Die nach den Vorschriftendes §. 55 festgestellte Vertheiluug der Abgeordneten bleibt das

erste Mal für drei Jahre, sodann für einen Zeitraum von je zwölf Jahren maßgebend. Nach
dessen Ablaufe wird sie durch den Kreisausschuß einer Revision unterworfen und der Beschluß
des Kreistages über die etwa nach Maßgabe der Vorschriftender H§. 33, 38 bis 41 nothwendigen
Abänderungen eingeholt. In der Zwischenzeiterfolgt eine Revision nur:

1. wenn die Zahl der zum Wahlverbande der Städte gehörigen Gemeinden des Kreises
sich vermehrt oder vermindert, oder wenn eine Stadt in Gemäßheit des §. 4 aus
dem Kreisverbande ausscheidet;in diesen Fällen ist alsbald eine anderweiteVertheilung
der Abgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände und eiue Neuwahl fämmtlicher
Kreistagsabgeordnetenvorzunehmen;

2, wenn die Zahl der Landbürgermeiftereiendes Kreises sich vermehrt oder vermindert,
sowie wenn die Zahl der Berechtigten in dem Verbände der größeren Grundbesitzer
sich dergestalt vermehrt oder vermindert, daß nach ßß. 38, 39 die Zahl der diesem
Verbände zukommenden Abgeordneten eine größere oder geringere wird, als bei der
letzten Vertheilung; in diesen Fällen ist vor den nächsten regelmäßigen Ergänzungs¬
wahlen (§. 52) von dem Kreistage eine Berichtigung des Vertheilungsvlanes vor¬
zunehmen, und sind sodann nach diesem berichtigtenVertheilungsvlane die erforder¬
lichen Ergänzungs- beziehungsweiseNeuwahlen zu vollziehen.

8- 57.
Gegen die von dem Kreistage gemäß §H. 55 und 56 wegen Vertheilung der Kreistags¬

abgeordneten gefaßten Beschlüsse steht den Vetheiligten innerhalb einer Frist von zwei Wochen
nach Ausgabe des Blattes, durch welches die Vertheilung bekannt gemacht worden ist, die Klage
bei dem Bezirksausschüsse zu.

Gegen die Endurtheile des Bezirksausschusses findet sowohl in diesen, wie in den Fällen
des Z. 54 Absatz 2 nur das Rechtsmittel der Revision statt.
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§. 58.

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahlen der Kreistagsabgeordneten.

Gegen das zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten stattgehabte Wahlverfahren
kann jedes Mitglied einer Wahlversammlunginnerhalb zwei Wochen Einspruchbei dem Vorsitzenden
des Wllhlvorstandeserheben. Die Beschlußfassung über den Einspruch, über welchen die Bethei-
ligtcn vorab zu hören sind, steht dem Kreistage zu.

Im Uebrigen prüft der Kreistag die Legitimation seiner Mitglieder von Amtswegenund
beschließt darüber. ^

Jede Wahl verliert dauernd oder nur vorübergehend ihre Wirkung, wenn sich ergiebt,
daß die für die Wählbarkeit vorgeschriebenenBedingungen nicht vorhanden gewesensind, oder
wenn diese Bedingungen gänzlichoder zeitweise aufhören. Der Kreistag hat darüber zu beschließen,
ob einer dieser Fälle eingetreten ist.

Gegen die nach' Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen gefaßten Beschlüssefindet
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschussestatt. Die Klage hat keine auf¬
schiebendeWirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Entscheidung Erfatzwahlennicht stattfinden.

Für das Streitverfahren kann der Kreistag einen besonderenVertreter bestellen.
Die Namen der Gewählten sind durch das Kreis- beziehungsweiseAmtsblatt bekannt

W machen.
8- 59.

Die Kreistagsabgeordnetenerhalten weder Diäten noch Reisekosten.

Zweiter Abschnitt.

Von den Versammlungen und Geschäftendes Kreistages.

§. 60.

Geschäfte des Kreistages,

a) Im Allgemeinen.

Der Kreistag ist berufen, den Kreiskommunalverbandzu vertreten, über die Kreis¬
angelegenheitennach näherer Vorfchrift dieses Gesetzes, sowie über diejenigen Gegenstände zu
berathen und zu beschließen, welche ihm zu diesem Behufe durch Gesetze oder Königliche Verord¬
nungen überwiesen sind, oder in Zukunft durch Gefetz überwiesenwerden.

ß. 61.

1)) Im Besonderen.

Insbesondere ist der Kreistag befugt:
1. nach Maßgabe des §. 20 statutarischeund reglementarischeAnordnungen zu treffen;
2. zu bestimmen, in welcherWeise Staatsprästationen, welche kreisweise aufzubringen

sind, und deren Aufbringungsweise nicht schon durch das Gesetz vorgeschrieben ist,
repartirt werden sollen.

Bei der Bestimmung in g< 5 Nr. 3 des Gesetzeswegen der Kriegsleistungen
vom 11. Mai 1851 (G.-S. S. 362) behält es sein Bewenden;
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3. Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Interesse des Kreises zn
beschließen, und zu diesem Behufe über das dem Kreise gehörige Grund- beziehungs¬
weise Kapitalvermögenzu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Kreisangehörigen
mit Kreisabgaben zu belasten;

4. innerhalb der Vorschriftender §H, 10 bis 18 den Vertheilungs- und Aufbringungs-
mahstab der Kreisabgaben zu beschließen;

5. den Krcishaushalts-Vtat festzustellen und hinsichtlich der Iahrcsrechnung Decharge zu
ertheilen (§§. 71 und 74);

6. die Grundsätze festzustellen, nach welchen die Verwaltung des dem Kreise gehörigen
Grund- und Kapitalvermögens, sowie der Kreiseinrichtungen und Anstalten zu
erfolgen hat;

7. die Einrichtung von Kreisämtcrn zu beschließen,die Zahl und Besoldung der Kreis¬
beamten zu bestimmen;

8. die Wahlen zum Kreisausschusse(8- 75) und zu den durch das Gesetz für Zwecke der
allgemeinenLandesverwaltungangeordnetenEommissionen zu vollziehen,sowie besondere
Commissionenund Eommissarefür Kreiszwecke zu bestellen (§. 87);

Für die Vollziehung dieser Wahlen gelten die Vorschriften des diesem Gesetze
beigefügten Wahlreglements. Gegen das stattgehabte Wahlvcrfahren kann jedes
Mitglied des Kreistages bis zum Schlüsse des Kreistages Einspruch bei dem Vor¬
fitzenden erheben. Die endgültige Beschlußfassung über den Einspruch steht dem
Kreistage zu;

9. Gutachten über alle Angelegenheitenabzugeben, die ihm zu diesem Behufe von den
Staatsbehörden überwiefen werden;

10. die durch Gesetz oder königlicheVerordnung (§. 60) ihm übertragenen sonstigen
Geschäftewahrzunehmen.

8- 62.

Berufung des Kreistages und Leitung der Verhandlungen auf demselben.

Der Landrath beruft die Kreistagsabgcordneten zum Kreistage durch besondere Ein¬
ladungsschreiben, unter Angabe der zu verhandelnden Gegenstände, führt 'auf demselben den
Vorsitz, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Versammlung. In Behin¬
derungsfällen übernimmt der dem Dienst- beziehungsweiseLebensalter nach älteste anwesende
Kreisdeputirte den Vorsitz.

Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Frist bis zn drei Tagen abgekürzt
werden darf, muh die Einladung sämmtlichenKreistagsabgeordnetenmindestens 14 Tage vorher
zugestellt werden. Gegenstände, die nicht in die Einladung zum Kreistage aufgenommen sind,
können zwar zur Berathung gelangen, die Fassung eines bindendenBeschlusses über dieselbe»darf
jedoch erst auf dem nächsten Kreistage erfolgen.

Anträge von Kreistagsabgeordneten auf Berathung einzelner Gegenstände sind bei dem
Landrathe anzubringen und in die Einladung zum nächsten Kreistage aufzunehmen,insofern sie
vor Erlaß der Einladungsschreiben eingehen. Der Landrath ist verpflichtet, jährlich wenigstens
einen Kreistag anzuberaumen, außerdem aber ist er hierzu berechtigt, so oft es die Geschäfte
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«fordern. Die Zusammenberufungdes Kreistages muß erfolgen, sobald dieselbe von einem Viertel
der Kreistagsllbgeordnetenoder von dem Kreisausschusse verlangt wird.

Von einem jeden anzusetzenden Kreistage hat der Landrath dem Regierungspräsidenten
unter Einsendung einer Abschriftdes EinladungsschreibensAnzeigezu machen.

§. 63.

Abfassung besonderer Propositionen für den Kreistag und Zustellung derselben
an die Kreistagsmitglieder.

Soll auf dem Kreistage Beschlußgefaßt werden:
1. über die Festsetzung des Ubgabenvertheilungsmatzstabesin GemahlM des §. 12;
2. über Mehr- und Minderbelastungeneinzelner Kreistheile in Gemähheit des §.13;
3. über solche Gegenstände,welche Kreisausgaben nothwendig machen,die nicht auf einer

gesetzlichenVerpflichtungdes Kreises beruhen,
s° ist ein ausführlicher Vurfchlag zu dem Beschlusse, welcher über

a) den Zweck desselben,
K) die Art der Ausführung,
o) die Summe der zu verwendendenKosten,
ck) die Aufbringungsweise

das Nöthige enthält, von dein Kreisausschusseauszuarbeiten und jedem Abgeordnetenmindestens
14 Tage vor Abhaltung des Kreistages schriftlich zuzustelleu. Die Frist darf bis zu drei Tagen
abgekürzt werden, wenn einem Nothstande vorgebeugt oder abgeholfenwerden soll.

§- 64.
Öffentlichkeit der Kreistagssitzungen.

Die Sitzungen des Kreistages sind öffentlich. Für einzelne Gegenstände kann durch
einen in geheimer Sitzung zu fassenden Beschlußder Versammlung die Oeffentlichkett ausgeschlossen
werden.

§. 65.
Beschlußfähigkeit des Kreistages.

Der Kreistag kann nur beschließen,wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend
ist- Eine Ausnahme hiervon findet statt, wenn die Mitglieder des Kreistages, zum zweiten Male
^r Verhandlung über denselben Gegenstand berufen, dennoch nicht in beschlußfähigerAnzahl
erschienen sind. Bei der zweiten Zusammenberufung muh auf diefe Bestimmung ausdrücklich
Angewiesen werden.

§. 66.

Ausschluß von den Verhandlungen des Kreistages wegen persönlichen Interesses.
An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Kreises darf derjenige nicht

Theil nehmen, dessen Interesse mit dem des Kreises in Widerspruchsteht.

8. 67.

Theilnahme der Mitglieder des Kreisausschusses an den Kreistagsversammlungen.
Die Mitglieder des Kreisausschusses,welche nicht Mitglieder des Kreistages find werden

" den Versammlungen des Kreistages eingeladen und haben in demselben berathende Stimme.
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8- 08.

Fassung der Kreistagsbeschlüsse nach einfacher und Zweidrittel-Stimmenmehrheit.

Die Beschlüsse des Kreistages werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt.
Bei Stimmengleichheitgilt der Antrag als abgelehnt.
Zu einem Beschlusse, durch welchen eine nene Belastung der Kreisangehörigenohne eine

gesetzlicheVerpflichtung oder eine Veräußerung vom Grund- oder Kapitalvermögen des Kreises
bewirkt, oder eine Veränderung des festgestelltenVertheilungsmaßstabes für die Kreisabgaben
(§. 12) eingeführt werden soll, ist jedoch eine Stimmenmehrheit von mindestens zwei Dritteln
der Abstimmendenerforderlich.

8. 69.

Abfasfung und Veröffentlichuug der Kreistagsprotokolle.

Ueber die Beschlüssedes Kreistages ist eine besondere Verhandlung aufzunehmen, in
welcher die Namen der dabei anwefend gewesenen Mitglieder aufgeführt werden müssen. Diese
Verhandlung wird von dem Vorsitzendenund von wenigstens drei Mitgliedern des Kreistages
vollzogen,welche zu diesem Behufe von der Versammlung vor dem Beginne der Verhandlung zu
bestimmenund in letzterer aufzuführen sind.

Ueber die Wahl eines Protokollführers und die Formen der Verhandlung bestimmt im
Uebrigen die von dem Kreistage zu befchließende Geschäftsordnung.

Der Inhalt der Kreistagsbeschlüsse ist, sofern der Kreistag nicht in einem einzelnenFalle
etwas Anderes beschließt, in einer von dem Kreistage zu bestimmendenWeise zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen.

Dem Regierungspräsidentenist eine Abschriftdes Protokolls einzureichen.

§. 70.

Abfassung von Petitionen des Kreistages.

Petitionen und Eingaben, welche Namens des Kreistages in Bezug auf die seiner
Beschlußnahmeunterliegenden Angelegenheiten(HF. 60 und 61) überreicht werden sollen, müssen
auf dem Kreistage selbst berathen und vollzogenwerden. Daß dies geschehen, ist in dergleichen
Eingaben ausdrücklich zu bemerken.

Dritter Abschnitt.

Von dem Kreishaushlllte.

§. 71.

Aufstellung und Feststellung des Kreishaushalts-Etats.

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche sich im Voraus bestimmenlassen, entwirft
der Kreisausschuhjährlich einen Haushalts-Etat, welcher von dem Kreistage festgestellt und dem¬
nächst in derselbenWeise, wie die Kreistagsbeschlüsse,veröffentlichtwird.

Bei Vorlage des Haushalts-Etats hat der Kreisausschuß dem Kreistage über die Ver¬
waltung und den Stand der KreiskommunalangelegenheitenBericht zu erstatten.
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Ane Abschrift des Etats und des Verwaltungsberichtes wird nach erfolgter Feststellung
de,s ersterensofort dem Regierungspräsidentenüberreicht.

Ausgaben, welche auher dem Etat geleistet werden sollen, bedürfen der Genehmigung
des Kreistages.

Revision der Kreiscommunalkasse.

Die Kreiscommunalkassemuß an einem bestimmtenTage in jedem Monate regelmäßig
und einmal im Jahre außerordentlich reuidirt werden. Die Revisionen werden von dem Vor¬
sitzenden des Kreisausschussesvorgenommen. Bei den außerordentlichenRevisionen ist ein von
dem Kreisausschusse zu bestimmeudesMitglied desselbenzuzuziehen.

§. 73.
Der Bezirksausschuhbeschließt, an Stelle der Aufsichtsbehörde, über die Feststellungund

bm Ersatz vonj,Defektender Kreisbeamten nach Maßgabe der Verordnung von, 24. Januar 1844.
Der Beschlußist, vorbehaltlichdes ordentlichenRechtsweges,endgültig.

Legung, Prüfung, Feststellung und Entlastung der Iahresrechnung.

Die Iahresrechnung ist von dem Rendanten der Kreiskommunalkasse innerhalb der ersten
«ler Monate nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem Kreisausschusseeinzureichen.
Dieser hat die Rechnung zu revidiren, solche mit seinen Erinnerungen und Bemerkungen dem
Kreistage zur Prüfung, Feststellung und Entlastung einzureichenund demnächst einen Rechnungs¬
auszug zu veröffentlichen. Der Kreistag ist befugt, diese Prüfung durch eine hiermit zu beauf¬
tragende Kommissionbewirkenzu lassen.

Eine Abschriftdes Feststellungsbeschlujses ist sofort dem Regienungsvräsidentenvorzulegen.

Vierter Abschnitt.

V«n dem Oreisausschusse,seiner Zusammensetzungund seineu Geschäften in der Kreiöcommnnal-
«nd allgemeinenLaudesverwaltung.

§. ?5.

Die Stellung des Kreisausschusses im Allgemeinen.

Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheitendes Kreises und der Wahrnehmung
«°n Geschäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein Kreisausschußbestellt.

§. 76.

Die Zusammensetzung desselben.

Der Kreisausschuß besteht aus den: Landrathe und sechs Mitgliedern, welche von der
^Versammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach absoluter Stunmenmehrheit gewahl
"«den. F^ die Wählbarkeit gelten die im §. ü0 gegebenen Bestimmungenüber die Wählbarst
^m Kreistagsabgeordneteu.

22
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Geistliche, Kirchendienerund Elementarlehrer können nicht Mitglieder des Kreisausschusses
sein; richterlicheBeamte, zu denen jedoch die technischen Mitglieder der Handels-, Gewerbe- und
ähnlicher Gerichte nicht zu zählen sind, nur mit Genehmigung des vorgesetzten Ministers.

Bestellung eines Syndikus.
Der Kreistag kann nach Bedürfniß einen Syndikus bestellen, welcher die Befähigung zum

Richteramte besitzt Derselbe nimmt an den Sitzungen mit berathender Stimme Theil.

Amtsdauer, Vereidigung und Dienstvergehen der Ausschuhmitglieder.
Die Wahl der Ausschußmitgliedererfolgt auf fechs Jahre mit der Matzgabe, daß bei

Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedschaftim Ausschüsse bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauert.
Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erste und zweite Mal Aus¬
scheidenden werden durch das Loos bestimmt. Die Ausgeschiedenen können wieder gewählt werden.
Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die Wählbarkeitvorgeschriebenen
Bedingungen. Der Kreisausfchuß hat darüber zu beschließen, ob dieser Fall eingetreten ist. Gegen
den Beschlußdes Kreisausschussesfindet innerhalb zwei Wochendie Klage bei dem Bezirksausschüsse
statt. Die Klage steht auch dem Vorsitzendendes Kreisausschusseszu. Dieselbe hat keine auf¬
schiebendeWirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigenEntscheidung Ersatzwahlennicht stattfinden.
Für das Streitverfahren kann der Kreisausfchuß einen besonderenVertreter bestellen.

Die Ausschußmitgliederwerdeu von dem Vorsitzenden vereidigt. Die Ausschußmitglieder
können nach Maßgabe der Nestimmungen im Z. 39 des Gesetzes über die allgemeine Landes-
verwaltung im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden.

§. 79.
Die Geschäfte des Kreisausschusses in der Kreiskommunal- und in der allgemeinen

Landesverwaltung.
Der Kreisausschußhat:
1. die Beschlüssedes Kreistages vorzubereiten und auszuführen, soweit damit nicht

besondere Kommissionen, Kommissarien oder Beamte durch Gesetz oder Kreistags¬
beschluß beauftragt werden;

2. die Kreisangelegenheitennach Maßgabe der Gesetze und der Beschlüsse des Kreistages,
sowie in Gemäßheit des von diesem festzustellenden Kreishaushalts-Etats zu verwalten;

3. die Beamten des Kreises zu ernennen und deren Geschäftsführungzu leiten und zu
beaufsichtigen.

Hinsichtlichder Besetzungder Kreisbeamtenstellenmit Militärinvaliden gelten die
in Ansehung der Städte erlassenen Vorschriften; hinsichtlichder Dienstvergehen der
Kreisbeamten kommendie Bestimmungen des Gesetzes vom 1. August 1883 über die
Zuständigkeitder Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden(G.-S. S. 23?) in
Betreff der Dienstvergehender ländlichen Gemeindebeamtenzur Anwendung;

4. sein Gutachten über alle Angelegenheitenabzugeben, welche ihm von den Staats¬
behörden überwiesen werden;

5. diejenigen Geschäfte der allgemeinenLandesverwaltung zu führen, welche ihm durch
Gefetz übertragen werden.
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Der Landrath als Vorsitzender des Kreisausschusses,
§- so.

Der Landrath leitet und beaufsichtigt den Geschäftsgangdes Ausschussesund sorgt für
die prompte Erledigung der Geschäfte.

Der Landrath beruft den Kreisausschuh und führt in demselben den Vorsitz mrt vollem
Stimmrechte. Ist der Landrath verhindert, so geht der Vorsitz auf seinen Stellvertreter über.
Ist dies der Kreissekretär, so führt nicht dieser, sondern das hierzu vom Ausschüsse gewählte
Mitglied den Vorsitz.

8. 81.

Der Landrath führt die laufendenGeschäfteder dem Ausfchusse übertrageneuVerwaltung.
Er bereitet die Beschlüsse des Ausschussesvor und trägt für die Ausführung derselbenSorge.
Er kann die felbstständige Bearbeitung einzelner Angelegenheiten emem MrtgKede des Kre:s-
ausfchuffes übertragen. ^ .«. . <» ^ ^

Er vertritt den Kreisausschuh nach auhen. verhandelt Namens desselben mrt BeHorden
und Privatperfonen, führt den Schriftwechselund zeichnet alle Schriftstücke Namens des Ausschusses.

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Kreis gegen Dritte verbmden sollen mglnchen
Vollmachten müssen, unter Anführung des betreffendenBeschlusses des Kreistages bezrehung wer e
Kreisausschusses,von dem Landrathe und zwei Mitgliedern des Kreisausschussesbezrehungswerse
der mit der Angelegenheit betrauten Kommissionunterschriebenund mit dem Siegel des Land-
rathes versehen sein.

Das Verfahren vor dem Kreisausfchusse in Kreiskommunalangelegenheiten.

Die Anwesenheitdreier Mitglieder mit Einschluß des Vorsitzenden genügt sür die Beschluh-
Migkeit des Kreisausfchusses. , .. m,.

Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Ist eme gerade Zahl von Mü-
Bedern anwesend, so nimmt das dem Lebensalter nach jüngste gewählte MUglred an der
Abstimmungkeinen Antheil.

8- 83.

Betrifft der Gegenstand der Verhandlung einzelneMitglieder des Kreisausschussesoder
deren Verwandte und Verschwägertein auf- oder absteigender Linie oder Ins zu em dntten Grade
der Seitenlinie, fo dürfen diefelbeu an der Berathung und Endung mcht theünehmem

Ebensowenigdarf ein Mitglied des Kreisausfchussesber der Berathung
s°lcher Angele enheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffentlicherEigen chaft em Gut¬
achten abgegebenhat. oder in anderer als öffentlicher Eigenschaft h°"g gewefen ist^

Wird dadurch ein Kreisausschuh beschlußunfähig,fo erfolgt tue Beschlußfassungdurch
den Kreistag.

Soweit die eigenen Einnahmen des Kreisausschusses und die hierzu nach M. 9? und 98
M nicht ausreichen, werden die Kosten, welche die Geschaftsverwaltung
desselbenverursacht, von dem Kreise getragen. ^ .s « ^l«^»«k»

Die Mitglieder des Kreisausschusseserhalten eine ihren baaren Auslagen entsprechende,
Entschädigung. Ueber die Höhe derselben beschließt der Kreistag.



172

8. 85.
Der Kreisausschußist befugt, behufs der örtlichen Erledigung der zu seiner Zuständigkeit

gehörigenGeschäfte die Mitwirkung der Bürgermeisterund Gemeindevorsteher in Anspruch zu nehmen.

ß. 86.
Im Uebrigen wird der Geschäftsgang bei den Kreisausschüsscn,soweit derselbe nicht

durch sonstigegesetzlicheBestimmungen geregelt ist, durch ein von dem Minister des Innern zu
erlassendesRegulativ geordnet.

Fünfter Abfchnitt.

Von den Kreiscommifsionen.

8. 87.
Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufsichtigung einzelner Kreisinstitute, sowie

für die Besorgung einzelner Kreisangelegenheitenkann der Kreistag nach Bedürfniß besondere
Commissionenoder Commissare aus der Zahl der Kreisangehörigen bestellen, welche, ebenso wie
die durch das Gesetz für Zweckeder allgemeinenLandesverwaltung angeordneten Commissionen,
ihre Geschäfteunter der Leitung des Landrathes besorgen.

Der Landrath ist befugt, jederzeit den Berathungen der Kreiscommifsionenbeizuwohnen
nnd dabei den Vorsitz mit vollem Stimmrechte zu übernehmen, soweit nicht hierüber hinsichtlich
der für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Commissionen etwas Anderes
gesetzlichbestimmt ist.

8. 88.
Ueber die Gewährung von Diäten und Reisekostenan die Mitglieder der Kreis¬

commissionen zu bestimmen,bleibt dem Kreistage überlassen.

Vierter Titel.

Don den Stadtkreisen.

8. 89.
In denjenigenKreisen, welche nnr aus einer Stadt bestehen (Stadtkreise), werden die

Geschäftedes Landrathes, des Kreistages und des Kreisausfchuffes, die des letzteren, soweit sich
dieselbenauf die Kreiscommunalangelegenheitenbeziehen, von den städtischen Behörden nach den
Vorschriftender Städteordnung vom 15. Mai 1856 wahrgenommen.

Die Bestimmungen des zweiten Abschnittesdes ersten Titels finden auf Stadtkreife keine
Anwendung.

8- 90.

In den Stadtkreisen tritt an die Stelle des Kreisausschnsseszur Wahrnehmung von
Geschäften der allgemeinen Landesverwaltung in den durch die Gefetze bezeichneten Fällen der
nach den Norfchriften der 88- 3? ff. des Gefehes über die allgemeineLandesverwaltung gebildete
Stadtausfchuß.
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Fünfter Titel.

Von der Oberaufsicht über die Areisverwaltung.

8. »1.

Genehmigung der Kreistagsbeschlüsse.

Beschlüsse des Kreistages, welche folgende Angelegenheitenbetreffen:
1. statutarischeAnordnungen nach Maßgabe des §. 29 Nr. I,
2. Mehr- oder Minderbelastung einzelnerKreistheile (§. 13),
3. eine Belastung der Kreisangehörigen durch Kreisabgabeu über 50 Prozent des Ge-

sllmmtaufkommensder direkten Staatssteuern,
4. Veräußerungen von Grundstücken und Immobilarrechten des Krerses,
5. Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbestandbelastet oder der bereits

vorhandene Schuldenbestand vergrößert werden würde, sowie die Uebernahme von
Bürgschaften auf den Kreis,

6. eine neue Belastung der Kreisangehörigen ohne gesetzlicheVerpflichtung msoferndre
aufzubringenden Leistnngen über die nächsten fünf Jahre hinaus fortdauern sollen,

bedürfen in den Fälleu zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fallen zu 2 der
Bestätigung des Ministers des Innern, in den Fällen zu 3 der Bestätigung der Munster des
Innern und der Finanzen, in den übrigen Fällen der Bestätigung des Bezirksausschusses.

Ohne die vorgeschriebeneBestätigung sind die betreffenden Beschlüsse des Kreistages nichtig.

Aufsichtsbehörden.

8- 92.

Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheitender Landkreise wirb
°°n dem Regierungspräsidenten, in höherer nnd letzter Instanz von dem Oberpräsidentengeub,
unbeschadet der in den Gesetzen geordneten Mitwirkung des Bezirksausschusses und des Provmzml-
r<«hes. Befchwerdeu an die Aufsichtsbehördenin Kreisangelegenheitensind m allen Instanzen
"werhalb zwei Wochenanzubringen.

§. 93.

Die Aufsichtsbehördenhaben mit den ihnen in den Gesetzen zugewiesenen Mitteln darüber
w wachen, daß die Verwaltung den Vorschriften der Gesetze gemäß geführt und m geordnetem
Gange erhalten werde. „ „ ,„, ^ ^ ^ ,.

Die Aufsichtsbehördensind zu dem Ende befugt, über alle Gegenstandeder Verwaltung
Auskunftzu erfordern, die Einsendung der Akten, insbesondere auch der Haushaltsetats und der
Verrechnungen zu verlangen, sowie Geschäfts- und Kassenrevisionenan Ort und Stelle zu
"«anlassen.

s- 94.

Beschlüsse des Kreistages, der Kreiseommissionen,sowie in Lominunalangelegenhertendes

Leises g^e Beschlüssedes Kreisansschusses,welche deren Befugnisse "berschr°lten ode re
^e verletzen,hat der Landrath, entstehenden Falles auf Anweisung der Aufsichtsbehörde, unter
Angabe der Gründe mit auffchiebenderWirkung zu beanstanden.
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Gegen die Verfügung des Landrathes steht dem Kreistage, der Kreiscommission beziehungs¬
weise dem Kreisausschusse innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschüssezu.
Dieselben können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsstreitverfahren einen besonderen
Vertreter bestellen.

§. 95.
Auflösung des Kreistages durch königliche Verordnung.

Auf den Antrag des Staatsministeriums kann ein Kreistag durch königliche Verordnung
aufgelöst werden. Es sind sodann Neuwahlen anzuordnen, welche binnen sechs Monaten, vom
Tage der Auflösung an, erfolgen müssen.

Im Falle der Auflösuug eines Kreistages bleibe» die von demfelbengewähltenMitglieder
des Kreis ausschussesund der Kreiscommifsionenso lange in Wirksamkeit, bis der neu gebildete
Kreistag die erforderlichenNeuwahlen vollzogenhat.

8. 96.
Zwangsweife Etatifirung gesetzlicher Leistungen.

Unterläßt oder verweigert ein Kreis die ihm gesetzlich obliegenden, von der Behörde
innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit festgestelltenLeistungen auf den Haushaltsetat zu
bringen oder außerordentlichzu genehmigen,fo verfügt der Regierungspräsident unter Angabe der
Gründe die Eintragung in den Etat, beziehungsweife die Feststellung der außerordentlichenAusgaben.

Gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten steht dem Kreise innerhalb zwei Wochen
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichtezu.

Zur Ausführung der Rechte des Kreises kann der Kreistag einen besonderen Vertreter bestellen.

Sechster Titel.

Uon der Dotation der Kreisverottnde.

8- 97.
Für die Durchführung der Kreisordnuug, insbesondere zur Bestreitung der Kosten des

Kreisausschusses,hat vom Tage des Inkrafttretens diefes Gesetzes ab der Provinzialverband der
Rheinprovinz die Iahressumme von 333 411 M, foweit über dieselbe nicht gemäß §. 2? dieses
Gesetzes von der Provinzialuertretung anderweit verfügt wird, zur einen Hälfte nach dem
Maßstabe des Flächeninhalts, zur andern Hälfte nach dem Maßstabe der durch die Zählung vom
1. Dezember 1885 festgestellten Zahl der Civilbeuöllerungauf die einzelnen Landkreise der Provinz
zu Vertheilenund denselbenalljährlich in vierteljährlichenTeilzahlungen zu überweisen.

Zu diesen Zahlungen ist die Iahresrente zu verwenden, welche gemäß Z. 26 Absatz 1
des Gesetzes vom 8. Juli 1875 (G.-S. S. 497) dem Provinzialverband« aus den Einnahmen
des Staatshaushalts überwiesenist.

ß. 98.
Scheidet gemäß §, 4 des gegenwärtigen Gesetzes eine Stadt aus einem Landkreiseaus,

so ist derjenige Theil der dem letzteremgemäß der Bestimmung im §. 97 überwiesenenIahres¬
rente, welcher nach dem daselbst vorgeschriebenenMaßstabe auf die ausscheidende Stadt entfallen
würde, nach eben diesem Maßstabe auf sämmtlicheLandkreisedes betreffendenRegierungsbezirks
zu vertheilen und um den hiernach auf jeden Landkreis entfallenden Betrag die Iahresrente
desselbenzu erhöhen.
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Siebenter Titel.

Besondere Bestimmungen bezüglichder Mitglieder der ehemals
reichsunmittellmren Familien.

§. 99.

Die Vorschriftendieser Kreisordnung finden bezüglich der Mitglieder der ehemals reichs¬
unmittelbaren Familien mit nachstehenden Maßgaben Anwendung:

1. die Mitglieder der ehemals reichsunmittelbaren Familien, auch insoweit sie eine
Befreiung von den persönlichenStaatssteuern genießen, sind von ihrem gesummten
Einkommen gleich den übrigen Kreisangehörigen zu den auf das Einkommengelegten
Kreisabgaben beizutragen verpflichtet. Von ihren: Einkommen, welches aus anderen
als den in 8- 14 bezeichnetenQuellen fließt, können dieselben, wenn sie m verschiedenen
Kreisen einen Wohnsitz haben, nur in dem Kreise ihres Hauptwohnsitzes zu den Kreis¬
abgaben herangezogenwerden (§§. 14, 15, 16).

2. In denjenigen Landbürgermeistereiender Kreise Neuwied und Wetzlar, zu welchen
standesherrlicheBesitzungender Fürsten zu Wied, zu Solms-Braunsfels und zu
Solms-Hohensolms-Lich gehören, erfolgt die Ernennung der Bürgermeister nach
Anhörung des Fürsten zu Wied, beziehungsweifedes Fürsten zu Solms-Nraunsfels
und des Fürsten zu Solms-Hohensolms-Lich,unbeschadetder Vorschriften des §. 24.
Hinsichtlichder Bestellung der Vorsteher für die aus Besitzungender vorgenannten
Fürsten gebildeten Communalvcrbände behalt es bei den bezüglichen Bestimmungen
der mit der KöniglichenStaatsregierung abgeschlossenenRezesse sein Bewenden.

3. Die den Mitgliedern regierender Häuser nach 8- 45 Nr. 5 eingeräumte Befugmh,
sich an den Wahlen zum Kreistage durch Stellvertretung zu betheiligen, steht auch
den Mitgliedern der ehemals reichsunmittelbarenFamilien zu.

Achter Titel.

Allgemeine. Uebergangs- und Aussührungs Bestimmungen.
§. 100.

Die Rechte und Pflichten ber bisherigen kreisständischen Verbände gehen auf den Kreis-
kommunalverbllndüber.

8. 101.

Das gegenwärtige Gefetz tritt mit dem 1. April 1888, jedoch nur gleichzeitig mit dem
Gesetze über die Einführung der Prouinzialordnung vom 29. Juni 1875 in der Rhemprovmz
" Kraft.

Noch vorher ist zur Wahl der Kreistagsabgeordnetenund des Kreisausschusses nach den
Nestimmungendieses Gesetzes zu schreiten,und es sind für die dabei vorzunehmenden Vertheilungen
und Wahlen die Obliegenheiten des Kreistages und des Kreisausfchussesvon dem Landrathe
wahrzunehmen.

8. 102.

Die Amtsthätigkeit der jetzigen Gemeindevorsteherund deren Stellvertreter erlischt am
1- Januar 1888 und ist schon vorher die Wahl von neueu Gemeindevorstehern und Stellvertretern
"ach Maßgabe dieses Gesetzes zu vollziehen.
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§. 103.
Das Gesetz vom 30. Juli 1883 über die allgemeineLandesverwaltung (G.-S. S. 195)

und das Gesetz vom 1. August 1883 über die Zuständigkeitder Verwaltungs- und Verwaltungs-
gerichtsbehörden(G.-S. S. 23?) treten in der Nheinprovinz mit dem 1. Juli 1888 in Kraft.

Bis zu diesem Zeitpunkte sind die aus dem gegenwärtigen Gesetze sich ergebenden
Zustaudigkeiten

des Bezirksausschusses von der Negierung,
des Provinzialraths von dein Oberpräsidenten

wahrzunehmen.
Auf die vor dem 1. Juli 1888 bereits anhängig gemachten Sachen finden in Beziehung

auf die Zuständigkeit der Behörden, das Verfahren und die Zuläfsigkeit der Rechtsmittel die
Bestimmungen der früheren Gesetze, jedoch mit den im §, 7 Absatz 3 und §. 18 des Gesetzes
vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Laudesverwaltung bezeichneten AbänderungenAnwendung.

s- 104.
Mit dem im §. 101 bezeichnetenZeitpunkte treten alle dein gegenwärtigen Gesetze

zuwiderlaufendenBestimmungenaußer Kraft. Bei der Vorschrift des §.13 des Gesetzes, betreffend
Ergänzung und Abänderung einiger Bestimmuugen über Erhebung der auf das Einkommen
gelegten direkten Communalabgaben, vom 27. Juli 1885 (G.-S. S. 327) behält es jedoch auch
für die Rheinpruvinz sein Bewenden.

Die bisherigen kreisständischen Commissionen bleiben bis zur anderweitigenBeschlußnahme
des Kreistages über ihren Fortbestand in Wirksamkeit.

§. 105.
Der Minister des Innern ist mit der Ausführung des gegenwärtigenGesetzes beauftragt

und erläßt die hierzu erforderlichenAnordnungen und Instruktionen.
Urkundlich:c.

Wllhlreglement.

8- i.
Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittelst schriftlicher

Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachungberufen. Die Einladung und Bekanntmachung
muh das Lokal, den Tag und die Stunde der Wahl genau bezeichnen. Hinsichtlich der von dem
Kreistagevorzunehmenden Wahlen bewendet es bei den für Berufung des Kreistages vorgeschriebenen
Fristen.

8- 2.
Der Wahlvorstand besteht aus dem nach den bestehenden Vorschriften zur Leitung des

Wahlaktes berufenenBeamten als Vorsitzenden und aus zwei oder vier von der Wahlversammlung
aus der Zahl der Wähler zu wählenden Beisitzern. Der Vorsitzendeernennt einen der Beisitzer
zum Protokollführer.
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Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskussionenstattfinden, noch
Ansprachen gehalten, noch Beschlüsse gefaßt werden. Ausgenommenhiervon sind die Diskussionen
und Beschlüsse des Wahlvorstandes, welche durch die Leitung des Wahlgeschäftesbedingt sind.

Jede Wahl erfolgt in einer besonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel.

8- 5.

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher sie in der Wählerliste verzeichnet
swd, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt feinen Stimmzettel „„eröffnet in die Wahlurne.

Die während der Wahlhandlung erscheinenden Wähler können an der nicht geschlossenen
Wahl theilnehmen.

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklärt der Wahlvorstand die Wahl für
^schlössen; der Vorsitzendenimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne und verliest die
darauf verzeichneten, von einem Beisitzer, welchen der Vorsitzende ernennt, laut zu zählenden Namen.

§. 6.
Ungültig sind:
1. Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit eineni äußeren Kenn¬

zeichen versehen sind,
2. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten,
3. Stimmzettel, aus welcheu die Person des Gewähltennicht unzweifelhaft zu erkennen ist;
4. Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name oder der Name einer nicht wählbaren

Person verzeichnet ist;
5. Stimmzettel, welche einen Protest oder Vorbehalt enthalten.

s- ?-
Alle ungültige,! Stimmzettel werden als nicht abgegebenbetrachtet. Ueber die Gültigkeit

bw Stimmzettel entscheidet vorläufig der Wahlvorstaud.
Die Stimmzettel sind dem Wahlprotokollebeizufügenund so lange aufzubewahreu,bis

"b°r die gegen das Wahlverfahren erhobenenEinsprücherechtskräftig entschiede» ist.

8- 8.

Als gewählt ist Derjenige zu betrachten, welcher die absolute Stimmenmehrheit (mehr
als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat.

Ergiebt sich keine absolute Stimmenmehrheit, so kommen diejenigen zwei Personen, welche
d" meisten Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. Haben mehr als zwei Perfonen die
"eisten und gleich viel Stimmen erhalten, so entscheidet das durch die Hand des Vorsitzenden zu
^hende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen ist; in gleicher Weise erfolgt ore
Scheidung, wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt.

8. 9.

Die Wahlprotokollesind von den, Wahlvorstande zu unterzeichnen.
23
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8. 1«.
Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat die Gewählten uon der auf sie gefallenen Wahl

mit der Aufforderung in Kenntniß zu setzen, sich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb
längstens fünf Tagen zu erklären. Wer diese Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend
betrachtet.

s- 11-
Wahlen, welche auf einen« Kreistage vorzunehmensind, können auch durch Acclamation

stattfinden, sofern Niemand Widersprucherhebt.

Entwurf eines Gesetzes
über

die Einführung der Prolnnzmlordnungvom 29. Juni 1875 in der Nheinprovinz.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen «.

verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, für die Nheinvrovinz,
was folgt:

Artikel I.

Die Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (G.-S. von 1881 S. 234) nebst den dazu
ergangen«, abändernden und ergänzendenBestimmungen tritt gleichzeitigmit der Kreisordnung
für die Provinz mit den sich aus Artikel II. III, IV ergebendenMaßgaben in Kraft.

Artikel II.

Die M 10 und 11 erhalten folgende Fassung:

8- 10-
Für jeden Kreis mit weniger als 40 000 Einwohnern wird ein Abgeordneter, für jeden

Kreis mit 40 000 oder mehr Einwohnern werden zwei Abgeordnetegewählt. Erreicht die Ein¬
wohnerzahl eines Kreifes 80 000, so werden drei Abgeordnetegewählt. Für jede fernere Vollzahl
von 50 000 Einwohnern tritt ein Abgeordneterhinzu.

s- 11-
Dem Provinzial-Landtage bleibt überlassen, durch statutarische Anordnung zwei angrenzende

Landkreise,welche nur einen oder zwei Abgeordnetezu wählen haben, zu Wahlbezirkenzu vereinigen
und die Wahlorte zu bestimmen.

Artikel III.

In den Fällen der §§. 107, 108 und 111 sind statt der daselbst in Bezug genommenen
Vorschriftender Kreisordnung von, 13. Dezember 1872, der Städteordnung vom 30. Mai 1853
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und des Gesetzes vom 31. Mm 1853 die entsprechenden Vorschriften der gleichzeitig mit diesem
besetze ergehenden Krcisordnung für die Rheinprovinzund der Städteordnung für die Rheinprovinz
vom 15. Mai 1856 (G.-S. S. 406) maßgebend. Der §. 109 kommt in Fortfall.

Artikel IV.

Die Schluß-, Uebergangs- und Ausführungsbestimmungen erhalten an Stelle der
s§. 123 ff. folgende Fassung:

8. 123.
Mit dem Inkrafttreten diefes Gesetzes gehen die Rechte und Pflichten des bisherigen

pwuinzilllständischen Verbandes der Rheinprovinz auf den Provinzialuerband über.
Die bisherigen provinzialstandifchenAusschüsse und Kommissionenbleiben bis zur ander¬

weiten Veschlußnllhmedes nach diesem Gesetzegewählten Prouinziallandtages über ihren Fort¬
bestand und ihre Zusammensetzungin Wirksamkeit.

§. 124.
Für die ersten Wahlen werden die Obliegenheiten des Provinzialausschusses(§8 12 und 13)

""n dem Oberpräsidentenwahrgenommen.
Derselbe ist befugt, im Einverständnisse mit dem provinzialstandifchenVerwaltungs-

"usschusse gemäß §.11 Landkreisefür die ersten Wahlen und für die während der ersten Wahl¬
periode erforderlich weidenden Erfatzwahlen zu verbinden und die Wahlorte zu bestimmen.

8- 125.
Mit dem Inkrafttreten diefes Gesetzes verlieren alle mit den Vorschriftendesselben in

Widerspruch stehenden oder damit nicht zu vereinigendengesetzlichen Bestimmungen ihre Gültigkeit.

§. 126.
Der Minister des Innern ist mit der Ausführung diefes Gefetzesbeauftragt und erläßt

^e hierzu erforderlichenAnordnungen und Instruktionen.

Artikel V.

Der Minister des Innern wird ermächtigt, den Text der Provinzialordnung vom
29- Juni 1875, wie er sich aus den Artikeln I bis IV ergiebt, als Provinzialordnung für die
"heinprovinz durch die Gesetz-Sammlungbekannt zu machen.

Urkundlich u. s. w.

8^
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Begründung.

In dem tz. 155 des Gesetzes über die allgemeineLandesverwaltung voni 30. Juli 1883
ist die Einführung der neueren Verwaltungsgesetzgebungin denjenigenProvinzen, in welchen die
Kreisordnung uoin 13. Dezember 1872 keine Geltung erlangt hat, von der vorgängigen Neu-
regeluug der Kreis- und Provinzialverfassungen abhängig gemacht worden. In den Provinzen
Hannover, Hessen-Nassau und Westfalen hat dieser Vorbehalt inzwischendurch den Erlaß neuer
Kreis- und Prouinzialordnnngen seine Erledigung gefunden, und es bleiben daher nur noch die
Nheinvrovinz, sowie die Provinzen Schleswig-Holsteinund Posen übrig, in denen die Einführung
der neuen Verwaltungsgesetzenicht bereits erfolgt, heziehungsweisegesetzlich gesichert ist. Wenn
durch die vorliegendenbeiden Gesetzentwürfevon diesen Provinzen für die weitere Ausdehnung
der Verwaltungsreform zunächst die Rheinprovinz in Aussicht genommenworden ist, so ist hierfür
die Erwägung entscheidend gewesen, daß dieselbe in ihren Verwaltungseinrichtungen im Großen
und Ganzen die gleichenVerhältnisse aufweist, wie sie bisher in der Provinz Westfalen bestanden
haben und in den unteren Stufen der Organisation auch weiter bestehen bleiben werden. Die
unmittelbare Anreihung der Nheinvrovinz an die Provinz Westfalen bei der ferneren Durchführung
des Reformwerkeserfcheint daher um so zweckmäßiger, als damit zugleich das letztere in den west¬
lichen Provinzen des Staates zum vollständigenAbschlüsse gebrachtworden wird.

Auf die Gleichartigkeitder Verhältnisse ist bereits in der Begründung des dem Landtage
bei seiner letzten Session vorgelegt gewesenen westfälifchenKreisordnuugsentwurfes hingewiesen
worden. Besonders scharf und charakteristischzeigt sich dieselbe in der den beiden Provinzen
eigenthümlichenInstitution der Sammtgemeinde. Während nach den in sämmtlichen übrigen
Landestheilen geltenden Landgemeindcordnuugendie Gemeinden beziehungsweisedie Gutsbezirkein
der Lokalinstanz die eigentlichen Träger der communalen Verwaltung bilden und die Kreise die
weitere Stufe derselben darstellen, tritt iu der Proviuz Westfalen das Amt und in der Rhein¬
provinz die Landbürgermeistereials ein zwischen der Gemeindeund dem Kreise stehenderweiterer
Eommunalverband hinzn. Die nothwendige Folge hiervon ist gewefen, daß in beiden Provinzen
die Ortsgemeinde an Bedeutung eingebüßt hat, und daß diejenigen communalen wie staatlichen
Aufgaben, welche in den anderen Provinzen der Gemeindeverwaltungzufalleu, zu einem großen
Theile und zwar in der Nheinvrovinz in noch höheren, Maße, wie in Westfalen, auf die genannten
Verbände übergegangen sind. Auch die Organisation der letzteren ist eine wesentlich gleiche.
Insbesondere steht an der Spitze sowohl des Amtes wie auch der Bürgermeisterei ein auf Lebenszeit
vom Staate ernannter Beamter, mit dem Unterschiede jedoch, daß, während in der Rheinprouinz
der Bürgermeister in allen Fallen besoldet ist, zu der Stellung des Amtmanns in Westfalen nach
den durch die neue Kreisordnung nicht wesentlich abgeänderten Bestimmungen der westfälischen
Landgemeindeordnungvom 19. März 1856 zunächst angesehenePersonen aus dem Amtsbezirke,
insbesondere größere Grundbesitzer desselben, berufen werden sollen, welche das Amt als ein
unentgeltliches Ehrenamt zu verwalten geeignet und bereit sind. Der Geschäftskreisdes Amtmanns
und des Bürgermeisters ist abgesehen von ihrer verschiedenen Stellung zu den Gemeinden derselbe.
Beiden liegt namentlich neben der Wahrnehmung der Geschäfteder allgemeinenLanoesverwaltung
die Handhabung der gefammten Ortspolizei innerhalb des Bezirkes der Sammtgemeinde ob.
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Es wird keiner besonderen Darlegung bedürfen, daß diese Nebcremstimmungin den
wesentlichen Grundlagen der lokalen Verfassungund Verwaltung in den beiden Provinzen, welche
selbstredend auch die wirthschaftlicheEntwickelungderselbennicht unbeeinflußt gelassen hat, bereits
"e frühere Gesetzgebung dazu hat führen müssen, auch den weiteren Ausbau der Verwaltungs¬
organisation in denselben nach einheitlichen Grundsätzen zu gestalten. Im Gegensatz zu den in
"llen übrigen Provinzen des damaligen Staatsgebietes beobachteten Verfahren hat in Folge dessen
Westfalen und Rheinland seiner Zeit eine gemeinsameKreisordnung erhalten, welche sich unter
"Ndercmvon den übrigen älteren Krcisordnnngen dadurch unterscheidet,daß im Hinblick auf die
vorstehend dargelegten Verhältnisse, die Wahl der ländlichenKreistagsmitglieder nicht den Orts¬
gemeinden, sondern den Amts- und beziehungsweiseVürgcrmeistereivcrsammlungenzugewiesen
worden ist. Im Anschluß an diesen Vorgang wird auch die gegenwärtig im Gange befindliche
Gesetzgebung zur Neuregelung der Kreis- und Prouinzialverfaffungen nicht umhin können, dein
gleichförmigen Entwickelungsgänge, welchen beide Provinzen auf dem zur Erörterung stehenden
Gebiete genommenhaben, die nothwendigeBerücksichtigungzu Theil werden zu lassen und für
°ie Weiterbildung der kommunalen Organisationen die entsprechendenConsequenzen hieraus zu ziehe».
Nachdem daher durch die in der vorigenLandtagssessionvereinbarte Kreis- und Provinzialordnung
für die Provinz Westfalen die Grundlinien gefetzlich festgestellt worden sind, nach denen künftighin
°le Verwaltung und Vertretung der Kreise daselbstzu erfolgen hat, werden diese Grundsätzeauch
"' der Rheinprovinz in. Allgemeinenals Richtschnur und Anhalt für die Ordnung der entsprechenden
"erhältnisse genommenwerden müssen.

Von diesen Gesichtspunktenaus sind die beiden Gesetzentwürfe aufgestellt worden.
Insbesondere schließt sich der Kreisordnungsentwurf für die Nheinprovinz der Kreisordnung für
^° Provinz Westfalen eng an, und es sind nur infowcit Abänderungen vorgesehenworden, als
U>lchc durch besondere Verhältnisseoder aber durch die zum Theil verschiedenartigen Bestimmungen
°tt rheinischen Langemeindeordnunggeboten waren. In, Wesentlichen unverändert sind namentlich
°^ Abschnitte über die Kreisabgaben, über das landräthliche Amt, über die Versammlungenund
Geschäfte des Kreistags, sowie über den Kreisausschuß,seine Zusammensetzungund seine Geschäfte
übernommenworden. Größere Abweichungenzeigt dagegen der Abschnitt über die Zusammeu-
setzung des Kreistages, insoweit hierbei der Wahlvcrband der größeren Grundbesitzerin Betracht
kommt, und das Gleiche gilt von dem Abschnitt über die Beamten der Gemeinden und Land¬
bürgermeistereien,welcherzum Theil einschneidendeAenderungender bisherigenGemeindeverfassung
"Uhält. Auch hier ist indessen darauf Bedachtgenommen worden, in thunlichster Uebereinstimmung
"ut den Vorschriftender westfälischen Kreisordnung zu bleiben, und es hat insbesondere— was
b"cits an dieser Stelle hervorgehoben werden soll - - in Anlehnungan die bezüglichen Bestimmungen
°^r letzteren über den Ehrenamtmann eine Vorschrift Aufnahme gefnnden, nach welcher in der
6°lgc in der Nheinprovinz auch ehreuamtlich fungirende Bürgermeister angestelltwerden können.

Im Einzelnen ist und zwar zunächst:

^. Betreffs des Entwurfes der Kreisordnung

Folgendeszu bemerken,
Z" 8- 1.

Die Nothwendigkeit,in der bestehenden Einteilung der Kreise Veränderungenin größerem
""fange vorzunehmen, liegt nicht vor. da dieselbenim Allgemeinen sowohl in Bezug auf
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ihren Umfang, wie auch nach Seelenzahl und Stencrlraft den Kreisen in den östliche,: Provinzen
entsprechen. Allerdings ist in einzelnenKreisen die Bevölkerungszifferderartig angewachsen, daß
eine Theilung derselben nicht länger hinausgeschobenwerden kann. Dieselbe wird indessen der
Voraussicht nach noch vor Erlaß der neuen Kreisordnung auf dem bisher üblich gewesenenWege
bewirkt werden können, so daß es dieserhalb der Aufnahme von Bestimmungenin den Entwurf
nicht bedarf.

Nur bei dem Stadtkreise Trier ist eine Aenderung des bestehendenVerhältnisses im
Wege der Gesetzgebung erforderlich. Der genannte Kreis fetzt sich zur Zeit aus der Stadt Trier
und elf Landgemeinden zufammen, welche letzteren zu einer Landbürgermeistereivereinigt sind.
Diefe Anomalie, deren Beseitigung bereits früher mehrfach in Aussicht genommen worden ist,
auch nach Einführung der neuen Kreisordnung fortbestehenzu lassen, würde schon aus dem Grunde
nicht rathsam sein, weil es nicht angängig sein würde, die Verwaltung und Vertretung des Kreises
in angemessener Weise zu ordnen, und dieselbe mit den für die übrigen Kreife zur Geltung
gelangendenGrundsätzen in Uebereinstimmungzu bringen. Außerdemsind aber auch die Interessen
der betheiligtenGemeinden so verschiedene und so widerstreitende,daß ein ersprießliches Zusammen¬
wirken derselbenin einem gemeinsamenVerbände ausgeschlossen ist, und auch aus dieser Rücksicht
eine Lösung der jetzigen unnatürlichen Verbindung geboten erscheint. Zu dem Ende soll daher
nach den auf Grund eingehenderVerhandlungen gemachten Vorschlägen die Landbürgermeisterei
der Vororte mit Ausschluß der zusammen 6 893 Einwohner zählenden Gemeinden St. Barbara-
Löwenbrücken, Maar, St. Paulin und Zurlauben, die dem Stadtbezirke einzuverleibensein werden,
dem LandkreiseTrier zugetheilt werden. Auch nach Abzweigung der vorgenannten Gemeinden
wird die Bürgermeisterei in leistungsfähigem Zustande verbleiben. Die Stadt wird dagegen
durch den Hinzutritt derselben einen wünschenswerten Zuwachs erfahren und in ihrer
Bevölkerung auf 33 019 Seelen — einschließlich4120 Militärpersonen — steigen, während
der Landkreis Trier mit den übrigen Gemeinden bei einem Flächeninhalte von 101 08? lia eine
Bevölkerungvon 73 949 Seelen zählen wird. — Mit diesen Vorschlägen haben sich sowohl die
städtischen Behörden zu Trier, wie auch die Vertretung des LandkreisesTrier und der Gemeinde¬
rath der Gemeinde Zurlauben einverstanden erklärt. Dagegen haben die Gemeinden St. Barbara-
Löwenbrücken, Maar und St. Paulin denselbenwidersprochen. Auf diefen, in den betreffenden
Beschlüssennicht näher begründeten Widerspruchwird indessen keine Rücksicht genommenwerden
können. Die letztgenanntenGemeinden hängen unmittelbar mit der Stadt und zwar derartig
zusammen, daß die Grenzen derselben und der Stadt ausschließlichdurch Straßenzüge gebildet
werden, welche mit Ausnahme kurzer Strecken mit Wohnplätzenund Häusern mehr oder weniger
dicht besetzt sind. Die Bauart der Häuser ist mit geringen Ausnahmen eine städtische; auch die
Bewohner gehen zum weitaus größten Theile städtischen Beschäftigungennach, wie daraus erhellt,
daß nur 6 Landwirthe und 85 Gärtner bezw. Fifcher, dagegen <>54 Gewerbetreibende und 313
Beamte und Rentner vorhanden sind. Die in Rede stehenden Gemeinden bilden daher thatsächlich
mit der Stadt ein gemeinsamesund gleichartiges Ganze. Diesen thatsächlichen Zustand auch in
einen rechtlichen umzugestalten, ist aber um so unerläßlicher, als bei der jetzigen kommunalen
Trennung auf den verschiedensten Gebieten eine ordnungsmäßigeVerwaltung sich nicht ermöglichen
läßt, und nicht nur die Stadt als solche außer Stand gesetzt ist, ihre kommunalenEinrichtungen,
namentlich Straßen- und Wegeanlagen, Entwässerungen, Beleuchtungu. s. w. in zweckentsprechender
Weise zur Durchführung zu bringen, fondern auch unter empfindlicher Beeinträchtigung der
öffentlichen Interessen die Handhabung der Sicherheits- und der gerichtlichen Polizei den größten
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Schwierigkeiten begegnet. Da überdies die AbgabenuerlMnissein der Stadt und den betheiligten
Gemeinden im Wesentlichengleiche sind, so ist auch von diesem Gesichtspunkteaus gegen die
"«geschlageneVereinigung ein begründetes Bedenkennicht zu erheben.

Zu s. 4.
Schon in der westfälischen Kreisordnung hat die in der Kreisordnung vom 13. Dezember

1872 und in den Kreisordnungen für die Provinzen Hannover und Hessen-Nassauvorgesehene
Minimlllbcuölkcrungszifferfür das Ausscheiden der größeren Städte aus dem Kreisverbandenicht
"ne gehalten werden können. Dieselbe hat vielmehr mit Rücksicht auf das rapide und ungesunde
Anwachsen einzelner Städte, insbesondere in den westfälischen Industriebezirken,von 25 000 auf
30 000 erhöht werden müssen. Die thatsächlichen Verhältnisse,welche zu dieser Aenderung geführt
haben, finden sich in einem Theile der Rheinprovinz und namentlich im RegierungsbezirkDüsseldorf
" verstärktemMaße vor. Schon jetzt ist in diesen: Regierungsbezirkein Folge der Bildung
großer städtischer Industriccentren das Verhältniß zwischen Land- und Stadtkreisen insofern kein
besonders günstiges, als fünfzehn Landkreisensechs Stadtkreise gegenüberstehen, eine Ziffer, welche
w keinen, anderen Regierungsbezirkeerreicht wird. Ein geradezu unhaltbarer Zustand würde
aber entstehen, wenn die Minimalgrenze für das Ausscheidender größeren Städte aus dem
Kreisverbandezu niedrig normirt werden sollte, da in diesem Falle bei der ganz außergewöhnlich
schnellen und durch die letzte Volkszählung von Neuem bestätigten Bevölkerungszunahmein den
Industriekreisendes Regierungsbezirkeseine größere Anzahl von Stadtgemeinden binnen kürzester
Frist die Berechtigung zur Bildung eigener Stadtkreise erlangen würde, welche in Folge ihres
schnellen Anwachsens in ihren Gesammtverhältnissen noch nicht genügend befestigt sind, die
^eigneten Elemente zur Wahrnehmung der den selbstständigen Städten obliegendenkommunalen
und staatlichenGeschäfte nicht in ausreichenderAnzahl besitzen und daher keine Gewähr dafür
b«ten, daß sie die an die Verwaltung derartiger Städte zu stellenden Anforderungenzu erfüllen
un Stande sein würden. Die Zahl dieser Städte wird dadurch vermehrt, daß außer denselben
"°ch verschiedene Landgemeindenvorhanden sind, welche, wie Altendorf und Vorbeck im Landkreise
^ssen, schon jetzt eine Bevölkerung von 25 000 Seelen besitzen und voraussichtlichin nicht allzu
langer Zeit zur Einführung der Städteordnung übergehendürften. Es erscheint daher unerläßlich,
sowohl im RegierungsbezirkeDüsseldorf, wie auch im RegierungsbezirkeKöln, in welchem ähnliche
Verhältnisse hervortreten, die Minimalziffer für das Ausscheidender größeren Städte aus dem
Kreisuerbandeauf 40 000 zu erhöhen, zumal ohne eine solche Erhöhung nicht nur die kommunale
Entwickelung einer Reihe von Landkreisenernstlich gefährdet, sondern sogar die Möglichkeit ihres
Fortbestehens in Frage gestellt werden würde.

In den übrigen Regierungsbezirkender Provinz ist allerdings ein gleiches Bedürfniß
'"cht vorhanden. Gleichwohldürfte es unbedenklich sein, die uorbezeichnete Ziffer für die ganze
^ovinz festzusetzen, da für die RegierungsbezirkeAachen und Trier, deren hauptfächlichste Städte
chon jetzt Stadtkreise sind und als solche bestehen bleiben, die Frage überhaupt keine Bedeutung

"", während für die im RegierungsbezirkeCoblenz allein in Betracht kommendeStadt Coblenz
"'t gegenwärtig 316U9 Einwohnern einschließlich der Militärpersonen, ebenso wie für die dem
'"egierungsbezirkeKöln angehörige Stadt Bonn mit 35 989 Seelen, welche beide zur Bildung
"°n Stadtkreisen an sich durchaus geeignet erscheinen, die Bestimmung im Absatz 3 des §. 4 die
Handhabebietet, um auch bei der als Regel festzuhaltenden höheren Ziffer aus dem bisherigen
^eisverbande ausscheiden zu können, sofern nicht, was in der Absicht liegt, die Erhebung derselben
ö" eigenen Stadtkreisen schon vor Einführung der neuen Kreisordnung erfolgen sollte.
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Zu §. 11
ist nur hervorzuheben, daß diejenigen Gründe, welche in 8-11 der westfälischen Kreisordnung,
abweichendvon den Vorschriften der übrigen Kreisordnungen, dazu geführt haben, sämmtlichen
Gemeinden und nicht nur den Städten die Beschlußfassungdarüber vorzubehalten, in welcher
Weise sie das auf sie vertheilte Kreisabgabenfoll aufbringen wollen, auch in der Rheinprovinz
in gleicher Weise vorhanden sind.

Bei §. 21
ist zu bemerken, daß der Begriff des Gutsbezirkes der rheinischenGemeindeverfassungunbekannt
ist. Die ganz vereinzeltenBezirke, welche diese Bezeichnungführen, werden in ihren kommunalen
Beziehungenden Gemeinden gleich behandelt, so daß die Erwähnung der Gutsbezirke,beziehungs¬
weise der Erlaß von Vorschriften für dieselben in der rheinischenKreisorduung nicht nothwendig
erscheint.

Dagegen ist, wie dies durch den Schlußsatz des Paragraphen beabsichtigt wird, in
Hinblick auf die fchon vorher erwähnte Entwickelung, welche eine nicht unbedeutende Anzahl von
Landgemeinden,namentlich in dem RegierungsbezirkeDüsseldorf genommen hat, Vorsorge dafür
zu treffen, daß auch folchen zur.Zeit nach der Landgemeindcordnungverwalteten Gemeinden,
welche auf dem Prouinzial-Landtage im Stande der Städte nicht vertreten sind, die Annahme
der Stadteordnung ermöglichtwird, was bisher durch die Vorschrift in 8- 1 der Städteordnuug
für die Nheinprovinz vom 15. Mai 1856 (G.-S. S. 406) ausgeschlossen war.

Zu §. 22.
Nach ß. 9 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 können Abänderungen in der

Begrenzung der Bürgermeistereibezirkenur mit Genehmigung des Ministers des Innern auf den
mit dem Gutachten des OberpräsidentenbegleitetenBericht der Negierung erfolgen; die betheiligten
Bürgermeistereiversammlungenund die Kreisstände müssen darüber zuvor mit ihrer Erklärung
gehört werden. Es empfiehlt sich, diese Bestimmung in der vorgeschlagenen Weise zu modifiziren,
und dieselbe damit mit den analogen Vorschriften für die Veränderung in der Begrenzung der
Amtsbezirkein den östlichen Provinzen («tr. H. 6 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883),
sowie der Aemter in der Provinz Westfalen (8- 22 der westfälischeil Kreisordnung) in Ueberein¬
stimmung zu bringen.

Zu 8§. 23 bis 29.
Die gegenwärtige Organisation der ländlichen Connnunalverhältnisseund der ländlichen

Polizeiverwaltung ist bereits in der Einleitung angedeutet worden.
Die Grundlage derselben bildet dte Ortsgemeinde (8- 1 der Gemeindeordnung vom

23. Juli 1845). Mehrere Gemeindenbilden einen Verwaltungsbezirk(Bürgermeisterei) unter einem
Bürgermeister; die Bürgermeisterei kann auch aus einer Gemeinde bestehen, wenn diese von dem
Umfange ist, um den Zwecken einer Bürgermeisterei für sich allein zu genügen (§. 7). Die
Bürgermeisterei bildet in Ansehung solcher Angelegenheiten,welche für alle oder mehrere zu der
Bürgermeisterei gehörigen Gemeinden ein gemeinschaftlichesInteresse haben, einen Communal-
verband mit den Rechten einer Gemeinde (§. 8; Art. 15 des Gesetzes, betreffenddie Gemeinde-
Verfassung in der Rheinprovinz, vom 15. Mai 1856).

Die Leitung der gesammten Communalverwaltung sowohl in der Bürgermeisterei,
wie in den zu derselben gehörigen Gemeinden liegt in den Händen des Bürgermeisters
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(§8- 108, 85); zugleich hat derselbeals die Polizeiobrigkeitdes Bürgermeistereibezirkes in demselben
^e Polizeiuerwaltung zu besorgen, sowie alle in Landesangelegenheitenvorkommendenörtlichen
Geschäfte, soweit hierzu nicht besondere Behörden bestellt sind, zu erledigen (§. 108). Die für
°ie einzelnen Gemeindenbestellten Vorsteher sind, soweit es sich um die Verwaltung der Gemeinde-
Angelegenheiten handelt, ebenso wie für alle Angelegenheitender Bürgermeisterei, soweit sie die
Gemeinde betreffen, Organe des Bürgermeisters; in polizeilicher Beziehung haben sie unter der
Aufsicht und nach den Anweisungendes Bürgermeisters die Ortspolizei in der Gemeinde zu hand¬
haben (§, ?«), In den nur aus einer Gemeinde bestehenden Bürgermeistereien ist der Bürger¬
meister zugleich Gemeindevorsteher(§, 73 der Gemeindeordnung). Die im Falle des Bedürfnisses
für einzelne Theile der Gemeinde bestellten besonderenBezirks-, Dorfs- und Vauerschaftsvorsteher
bilden eine Hülfsbehörde des Gemeindevorstehersfür die Polizeiaufsichtdes Bezirks (§. 77). Der
Bürgermeister wird nach Vernehmung der gutachtlichenVorschläge des Landraths von der
Negierungauf Lebenszeit unter Gewährung einer festen Besoldung ernannt. Bei der Ernennung
soll auf angeseheneGrundbesitzerin dem Bürgermeistereibezirkeund auf andere Personen, welche
das Vertrauen der Eingesessenen vorzugsweisegenießen, sofern sie sonst für das Amt geignet sind,
besonders Rücksicht genommenwerden. Für jede Bürgermeisterei sind nach Bedürfniß zwei oder
Mehrere Beigeordnete für eine sechsjährigeAmtsdauer zu bestellen (§. 103).

Der Gemeindevorsteher und sein Stellvertreter (Beistand) wird nach Vernehmung
b« gutachtlichenVorschläge des Bürgermeisters von dem Landrathe aus den Mitgliedern des
Gemeinderaths auf sechs Jahre ernannt. Das Amt wird unentgeltlichverwaltet und es wird
dem Gemeindevorstehernur für Dienstunkosteneine Entschädigung gewährt (Art. 20, 21 des
Gesetzes, betreffenddie Gemeindeverfassungin der Nheinprovinz, vom 15. Mai 1856 — G.-S.
S. 435 — §. 75 der Gemeindeordnung). Für die Bestellung der vorerwähnten sogenannten
Bezirks-, Dorfs- und Bauerfchaftsvorsteher gelten dieselben Vorschriften (g. 7? der
Gemeindeordnung).

Die Unterbeamten und Diener der Gemeinden werden, wenn sie zu blos mechanischen
Dienstleistungenbestimmt sind, von dem Bürgermeister, sonst von dem Landrathe nach vorher
"»geholter Erklärung über die Würdigkeit der Anzustellendenseitens des Gemeinderaths (§. 78
Gemeindeordnung),die Unterbeamten und Diener der Bürgermeisterei nach vorheriger Aeußerung
°eZ Bürgermeisters und der Bürgermeistereiversammlungvon dem Landrathe ernannt (ß. 104
Gemeindeordnung). In Beziehung auf die Verwaltung der Gemeindekassen bleibt es dem Beschluss
d" Vürgermeistereiversllmmluugüberlassen, ob solche dem Elementarerheberder direkten Steuern
übertragen oder ob ein besondererGemeindeerhebersür sämmtliche Gemeinden der Bürgermeisterei
bestellt werden soll (ß. 74 der Gemeindeordnung).

Dem Bürgermeister steht bei eintretender Dienstunfähigkeiteine Pension zu, die von der
Bürgermeistereizu gewähren ist Die den Beschlüssendes Provinziallandtages vorbehalten«Bildung
°"°r Provinzial-Pensionskasse (Art. 25 des Gesetzes vom 15. Mai 1856) ist bisher nicht zur
Ausführung gebrachtworden.
„ Die Vertretung der Gemeinden erfolgt durch den Gemeinderath (Schoffenrath) -
b> 44 Gemeindeordnung-. Derselbe besteht bei solchen Gemeinden, welche nur 18 oder weniger
mmmberechtigteMitglieder (Meistbeerbte) zählen, aus diesen sämmtlichen GemeindemitgKedern
A 45), in den übrigen Gemeinden aus 6 bis 30 in drei Klassen auf sechs Jahre gewählten
Gemeindeverordneten,zu denen als geborene Mitglieder des Gemeinderaths die im Gememdebeznke
'"" einem Wohnhause angesessenen meistbegüterten Grundeigenthümer, welche von ihrem im
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Gemeindebezirkebelegenen Grundeigenthuin mindestens 150 M. Haupt-Grundsteuer zu zahleü
haben, hinzutreten G. 45 ff. Gemeindeordnung). Kommt eine gültige Wahl der Gemeindever¬
ordneten nicht zu Stande, weil nicht wenigstens so viel Wähler an der Wahl Theil nehmen, als
Wahlen vorzunehmensind, so ernennt der Landrath die Gemeindeverordneten,welche zu wählen
waren <H. 53 Gemeindeordnung).

Die Bürgermeisterei wird durch die Vürgermeistereiversammlung vertreten,
welche aus den Vorstehern der einzelnenGemeinden, aus mindestens einem, von dein Gemeinde¬
rathe zu wählendenAbgeordnetenderselbenund aus den vorher erwähnten meistbegütertenGrund¬
eigenthümern besteht. Die Zahl der Mitglieder der Vürgermeistereiversammlungmuß mindestens
zwölf betragen. Die gewählten Mitglieder bedürfen der Bestätigung des Landraths (§. 1^
Gemeindeordnung.) Den Vorsitz in dem Gemeinderath und in der Vürgermeistereiversammlung
führt der Bürgermeister (§§. 63 und 112 Gemeindeordnung.)—

Es ist nicht die Aufgabe der zu erlassenden Kreisordnung, die vorstehend in ihren
Grundzügen kurz dargelegte Gemeindeuerfassungeiner durchgreifenden Umgestaltung zu unterziehen.
Eine Aenderung derselbenkann daher in dem vorliegenden Entwürfe, unter Berücksichtigung der
Zustände und Bedürfnisseder Provinz, nur insoweit in Aussicht genommen werden, als nothwendig
erscheint, um die bestehenden Einrichtungen mit denjenigen grundsätzlichenAnschauungen in
möglichste Uebereinstimmungzu bringen, von welchen die neuere Verwaltungsgesetzgebungauf dem
Gebiete der örtlichen Verwaltung geleitet ist.

In erster Reihe kommt hierbei die Ordnung der ländlichen Ortsvolizeiverwaltuug in
Betracht. Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 hat zu diesem Zwecke unter Aufhebung
der bisherigen gutsherrlichen Polizeigewalt in den Amtsvorstehern ein besonderes, neben den
Gemeinden stehendesOrgan geschaffen, welches, dem Laienstande entnommen, die ortspolizeilichen
Geschäftein ehrenamtlicherStellung zu versehen hat. Eine Einführung dieses Instituts in der
Nheinprovinz würde schon aus dem Grunde nicht möglichsein, weil in derselbendie zahlreichen
Kräfte, welche in den östlichen Provinzen für die Uebernahme des an und für sich schwierigen
und mit mannigfachenArbeiten verbundenen Amtsvorsteheramteszur Verfügung stehen, in Folge
der völlig verschiedenen Entwickelungder Besitzverhältnissenicht vorhanden sind. Außerdem steht
aber auch einer Uebertragung desselben auf die Nheinprovinzder schwerwiegende Umstandentgegen,
daß, abweichend von dem Osten der Monarchie, die Verhältnisse sich in den westlichen Provinzen
derartig gestaltet haben, daß die Polizeiverwaltung mit der Communalverwaltung von jeher in
einem sehr engen Zusammenhange gestanden hat. Dieser historisch erwachseneund bewährte
Zusammenhang, der sich in der Rheinprovinz besonders stark geltend macht, kann nicht gelöst
werden, ohne daß die Interessen der Bevölkerung, wie auch der Staatsverwaltung in der empfind¬
lichsten Weise beeinträchtigtwerden würden, ganz abgesehen von den erheblichen organisatorischen
Bedenken,zu denen die Bildung eigener Polizeibezirkeneben den engeren und weiteren Communal-
bezirkender Gemeinden und Bürgermeistereien Anlaß bieten mühte.

In gleicher Weise, wie dies in Westfalen bei dem Amte geschehen ist, muh daher auch
in der Nheinprovinz bei der Bürgermeisterei an der bisherigen Verbindung der polizeilichen und
communalen Verwaltung festgehalten werden. Geschieht dies aber, so wird den wesentlichen
Gegenstand der Erwägung die Frage bilden, inwieweit es möglicherscheint, in dem Amte de«
Bürgermeisters den die neuere Verwaltungsgesetzgebungbeherrschenden Gedanken der ehrenamtlichen
Selbstverwaltung zum Ausdruckzu bringen. In dieser Beziehung liegen die Verhältnisse in der
Nheinprovinz wesentlich ungünstiger wie in Westfalen. Zunächst ist in der letzterenProvinz das
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Institut der Ehrenamtmänner bereits in der Landgemeindeordnungvom 19, M°rz 1856 vor¬
gesehen, während eine ehrenamtliche Verwaltung des Bürgermeisteramtes in der Rhemvrovinz
völlig unbekannt ist. Sodann ist der Kreis derjenigen Personen, auf welche nach Bildung,
Vermügensstandund sozialer Stellung betreffs der Uebernahme einer ehrenamtlichenVenva tung
gerechnet werden kann, in Westfalen erheblich größer, wie in der Rhemvromnz, Endlich stellen
°ber auch die Geschäfte des westfälischenAmtmannes an Zeit und Kraft ungleich geringere
Anforderungen,wie die Geschäfte des rheinischen Bürgermeisters, und es kmm bei der Ausdehnung
der meistenBürgermeistereien,der Zahl der zu denselbengehörigen Gemeinden und den, Umfange
der zu besorgenden staatlichenund communalenObliegenheitenmcht darauf gerechnet werden daß
^ zur unentgeltlichen Ausübung der Funktionen eines Bürgermeisters Personen m größerer
Anzahl bereit finden lassen sollten. Im Hinblick auf diese Thatsachen wurde es ftch mcht
«""fehlen, dem Vorgänge der westfälischen Kreisordnung, welche die ehrenamtliche Verwaltung des
Amtes als Regel hinstellt, in der rheinischen Kreisordnung zu folgen Die letztere wird sich
vielmehr mit Rücksicht darauf, daß die Bestellung besoldeterBürger.neister auch m der Folge m
d« weitaus große m Zahl der Fälle nicht zu umgehen sein wird darauf beschrankenmüssen,
gewissennaßen einen Nahmen zu schaffen, vermittelst dessen die Bestellungvon ..hrenburgermeister,.
bei sich darbietender Gelegenheit ermöglicht und zugleich dafür Sorge getragen wird, daß wenn
solche Ehrenbürgermeisterzu gewinnen sind, denselbenvor den besoldeten Beamten der unbedingte
Vorzug gesichert wird. , c« ci« ^.

Es schließt sich hieran die weitere Frage, wie es künftighin nnt der Anstellung der
Bürgermeisterund Gemeindevorsteher,sowie der Beamten der Gemeinden «nd Bur^
M halten sein wird. Nach der vorher gegebenenDarstellung ist m der rheinischenGemeinde¬
ordnung das System der Ernennung sämmtlicherBedienstetender genanntenVerbände consequen
durchgeührt. D e einzige Abweichung besteht darin, daß d« Vürgerme^
die Bestellung eines eigenen Gemeindeerhebers an Stelle des staatlichen Steuerempfangers
beschließen kann. Die Ernennung felbst steht jedoch ebenfalls dem L«"^ ^

In Uebereinstimmnng mit den Vorschriften der neueren
System auch in der Rheinprovinz bei den Gemeindevorstehern,sowie bei den Unterbean en de
Gemeindenund Bürgermeistereiennicht länger aufrecht erhalten werden können und an die Stelle
der bisherigen Ernennung die Wahl zu treten haben. n^^.».^^

Dagegen kann auf die Ernennung der Bürgermeister auch
ebensowenig verzichtetwerden, wie dies betreffs der Ernennung der Amtsvorsteherm den ostlichen
Provinzen und der Amtmänner in der Provinz Westfalen geschehen ist

Allerdings unterscheidetsich die Wirksamkeitdes rheinischen ^r"eiste^
unwesentlich von derjenigen des westfälischen Amtmannes, als der erstere der "g "« «e T
derCommunalverwalun iu deu zur Bürgermeisterei gehörigen Gemeinden ist, "" « V°ch^
derselben nur als seine Gehülfen bei der Besorgung der «"»len Angelegeh ite^
Neben diesen communalen Funktionen liegt aber dem Bürgermeister mcht
Mizeiverwaltung ob, sondern es ist ihm auch in der "deordn^
LandesangelegenheitenvorkommendenGeschäfte, soweit hierzu mcht bes°nde^ ^
"d, ausdrMich übertragen; insbefondere soll er auch ebenso berechtigt ^e vrMchte sem
^rauf zu sehen, daß überall die bestehenden Landesgesetze «n° Verordnungen gh^
"«den. Das Amt des Bürgermeisters ist hiernach ein überaus wichtiges Es bildet m verhalt,
nwmähi, Götzen BeM„ den Mit elvun t er gesammtencommunalenuud allgemeinen staatlichen
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Verwaltung, und es kann dasselbe in Folge dessen aus Rücksichten des staatlichenInteresses den
wechselndenSchicksalen einer Wahl umsowenigerpreisgegebenwerden, als bei dem notorischgroßen
Andränge zu den Stellen der Bürgermeister in diesem Falle zu befürchten sein würde, daß in
dieselbengeschäftlich nicht genügend vorgebildete und auch sonst nicht gehörig geeignetePersonen
in größerer Zahl hineingelangen könnten. Muß demnach an der Ernennung der Bürgermeister
festgehalten werden, welche letztere im Nebligen in Anbetracht der Bedeutung des Amtes und
entsprechend den für die Ernennung der Amtsvorsteher und Amtmänner geltenden Bestimmungen
dem Oberpräsidenten zu übertragen sein wird, so wird doch hierbei in gleicher Weise, wie dies
in der westfälischen Krcisordnung vorgesehenist, die geordnete Mitwirkung der Selbstverwaltungs-
organe insoweit einzutreten haben, daß bei der Besetzung einer erledigten Stelle die Interessen
und Wünschedes betheiligten Bezirks, namentlich auch hinsichtlich der etwaigen Bestellung von
Ehrenbürgermeistern,in wirksamer Weise zur Geltung gebrachtwerden können. —

In Vorstehendem finden die in den 88. 23 bis 26 des Entwurfes gemachten Vorschlage
ihre Begründung.

In den beiden ersten Absätzen des 8- 23 wird über die Wahl der Gemeindevorsteher
und ihrer Stellvertreter oder Beistände, sowie der Bezirks-, Dorfs- oder Bauerschaftsvorsteher
Bestimmung getroffen und dieselbe fortan der Vertretung der Gemeinde, dem Gemeinderath,
zugewiesen,während zugleich die passive Wahlberechtigung, welche bisher an die Mitgliedschaft
des Gemeinderaths gebunden war, auf sämmtliche, zur Ausübung des Gemeinderechtsbefähigten
Gemeindemitgliederausgedehnt werden soll. Selbstredend wird hierdurch die Vorschrift im Art.
20 des Gesetzesüber die Gemeinde-Verfassungin der Nheinvrovinz vom 15. Mai 1856, nach
welcherder Gemeindevorsteherin dem Gemeindebezirke wohnen muß, uicht berührt.

Die folgenden Absätze des Z. 23 stimmen, soweit es sich bei denselben um die Bestätigung
der Gewählten handelt, mit dem 8- 26 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, beziehungs¬
weise dem Absatz 1 des H. 25 der westfälischen Kreisordnung überein.

In dem letzten Absätze des H. 23 endlich wird die Vorschrift des §. 73 der Gemeinde¬
ordnung, nach der in den aus einer Gemeinde bestehenden Bürgermeistereien der Bürgermeister
zugleich Gemeindevorsteherist, wiedergegeben,so daß in den gedachten Gemeinden eine Wahl der
Gemeindevorstehernicht stattzufinden hat. Dagegen wird durch die in Vorschlag gebrachteAuf¬
hebung des 8- ?4 der Gemeindeordnungdie den Oberpräsidenten bisher zustehende Vefugniß, in
zusammengesetzten Bürgermeistereien nach Vernehmen mit dem Gemeinderathe den Bürgermeister
zum GemeindevorsteherderjenigenGemeinde bestellen zu können, in welcher derselbe seinen Wohnsitz
hat, beseitigt, womit indessen nicht ausgeschlossen wird, daß in diesen Bürgermeistereien der
Bürgermeister zugleichzum Gemeindevorsteherseiner Wohnsitzgemeindegewählt werden kann.
Die außerdem noch im ß. 74 cit. enthaltene Vorschrift, daß in den auf dem Provinzial-
Landtage im Stande der Städte vertretenen Gemeinden die Stellen des Gemeindevorstehersund
des Bürgermeisters in der Regel verbunden und Ausnahmen hiervon nur mit Genehmigung des
Ministers des Innern gestattet sein sollen, hat bei der sehr geringen Anzahl der in Frage
kommenden Gemeinden keine Bedeutung und kann daher unbedenklich fortfallen.

Der 8- 24 des Entwurfes enthält die Vorschriftenüber die Ernennung der Bürgermeister.
Dieselben sind gleichlautendmit den Vorschriften des 8-2? der westfälischen Kreisordnung über
die Ernennung der Amtmänner und unterscheidensich aus den früher angeführten Gründen von
denselben nur in dem einen Punkte, daß die ehrenamtlicheVerwaltung des Bürgermeisteramtes
uicht als Regel hingestelltwurden ist. Abgesehenhiervon soll auch in der Rheinprovinz das Amt
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'N erster Linie an solche angesehene Personen des Bezirks, insbesondere größere Grundbesitzer,
verliehen werden, welche dasselbe als ein unentgeltlich zu verwaltendes Ehrenamt zu übernehmen
bereit sind, und es soll der Oberpräsident sowohl hierbei, wie auch bei der Besetzungdes Amtes
überhaupt an die nach vorheriger Anhörung der Bürgermeistereiversammlung zu machenden
Vorschläge des Kreisausschusses dergestaltgebundensein, daß er von denselben nur mit Zustimmung
°es Provinzwlrathes abzuweichen befugt ist. Der Unterschied zwischen der Stellung der besoldeten
Bürgermeister und der Ehrenbürgermeister wird in dem vierten Absatz zuni Ausdruck gebracht,
nach welchem die Befugnih zur Verhängung von Ordnungsstrafen gegen Ehrenbürgermeisterden
Einzelbcamtenentzogenund auf die obrigkeitlichen Selbstverwaltungskörperübertragen worden ist.

In dem §. 25 sind die Bestimmungenim §. 8 wegen der Verpflichtungzur Uebernahme
unbesoldeterAemter in der Verwaltung und Vertretung der Kreise, sowie wegen der Folgen
einer ungerechtfertigten Ablehnung auf die unbesoldeten Aemter in der Verwaltung und Vertretung
"er Landgemeinden und Landbürgermeistereien ausgedehnt worden. Dieselben entsprechenden
bereits geltenden, im Art. 27 des Gesetzes vom 15. Mai 1856 enthaltenen Vorschriftenmit der
einzigen Abweichung,daß in den letzteren die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes nicht
ausdrücklich als Entschuldigungsgrundaufgeführt worden ist. Wenn trotzdem der Paragraph in
dem Entwurf aufgenommenworden ist, soM dies aus dem Grunde geschehen, um jeden Zweifel
darüber auszuschließen,daß die gedachten Bestimmungenauch auf die unbesoldetenAemter in der
Verwaltung und Vertretung der LandbürgermeistereienAnwendung zu finden haben. Eine Aus¬
nahme war hierbei nur betreffs des Amtes des Ehrenbürgermeisterszu machen, da es ein Wider¬
spruch in sich sein würde, wenn durch das Gesetz die Verpflichtungzur unentgeltlichen Uebernahme
eines Amtes festgestellt werden sollte, welches, wie das Amt des Bürgermeisters in der Rhein-
Provinz, bei den vielseitigen an dasselbe herantretenden Anforderungen keinesfalls im Nebenamte
verwaltet werden kann, sondern die volle Thätigkeit seines Inhabers dauernd in Anspruchnimmt.

Zu §. 26 ist nur zu bemerken,daß auch auf die Beamten der Gemeindenund Bürger-
'neistereien, deren Anstellung bisher dem Landrathe zustand, die Bestimmungen über die Wahl
nnd Bestätigung der GemeindevorstehergleichmäßigAnwendung finden sollen. Es werden dem¬
zufolge von der Wahl nur diejenigenBeamten der Gemeinden ausgeschlossen bleiben, und auch
fernerhin von dem Bürgermeister anzustellen sein, welche zu blos mechanischen Dienstleistungen
bestimmt sind. Im Uebrigen wird es nach der Fassung, welche der Paragraph erhalten hat,
hinsichtlich der von den Gemeinden anzustelleudm Forstschutzbeamten bei den Vorschriften der
Allerhöchsten Kabinetsordre vom 24. Dezember 1816 (G-S. von 181? S. 57) und den dieselben
ergänzenden Nestimmungen, nach denen die Bestätigung dieser Beamten den Regierungen —
künftighinden Regierungspräsidenten— obliegt, auch in der Folge verbleiben, was aus praktischen
Erwägungen zweckmäßig und nothwendig erscheint.

Im ß. 2? ist sodann für die Bürgermeister, sowie für die übrigen pensionsberechtigten
Beamten der Landbürgermeistereienund der Landgemeindendie Bildung einer Pensionskasse in
Vorschlag gebrachtworden. Die Errichtung einer derartigen Kasse war bereits im Artikel 25 des
Gesetzes vom 15. Mai 1856 dem Beschlussedes Provinziallandtages vorbehalten worden; trotz
vielfacher Bemühungen der Bürgermeister ist es indessen bisher hierzu nicht gekommen.Der Erlaß
^"er neuen Kreis- und Provinzialordnung für die Rheinprovinz dürfte den geeigneten Zeitpunkt
"l°en, um den in dem Gesetze vom 15. Mai 1856 gemachten Vorbehalt seiner Verwirklichung
°ntgegenzuführen,zumal die Bedenken,aus denen der Provinziallandtag sich bisher gegenüber der
"richtung einer Pensionskasseablehnend verhalten zu sollen geglaubt hat, durch die veränderten
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Vorschriften über die Anstellungder Bürgermeister wenigstens zum Theil ihre Erledigung finden
werden. Das Bedürfniß selbst, eine derartige Kasse zu begründen, wird allseitig anerkannt. Die
Belastung der Gemeinden durch die zu zahlenden Pensionen ist unter den gegenwärtigen Verhält¬
nissen eine so verschiedenartige,daß eine Ausgleichung durch eine gleichmäßigeHeranziehung zu
diesem Zwecke dringend geboten erscheint. Zudem führt die Rücksicht auf diese Belastung häufig
dazu, daß Bürgermeister, welche in Folge vorgeschrittenenAlters oder aus sonstigenUrsachenzur
Wahrnehmung ihres Amtes die nöthige körperlicheund geistige Frische nicht mehr besitzen, in
demselbenlänger zurückgehalten werden, als mit den Interessen des Dienstes verträglich ist, und
endlich bietet sich auch z. Z. nicht die Möglichkeit, einen Bürgermeister auf eine andere, seiner
Persönlichkeitund seinen Fähigkeiten mehr entsprechende Stelle versetzen zu können, da er in diesem
Falle der in der seitherigen Stellung erworbenenPensionsansprücheverlustig gehen würde. Diesen
von den Gemeinden wie von der Staatsverwaltung gleich empfundenen Unzuträglichkeitcnwird
dadurch Abhülfe geschaffen werden, daß unter gleichzeitiger Ausdehnung der Pensionsberechtigung
der Bürgermeister auf die gesammteZeit, während welcher dieselben in der Provinz als solche
thätig gewesensind, eine gemeinsameKasse begründet wird, auf welche die den Gemeinden ob¬
liegenden Pensionszahlungen übernommen werden. Aus ähnlichen Gründen werden dieser Kasse
neben den Bürgermeistern auch die übrigen besoldeten Beamten der Gemeinden und Landbürger¬
meistereien,denen im Falle der Dienstunfähigkeitein Ruhegehalt zusteht, anzuschließen sein, wobei
namentlich die Gemeindeforstbeamten,welche sich auf Grund des Gefetzes vom 11. September 18<i5
(G.-S. S. 989) im Besitz der Pensionsberechtigungbefinden, in Betracht kommen. Die Mittel
zur Zahlung der Pensionen sollen im Uebrigen, wie dies hinsichtlich der Bürgermeister in dem
Art. 25 cit. bereits ausgesprochenist, zunächst durch Beitrage der Beamten selbst beschafft werden,
während für den hierdurch nicht gedeckten Betrag die Gemeinden nach Verhältniß der von ihnen
zu zahlendenpensionsberechtigtenBesoldungen einzutreten haben werden, soweit nicht die Provinz,
welche die Verwaltung der Kasse übernehmen soll, auf Grund der ihr im §. 27 des Entwurfs
beigelegtenErmächtigung aus der f. g. Kreisordnungsrente Zuschüsse leistet.

Im Z. 28 des Entwurfs ist dieselbeBestimmung getroffen worden, wie sie im §. 29
Absatz 2 der westfälischenKreisordnung hinsichtlichdes Verhältnisses des Amtmanns und des
Gemeindevorstehersbei der Verwaltung der Ortspolizei enthalten ist. Die rheinischeGemeinde¬
ordnung weist in diesem Punkte ähnlicheUnklarheiten auf, wie die westfälische Gemeindeordnung,
indem sie im ß. 108 den Bürgermeister als die Polizeiobrigkeit des Bürgermeistereibezirkesbe¬
zeichnet, im §.76 dagegen dem Gemeindevorsteherdie Handhabung der Ortspolizei in der Gemeinde
unter der Aufsicht und nach den Anweifungen des Bürgermeisters überträgt. Zur Behebung der
sich hieraus für die Zuständigkeit ergebendenBedenken und zur Vermeidung von Weiterungen in
der verwaltungsgerichtlichenInstanz erscheint es nothwendig, die gegenseitige Stellung des Bürger¬
meisters und des Gemeindevorstehersschärfer zu präzisiren, und entsprechendder bestehenden
Praxis bestimmt auszusprechen,daß der Bürgermeister der eigentliche Träger der Ortspolizei und
der Gemeindevorsteherabgesehen von gewissen, ihm zukommendenselbständigenBefugnissennur
sein Organ ist.

Endlich werden im §. 29 des Entwurfs die Bestimmungenim Absatz 2 des 8- 53 und
im §. 110 Absatz 4 der Gemeindeordnung vom 26. Juli 1845 wegen der Ernennung von
Gemeindeabgeordneten,sowie wegen Bestätigung der Abgeordnetenzur Bürgermeistereiversammlung
aufgehoben. Der Vorschlag, der eine Ausnahmebestimmungder rheinischenLandgemeindeordnung
beseitigen soll, wird einer Erläuterung nicht bedürfen, und es ist nur noch ergänzend hinzuzufügen,
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daß die in §, 58 der Gemeindeordnung uom 23. Juli 1845 vorgeschriebeneformelle Prüfung
der Wahluerhandlungen bereits durch ß. 2? des nach Erlaß der Kreisordnung in Wirksamkeit
tntenden Zuständigkeitsgesetzes von, 1. August 1883 ihre Erledigung findet.

Zu 88- 33 ff.
Die Zahl der Mitglieder der künftigen Kreisversammlung ist im F. 33 des Entwurfs

w derselben Höhe normirt worden, wie dies in der westfälifchen Kreisordnung geschehen ist. Ein
Bedürfniß, diefelbehöher zu bemessen, liegt, wie die beigefügten Tabellen ersehen lassen, nicht vor,
da die Gesammtzahl der Kreistagsmilglieder in den Landkreisender Provinz zur Zeit 1254 beträgt ""^^
und sich b^ Annahme des §. 33 künftighin auf 1424 erhöhen wird, fo daß ohnehin schon eine
'ucht unwesentliche Vermehrung eintreten wird.

Von größerer Wichtigkeitist die Frage wegen der Bildung der Kreistage.
Nach der Kreisordnung vom 13. Juli 182? (G.-S. S. 117) bestehen die Kreisversamm¬

lungen in der Rheinprovinz zur Zeit außer einer Anzahl virilstimmberechtigterFürsten und
Standesherren aus den Besitzern der immatrikulirten Rittergütter, je einem oder mehreren
Deputirten der im Kreise vorhandenenStädte und je einem Deputirten der Landbürgermeistereien.
Sind in einem Kreise nicht wenigstens fünf stimmfähige Besitzer von immatrikulirten Rittergütern
vorhanden, so treten nach der Verordnung vom 26. März 1839 (G.-S. S. 102) der Kreis-
versmnmlungso viele Abgeordnetederjenigen meistbegütertenländlichenGrundeigenthümer, denen
"ach dem Reglement vom 17. März 1828 die Wählbarkeit zum Landrathsamte verliehen ist,
hinzu, daß der größere ländliche Grundbesitz mit Einschluß der vorhandenen ritterschaftlichen
Kreistagsmilgliederfünf Vertreter erhält.

An die Stelle dieser ständischen Gliederung sollen nach den gemachten Vorschlägenauch
" der Rheinprovinz drei aus den verschiedenen wirthschaftlichen Interessengruppen gebildete Wahl-
"erbände der größeren Grundbesitzer, beziehungsweiseGewerbtreibenden, der Städte und der
Landbürgermeistereientreten.

Es ist nicht in Abrede zu stellen, daß für die Durchführung dieses, die Grundlage der
sämmtlichen neueren Kreisordnungen bildenden Systems die Verhältnisse in einzelnenTheilen der
Rheinprovinznicht besondersgünstige sind. Der größereGrundbesitz,der im Osten der Monarchie
"nen hervorragendenwirthschaftlichen und sozialen Faktor bildet, ist in der Rheinprovinz, haupt¬
sächlich in Folge der weitgehendenAuftheilung des Grundeigenthums, nur in denjenigen Theilen
b" RegierungsbezirkeDüsseldorf, Köln und Aachen, welche sich durch eine besonders gute Boden-
^schaffenheit auszeichnen, in erheblichem Umfange vorhanden, während in den übrigen Theilen
"eser Regierungsbezirkeebenso wie in den RegierungsbezirkenCoblenz und Trier, in welchen die
Zersplitterung einen vorzugsweise hohen Grad erreicht, die Zahl der größeren Besitzereine nur
"äßige ist. Ein weiterer nicht unerheblicher Unterschied besteht darin, daß der Gegensatz zwischen
Stadt und Land in der Nheinprovinz nicht so scharf ausgeprägt ist, wie im Osten der Monarchie.
Zum Theil ist dies auf der Umstand zurückzuführen,daß die Schranken, welche die Gewerbe-
Mtigleit an die Städte fesselten, in der Rheinprovinz verhältnißmähig früh gefallen sind, und
°°ß in Folge dessen das gewerbliche Leben auch von dem platten Lande eher hat Besitz nehmen
l°nnen, als dies in den östlichen Provinzen der Fall gewesenist. Daneben hat aber auch die
^" und Weife, wie sich die Besiedelung in der Rheinprovinz vollzogenhat, nicht unwesentlich
°uzu beigetragen, den Unterschiedzwischen Stadt und Land an einzelnenStellen zu verwischen,
^"entlich in den vormals bergischenKreisen der RegierungsbezirkeDüsseldorf und Köln, in
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mm ein geschlossenem Anbau nicht stattgefunden hat, ist die Grenze zwischen Stadt und Land
schwer erkennbar und die Städte weisen in der Regel das Bild auf, daß sich um einen Kern mit
städtischem Charakter eine Reihe rein ländlicher, aber in communaler Beziehung dem Stadtgebiete
ungehöriger Ortschaften gruppirt.

Gleichwohlmachen sich diese Verhältnissenicht in dem Maße geltend, daß hierdurchdie
Nothwendigkeit begründet werden könnte, die Kreistage auf anderen Grundlagen, wie in den
übrigen Provinzen, zu organisirm. Die Elemente zur Bildung der drei vorher bezeichneten
Wahlverbände sind, wie aus den beigefügtenTabellen zu entnehmen ist, fast'überall in genügender
Anzahl vorhanden, während in den wenigen Kreisen, in welchen insbesondereder größere Grund¬
besitz verhältnihmäßig schwach vertreten ist, die Beibehaltung der drei Wahlverbände die nicht zu
unterschätzende Gewähr dafür bieten wird, daß die in denselbenvorhandenen, für die Theilnahme
an der Verwaltung und Vertretung des Kreises vorzugsweise geeigneten und berufenen Kräfte
hiervon nicht ausgeschlossenbleiben. Die Einführung des Wahlsystems der neueren Kreis¬
ordnungen wird unter diesen Umständen mit gewissen Modifikationenauch in der Nheinprovinz
keinen größeren Schwierigkeitenbegegnen,wie in der Provinz Westfalen und in dem Regierungs¬
bezirke Wiesbaden, mit welchem letzterenspeziell die RegierungsbezirkeCoblenzund Trier soweit
ihre wirthschaftlicheEntwickelungin Betracht kommt, in vielfachen Beziehungen übereinstimmen.

Dies vorausgeschickt, ist zur Begründung der gemachten Vorschlage im Einzelnen
Folgendes anzuführen.

I. Was zunächst den Wahlverband der größeren Grundbesitzerbetrifft, so soll
1. gemäß Z. 35 des Entwurfs nach dem Vorgange in der Provinz Hessen-Nassaudie

Zugehörigkeitf'zudem Wahlverbande der größerenGrundbesitzer,welche in den östlichen Provinzen,
sowie in den Provinzen Hannover und Westfalen auf den Grundbesitz des platten Landes
beschränkt ist,ßauf den Grundbesitzim ganzen Kreise erstreckt und somit auch der städtische Grund¬
besitz bei der Feststellung der Wahlberechtigung in diesem Verbände mit in Berechnung gezogen
werben. Die Nothwendigkeitdieser Abweichung ist bereits vorher im Allgemeinen angedeutet
worden; zur weiteren Begründung derselbenist an dieser Stelle noch anzuführen, daß bei einer
Beschränkungdes Wahlverbandes der größeren Grundbesitzerauf das platte Land von demselben
eine nicht unerhebliche Anzahl von Besitzernausgeschlossen werden würde, welche unzweifelhaftden
ländlichenBesitzernzuzurechnen sind, und daher einen berechtigten Anspruch auf Zulassung zu dem
Wahlverbande der größeren ländlichenBesitzerfür sich haben. So sind beispielsweise im Kreise
Mettmann von den 8 im Kreise belegenen Rittergütern 4 innerhalb des Gebietes der Stadt
Mettmann belegen; ebenso befinden sich im Kreise Neuß nicht weniger als U größere ländliche
Besitzungen mit mehr als 225 M. Grundsteuer auf Grund und Boden der Stadt Neuß und
ferner im Kreife Grevenbroich drei Besitzungen dieser Art auf städtischenTerritorien. Sollte
allen diesen Besitzern, deren Gesammtzahl bei Normirung des der Wahlberechtigungzu Grunde
zu legenden Grundsteuerbetragrs auf 225 M, sich auf 128, und bei Annahme eines Grundsteuer¬
betrages von 180 M. auf 162 beziffert, der Eintritt in den Wahlverband der größeren Grund¬
besitzer verschränktbleiben, so würden dieselbeneine entsprechende Berücksichtigung ihrer besonderen
Interessen nicht finden, und es würde außerdem auch der Wahluerband selbst eine wirkliche und
vollständigeVertretung der Gruppe des Großgrundbesitzesnicht darstellen.

Es bedarf keines besonderen Hinweises, daß, wenn die Theilnahme an dem Wahlverbände,
der größerenGrundbesitzerdem städtischen Grundbesitzeeingeräumt wird, auch dem in den Städten
befindlichenGrohgewerbebetriebedie gleiche Berücksichtigungnicht wird versagt werden können.
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"em Nahlverbande der größeren Grundbesitzer,der ohnehin schon in den Regierungsbezirken Köln
und Düsseldorf durchschnittlich start vertreten ist, wird hierdurch allerdings eine weitere, nicht
unerhebliche Vermehrung zu Theil werden, indem bei Festhaltung des Mittelsatzes der Gewerbe-
steuerklasseH. I. für die Wahlberechtigungzu den 74 Gewerbtreibenden und Vergwerksbesitzern
°uf dein platten Lande noch 95 in den Städten, davon 38 allein im Negierungsbezirke Düsseldorf,
hinzukommen werden. Bei der hervorragenden wirthschaftlichenund fonstigen Bedeutung der
Industrie des Bergbaues in der Nheinprovinz wird indessen hieraus umsoweniger ein Bedenken
herzuleiten sein, als trotz dieser Vermehrung der Grohgcwerbebetrieb innerhalb der einzelnen
Wllhlkürpergegen den Großgrundbesitz fast durchweg immer noch erheblich zurückstehen wird.
Ueberdies ist zu berücksichtigen, daß im NegierungsbezirkeDüsseldorf, welcher bei der vorliegenden
Frage hauptfächlichbethciligt ist, in Folge des hohen Gewcrbesteuersatzes, welcher von einzelnen
besonders umfangreichengewerblichen Unternehmungendes Bezirks zu zahlen ist, verhältnißmähig
wenige Großgewerbetreibendeüber den Mittelsatz der Gewerbestenerklasse ^ I. veranlagt sind.
Im dem Hinzutreten der größeren Gewerbetreibendenaus den Städten wird daher nur ein billiger
Ausgleich für die Einbuße, welche der Großgewerbetriebhierdurchin seiner numerischen Vertretung
erleidet,gefunden werden können,

2. Die Ausdehnung des Wahlverbandes der größeren Grundbesitzer auf den gesummten
Kreis macht es zugleich erforderlich,daß als Grundlage der Wahlberechtigung, wie in Westfalen
s° auch in der Nheinprovinz, nur die Grundsteuer unter Ausschlußder Gebäudesteuergenommen
wird, da andernfalls der städtische Häuserbefitz in dein Wahlverbande der größeren Grundbesitzer
""e ihm nicht zukommende Vertretung erlangen würde. Im Uebrigen würde die Neiseitelassung
der Gebäudesteuerauch für den Fall nothwendig erscheinen, daß der Wahlverband der größeren
Grundbesitzer nur auf das platte Land beschränkt bleiben sollte, wenn nicht anders die
Grundlage des Wahluerbandes verschoben und zu demselben zahlreiche Haus-, Villen- und
sonstige Besitzer, namentlich in den Vororten der größeren Fabrikstädte, zugelassenwerden sollen,
"elche eine sehr hohe Gebäudesteuer zahlen, indessen weder mit dem größeren Grundbesitze noch
uüt dem Großgewerbebetriebeirgend etwas gemein haben.

3. Einen besonders schwierigen Punkt bildet bei den sehr verschieden geartetenVerhältnissen
^r Nheinprovinzdie Abmessungdes Steuersatzes für die Wahlberechtigungim größeren Grund¬
besitze. Es ist schon bemerktworden, daß in den Regierungsbezirken Köln, Düsseldorf und Aachen
^e Zahl der größeren Grundbesitzerim Durchschnitteine ziemlich erhebliche, in den Regierungs¬
bezirken Coblenz und Trier dagegen eine nur mäßige ist. Gleich große Gegensätze treten mdessen
«uch innerhalb ^einzelnen Regierungsbezirkehervor. So ist in den Kreisen Euskirchen,Nergheun
und Köln Land im RegierungsbezirkeKöln eine verhältnißmäßig fehr große, in den berglschen
Kreisen Waldbröl, Wipperfürth und Gummersbach dagegen eine sehr geringfügige Anzahl von
größeren Grundbesitzernvorhanden. In ähnlicher Weise stehen im RegierungsbezirkeDüsseldorf
die, Kreise Eleve, Grevenbroich,Mürs, Neuh und Nees mit bedeutenden,Großgrundbesitzevoran,
während im Kreise Lennev überhaupt kein Besitzer vorhanden ist, der mehr als 150 M. Grundsteuer
Wie. In dem Regierungsbezirke Aachen endlich stehen sich auf der einen Seite die Kreise Iulrch,
Düren und AachenLand, auf der anderen Montjoie, Malmedn, Schleiden und Heinsberg
^genüber, während Geilenkirchen,Erkelenz und Eupen etwa die Mitte halten. Alle drefe
Verschiedenheiten im Gesetze selbst zu berücksichtigen, ist nicht ausführbar. Das letztere wnd
"h daher darauf zu beschränkenhaben, die maßgebenden Steuersätze für die m Betracht
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kommenden größeren (Miete festzusehen, die Korrektur derselben im Einzelnen aber in
gleicher Weise, wie es in den übrigen Provinzen geschehen ist, dem Provinziallandtage
überlassen müssen. Vorbehaltlich dieser Eorrcltur dürften die vorgeschlagenenMinimalsätze
von 225 M. für die Regierungsbezirke Köln, Düsseldorf und Aachen und von 150 M.
für die Regierungsbezirke Eoblenz und Trier im Ganzen das Richtige treffen. Unter
dieselben allgemein herunterzugehen, wie es insbesondere für den Regierungsbezirk Trier mit
Rücksichtdarauf befürwortet worden ist, daß in letzteremdie Steuerbcträge für die nach der
Verordnung vom 26. März 1839 den Rittergutsbesitzern hinzutretenden notablen Besitzer bisher
erheblich niedriger normirt waren, erscheintnicht rathsam, da in diesem Falle die Voranssetznngen,
von denen bei der Bildung des Wahlverbandes der größeren Grundbesitzer auszugehen ist, nicht
mehr erfüllt werden würden.

4. Bei der zum Theil schwächeren Vertretung des größeren Grundbesitzesliegt auch in
der Nheinprouinz die Nothwendigkeitvor, die Mindestzahl der dem Wahlverbande der größeren
GrundbesitzerzuzutheilendenAbgeordneten für diejenigen Fälle entsprechendniedriger festzusetzen,
in denen eine geringere Anzahl von Wahlberechtigten vorhanden ist. Räch dem Vorschlagedes
ß. 38 soll daher der Minimalanthcil des größeren Grundbesitzes an der Gesammtvertretung des
Kreises in den RegierungsbezirkenAachen,Köln und Düsseldorf statt der Hälfte nur ein Drittel
nnd in den Regierungsbezirken(loblenz und Trier entsprechendden dortigen Verhältnissen nur
ein Viertel betragen.

5. Endlich ist auch in der Kreisordnung für die Nhemvrouinz zur Vermeidung der Aus¬
übung eines doppelten Wahlrechtes eine dem Schlußsätzedes 8- 35 der westfälischeil Kreisordnung
entsprechende Bestimmung zu treffen, durch welche die Gemeinden und die auf öffentlich rechtlicher
Grundlage beruhenden Genossenschaftenhinsichtlichihres in: Kreise belegencnGrundeigenthums
von der Theilnahme an dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzer ausgeschlossenwerden.
Diese Bestimmung wird hauptsächlich für die Regierungsbezirke Eoblenz und Trier Bedeutung
erlangen; in dein ersteren befinden sich 241 Gemeinden und 2 Genossenschaften, in dein letzteren
neben 12 Gehöferschaften193 Gemeinden, die ein Grundeigenthum mit mehr als 150 M, Grund¬
steuer besitzen.

II. Anlangend den Wahlverband der Landgemeinden,so kann auch iu der Nheinprouinz,
ebenso wie in Westfalen, die Ortsgemcinde nach der früher geschilderten Entwickelung und nach
der Stellung, welche ihr durch die Gemeindeordnungzugewiesen ist, zur Grundlage des Wahl-
verbandes nicht gemachtwerden. An die Stelle derselben soll daher nach H. 36 des Entwurfs
die Sammtgemeinde, die Bürgermeisterei, treten, womit zugleich das bisher bestandene Verhältniß
aufrecht erhalten bleibt. Für die in Folge dessen in den §§. 40, 46 und 47 enthaltenen Einzel¬
bestimmungenhat die Kreisordnung für die Provinz Westfalen das Vorbild gegeben.

Danach sollen
H) in Bezug auf die Vertheilung der von dem Wahlverban.dezu wählendenAbgeordneten

auf die einzelnen Bürgermeistereien die für den Wahlverband der Städte maßgebenden
Vorschriften in Anwendung gebracht,

I») die Wahlen selbst von den Bürgermeistereiversammlungenbeziehungsweisein den nur
aus einer Gemeinde bestehenden Bürgermeistereienvon den Gemeinderäthen, und in
zusammengesetzten Wahlbezirkenvon Wahlmännem, welche von den ersteren zu wählen
sind, vollzogenund endlich
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«) von den Wahlen in den Nürgernleistereiuersammlungen die Vertreter derjenigen
Gemeinden, welche im Wahlverbande der Städte vertreten sind, ebenso wie die meist¬
begüterten Gmndeigenthünier, welche zn dem Wahlverbande der größeren Grundbesitzer
gehören, ausgeschlossen werden. ^ ^ ^ .

Betreffs des letzteren Pnnktes wird auf die frühere Darstellung über die IuMnmen,etzung
d« Nürgcrmeistereiversammlung verwiesen; der Vorschlag selbst stimmt mit den gleichartigen
Urschriften in der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (§. 100) und der Krersordmmg sür
Westfalen (8. 47) überein. ^, , . .,

Eine besondere Vestimmnng war betreffs derjenigen ans den Befttzuugen ehemals reichs-
unnnttelbarer Fürsten gebildeten s. g. standesherrlichen Gemeinden vorzusehen, welche nach Maßgabe
der mit der Staatsregierung, abgeschlossenenReeesse nicht angehören.
Dieselben sollen zum Zwecke der Vollziehung der Kreistagswahlen einer benachbarten Bürgermeisterei
nach näherer Bestimmung des Kreisausschusses zugetheilt und in der Biirger>ne>sterel-Ver,ammlung
durch die ernannten Vorsteher vertreten werden. Znr Zeit ist nur eine derartige Gemeinde
uorhanden

Zn erwähnen ist außerdem, daß im ß. 50 des Entwurfs die passive Wahlberechtigung
"' den Nahlverbänden der größeren Grundbesitzer und der Bürgermeistereien gegenüber den bezüg¬
lichen Vorschriften der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 infofern eine Erweiterung erfahren
mußte, als danach in denselben außer den ländlichen Grundbesitzern des Kreises em ^eder welcher
"' einer Versammlung der genannten Verbände ein Wahlrecht ausübt und seit emem ^ahre dem
Kreise dnrch Wohnsitz oder Grundbesitz angehört, soll gewählt «erden tonnen Diese, auch m
d« Kreisordnuug für die Provinz Hessen-Nassau vorgesehene Aenderung rechtferttgt üch dadurch
daß der Wahlverband der größeren Grundbesitzer auf den gesmnmten Kreis erstreck worden
>"d daß in Folge dessen in Vezng auf die Wählbarkeit der Weit
der Großgrundbesitz und der Großgewerbebetrieb betheiligt ist, nicht schlechter, wie der landliche
besitz gestellt werden kann. , c. ^ ^ü <^ « >,7

III. In Nezng auf den Wahlverband der Städte ist uur hervorzuhebeu, daß nach §. 3?

des Entwurfs Im Einklänge mit der bezüglichen Vestinnnung d« Kreisordnungeu für w Proben
Hannover, Hessen-Nassau md Westfalen bei denfelben auch fernerhin diejenigen Gemem en b lassen

werden sollen, welch zwar nach der Landgemeindeordnung verwaltet werden 1^ «on b^
auf den Kreistagen und auf dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertreten gewesen
'"d. Die Einräumung dieser Befugniß entspricht der Billigkeit sie ist zugleich
Nch, als nicht nur die Zahl der betheiligten Gemeinden an sich germg ist ^ °^han tt ch m
^nzen um 8 Ge.neinden -, sondern auch die Mehrzahl der,elben nach Banart, Beschäftigung
d« Bewohner n. s. w. den Städten zugerechnet werden muß. „

Die in Bezug auf die Vollziehuug der Wahl im Wahlverbaude de Städte m § 48
'"s. 1 und 2 des Enwnrfs gegebenen Bestim.nmigen ünden in den Vorschriften der chemischen

^ädteordmmg vom 15. Mai 1856 ^^ndnng. - ^^ ^^ ^isordnnngen inWird nnt der vorstehenden Modifikation oas "w"^^, ^ . .», ^,. . ^«s,^^,«
der Nheinprovinz zur Einführung gebracht, fo ergiebt sich nn Vergleiche zn dem bisherigen
Zustande Folacndes- ^ ^ , ^ - ,

Die^nmtzahl der.reistagsmitglieder in den 60 "kr^u « Pr^
«'e vorher schon erwäh.it worden, nach der Kreisordnung vom 13. M 827 hu'^^^^^^^
^' Verordnung vom 2«. März 1839, 1254, von welchen - - abgesehen von 6 ehemals re.chs-

sl>'
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unmittelbaren Besitzern— 435 dein Stande der Ritterschaft beziehnngsweiscder notablen Besitzer,
153 dein Stande der Städte und 660 dem Stande der Landgemeinden angehören. Bei Ein¬
führung der neuen Kreisordnung wird sich die Gesammtmitgliedzahl auf 1424 erhöhen. Von
denselben werden bei Zugrundelegung der gemachten Vorschläge auf den Wahlucrband der
größeren Grundbesitzer39?, auf den Wahlverband der Städte 302 und auf den Wahlverband
der Landgemeinden 725 Mitglieder entfallen. In den RegierungsbezirkenKöln und Düsseldorf
werden Großgrundbesitznnd Städte zusammen die Majorität bilden; in den Regierungsbezirken
Aachen, (toblenz und Trier besitzt der Wahlverband der Lcmdbürgermeistereienfür sich allein die
Mehrheit.

Zu s- 99
ist zn bemerken, daß die Verhältnisse der ehemals reichsnnmittelbarcnFamilien, soweit dieselben
für die zu erlassende Kreisordnung von Bedeutung sind, nach der beigefügten Darstellung dnrch
oie mit der Staatsregicrung abgeschlossenen Recesse in der Nheinprovinz im Wesentlichen ebenso
geordnet sind, wie in der Provinz Westfalen. Die in Bezug auf dieselben im §. 99 der west¬
fälischenKreisordnung enthaltenen Bestimmungenhaben daher in dem Entwürfe mit den aus der
Verschiedenheitder Gemeindeordnungen sich ergebenden Modifikationen unverändert Aufnahme
gefunden. In Betracht kommenhierbei für die Rheinprovinz die Familien des Fürsten zu Wied,
fomie der Fürsten zu Solms-Hohensolms-Lichund zu Solms-Braunfels, fämmtlich im Regierungs¬
bezirke Eoblenz. In den übrigen Theilen der Rheinprovinz sind frühere reichsunmittelbareFamilien,
für welche in der Kreisordnnng besondereBestimmungenzu erlassenwären, nicht vorhanden.

Schließlichist noch mit Bezug auf die Übergangsbestimmungen und zwar

zu §. 102 des Entwurfs

zu erwähnen, daß die Vorschriften des letzterenaus dem Grunde nothwendig erfcheiuen,um schon
vor der Vornahme der Wahlen zn den neuen Kreistagen den Bürgermeisterei-Versammlungen
diejenige anderweite Zusammensetzungzu geben, welche dieselben in Folge der Wahl der Gemeinde¬
vorsteher statt der bisherigen Ernennung der letzteren künftighin erhalten werden.

II. Provinzialovdmlttst.

Die Provinzialoronung vom 29. Juni 1875 soll auch in der Rheinprovinz unverändert
zur Einführung gelangen. Die einzige Frage, welche hierbei näher zu erörtern ist, betrifft die
Feststellungder Mitgliederzahl des künftigen Provinziallandtages.

Nach dem Gesetze vom 27. März 1824 (G.-S. S. 101) und den dasselbe ergänzenden
Vorschriftenüber die Anordnung der Provinzialstände für die Rheinprovinz besteht die Provinzial-
uertretung zur Zeit aus fünf virilstimmberechtigten,vormals reichsunmittelbarenMitgliedern, sowie
aus je 25 Mitgliedern aus dein Stande der Ritterschaft, der Städte und der übrigen Grund¬
besitzer, zusammen aus 80 Mitgliedern. Eine erhebliche Erhöhung dieser Ziffer wird sich in keinem
Falle vermeiden lassen. Die Rheinprovinz zählt zur Zeit 9 Stadtkreise und 60 Landkreise. Aus
der anliegendenZusammenstellung ist zu ersehen, wie sich die Gesammtziffer der Mitgliederzahl
stellen würde, je nachdem das in der Provinzialoronung vom 29. Juni 1875 für die Provinz
Schlesien aceeptirte System, oder die Bestimmungen der Provinzialoronung für die Provinz
Hannover, beziehuugsweifederjenigen für die Provinzen Hessen-Nassau und Westfalen, oder endlich
Minimalziffern von 45 000 und beziehungsweise50 000 Einwohnern zu Grunde gelegt werden.
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Danach ,«ird dem in dein Entwürfe berücksichtigten schlesischenSystem, nach welchem in Kreisen
""t weniger als 40 000 Einwohnern ein Abgeordneter, in Kreisen mit 40 000 bis 80 000 Ein¬
wohnern zwei Abgeordnete, in Kreisen mit 80 000 Einwohnern drei Abgeordnetezu wählen sind,
und für jede fernere Vollzahl von 50 000 Einwohnern ein weiterer Abgeordneter hinzutritt, der
"°rzug zu geben sein. Unter Anwendung desselben wird sich nach der zur Zeit bestehenden Kreis-
«ntheilung die Gesammtzifferder Provinziallandtags-Abgeordnctcu auf 138 belaufen, und zwar
werden 23 Kreife je einen, 28 je 2, 13 je 3 und 5 je 4 Abgeordnete entsenden. Bei einer
Erhöhung der Minimalbevülkerungszahlfür die Wahl von zwei Abgeordneten auf 45 000 oder
"uf 50 000 würde sich allerdings die Zahl der Mitglieder des Provinziallandtages etwas niedriger
U"d zw^ auf 125 bezw. 118 stellen. Die Differenz ist indessen nicht so groß, daß es geeignet
^scheinentonnte, dieserhalb die an sich schon nicht unbeträchtlicheZahl derjenigen Kreise, welche
uach den gemachtenVorschlägen nur je einen Abgeordneten zu wählen haben werden, noch zu
vermehren. Andererseits würde bei einem Herabgehen unter die Minimalziffer von 40 000 für
"e Wahl zweier Abgeordnetendie Zahl der Provinziallandtags-Abgeordnetenüber das Bedürfniß
hinaus gesteigertwerden, zumal eine weitere Vermehrung dadurch zu erwarten steht, daß mehrere
Städte voraussichtlichdemnächst aus dem bisherigenKreisverbande ausscheiden werden und außer¬
dem eine Anzahl von Landkreisengetheilt werden soll.

Zusammenstellung,
betreffend

b'e Verhältnisse der mittelbar gewordenen deutschen Reichsfürsten in der Rheinprovinz,
soweit dieselben bei dem Erlaß einer neuen Kreisordnung für die Provinz in

Betracht kommen.

Im F. 1 der zur Ausführung des Edikts vom 21. Juni 1815 über die Verhältnisse
"" vormals reichsunmittelbarcn deutschen Reichsstände ergangencn Allerhöchsten Instruktion vom
^- Mai 1820 (G.-S. S. 81) sind in der Nheinprovinz als vormals unmittelbare Reichsstände,
"uf welche die Bestimmungendes Edikts Anwendung zu finden haben, aufgeführt:

K) in der ehemaligenProvinz Riederrhcin:
1. der Fürst von Solms-Braunfels, wegen der Aemter Braunfels und Greifenstein;
2. der Fürst von Solms-Lich und Hohen-Solms, wegen des Amtes Hohen-Solms;
3. der Fürst von Wied-Neuwied, wegen der niederen Grafschaft Wied mit Ausnahme

des Amtes Grenzhaufen;
4. der Fürst von Wied-Runkel, wegen der oberen Grafschaft Wied mit Ausnahme des

Amtes Runkel, dann wegen der Aemter Altcn-Wied und Neuerburg;
!)) in der ehemaligen Provinz Eleve-Berg:

der Fürst von Sayn-Wittgenstein-Berleburg, wegen der Herrschaft Homburg an
der Mark.
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Was die letztgenannteHerrschaft betrifft, so ist im §, 1? des unterm 25. Oktober 1878
«rgangencn Gesetzes über die Regelung des Rechtszustandesdes FürstlichSann-Wittgcnstein-Nerle-
burg'schenHauses (G.-S. S. 305) bestimmt worden, daß in Beziehung auf dieselbe dein Fürst¬
liche» Hause keine standesherrlichcnRechte zukommen. Da ferner die Grafschaft Wied-Nunkel
dem Fürsten von Nenwied anheimgefallen ist, so verbleiben in der Nheinvrouinz an vormals
reichsunmittelbarenStandesherren, deren Rechtsverhältnissebei dem Erlaß einer neuen Lireisordnung
in Betracht zu ziehen sind, nur

1. der Fürst zu Solms-Brauufels,
2. der Fürst zu Solms-Hohensolms-Lichund
3. der Fürst zu Wied.
In der Kreisordnung für die Nheinprovinz und Westfalen vom 13. Juli 182? (G.-S.

S. 117) war betreffs der vormals reichsunmittelbaren Standesherren bestimmt, daß diejenige!!
derselben,welche auf die Ausübung der niederen Negicruugsrechteverzichtethaben, zu einer Viril¬
stimme auf dem Kreistage berechtigtfein, dagegen den übrigen Standesherren in den aus Mediat-
gebieten bestehenden Kreisen die Beschlüsse des Kreistages behufs etwaiger Erinnerungen vorgelegt
werden sollen (§. 4^, und §. 24). Nach der später ergangenen Allerhöchsten Kabinctsordre vom
7. Februar 1829 (G.-S. S. 1?) sind die letztgedachtcn Standesherren befugt, einen ihrer Beamten
zu den Kreisuerfannnlungen zn deputiren; in diesem Falle soll es einer Vorlegung der Kreistags-
beschlüsse an die Standesherren nicht bedürfen. Im Uebrigen sind die Verhältnisse der vor¬
genannten, ehemals reichsunmittelbaren Standesherren auf Gruud der Allerhöchsten Verordnung
vom 12. November 1855 (G.-S. S. 688) durch besondereNezessc geordnet worden, aus denen
für die vorliegenden Erörterungen folgende Punkte hervorzuhebensind.

1. Mit dem Fürsten zu Solms-Braunfels ist am ^/U^^ (Amtsblatt
Eoblenz 1862 S. 153) staatsseitig ein Rezeß geschloffen.

In demfelbcn(§. 4e) ist die Freiheit des Fürsten uud seiner Familienglieder von den
ordentlichenPersoualfteuern ausgesprochen.

Hingegen hat sich der Fürst in Betreff der Kreis- und Prouinziallasten bereit erklärt,
zu denselbenin gleicher Weise, wie alle anderen Pflichtigen beizutrage» (ß. 16).

In Anfehuug der staudesherrlichcnNegierungsrechteist insbesondereFolgendes bestimmt:

^, Polizeiuerwaltung.

Nach ß. 8 Nr. 1 des Rczcsses ist dem Fürsten freigestellt, ob er für die standesherrliche
Polizeiverwaltung einen eigenen Oberbeamten ernennen oder dessen Funktionen dem Königlichen
Kreislandrathe übertragen will, welcherdieselbenalsdann im Namen des Fürsten auszuüben hat.

Die betreffenden Funktionen sind bisher dem Landrathe des Kreises Wetzlar über¬
tragen worden.

Nach Nr. 4 ebenda fungiren die Bürgermeister in ihre»! Bezirke als Fürstliche
Polizeibeamte.

11. Aufsicht über die Gemeindeverwaltung,

Gemäß ß. 9 Nr. 1 übt der Fürst hinsichtlichder Gemeinden im Mediatgebiet durch
den von ihm bestelltenOberbeamten oder den von ihm mit dessen Funktionen beauftragten Kreis¬
landrath diejenigenObernufsichtsrechteund sonstigenBefugnisseaus, welche nach den bestehenden
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"der noch zu erlassendenGesetzen über die Perfassung und Verwaltung der Stadt- und der Land-
gemeinden in der Rheinvrovinz den königlichen Landräthen zustehen.

Gemäß Nr. 2 a und 1> ebenda haben vor der Bestätigung der Wahl bczw. der Ernennung
d« Gemeindevorsteherund deren Stellvertreter, sowie der Bürgermeister und Beigeordneten die
betreffenden BeHordensich des Einverständnissesdes Fürsten zu versichern.

(I Verhältniß des Fürsten in Betreff des Communalwesens.

Nach 8- 15 Nr. 1 bleibt der Fürst für seine Person und Familie in Absicht aller per¬
sönlichen Beziehungen und Leistungen aus der Verbindung mit den Gemeinden ausgeschieden.

Nach Nr^ 2 soll in jeder der vier Bürgermeistereien des Mcdiatgebietes aus den darin
Gelegenen und steuerfrei besessenen altfürstlichen Domänen ein den Gemeinden gleichzuachtender
Verband gebildet werden.

Nach Nr. 3 ist der Fürst als Besitzer der uorbezeichneten Verbände gleich den Gemeinden
3» allen Pflichten und Leistungenverbunden, welche den letzteren obliegen,

Nach Nr. 4 hat zur Wahrnehmung derjenigen in diesen Verbanden, namentlich hin¬
sichtlich der Polizei vorkommenden Geschäfte, welche zu den Amtsverrichtungen der Orts- und
Gemeindevorstehergehören, der Fürst Beamte zu bestellen. Diese vom Fürsten ernannten
Beamten sind der KöniglichenNegierung namhaft zu machen und auf Verlangen derselben, wenn
es im Dicnstintcressenothwendig befunden wird, wieder zu entlassen: dieselben sind dem Bürger¬
meister untergeordnet.

Behufs Ausführung der vorstehenden Bestimmungen zu Nr. 2 ist zwischen der König¬
lichen Negierung zu Loblenz'und dem Fürsten zu Solms-Braunfels mit Allerhöchster Genehmigung

""e anderweitigeVereinbarung unter dem - ^^»r^ ^ (Amtsblatt Coblenz 1885 Beilage
W Nr. 5l; E. 1) getroffen worden. Nach dieser sind in den drei Bürgermeistereiendes Mcdiat¬
gebietes: Vraunfels, Grcifcnstcin und Schöffengrund 4 Fürstliche Verbände gebildet; nämlich in
^r Bürgermeisterei Bmunfels die SchloßgemeindeBraunfels und die Fürstliche Gemeinde Alten¬
berg, in der Bürgermeisterei Greifenstein die Fürstliche Gemeinde Heisterberg, in der Bürger¬
meisterei Schüffengrunddie Fürstliche Gemeinde SchwabacherHof. Hingegen ist auf die Bildung
"nes Fürstlichen Verbandes in der zum MediatgebietegehörigenBürgermeistereiAslar Fürstlicher-
seits verzichtet. Für einen jeden der genannten Fürstlichen Verbände ist seitens des Fürsten em
Vorsteher und stellvertretender Vorsteher anzustellen. Die Vertretung des einzelnen Fürstlichen
Verbandes in der Vürgermeistereiversammlungerfolgt durch den betreffendenVorsteher des Fürst¬

lichen Verbandes. 22 Juli
2. Mit dem Fürsten zu Solms-Hohensolms-Lich ist am ^ Dezembe^ ^^ (Amts¬

blatt Coblenz 1863 S. 23) staatsseitig ein Nczeh geschlossenworden.
In demselben (§. 4o) ist die Freiheit des Fürsten und seiner Familienglieder von den

ordentlichen Personalsteuernmit der Maßgabe, daß der Fürst für seine Person auf die Freiherr vou
^n ordentlichenPersonalsteuern für seine Lebenszeitverzichtet, ausgesprochen. Hingegen hat sich
d« Fürst in Betreff der Kreis- und Provinziallasten bereit erklärt, zu denselben,wie alle anderen
Pflichtigenbeizutragen (§. 9). .....

Nach A 5 und 6 des Rezesses hat der Fürst für sich und sein Haus auf die chm
Wher zugestandenen Regierungsrechte Verzicht geleistet; gemäß §. 6o ist die Ausübung der
Fürstlichen Polizeigerechtsamefür immer und unwiderruflich auf den kömgkchenLandrath des
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Greises Wctzlar unter dem Vorbehalte übergegangen, daß derselbe in allen das Fürstliche Gebiet
betreffenden Polizeiverwaltungsangelegenheiten sich als königlich preußischen Landrath und Fürstlich
Solmö-Hohensolms-Lich'scher Oberbeamter unterzeichnet; nach §. 6ä bleibt dem Fürsten das Recht
vorbehalten, in den aus seinen Domänen zu bildenden Communalverbänden die Gemeindevorsteher
zu ernennen. Die Ernennung bezw. Bestätigung aller übrigen Communal-- und Polizeibeamten
in der Grafschaft Hohenfolms erfolgt dagegen durch die ressortmäßige Staatsbehörde; dieselbe hat
sich jedoch vor der Ernennung resp. Bestätigung der Bürgermeister und Beigeordneten, sowie der
Gemeindevorsteher und deren Stellvertreter des Einverständnisses des Fürsten in Betreff der zu
ernennenden oder zu bestätigenden Persönlichkeit zu versichern. Bei nicht zu erzielendem Einver-
stcindniß mit dem Fürsten in Betreff der Person der fraglichen Gemeindebeamten bleibt dem
Minister des Innern die oberaufsichtliche Vefugniß vorbehalten, über deren Ernennung und
Bestätigung, soweit solche gesetzlichden Aufsichtsbehörden zusteht, endgültige Entscheidung zu treffen.

Nach 8- 8 Nr. 1 bleibt der Fürst für seine Person und Familie in Absicht aller persön¬
lichen Beziehungen und Leistungen aus der Verbindung mit den Gemeinden ausgeschieden.

Nach Nr. 2 ebenda wird in der Graffchaft Hohenfolms aus den darin belegenen und
steuerfrei befessenen altfürstlichen Domänen ein einziger den Gemeinden gleichzuachtender Ver¬
band bildet.

Zur Ausführung des Nezesses ist aus dem größten Theile der Domänen in der Grafschaft
Hohenfolms — Bürgermeisterei gleichen Namens — ein solcher Verband gebildet worden. In
der Bürgermeisterciversammlung von Hohenfolms wird die Fürstliche Gemeinde durch ihren Vor¬
steher (vergl. Nr. 4) vertreten.

Nach §. 8 Nr. 3 ist der Fürst als Besitzer des vorbezcichneten Verbandes gleich den
Gemeinden zu allen Pflichten und Leistungen verbunden, welche den letzteren obliegen.

Nach Nr. 4 hat zur Wahrnehmung derjenigen in diesem Verbände namentlich hinsichtlich
der Polizei vorkommenden Geschäfte, welche zu den Amtsvcrrichtungen der Orts- und Gemeinde¬
vorsteher gehören, der Fürst einen Beamten zu bestellen. Dieser vom Fürsten ernannte Beamte
ist der Königlichen Negierung namhaft zu machen und auf Verlangen derselben, wenn es im
dienstlichen Interesse nothwendig befunden wird, wieder zu entlassen. Derselbe ist dem Bürger¬
meister in Hohenfolms untergeordnet.

3. Nachdem die Graffchaft Wied-Nunkel dem Fürsten von Neuwied anheimgefallen war,

ist mit dem Fürsten zu Wied am ^^^ 1860 (Amtsblatt Coblenz 1861 S. 101) staats-
seitig ein Nezetz geschlossen.

In demselben (ß. 4o) ist die Freiheit des Fürsten und seiner Familienglieder von den
ordentlichen Personalsteuern ausgesprochen.

Hingegen hat sich der Fürst in Betreff der Kreis- und Provinziallaften bereit erklärt, zu
denselben in gleicher Weife, wie alle anderen Pflichtigen beizutragen (H. 16).

In Ansehung der standesherrlichen Negierungsrechte ist insbesondere Folgendes bestimmt:

^. Polizeiverwaltung.

Nach §. 8 Nr. 1 des Rezesfes bleibt dem Fürsten freigestellt, ob er für die standes¬
herrliche Polizeiverwaltung einen eigenen Oberbeamten ernennen oder dessen Funktionen dem
königlichen Kreislandratbe übertragen will, welcher dieselben alsdann im Namen des Fürsten
auszuüben hat.
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Bisher ist von der Ernennung eines besonderen OberbeamtenAbstand genommen worden;
"le Funktionen desselbenwerden von dem Kreislandrathe ausgeübt.

Nach Nr. 4 ebenda fungiren die Bürgermeister als Fürstliche Lokalpolizeibeamte;eine
Ausnahmetritt jedoch ein für diejenigenFürstlichen Domanialbesitzungen,welche für sich bestehende
Gemarkungenbilden.

L. Aufsicht über die Gemeindeverwaltung.

Gemäß §. 9 Nr. 1 übt der Fürst hinsichtlich der Gemeinden in der Grafschaft Wied
"urch den von ihm bestellten Oberbeamten oder den von ihm mit dessen Funktionen beauftragten
"reislllndrath diejenigen Oberaufsichtsrechteund fonstigen Befugnisse aus, welche die Gemeinde-
Ordnung für die Nheinprouinz vom 23. Juli 1845, die Städteordnung für die Nheinprovinz vom
15, Mai 1856 und das Gesetz, betreffenddie Gemeindeverfassungin der Rheinprovinz, vom 15.
Mai 1856 den Königlichen Landräthen beigelegt hat.

Gemäß Nr. 2 ebenda ist zur Ernennung des Gemeindevorstehersvon dem Fürstlichen
"berbeamten ober dem mit dessen Funktionen beauftragten üandmthe zuvor die Zustimmung des
Fürsten einzuholen.

Gemäß Nr. 3 ebenda verbleibt die Ernennung, bezw. Bestätigung der Bürgermeisterund
beigeordneten der Bezirksregierung, bezw. Seiner Majestät dem Könige; die Staatsbehörde hat
Uch aber hierbei des Einverständnissesdes Fürsten zu versichern.

Zu dem Mediatgebiete des Fürsten gehören die Bürgermeistereien Neuwied-Heddesdorf,
^nhausen-Dierdorf, Puderbach, Niederwambach,Neuerburg, Asbach und Neustadt.

0. Verhältniß des Fürsten in Betreff des Eommunalwefens.

Nach §. 15 Nr. 1 fcheidet der Fürst für seine Person und Familie in Absicht aller
persönlichen Beziehungenund Leistungenaus der Verbindung mit den Gemeinden aus.

Nach Nr. 2 ebenda scheiden die dort aufgeführten Fürstlichen Besitzungen aus den
Gemeindenverbänden,denen sie in Folge der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 (G.-S. S,
213) angeschlossen worden, aus und bilden selbstständige Gemarkungen,

Nach Nr. 3 ist der Fürst als Besitzer der betreffenden Gemarkungengleich den Gemeinden
^ allen Pflichtungen und Leistungen verbunden, welche den letzteren nach den Gesetzen obliegen.

Nach §. 4 ebenda hat zur Verwaltung der Polizei, sowie zur Wahrnehmung der in
^ezug auf diefelbe vorkommendenGeschäfte, welche zu den Amtsverrichtungender Bürgermeister
"Hören, der Fürst Ortsbeamte zu bestellen, welche zugleich die Gemarkung zu vertreten haben. —
"^ese vom Fürsten ernannten Beamten sind der Königlichen Regierung namhaft zu machenund
°uf Verlangen der KöniglichenRegierung, wenn es im Dienstinteressenothwendig befundenwird,
wieder zu entlassen. Dieselben sind dem Fürstlichen Oberbeamten, oder wenn dessen Funktionen
"°M Königlichen Landrathe versehenwerden, dem letzteren unmittelbar untergeordnet.

Der Fürst hat indessen fast durchweg in die Vereinigung der Fürstlichen Besitzungen
""t den betreffendenGemeindeverbändengewilligt. Zur Zeit besteht nur noch ein selbstständiger
"omanilllbezirk,Monrepos. Derselbe wird durch einen vom Fürsten zu bestellenden Ortsbeamten
^rwaltet. Dieses Amt ist mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Coblenzgegenwärtig
b°>n Bürgermeister zu Heddesdorfübertragen. Dem Bürgermeistereiverbandeist dieser Bezirk nicht
"nverleibt; er hat auch keine Vertretung in der Bürgermeistereioersammlung.

20
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Bei dem Erlaß der neuen Kreisordnung für die Rheinprovinz können
ll) zunächst die den Standcsherren durch §.4^, und §. 24 der Kreisordnung vom 13.

Juli 1827, sowie die Allerhöchste Kabinetsordre vom 7. Februar 1829 beigelegten, auf dem
ständischen System beruhendenVorrechtenicht aufrecht erhalten werden, da dieselben mit dem in
der neuen Kreisordnnng durchgeführten System der Vertretung auf Grund von Wahlen in
Widerspruch steheu. Dagegen wird auch in der Nhcinprovinz den Mitgliedern der ehemals
rcichsunmittelbarenFamilien die in H. 53 Absatz 2 der Kreisordnuug für die Provinz Hannover
vom 6. Mai 1884, sowie in ß. 54 Absatz 2 der Kreisordnuug für die Proviuz Hessen-Nassau
vom 7. Juni 1885 und in H, 99 Absatz 3 der Kreisordnung für die Provinz Westfalen vom
31. Juli 1886 vorgeseheneBefugnih, sich bei den Kreistagswahlen im Wahlverbaude der Groß¬
grundbesitzer durch Stellvertretung zu bethciligeu, beizulegen sein. Da diese Vefuguiß ein
persönlichesVorrecht der ehemals reichsunmittelbarenFamilien darstellt, so findet die bezügliche,
in Nr. 3 des §. 99 des Entwurfs aufgenommeneBestimmung auch auf den Fürsten zu Saun-
Wittgenstein-Verleburgbezüglich der Vertretung der Herrschaft Homburg a. d. Mark, sowie auf
die übrigen, im Besitze eines größeren Gruudeigenthums befindlichen Mitglieder ehemals reichs-
unmittelbarer Familien Anwendung.

K) Anlangend ferner die Verpflichtung,zn den Kreis- und Prouiuzialabgabeu beizutragen,
so hat dieselbe bereits nach dem bisherigen Nechtszustandeauch den vormals reichsunmittelbaren
Standesherren, beziehungsweise den Mitgliedern der betreffendenFamilien in demselbenUmfange,
wie den übrigen Kreisangehörigen,obgelegen. Um diefe Verpflichtung auch in der neuen Kreis¬
ordnuug unzweideutigzum Ausdruckezu bringen, hat im ß. 99 des Entwurfs unter Nr. 1 eine
gleiche Vorschrift, wie in dem entsprechenden Paragraphen der Kreisordnung für die Provinz
Westfalen, Aufnahme gefunden.

e) Was endlich die sogenannten niederen Negierungsrechteder Standesherren, rücksichtlich
der bei dem Erlaß der neuen Kreisordnung zu berührenden Verhältnisse der Bürgermeisterei«,
Gemeinde-und Polizeiuerwaltung, betrifft, so erscheint es angemessen,unbeschadetder sonstigen
Vorschriftenüber die Bestellung der Bürgermeister und Beigeordnetenzu bestimmen, daß in den¬
jenigen Bürgermeistereien, zu welchen standesherrlicheBesitzungen gehören, die Ernennung der
Bürgermeister und Beigeordneten nach Anhörung des betheiligten Standesherrn erfolgt.

Die in den mit den Fürsten zu Solms-Vraunsfels, beziehungsweiseFürsten zu Wied
geschlossenenNezessen bezüglich der Anstellungvon Oberbeamten getroffenenBestimmungen,welche
übrigens eine praktische Bedeutung nicht haben, würden mit der neuen Kreisuerfassungsich uicht
in Einklang befinden, und werden daher in der Folge in Fortfall kommen. Dagegen wird es
bei der Bestellung der Vorsteher und ihrer Stellvertreter für diejenigen aus standesherrlichen
Besitzungen gebildeten Verbände, welche einem Gemeindebezirkenicht angehören, zu bewenden
haben, und ist dementsprechend ein ausdrücklicherVorbehalt in der Nr. 2 des ß. 99 des Entwurfes
vorgesehenworden.
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Nnchmisung, n.

betreffend

^'«g der Wahwerbände der größeren Grundbesitzerfür die Wahlen zum Kreistage und die Vertheilnng
b" Kreistagsabgeordneten auf die einzelneuNahlverbündein den Landkreifender Uhewprouinz.

1. Regierungsbezirk Aachen.

Des Kreis :s Der Stadtgemeinden Iahresbetrng

Name

Flächen-

Inhalt.

Gesammt-
Ein¬

wohner¬
zahl

Livil-
Oin-

wohner-
Zllhl

Anzahl.

Livil-

Oin-

wohner-

Livil-
Einwohner-
zahl bildet

Prozent von
der Gesammt-
zllhl der Livil-

der Grundsteuer
der Grund- und

Gebäudesteuer

des

Kleifes.
des

platten

des

ganzen

des

platten

des

ganzen
nach der Zahlung zahl. Einwohner Landes. Kreises, Landes. Kreises.
vom 1, >Dezember des Kreises.

^^^ t>^
18! 35,

Mari Mark Mark Märt

^^^2^ 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

^°'s ^ 38878 111160 111 088 3 40 776 36,?i 105 528 118 622 138 294 210 957

^ren
56 845 75 966 75 950 1 19 600 26.«? 166258 174 373 196 693 286260

^««Nz . . 28 897 37 791 37 775 1 4 203 11,13 92 814 109 210 108 604 130133

^pe„.
17 588 26 358 26 339 1 15 415 58,53 32 651 38 024 41055 65 986

'Archen

b°"«berz

^Ntj«,, . ^ '

kleide«.

19 678 26001 25 994 — — — 75 062 75 082 88 208 88208

24349 85 806 85 796 1 2120 5,»2 55114 58028 66 663 71946

31842 41802 40 234 2 5 723 14,22 161 94? 173 019 178 341 199 545

81303 30 441 80 439 2 7 429 24,41 26 145 81086 83 683 47 558

36 153 18 603 18 599 1 2105 11,32 13 236 18 658 19 074 22 000

82 382 44 901 44886 2 1970 4,3» 46 771 48170 66 780 70 074

412415 448 849 447100 14 99 541 22,26 775 543 839 269 937 415 1142 669

26*
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"»t einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

205

Zahl der größerenGrundbesitzer im ganzen Kreise

225 .F

23

180 ^

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ^ 270 .F

24

62^ 18-- 75
10

68^-12-- 80
5

36
1

254- 3-

24- I-

28
3

2?
1

11
1

91
5

3
1

2
1

82-!-13-- »5
11

84 !-12-- 96
7

51
1

384- 8-- 41
3

36
1

17
2

109
5

5> 1-

124> 2-- 14
5

267^31--298
2?

.^ 5>b°!

336 43I--367
33

25 26

734-11-- 84
1«

73-!- 3-- 76
2

18> 2-- 20
1«

444M--475
46

24
1

23 l- 1-- 24
2

18
I

7
1

69
4

14- 1-- 2

9-!- 2-- 11
3

225 ^

27

180 .4

28

83410-- 93
10

81-!- 3^ 84
4

30
1

26-1- 1-- 29
2

21
1

9
1

83
4

1> 1.

114- 2--: 13
4

1074- 9--116
IN

97^. 1-- 98
6

47
2

42 s. 1-- 43

29
1

11
1

98
5

34- 1.

13-j- 2-- 15
6

135-> 7--142
11

117-!- 1- .118
8

60
2

56
5

38
1

20
2

5

?-> 1--

20 !- 2-

8
3

4
3

22
10

10

2994-18--317
25

nmerlung: , Die M«^ m do„ Spalten 13-28 bezeichnendie Zahl der dem Wahlverbanded"§!/^ ^ ^^„ Gewerbtreibenden und Nergwerksbesitzer.
lengeorullten Ässern m den Spalten 18-28 bezeichnendie Zahl der unter den Großgrundbesitzernenthalten" ^' ""^gestellten Genossenschaften.

349-^17--366
28

450414--464
37

572 !-1I--583
50



208 207

Kl

Name

des

Kreises.

Landkreis Aachen

Düren , . .

Ellelenz , , .

Oupen. , , ,

Geilenkirchen

Heinsberg , .

Mich. , , .

Malmedy. . .

Montjoie, , .

Schleide». . ,

Summe der Land¬
kreise . . . .

l. Negierunssb^^".

M ahlverbllNi^^^^n Grundbesitzer.

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

800 ^ 270 ^ 225 ^ 180 ^

Mark

29 30

27 256
4 905

88 269
529

10 263

9 089
769

6168
865

2 788
367

36 690
1227

694

4 568
452

7 977
400

29 287
4 905

40 244
1692

11105
362

9 987
769

6 708
865

2 788
367

38 954
1227

694

4 568
452

9127
1268

31 32

mit einer jährlichen Grund- und Gebäude'

von und von mehr als

300 ^ 270 .</ 225 ^

Wart

33 34

148 762
9 876

153 412
11307

31057
4 905

42 710
1574

13 075
362

11428
1018

8 450
865

3 262
367

43 38?
1494

944
250

4 568
452

9 606
1495

168 48?
12 782

34471
5128

45 978
1772

15 348
362

13 636
1018

9 862
865

4 222
548

46 599
1494

1329
437

5 003
887

10 821
2 526

187 269
15 037

85 002
5108

43 008
535

11251
362

12 858
805

6 435
865

2 966
367

38 94?
1233

723

4 575
459

11518
1015

166 778
10 749

36 991
5108

44 971
1098

12 713
362

12 911
805

7 274
865

2 966
367

42 638
1233

723

4 575
459

12 073
1288

35

177 835
11585

39 891
5108

48 982
1580

16 096
591

15155
1060

9 307
865

3 485
367

46 283
1500

985
262

4609
693

12 542
1758

197 485
13 784

B'

,

Anmerkung! Die fettgedrucktenZiffern in den Spalten 29—60 bezeichnendiejenigen Netrüge bez«. Prozentsätze, welcheauf die l"

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

s 2l?W
««,07

'ß 52»

>§ U4D
382

>5 U80«
7«8

>H «85

§ 2788
387

^ ^?«9
1«18

's «94

>B 4884
452

13^ ?977
48»

nner jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

270 ^ 225 ^

Mark

34 084
<!007

42 175
1092

12 56?
362

12 654
769

10179
865

2 788
36?

41032
1618

694

4 584
452

9127
1268

169 884
12 800

39

35 862
6 007

45136
1 574

14 775
362

14854
1018

11921
865

3 749
36?

45 481
1 885

944
250

4 584
452

9 606
1495

166912
14 275

180 ^

40

39 894
6 230

48 405
1968

17 824
362

17 460
1018

13 706
865

4 902
548

49114
1885

1514
622

5 019
887

10 821
2 526

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ^

41

208 659
16 911

52 473
6 284

52 879
873

12 558
362

16 949
805

10148
865

2 966
36?

42 923
1714

759

4 641
459

11518
1015

207 814
12 744

270 ^ 225 ^

Mark

42

55 358
6 284

55 105
1 436

14 306
362

18 380
80!

10 98?
865

3 541
36?

46 905
1714

759

4 641
459

12 073
1288

222055
13 580

^hörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen.

43

61244
6 284

59 048
1918

18 418
591

21818
1060

13 020
865

4060
36?

50 567
1981

1259
262

4 875
693

12542
1758

246 851
15 779

180 ^

44

66 817
6 5«?

63 092
2 319

20 981
591

24 586
1454

14 810
865

5 882
548

53 966
1981

2071
692

5 098
916

13 983
2 585

271 286
18 458
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l. Negierunssb"

8

9

10

Name

des

Kreises.

Landkreis Aachen

Düren , , ,

Erkelenz , , ,

Eupen, . . .

Geilenkirchen ,

Heinsberg , .

Iülich, . . .

Malmedy. . .

Montjoie, . ,

Schleiden. . .

Vumnie der Land¬
kreise , , . .

Wahlverban
^ l"' ^°>!crei, ni

dbesitzer.

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

800 ^

45

4,82

23,<«

11,««
0,33

27,84
2,3«

8,22
1,15

5,0«
0,8?

22,««
0,7«

2,«2

84,51
3,41

17,««
0,8«

18,24
1,2?

270 ^

46

2?,?2
4,«5

24,21
U,°«

11,»«
0,3«

30,43
2,3«

8,33
1,12

5,ou
0,«7

24,«2
0,?«

2,S5

34,51
3,41

19,21
2,71

19,78
1,<«

225 ^

47

29,43
4,«5

25,«,
0,35

14,u»
0,3»

35,««
3,12

11.22
1,12

5,92
0,°?

26,7»
0,»l

3,ui
0,3«

34,21
3,41

20,24
3,2«

21,73
1,«5

180 ^7

48

32,«?
4,8«

27.««
1,«?

16,24
0,3»

41,?«
3,12

13,13
1,12

7,««
0,»»

28,7?
c»,°2

5,«8
1»N7

37.73
8,7«

23.14
5,4«

24,12
1,»4

mit einer jährlichen Grund- und Gebäub^

von und von mehr als

300 ^

49

25,31
3,«»

21,8?
0,2?

10,3«
0,83

30,«»
1.»«

7,3«
0,»8

4,42
0,52

21,84
0,«»

2.15

23,3»
2,41

17,22
1,22

17,7»
1,12

270 ^

50

26,?2
3,«»

22,8«
0.2«

11,71
0,33

31,42
1,3«

4,45
0,22

23,»1
0,«»

2,15

23,3»
2,41

18,08
1,33

18,8?
1.«4

225 ^

51

28,85
3,83

24,88
0,8«

14,82
0,24

36,31
2,58

10,55
0,38

5,23
0,22

25,»2
0,84

2,32
0.78

25,21
3,83

16,78
2,«3

21,07
1,4?

""t einer jährlichen Grundsteuer von und

von mehr als

Anmerkung: Die fettgedruckten Ziffern in den Spalten 29—60 bezeichnen diejenigen Beträge bezw, Prozentsätze, welche auf die i"

225 ^

55

30.23
5.0«

25,88
0,30

13,23
0,33

39,««
2,«8

15,88
1.12

6,4«
0,«3

26,2»
1,0»

3,04
0,8«

33,58
3,31

19,84
3,10

180 ^/

56

33,83
5,25

27,78
1,13

16,32
0,33

45,»2
2,88

18,25
1,!2

8,45
0,31

28,3»
1,0»

4,8?
2,0«

36,7«
0,20

22,4«
5,24

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer

von und von mehr als

300 ^

57

22,2?
1,70

24,8«
2,01

24,8?
2,38

22,38
0,3?

9,«5
0,28

25,88
1,22

11,50
0,38

4,12
0,51

21,51
0,8«

1,««

21,1«
2,03

16,44
1,45

270 ^

58

26,24

23,32
0,«i

10,83
0,28

27,85
1,22

12,4«
U,»8

4,32
0,21

23,51
0,8«

1,«n

21,10
2,03

17,23
1,84

18,1»
1.12

19,43
1,13

''^'N «et,' '
» y°Ngen Gemeinden und diesen gleichgestellten Genossenschaften entfalle»

225 ^

59

29,03

24,83
0,81

14.15
0.45

33.0«
1.«i

14,?«
0.38

5,84
0,51

25,34
0,33

2,«5
0,25

22,1«
3,12

17,80
2.2'

21,«u
1,38

180 ^/

60

31,«?
3,08

26,70
0,38

16,12
0,42

37,2«
2,20

16,73
0,38

8,18
0,7«

27,04
0,83

4,35
1.4«

23,1?
4,,8

19,85
3,83

^>,?1
l,,!2

65

!l

IN

2?
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l. Regierungsb«'

-3
5

3tame des Kreises.

10

Landkreis Aachen

Düren, . . ,

Erkelenz , . ,

Lupen, , , ,

Geilentirche», ,

Heinsberg, , ,

Iülich . , , ,

Malniedy , , .

Montjuie ,

Sch leiden , , ,

Summe der Landkreise

Gegenwärtige Zusammensetzung der Kreisuertretung:

Ehemals reichs-
unmittelbare

Vesitzeru, s, w,
O. 4^ der

Kreisordnung
vom

13. Juli 1827),

«1

Besitzer
immatritulirter

Rittergüter
sß, 4« der Kreis-

urdnnng) bezw,
Abgeordnete der
meistbegüterten

ländlichen Grund-
eigenthümer

(ß. 1 der Ver¬
ordnung uom

26. Vtärz 1839)

Deuutirte der

Städte

(ß, 4<ü der

Kreisordnung).

62

14

63

1«

72 >9

Deputirte

der Landbürger-

meistereien
(8- 4 V der

Kreisordnung),

64

19

24

13

10

19

!6

12

10

21

151

- Gesa""'''"

M!.,"t̂»<-

2'

l^

l«

1l!

2i2

^u
"Nftig ° susammensetz, ing der Kreisuertretung unter Berücksichtigung der größeren Grundbesitzer mit ?inem jährlichen

^ 300^

Grundsteuerbetrage uon und uon mehr als

!0 ^ü270 V/ 225 ^ 1t

"' ^"- mit dem Mittelsatze der Newerbesteuerklasse H. 1 und darüber veranlagten <Äewerbtreibende» und Vergwerlsbesitzer 3
^-- ^^---^ im ganzen Kreise: s:

Zahl der Abgeordneten des Nahluerbandes der

^2

7"" «

Eicidie.
«»»d-

bürg«-
«eistc-
reien.

Gcsammt-

zahl.

größeren
Grund¬
besitzer,

Städte,

Land-
bürger-
mciste»
reien.

Gesammt-

zahl.

größeren
Grund¬
besitzer,

Städte.

Land-
biirger-
meistc-
leicn.

Gesummt«

zahl.

größeren
Grund¬
besitzer,

Städte.

«and-

meistc-
reien.

Gelammt¬

zahl,

^6? 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 ! 81 1

's.
H 1U 31 10 11 10 31 10 1! 10 31 10 11 !0 31 1

>l!
? 10 27 10 7 10 27 10 7 10 27 lU 7 10 27 2

U
L 9 20 9 2 9 20 9 2 9 20 9 2 9 20 3

«
? 7 20 6 7 7 20 6 7 7 20 6 7 7 20 4

l! ^
12 20 9 — N 20 10 — 10 20 IN — IN 20 5

1 13 20 6 l 13 20 6 1 13 20 7 1 12 20 6

!1
3 9 21 9 3 9 21 9 3 9 21 9 3 9 21 7

^!
5 13 20 2 5 13 20 2 5 13 20 3 5 12 20 8

1
2 1? 20 1 2 17 20 1 2 17 20 1 2 17 20 9

<
1 13 21 7 1 13 21 ? 1 13 21 7 l 13 21 10

«8
38

113 220 69 39 112 220 70 39 Nt 220 72 39 109 220

2?"
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2. Regierungsbezirk Düsseldorf.

Name

des

Kreises.

"»^i«
Düsseldorf

is Vss,en,

^di«ch>)

'"«Yen

toich

«e°e

''Nt,!',
'"s «refeld

"Hei,« n, d. Ruhr

'°ez

^'i"z°»

«»,„
^ der «'reis, L«nd-

Des Kreises

Flächen-

Inhalt,

3« 209

18 958

54 302

22 787

23 708

39 570

50 608

16 521

30322

25 538

56 474

48 123

29 85!

52 883

29 850

529 404

Gesammt-
Ein-

wohner-
zahl

Civil-
Ein¬

wohner¬
zahl

nach der Zählung
vom 1, Dezember

1885,

57 465

136142

53 614

94 172

41477

93 400

51184

33 793

102103

69 799

65 731

151346

51320

65141

1 !5 503

1 182 190

57 321

135 985

53 593

94160

41472

93361

50 644

3!! 791

102 082

/!9 788

65 499

151 300

51 296

61 501

115 484

1177 277

Der Stadtgemeinden

Anzahl,

!

8

5

4

4

1

4

11

Civil-

Ein-

wohner-

zahl.

Civil-
Ginwohncr-
zahl bildet

Prozent von
der Gesammt,
zahl der Civil-

Einwohner
des Kreises.

21204

20 311

5 684

60 993

2 733

26147

15 271

3 924

»9 093

40 043

12 492

5? 305

20 048

32 077

92 391

36,99

14,94

10,«i

64,?«

6,59

2«,«1

30.15

ll.üi

87,28

57,38

19,m

37,88

39,°8

52,l«

8N,on

57 499 716 42,4

Iahresbetrag

der Grundsteuer

des

platten
Landes.

Mari

99 324

65 536

108 216

36 875

133 455

78 329

148 901

55 860

11843

24151

136 215

98 470

93 721

118024

30 368

des

ganzen
Kreises.

Mark
10

110 522

67 964

109 505

65 731

140 046

94175

153 089

57 816

32 815

66 504

154 599

107 015

105 301

133 241

66 248

1 239 288 1 464 571

""« die Stadt Wünchen-Gladbach. welche nur für die Spalten 61-65 Beructfuhtigung gefunden hat.

der Grund- und
Gebäudesteuer

des
platten
Landes.

Mari
11

129 629

153 342

132 647

55 195

162 714

121427

172 703

73 410

21908

49 82?

171 476

160 465

112 461

136134

43 518

1 696 856

des

ganzen
Kreises.

Mark
12

159 439

178 662

141 311

152 680

172 664

160 900

201 582

80 343

156 238

135 418

203 638

248 336

152 461

203 051

173 732 !

2 520 455
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2. RegieruttSsb"

2U

Düsseldorf.

^eren Grundbesitzer,

^^
Zahl der gröheren Grundbesitzer im ganzen Kreise 3

'»!< einer jährlichen <Vrundstener von >ind mit einer jährlichen Grund- und Gebaudesteuer

^
«

"^^^
von mehr als von und von mehr als

»
^

270 .// 225 .// 180 ^? 300 .// 270 .K 225 ^ 180 »6

22 ! 23 24 25 l 26 27 28 1

^^ 39 48 p 2- 50 68 - 2-- 70 107^ 2--- 109 54 67 89 135 1

''^ ^ 194-19- 38 31 ! 18-- 49 664 17-- 88 41 !- 6-- 47 504 6-- 56 76 i^ 5-- 8! ,154- 4- 1,9 2

18 22 26 38 21 24 80 50 3

>«^7 ^^^17

^ »-- «4

^ 8

10 j- ?-- 17
1

11 I 7-- 18
1

19 !- 7-- 26 18 l- 4-- 22
2

20> 4-- 24
"2

264 8-- 29 444- 3- 47
3

4

70 ^ 8^ 73
3

93 l 3-- 96
3

1134 3--- 116
4

65 ^ 3-- 68
3

84-r- 3--- 87
3

1014- 2-- 103
3

1334- 2-- 185
4

5

9^- 3-^ 12 20 ! 8^ 28 29^ 3-- 82 18 j- 2- 15 >6 i- 2-- !8 2l'^ 2-- 23 45>- >^ 46 6

68
2 86

2
138

2
182

2
79
3

105
3

152
3

195
3

7

22
1

28
1

86
1

21
1

24
1

31
1

43
1

8

"^ 4

^ ^- 23

—i- 4-^ 4

20 , 8^ 23

— I- 4-- 4

28 > 3--- 31

—!- 4--- 4

43 4- 3-- 46

9

284- 2--- 30

11

334- 2-- 35 494- 1--

14

50

23

794- 1-- 80

9

10

41

^ 43

5„ 73

49
1

304-16^ 46

56 4- 3^ 59
1

71

43 >16-- 59

70> 3---- 78
1

115
3

68415-- 83

934- 3--- 96
2

49
1

434- 9— 52

59 ^ 3-- 62

60
1

494- 9-- 58
1

64^- 3-- 67
1

764- 9----

904- 2---

93
2

85
1

92
1

139
3

H44. 7^ 121
1

1154- 2-- 11?
2

11

12

18

89-s- 5-- 94
2

118^ 5---118
2

153-^5-- 158
2

82-s- 5-- 87
2

1054- 5--110
2

1414- 4-- 145
2

1694- 4-- 173
»2

14

111- 4-- 15 15i- 4--- 19 18> 4--- 22 18 !- 8- >6 184- 8--- 21 224- 3-- 25 354- 3--- 38 15

1«j 5414-69-^610
11

7554-68^823
12

,080 66---!146
1«

595^37^632
14

730 >-37--767
14

10114-31^1042
15

1434 ! 27---1461
1!»

Anmerlunss- 1. Nie durch das Zeichen ^ angefüateu Ziffern in den Spalten 13-28 bezeichnendie Zahl der dem Wahlueroande d"^
^. ^,e fettgedrucktenZ.ffer» m den Spalten 13 -2« bezeichnendie Zahl der unter den Großgrundbesitzernenthaltenen"

>!>i l'^r b^
°>l» ^'''Zutretenden größeren Gewerbtreibenden und Nergwertsbesitzer,

'^gestellten Genossenschaften,



21«

4

5

6

7

6

9

10

!!

12

18

14

15

Name

dos

Kreises.

21?

°^°n Grundbesitzer,

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzer im ganzen Kreise

LandkreisDüsseldorf

Landkreis Essen, ,

Gelder»

Gladbnch

Greve»lnoich,

,Nempe»

Kleue .

Landkreis Krefeld

Le»nep

Mettmnnn , , .

Wür» .....

MUlheimn, d, Ruhr

Muß.....

Nees .....

Solingen , , , ,

Summe der Land¬
kreise . , . ,

mit einer jährlichen Grundsteuer uon und
von mehr als

300 ^ 270 ^ 225 .<? 180 ./,

M a r t

29 30 31 32

85 908

9 998

18 560

3 372

38 282
?««»

1 760

48 73«
1 «02

10 27!

2 259

27 205

20 295

29 «55

41 910
1283
6 16«

38 20!

10 859

19 699

3 372
31!»

40 517
7«0

2 896

55 322
1 «02

12 568

2 259

26 928
447

21 151

30 505

47 903
1283
« 729

42 242

13 842

20 70?

3 372
31!»

46 001
7«0

4819

68 253
1602

13 776
294

2 739

33 84«
447

24 352

33 395

53 169
1283
7 71«

294 379
4 411

320 909
4 705

368 229
4 705

49 882

20 605

23 059

4 562
5»1«l

49 8!«
9«?

«737

77 018
1<!02

15 374
294

4 594

42 433
«3«

29 26,

37 612
187

60 817
1 283
8141

mit einer jährlichen Grund- und Gebn»^'^

von und uon mehr als

300 ^/ 270 ^7 225 ^7

Wart

83 34

429 911
5 485

43 486

35 324

21051

3 585
321

40 470
?«0

3 844

55 352
1779

13 270
30«
574

3 603

30 174
44?

27 573

32 828

4« 392
1295
7 204

45 722

37 880

21 902

3 865
321

45 555
7«0

4 699

62 769
1779

14 118
30«

574

3 874

33 017
447

29 260

33 «70

52 117
1295

8 310

364 730
4 908

39? 332
4 908

454 219
4 908

l , , >

Anmerkung: Die fettgedrucktenZiffern in den Spalten 29-60 bezeichne»diejenigen Beträge bezw, Prozentsätze, welche auf °"

270 .//

einer jährliche» Grundsteuer von und
von mehr als

225 .//

M n r t

39

8 893

47 468

14 211

20 820

4 407
319

48 26«
1 095

5 561

69 001
1 «02

14 116
294

12 503

38 454
705

25 428

38 859
2 229

59 728
2 751
9 880

355 831
8 737

408 702
8 995

180 ^

40

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 .F 270 .<? 225 ^

Mark

41 42

55 135

21 202

23 185

5 997
5Ul

52 325
1 302
7 281

77 749
1 «02

15 714
294

15 554

47 286
894

30 514

43 490
2 41«

«7 835
2 751

!0 494

473 761
9 775

49 32«

37 651

21 204

9 337
1192

43 050
1095
4 90!

57 403
2129

13 425
30«

« 809

!5 782

34 759
447

38 792
1948

41 819
2 3«9

55 244
2 849
10 530

440 042
12 335

52 99«

40 207

22 055

9 912
1192

48 411
1 095
5 75«

«4 820
2129

14 283
30«

7 390

17 157

37 884
447

40 379
1948

43 23«
2 3«!»

61 823
2 849
11917

43

478 22«
12 335

6"" gehörigen Gemeinden und diese» gleichgestelltenGenossenschaftenentfalle».

58 364

46 518

23 51?

11 403
1192

52 614
1095
6 988

76 540
2129

16 014
30«

8 12!

21 009

45 965
710

4« 940
1948

49 553
2 3«9

70 495
2 849
12 874

54« 915
l2 598

180 ^

44 >1

«7 «95

54 350

27 440

15 053
1 395

59 035
1 307

11735

85 102
2129

!8 434
30«

9 925

26 995

55 !8U
899

54 488
1948

54 424
2 55«

7« 152
2 849
15 417

3

4

5

6

7

8

9

10

1!

12

13

14

15

«31 425
13 389

28
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2. Regierung^ ,ill

Name

des

Kreises.

W

219

2ü<ltld«,f.

ahluerband ° : ^»eren Grundbefi sitz««.

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

1

1

2

3

4

5

6

7

8

9

!<)

11

12

13

14

15

Landkreis Düsseldorf

Landkreis Esse»

Geldern . ,

Gladbach . ,

Grevenbroich.

Kempen , ,

Kleve . . .

Landkreis Krefeld .

Lennep , , . .

Mettmann . . .

Mors.....

Mülheim a. d, Ruhr

Neusz .....

Nees .....

Solingen . , . .

300 ^

45

270 ^

46

225 ^ 180 .K

47

Summe der Land¬
kreise , . , ,

36,l5

15,2«

17,16

9,14
<»,«?

28,«»
0,5?

2,25

32,?3
1,08

18,33

9,85

1!»,9?
0,33

20.81

31,«4

35,51
1,0»

20,3«

38,4«

16,5?

18.20

9,14
0,8?

30,38
0,5?

3,?o

37,15
1,08

22,5«
0,53

9,35

21,24
0,33

21,48

32,55

40,5»
1,«»

22,1«

42,53

21,12

19,13

9,14
0,8?

34,4?
0,5?

6,15

45,84
1,08

24,««
0,53

11,34

24,85
0,33

24,?3

35,«3

45,05
1,0»

25,41

48

23,?5.
0,8«

25,89
0,38

29,?,
0,38

50,22

31,44

21,31

12,3?
1,40

37,33
0,?2

8,«u

51,?2
1,08

27,5»
0,53

19,02

31,15
0.4?

29,?2

40.13
0,2«

51,53
1,03

26,81

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudes""
von und von mehr als

300 ^

49

34,«»
0,44

33,55

23,04

15,8?

6,50
0,58

24,8?
0,4?

3,1?

32,05
1,08

18.08
0,42

2.82

7,23

17.80
0.2«

17.18

29.1»

34,N8
0,»5

16,55

270 ^/

50

21,4»
0,2»

35,2?

24,?«

16,51

7,00
0,58

28,00
0,4?

3,8?

36,35
1,03

19,23
0.42

2.82

7.7?

19,25
0,28

18,23

29,84

38,28
0,85

19.1«

225 ^

51

23,42
0,2»

38,45

28,«5

17,43

8,32
0,58

30,8«
0,4?

5,«?

43,13
1,08

21,25
0,42

3,?8

13,22

23,2«
0,2«

21,18

34,04

43,2«
0,»5

20,21

26.??
0,2»

Anmerkung: Die fettgedrucktenZiffern in den Spalten 29—60 bezeichnendiejenigen Beträge bezw. Prozentsätze, welche auf die z«
de»

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

24/ 2",,.»^ ^

22.,

^, «ln

270 .F

54

38,8»

16,52

18,03

6,8«
0.4»

30,3«
0,?8

3,08

36,83
1,05

21,32
0.51

15,83

21,4«
0.29

20,80

33.72
2,12

40,32
2,0«

13.42

24,8«
0,80

225 .F

55

42,35

20,»i

19,01

6,7«
0,43

34,4«
0,78

5,»o

45,08
1,05

24.42
0.51

18,80

24,8?
0,4«

23.78

36,»«
2,12

44,88
2,o«

14,81

27,»i
0,«i

180 .6

56

49,8»

31,20

21,1?

9.12
0.?»

37.8«
0.33

7,7»

50,78
1,05

27.18
0,51

23,3»

30.53
0,58

28,51

41,30
2,2»

50,»I
2.08

15.84

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ,^

57

32.35
0,8?

30,34

2I,o?

15.01

6.12
0,78

24,33
0,83

3,05

28,48
1,08

16,72
0,38

4,8«

11,«5

17.0?
0,22

15,82
0.78

27,43
1,55

27,21
1,40

6,0«

270 .L

58

17.4«
0.43

33,24

22,«o

15.81

6,43
0,78

28,04
0,«3

3,5«

32,1«
1<o«

17.7«
0.38

4,?3

12.«?

18,80
0,22

16,2«
0.7«

28.38
1,55

30,45
1,40

6,8«

18,8?
0.4»

«Hörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen.

225 .<?

59

36,«i

26.04

16,84

7,4?
0,78

30,4?
0.88

4,84

3?,»?
1,0«

'19,83
0,3«

5,20

15.51

22,57
0,85

18,30
0,7«

32,50
1.55

34,72
1,4»

7.41

21,70
0,50

180 .^ü

60

42,4«

30,42

19.42

9,8«
0,81

34,18
0,7«

7,23

42,22
1,08

22,34
0,38

6,85

19.83

27,10
0,44

21,84
0,78

35,70
1,«8

37,50
1,40

8,8?

25.02
0,58

28*
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8

9

X»

11

12

13

l4

!5

Nallic des Kreises.

_________________2

Landkreis Düsseldorf, . . .

Landkreis Offen ......

Geldern ........

Glndbach ........

Oreuenbroich.......

Kempen .........

Kleve ..........

Landkreis Krefeld ,.',.,,

Lennep ........

Weltmann ........

Mors..........

Mülheim a. d. Ruhr.....

Äleuß ..........

Nees ..........

Solingen .........

Summe der Landkreise

2. Regier«««^'

iegenwärtige Zusammensetzung der Kreisvertretung!

221

Ehemals reichs-
unmittelbare

Besitzer u, s, w,
(§. 4^ der

5treisordnung
von«

13. Juli 1827),

61

Besitzer
immatrikulirter

Nittergiiter
(8, 4L der Kreis-

ordnung) bezw.
Abgeordnete der
meistbegüterten

land'ichen Grund-
eigenthümer

(8, 1 der Ver¬
ordnung vom

26, März 1889).

Deputirte der
Städte

<H, 4<ü der

Kreisordnung),

Deputirte
der Landbürger-

meistereien
(8, 4 V der

Kreisordnung),

62

19

Ü

15

5

13

5

9

6

8

12

7

9

lU

9

63

3

1

7

2

4

3

!

10

64

137

12

8

8

15

9

14

18

14

7

3

3

25

9

!4

9

69

"^'«° Zusammensetzung der Kreisvertretung uuter Verücksichtigungder größeren Grundbesitzermit eine,» jährlichen
Grundsteu«betrage von und von meh r als ________________________________

270 ^ 225 ^

"°^ l>« mit Kon,Mittelsatze der Gewerbesteuerklassc/. 1 und darüber ueranlagten Gewerbtreibenden und Vergwcrksbesitzer
im ganzen Kreise:

Zahl der Abgeordneten des Wahluerbnndes der

Gelammt«

zahl.

16!

180 ^

grölzeie»
Oiund«
besitzei.

78

7

14

10

7

IN

10

8

9

4

6

10

11

7

6

8

Städte.

79

Land-
büigei«
u>eiste<
leicn.

80

Oejammt«

z»l,l.

127

2

14

l

8

7

2

15

13

5

13

9

12

l5

8

l4

11

8

!0

1!

8

!»

>l

7

11

11

7

7

8

81 l 1

24 1

33 2

23 3

29 4

2! 5

29 6

23 7

20 8

130 14!

30

26

26

35

23

25

31

398

9

10

11

12

13

14

15
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3. Regierungsbezirk Koblenz.

Name

AN!

^>zn°ch

'l!°nh, 'N!

"^.>ed

E»"lt
'

'reise ^" «and-

Des Kreises

Flüchen-

Inhalt.

Ii»,

54 905

3? 114

«3 754

27 44!»

50 208

55 683

57 624

17 641

62 043

46 523

57 075

53 045

3? 182

620 256

Gesammt-
Ein-

wohner-
zahl

Civil-
Ein¬

wohner¬
zahl

nach der Zahlung
vom 1, Dezember

1885,

21514

37 568

60 593

86 392

37 815

69 090

60 687

13 606

74 625

38 975

35 601

49 751

30 283

616 500

21511

37 566

60 592

79 591

37 811

69 056

60 671

13 606

74 421

38 965

35 586

49 716

30 280

609 372

Der Stadtgemeinden

Anzahl,

24

Ciuil-

Oin-

wohner.

zahl.

10 >49

31 265

3 222

25 144

14 2! l

13 589

11432

3 399

9 614

4 340

Ciuil-
Cinwohner-
zahl bildet

Prozent von
der Gesnmmt
zahl der Civil

Einwohner
des Kreises.

126 365

27,02

39,2l

8,52

36,41

23,«

!8,2ü

29,3t

9,55

19,34

14,33

20,74

.ahresbetrag

der Grundsteuer

des des

platten ! ganzen
Landes, ! Kreises,

Mark

9

22 630

41 082

52 298

67 109

50 514

92 140

102 602

24 052

77 989

44 08?

48 650

94 176

34470

Mark
10

22 630

52175

52 298

73 554

51640

118 646

113 806

24 052

81 182

52 404

51 459

99 566

37 709

751 799 831 !21

der Grund- und
Gebäudesteuer

des

platten
Landes,

Mark
11

28 515

54 840

85 135

103 336

65 415

11410«

124 29?

31186

104 945

56 317

65 320

114 048

46 956

994 410

ganzen
Kreises.

Mark
12

28 51,'

76 036

85 135

213 667

71185

183 094

150 583

31 186

132 061

8> 19?

72 078

134 395

54 A68

313 500
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3. Negieru«

i

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

Name

dos

Kreises.

Ndenau

Ahrweiler

Altentirchen

Koblenz ,

Kuchem .

Kreuznach,

Mayen ,

Weiseuheim

Äieuwied.

Sankt l^oar

Simmern.

Wetzlar .

>^ell , .

Summe der
Landkreise ,

Zahl der größeren Grundbesitzerauf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

300 .//

13

270 .//

14

225 ^/

l5>

l

6 I I--- 7

5 !-3-^ 8

7 1-1- 8
3

14
12

20
13

10
2

1!

28-j 3-3!
24

15
14

84-1- 9
1

54^3--. 8

10 ! !-!!
6

!4
12

21
13

10
2

144-3-17
9

14
11

8
6

294-3-32
25>

18
17

135 ! ll. 14«
»7

153 >I1--l«4
102

1

1« ^1-11

6! 3- !»

11-^1^12
7

19
17

25
1«

14
4

154^3-18
IN

18
15

11
9

4I>3-44
37
20
19

180 ^/

16

6
4

134-1-14

6 4 3- 9

144-1-15
9

23
2«

31
20

23
4

25 >-2-27
15

22
19

1«
14

594^ 3-62
55

24
23

150 ^

16,l

193 4-11 ^204
137

8
6

15 4-1-16
3

7>3-10
1

I64-1-17
9

29
28
39
24

30
5

1

29 j-2-31
18

27
22

24
22

674-3-70
«2

31
30

3!>34-10 ^273
186

3234» 10---333
228

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudes^
von und von mehr als

22l

Wahl« erb »n°

300 ^ 270 .^ 225 .//

17

1

74-1- 8

7 > 3-10

10
3

14
12

21
13

!U
2

1

13^2-15
6

IN
8

7
5

28 z 3-31
24

15
14

144 4-»--153
8?

18 19

rundbesitze r.

Zahl der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

">'t einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

,04-1-14
1

84^2-10

13
6

14
12

21
13

11
2

164-2-18
9

14
11

8
6

29 4-3-32
25

18
17

184 4 » ^ 172
102

2
1

124-1-13
2

84-2-10

15
7

19
17

26
l<!

16
1

204-1-21
11»

18
15

1!
9

414 3-44
37

20
19

209-^7^216
137

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

225 ^

27

14 > 4- 18
3

8> 2- 10

180 ^/ 150 .//

28 28» 1_l

854- 5-- 90
10

20
18

424- 2 44
20

23 4- 1- 24
6
1

24 >- 2- 26
10

22
17

12
10

44 > 4- 48
38

6
4

174/ 4- 21
4

94- 2--- 11

147 , 3-150
12

24
21

68 > 1^ 69
25

32 >- 1- 33

8
6

234- 3- 26
4

10-1- 2- 12

197 !- 3-200
12

30
27

94 4- I- 95
30

40 ^ 1- 41

21
20

32 4v 2-- 34
15

27
22

17
15

N5 4- 4- 69
56

25
24

44^-2-46
19

33
26

25
23

74 3- 77
63

32
31

3181-20-338
153

Anmerkung: 1. Die durch das Zeichen ->- angefügten Ziffern in den Spalten 13—28«, bezeichnen die Zahl der dem Wahlverba»de ^
2. Die fettgedrucktenZiffern in den Spalten.13—28i bezeichnendie Zahl der unter den Grundbesitzer»entlM"

<s-^°.
4704-17-487 611 4/-15-626

204 249

l

2

3

4

5

6

7

8

9

IN

11

12

13

°sen al,i^utretenden größeren Gewerbtreibenden und Nergwertsbesitzer.
«^gestelltenGenossenschllste»,

29



3

Name

des

Kreises.

>l

2

3

4

5

6

7

8

9

10

II

12

13

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

300 ^ 270 .s 225 ^/ 180 ^ 150 ^

Mark

Adenau .

Uhrweiler,

Altenkirchen

Koblenz .

Kochen«

Kreuznach,

Wanen, .

Meifenheim

Neuwied ,

Sankt Goar

Simmern.

Wetzlar ,

3°ll . .

29 > 30 31 s 32 ! 32«,

Summe der Landkreise

! 085,

2 953

13 258

6 408
2 361

8 645
7 936

18 858
6 811

5 131
1 036

638

13 065
3 499

6122
4 083

5 985
1 756

21903
12119

8 286
7 «08

> 085

3 503
279

13 258

7 281
3 234

8 645
7 Mi

19 144
6 811

5 131
1 936

638

13 922
4 356

7 244
4 903

6 265
2 936

22186
12 492

9 164
8 686

1 315
239

4 005
526

13 486

7 509
3 462

9 843
8 234

20 128
7 554

6 128
1529

638

14165
4 599

8 219
5 878

6 975
2 746

25118
15 334

9 649
9171

112 337
46 489

117 466
59 779

127 178
59 254

Anmerkung: Die fettgedrucktenZiffernin den Spalten 29—60» bezeichnendiejenigenBetrügebez«.Prozentsätze, welche

2 103
812

4 641
735

13 486

8 164
3 894

10 626
8 833

21 336
8 372

7 859
1529

638

16 175
5 582

9 049
6 798

7 945
3 716

28 731
18 947

10 442
9 964

141195
69 983

2417
1126

4 966
735

!366l
175

8 504
3 894

1> 628
9 835

22 673
9 962

8 986
1672

638

16 856
6 995

9 857
7188

9 266
5 937

30 034
29 986

11551
11973

mit einer jährlichen Grund- und Oelmud
von und von mehr als

30« ^ 270 ^/

33

151 037
75 978

1 085

4 001

15 434

8 592
2 364

8 719
7 936

19 881
6 827

5 628
1936

647

14 537
3 499

6127
4 963

6 063
1756

22 550
12129

8 34N
7 817

!5 705

15 394
4 356

7 249
4 993

6 343
2 936

22 833
12 412

9 218
8 695

121604
46 527

127 277
59 819

270 ^

"n't einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

i 35 318
63 392

225 ^ 180 ^ 150 .^

Mark

39

1 315
239

5 299
962

13 486

10 840
6 945

IN 264
8 648

24 493
10 536

8 646
2 738

638

14 900
4 599

11770
8 977

7 343
3114

26 615
15 767

1! 106
19 625

146 715
72 241

40

2 103
812

5 935
1171

13 486

11 695
6 477

11047
9 247

25 70!
11 354

10 385
2 738

638

16 935
5 582

12 600
9 89?

8313
4 984

30 228
19 389

11 899
11418

160 965
82 979

40»

2 417
1126

6 260
1171

18 661
175

12 210
6 477

12 049
19 249

27 548
12 957

11512
2 899

638

17 616
6 995

13 610
19 319

9 635
5 496

3! 686
29 519

13 008
12 527

171850
89 992

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ^ 270 ^

41 42

I 085

5 570
457

15 434

27 259
5 386

9 207
7 454

27 531
19 568

8 021
2 929

64?

17 469
3 499

9 959
7 279

6 239
1932

24 552
12 562

9 798
9 272

162 771
69 438

1 085

6 40?
736

15 705

30 941
6 261

9 207
7 454

28 084
19 568

8 570
2 929

647

18 624
4 356

11364
8119

6 519
2 212

24 835
12 845

10 676
19159

172 664
64 739

°^"N gehörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen.

225 .6

Mark

43

1315
239

6 892
983

15 705

36 967
6 489

10 405
8 652

30 049
11 311

10 501
2 758

64?

19 840
4 599

12 339
9 994

7 46?
3169

28 015
15 779

!! 16!
19 635

191 303
73 699

180 .6

44

2 105
812

7 500
1192

,5 888

49 032
6 921

11 206
9 251

35 204
12 331

12 291
2 758

647

21421
582

13 350
19 295

8 439
4132

32 22?
19 394

11 955
11429

22! 265
84 99?

150 .//

44»

2419
1126

8 463
1192

16 063
175

57 094
6 921

12 208
19253

39 492
13190

!3 6!0
2 913

64?

23 409
6 253

14 344
19 859

9 762
5 455

33 694
20 534

13 068
12 542

244 273
91 413

I

I

2

3

4

5

6

7

8

9

II

12

!13

29*



Name

des

Kreises.

228

3. Negier««

Ndenau ,

Ahrweiler.

Altenkirchen

Kublenz .

Kochem

Kreuznach,

Manen, ,

Meisenhcini

Neuwied .

Sankt Guar

Sinimern.

Netzlar ,

Zoll , ,

Wahlver

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

AM .H

45

Summe der Landkreise,

4,?9

7,!»

25'L

:i,5ü
3,52

17,11
13,93

20,«
7,39

5,nn
1,«i

2,««

>6,?5
4,49

13,8»
9,22

12,30
3,61

2Ü,28
12,8?

24,u4
22,65

14,94
6,18

2?« ,6

46

4,?9

8,53
0,88

25,«5

10.35
4,82

17,11
13.9,

20,78
7,39

5,«o
1,«1

2,65

17,85
5,59

16,43
11.12

12.88
4,i»

23.56
13.17

26,59
25.20

225 .//

47

15.62
6,75

5,81
1,N2

9.75
1,28

25,79

!l,I9
5,1«

19,49
16,3«

21,85
8.20

5,9?
1,48

18,1«
5,90

18,64
13,33

14.34
5.64

26,6?
16,28

27,99
26,61

180 .//

48

9,29
3,59

11.3«
1,79

25,79

!2,1?
5,80

21,94
17.49

23,1«
9,99

7,««
1,48

2,«5

20,74
7,1«

20,53
15,22

16,33
7,«4

30,51
20,,2

30,29
28,91

150 ^

482

10,«8
4,98

12,09
1,79

26,12
0,33

12,6?
5,89

23,»2
19.47

24,«i
9,84

8,7«
1,83

2,«5

2>.«1
7,82

22,3«
16,39

19,95
10.35

31.8»
21.33

33.51
32.12

mit einer jährlichen Grund- und Gebäude
von und von mehr als

229

M> .F

49

16.92
7,88

18.78
9,19

20,69
10.11

3.81

7,30

18,13

8,31
2,2»

13,33
10,76

17.42
5,9»

4,53
0.83

2,»?

13.85
3,33

10,88
7,21

9.28
2,«9

19,7?
10.63

17.7«
16,65

270 ^

50

:i,8i

8,81
0,51

18,45

9,16
3.13

13,33
10,76

17.42
5.9»

4,?5
0.83

2,0?

14,«?
4,15

12,8?
8.71

9,71
3.12

20,62
10,88

19,63
18,52

12,23
4,«8

12,80

225 .H

5l

4,«i
0,81

9,«9
0,»«

18,45

9,81
3,36

15,18
12,5»

18,51
6,63

5,72
1,22

2.9?

15.59
4,38

14,80
10,44

10,»N
4,2°

22,5»
13,46

20,68
19.55

13,8»
5,9«

180 ^

7,3»
2,85

18,«e

10,49
3,7?

19,««
7,3«

2,9?

16,91
5,82

16,68
11,»'

12,2»
5,«»

22,35
21,24

15,40
6,95

3,"

5"

K''

?,"

Anmerkung: Die fettgedrucken Ziffern in den Spalten 29-60» bezeichnendiejenigen «etrüge bezw. Prozentsätze, welcheauf °i° i-

sitzer.

Prozentsatz der Steuerleistungder größerenGrundbesitzerim ganzen Kreise

'k">.

">t «ner jährlichen Grundsteuervon und
von mehr als

"Kl„

4,79

25 8«

225 ^ 180 ^

55

5,81
1,02

10.1«
1.84

25,?»

14.?<
8.22

19.88
16.75

20,«4

7,8«
2.41

2,«5

18.35
5,6?

22.48
17,1»

14,2?
6,95

26,73
15,84

29,45
28,1»

I7.«5
8.89

56

9,2,
3,5»

11.38
2.24

25.?»

15,»n
8.81

21,3»
17,»i

21,8«
9,5?

9,13
2,41

2,85

20,86
6,88

24,04
18,?I

16,15
7.»4

30,38
19,4«

31,55
30,28

150 ^

56»

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ^

57

10,88
4,»8

12.00
2.24

26.12
0.33

16,8«
8.81

23.33
19,85

23,22
10,16

10,12
2.54

2,«5

21.70
7.51

25.»?
19.«?

18.72
10,51

31,82
20,81

34,5«
33,22

19.37
9.8?

20,68
10,71

3,81

7,83
o.ßll

18,13

12,7«
2.52

12,»3
10.4?

15,04
5,7?

5,33
1,35

2,0?

13,2»
2.«5

12.2?
8.»«

8,««
2,«8

18.2?
9.85

18,92
17.05

12,3»
4,«n

270 ^

58

3,81

8.43
0,3?

18,45

14,4»
2.»»

12,93
10,4?

15,34
5,7?

5,«»
1,85

2,«?

14,10
3,3«

14,0«
10.«°

9.04
3,»?

18,4»
9,5«

19.84
18,6?

13,15
4,93

225 ^

59

4,81
0.81

9.««
1,2»

18,45

17,30
3,04

14,82
12.15

16.41
6,18

6,97
1,88

2,»?

15,«2
3,48

15,2»
11.2°

10,3«
4,88

20,85
11,74

20.53
19.56

14,5«
5,81

180 ^

60

7,8»
2.85

9,8«
1.5?

18,«8

22,85
3,24

15.74
13,°»

19,23
6,73

8.1«
1,83

2,»?

16,22
4,23

16,44
12,5?

11,?l
5,73

23,8?
14.43

22.1?
21.02

16,85
6,4»

gen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen.

150 ^

60»

8,48
3,95

11.1»
1,5?

18.8?
0,21

26,?2
3,24

17.15
14,4«

21,5?
7.20

9.04
1,93

2,0?

17,73
4,7»

17.6?
13,3?

13,54
7.5?

25,0?
15,28

24.04
23.0?

18,6«
6,9?
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3. Neg ie«u«Ssw

3?

1

2

3

4

5

6

?

»

!»

10

11

12

N!

Name des Kreises.

________________2

Adenau , , , ,

Ahrweiler, , . ,

Altentirchen , , ,

Koblenz , , , ,

Kochem , , , .

Kreuznach, , . ,

Mayen .....

Meisenheim . , ,

Neuwied , , , ,

Sankt Goar , , ,

Simmern, , , ,

Wetzlar , , , .

Zell.....

Summe der Landkreis!

legenwärtige Zusammensetzung der Kreisuertretung!

231

«°bl,enz.

Ehemals reichs¬
unmittelbare

Besitzeru. s. w.
(8- 4^ der

Kreisordnung
vom

18. Juli 1827),

Besitzer
immatrltulilter

Rittergüter
(§, 4L der Kreis -

ordnung) bezw.
Abgeordnete der
meistbegüterten

land'ichcn Grund-
eigenthümer

(8, 1 der Ver¬
ordnung vom

26, März 1839),

Devutirte der
Städte

(§. 40 der
Kreisordnung).

61 62

<!«

63

29

Grundbesitzermit einem jährlichen

Glundsteuerbctrage von und von mehr als

18U ^ l i>N ^

Deputirte
der Landbürger^

meistereien
(ß. 4 V der

Kreisordnung),

^w. der mildem Mittelsatze der Gewerbesw.erklasse^1 und darüber veranlagten Ge.verbtreibenben und Nergwerksbesiher
im ganzen Kreise: ________

°"' Viertel von der Gesnmmtzahl der ländlichen Abgeordneten tntt.
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4. Regierungsbezirk Köln.

Name

des

!

!

^"ch,

'"»heim

""«"sbach .

"'s Küw.

^"" «, Nhein

Des Kreises

Flächen-

Inhalt.

d»,

Gesammt-
Ein¬

wohner¬
zahl

Civil«
Ein¬

wohner¬
zahl

nach der Zählung
vom 1. Dezember

1885.

36 344

30495

36 637

32 542

44 572

38 842

39 690

76 569

30009

31158

396 858

41560

89110

41089

32 535

139 505

75 718

32 422

90 074

22 838

28 080

592 931

41 553

87 844

41082

32 534

137 091

75 636

32 415

90 010

22 832

28 076

Der Stadtgemeinden Iahresb etrag

Anzahl.

Civil-

Gin-

wohner-

zchl.

Civil-
Cinwohner-
zahl bildet

Prozent von
der Gesammt-
zahl der Ciuil-

Cinwohner
des Kreises.

der Grundsteuer

des

platten
Landes.

Mark

589 073 15

34 745

10 051

9 951

45 855

33 528

4396

1199?

5 619

156 142

39,55

24,4?

30,5»

33,«

44,3»

13,5«!

13,33

20,«

26,51

163 853

97 668

IIS 358

2319?

203 611

54 936

86 892

98 921

des

ganzen
Kreises.

Mark
IN

163 853

105 528

132 300

28179

208 688

61498

94 044

103 511

18058 18 058

27 390

893 884

der Grund- und
Gebaudesteuer

des

platten
Landes,

Mark
11

des
ganzen
Kreises.

Mark
12

190 05?

140 882

138 804

34101

278 477

77 253

101 295

144973

190 057

26? 083

167 762

46 244

357 449

130171

112 350

167 699

27 115 27 115

31110

946 769

38 795

1171752

47 612

1 513 542

30



e v,„ „i^
Anmerkung: >. Die durch da« Zeichen .^. angefügten Ziffem in den Spalten 13-28 bezeichnendie ^»hl der dem Wahluerba"^ ^B

-, ^i>, feugedruckten Misternin den Spalten t<i-M bezeichnendie Zahl der unter den «roßgrunddesitzern enthalt""

'^» »l^'^^°^"den größeren Gewerbtreibenden und Nergwertsbesitzer.
^^''tellten Oenossenschgften.

W»
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4. Negier««gsb«

Name

des

Kreises.

Wahluerba»

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

800 ^e

,«,

Nergheim , .

Vonn .....

Vuslirchen . . ,

Gummersoach . ,

Landkreis Köln

Mülheim >,. Rhein,

Nheinbach , , .

Sieglreis . , ,

Waldbrol . , .

Wipperfürth, , ,

29

52 13«
495

18 615

32 222

Summe der Land-
lreise , , , .

866

89 185

16 598

18152

10 662

1668

240124
1238

270 ^ 225 ^ 180 ^

Marl

80

53 255
495

20081

32 811

866

93 151
39«

17 719

19 023
634

11228

289

1964

31

250 387
1527

58 957
495

21066

34 351

866

97 599
398

18 733

19 988
634

12 473
24«

289

«964

82

64 966
495

24412

37 258

1068

105 348
398

20 572

21974
634

14 518
240

289

! 964

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudes"

von und von mehr als

800 ^ 270 ^ 225 ^

Malt

33

56 904
595

24437

33 566

34

266 286
1767

292 369
1767

968

103122
400

20 288

19 902
671

13 792

2 348

275 327
1666

59 192
595

25 550

34 985

968

105 935
400

21702

20191
671

14 365

296

2 34«

35

23?

285 532
1666

67 031
595

27 733

35 514

968

112 789
400

22 444

22133
671

16 030
240

296

2346

307 286
1906

'^

's

2?5-

"3

Anmerlung: Die f«ttgedru<ttenZiffern in den Spalten 29-60 bezeichnendiejenigen Netrage bezw. Prozentsätze, welche auf die ," ""

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

mit einer jährlichen Grundsteuer «°n und
van mehr als

5213ß
495

21334

N 014

888

«2 24g
338

"478

^649
1842

l688

2735

H°rn

270 ^ 225 ^» 180 ^

Marl

53 255
495

22 782

33 603

866

96 215
398

18 599

20 520
2131

11434

289

1964

39 40

259 527
3 024

58 957
495

23 787

35143

866

101152
398

19 613

21485
2131

12 679
240

289

1964

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

800 ^ 270 ^ 225 ^

Mark

41

275 935
3264

64 966
495

26 720

38 664
216

1068

108 882
398

21638

23 471
2131

15133
240

289

1964

56 904
595

39 391

35 711

968

121194
400

24 692

21658
2404

15 835

42

2 348

302 795
3480

318 701
3 399

»«hörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen.

59192
595

40 792

37 684

968

124 888
400

26 682

21947
2 404

16 408

296

2 622

331 479
3 399

43

67 031
595

46 210

38 691
238

968

133 204
400

28 879

23 889
2 404

19 284
240

296

2 622

361 074
3 87?

180 ^

44

73 011
779

54 705

44 557
238

1191

!42 979
400

32 508

2« 209
2 404

21229
240

296

3 036

399 716
4 061

10
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8 Nauie
e
?^ des
«

Kreises.

4. Restievn«gsb<z"

239

Prozentsatz der Steuerlcistung der größeren Grundbesitzer auf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer uon und
von mehr als

300 ^/

l_____45

Nergheim

Bonn

10

(luslirchen , , ,

Gummersbach , ,

Landkreis Köln. ,

Mülheim a, Rhein

Rheinbach , . ,

Siegtreis, . , ,

Wnldbröl. , . .

Wipperfürth, , .

31,82
0,30

19,o«

27,«>

3,73

4!!,«o
»».2«

30,21

20,«!,
0.40

10.78

270 .//

46

225 ^ 180 .F

47

Summe der Land¬
kreise , . . .

6,i«

32,5»
0,30

2<»,5<!

27.4»

3,?,'!

45,75,
0,2°

32,25

21,«,
0,73

11,35

>,<!»

7.l?

26,8« 28,»i
0,,?

35,9«
0.30

2«.5?

28,78

3,73

47,03
0,2»

34,in

23,«o
»,73

12,U1
0,24

!,6»

<,I?

48

39,«Z
0.3°

24,9!,

31,22

^b°"n Grundbesitzer,

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudes"""
uon und von mehr als

800 ^

49

29,7«
0,20

öl,74
0,20

37,45

25,z<!,
0,73

>4,«8
0.24

7.1?

32,?l
0,20

29,94
0,31

17,35

24,18

2.84

37.°«
0.14

26,2«

19,,,,,
0,««

9,5,

270 ^

50

6,oi

23,50
0,14

31,14
0,3.

!8,i4

25,20

2,84

38,0!
0,14

28,«»

19,93
0.««

9,91

1,09

6,01

24,3?
0.14

225 ^

51

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

270 ^

54

35,8?
0,31

l9,«8

25,5»

2,84

40.5«
0,14

29.05

21.85
0.««

11,°«
0.1?

1.U»

6,01

B," 3lz,>

22,'«

26,22
O.i«

ü,<'

^,<«

l^

1,"

20,

24°

3o.

",20",19

28.4.

1U'.lu

">,<z

28 ,»»

Anmerkung: Die fettgedrucktenZiffern in den Spalten 29—60 bezeichnendiejenigen Beträge bezw. Prozentsätze, welche auf die z"
?<>'

^
"i<«

82,50
0,3°

21.59

25,40

3,n?

46.1°
0,9

30,24

2!,82
2.27

11,05

1,««

6,31

27,41
0,32

225 ^

55

35,9»
0,30

26,5«

3,0?

48,4?
0,13

31,89

22,85
2,2?

12,22
0,23

1,80

29,14
0,34

180 ^

56

39.N5
0,30

29.2«
O.i«

3,79

52.17
0,19

35,18

24,9«
2,27

14,U2
0,23

1,80

6,31

3!,»»
0,«?

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
von und von mehr als

300 ^

5?

29,94
0,31

14.75

21.29

33,9 l
0,ii

18.»?

19.28
2.14

9,44

4,83

21,0«
0,22

270 ^

'°"l gehörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGenossenschaftenentfallen

58

31,14
0,31

1 5,2?

22,4«

^,09

34,94
0.11

20,50

19.53
2.14

9,78

1,09

5,51

2l,90
0.22

225 .F

59

35,2?
0,31

17,30

23,««
0,14

-!,»!>

37,2?
0,n

22,1»

2l,2«

ll.5«
0.14

1.09

!',5!

2A,»«
0,2«

160 ^ü

60

38,42
0.41

20,48

26,5«
0.14

40,u>,
O.ii

24,9?

23,33
2,14

12,8«
0.14

6,38

26,4!
0,2?
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Name des Kreises.

10

4. Regtern<»gsbezt'

Summe der Landkreise

2

Vergheim, , , ,

Bonn .....

Luslirchen , , .

Gummersbach . .

Landkreis Köln . .

Mülheim a, Rhein.

Rheinbach. . , .

Siegkreis. , . .

Waldbrol. . . .

Wivverfürth, , ,

Gegenwärtige Zusammensetzung der Kreisvertretung:

Ehemals reichs¬
unmittelbare

Besitzer u, s. w,
(§. 4H, der

Kreisordnung
vom

13. Juli 1827).

61

Besitzer
immatrtkulirter

Rittergüter
(§. 4L der Kreis¬

ordnung) bezw,
Abgeordnete der
meistbegüterten

ländlichen Grund-
eigenthümer

(§. 1 der Ver¬
ordnung vom

26. März 1839)

62

12

15

16

12

IN

10

9»

Deputirte der
Städte

(§. 40 der
Kreisordnung).

63

22

Deputirte

der Landbürger¬
meistereien
(§. 4V der

Kreisordnung).

64

14

8

15

13

17

97

s« Zusammensetzung der Kreisuertretung unter Berücksichtigungder größeren Grundbesitzermit einem jährlichen
Grundsteuerbetrage von und von mehr als

225 ^/ 180 ^

Gesa«""«'
der

mVit»B"'

nut dem Mittelsatze der GewerbesteiierklasseXI und darüber veranlagten Oewerbtreibenden und Bergwerksbesitzer
im ganzen Kreise:

Zahl der Abgeordneten des Wahlverbandes der

3,

>2

!0

12

16

20

Gesammt'

69

»rasieren
Grund¬
besitzer,

Stiidte,

2!

28

2!

20

33

2?

2»)

29

20

20

239

70 ! 71

II

Land-
bi!la,cr-
meiste'

72

>>

!0

12

10

11

Oesamml-

zalfl,

73

qroüeren
Grund-
bescher.

74

Städte,

75

19

12

70 54

21

28

2!

20

3!1

2?

20

29

20

20

10

II

239

12

Land-
btirsser-
meiste-
leien.

76

Oesamnit«

z»hl,

77

II

!N

II

!2

12

,,

13

72 54 l!3

größeren
Grund¬
besitzer,

L»nd-
bi!r<>er-
meiste-
reien.

78 ! 79 60

21

28

2!

20

33

27

20

29

20

20

10

II

II

9 10

11

12

239 73 54

,1

!!

Gesummt-

zahl.

13

!9

112

81

21

28

2!

20

33

20

29

20

20

239

31
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5. Regierungsbezirk Trier.

Na,lle

des

Kreises.

De s Kreis es Der Stadtgemeinden Iahresbetrag

^'

Flächen-

Inhalt.

Gesammt-
Cin-

wohner-
zahl

Civil-
Ein-

wohner-
zahl

Anzahl.

Civil»

Ein¬

wohner¬

Civil-

Einwohner¬
zahl bildet

Prozent von
der Gesammt-
zahl der Ciuil-

der Grundsteuer
der Grund- und

Gebäudesteuer

des

platten

des
ganzen

des

platten

des .

ganzen

! Iin,

nach der Zählung
vom 1, Dezember

1885.

zahl. Oinwohner
des Kreises.

Landes.

Mark

Kreises.

Mart

Landes,

Mark

Kreises.

Mark

^^^2 8 4 5 6 7 8 9 ! 11 12

^
Rastel 66 788

7« 05,2

44 388

43 475,

44 378

43 466

1

2

2 400

4129

5.4l

9,5U

5,9 958

71672

60 938

74 5,65

80 623

90 224

85,436

96 896

^tweile,.

61 NN4 27 302 27 296 — — — 36 776 36 776 47182 47 182

41816 37 986 37 978 ! 4 931 12,W 47 702 5,0 130 63 810 71489

ü 30 65,7 72 5,09 72 488 1 4 912 6,?ß 49 427 54 790 81 754 91 5,75

?
^N!»

91 885, 35 516 35, 5,12 ! 2 314 6,52 38 05,4 38 419 49 979 52 930

Ü
^«r>.^„ 38 5,52 124 374 123 664 3 38 297 30,!!? 47 570 55 612 94 258 171 986

!<"°"bur<, 45, 392 30 946 30 943 ! 1 996 6,45 65 242 65 960 79 476 82 279

>„""«ouis 44 874 68124 66 021 ! 4 691 7,1! 79 241 79 251 107 333 121 808

>, ^Nendol,

^'"lreis Trier

5,3 725 45 594 45 576 1 5 052 11.08 77 313 81 743 95, 766 106 415

!-> 95 805» 66 571 66 566 — — — 110 942 110 942 139 5,24 139 524

Gütlich , 64172 3? 998 3? 997 I 3 425 9,ni 5,9 791 I 64156 77 502 86 001

l"Y d« «and-
712 222 634 783 631 885 13 7214? 11,42 743 688 773 282 1 007 431 ! 1153 521

>>l«i

'"chen .

b°t,l°nz,

Trier.

>H-A5«'

Zahl der
land»

Heift,
412 415 448 849 447 100

am
14

15. 5,29 404 1182 190 1 177 277 5?

13 620 256 6!6 5lX1 609 372 24

K» 396 858 592 931 589 073 15

12 712 222 634 783 631 885 13

60 2 671155 3475253 3 454 70? 123

99 54!

499 716

126 365

156142

72 147

953 911

lung.
22,2« 775 543 839 269 937 415 1 142 669

42,45 1 239 288 1 464 571 1 696 856 2 5,20 455

20.74 751 799 83! 121 994 410 1 313 500

26,5l 893 884 946 769 1 17175,2 1 513 542

1 1,42 743 688 773 282 1007 431 1153 521

2?,«1 4404202 4855012 5807864 7 643 68?

Ü1
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5. Regierunssb< ^""'

Name

b«,

Kreises.

Zahl der größeren Grundbesitzerauf dem platten Lande

mit einer jährliche» Grundsteuer uon und
von mehr als

300 .// 270 ^

13

Nerntastel

Nitburg,

Dann

Vierzig .

Ottweiler

Pr»m .

Saarbrücken!

Saarburg ,

Sanrloui» ,

St, Wendel
landlrciK

Trier, ,

!Witt!ich,

2-1-

Sunnne der
Landkreise

Nellicriuigs
uczirt:

IlAachen ,

Düsseldorf ,

Koblenz.

Köln. ,

Trier. .

15
12

4
2

>- 3
1

!2 s- 1- ,8
9
7
l
3
1

8 !- 7- 15
3

15
10

15 <- 2- l?
7

?4- 1- 8
4

26
1!)
>!
8

14

225 ^

!5

!80 ^

l6

18
15
4
2

34- >- 4
2

12-s- 1- 13
9
7
1

l
l7
4

16
11

15 1- 2- 17

84. I-

!<l j- 7-

1254-12 !3?!l41 1-12-153
??! 91

22
18
8
3
6
!

18
!!
7
l

4
!

,8
4

18
13

«> 2- 20
9

!<4- 1- 10
N

40
29
18
14

5^- ,

!7s- 1

1! 1- 7

25
2!
,3
6

!I
7

2>
,7
!>
3
6
2

23
6

24
15

214- 2-23
12
1«
12
49
34
27
21

!<1^ 1-

2«-^- 1-

16-

150 .^

mit einer jährlichen Grund- und Gebaudesteuer
von und von mehr als

16»

31
27
20
IN

15-»-1- 16
12

24^ 1- 25
29
11
5
6
2

17 I- 7- 24!

26-j-

31
19

: 28
16
19
15
55
39,
35
27

784-12- I9»!236>11--247
11«! 156

290-1-11 301
199 137-1-8-145 1614-8-169 2014- 4-205 260 1>4-264!

77! 93! 11«, 159!

--^^^en Grundbesitzer.

Zahl der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

«nt einer jährlichen Grundsteuer von und mit einer jahrlichen Grund- und Gebaudesteuer

^-^^
uon mehr als von und von mehr als «

1«

270 ^ 22b ^ 180 ^ 150 ^ 300 ^ 270 ^ 225 ^ 180 .H 150 .H

22 23 24 j 24» 25 26 27 28 28», 1

19 23 26 31 16 19 23 26 81 1
13 16 19 22 27 13 16 19 22 27
6 7 10 14 21 7 10 12 16 21 2

2^., 3 3 4 6 19 3 4 4 6 10
'^ 3

^ ^ 13
9

3^- 1- 4
2

5l- 1- 6
4

10^ 1- ll
7

15-1- 1- 16
12

3> 1- 4
1

4 j- 1- 5
2

6-1- 1- 7
4

10 1- 1 - 11
7

154- >- 16
12

3

124- 1^ ig 17-!- 1 — 18 21 26 13 14 20 24 27 4
g 14 17 21 9 1« 15 1« 21

7 7 7 9 11 8 8 8 11 15 b
1 l 1 3 5 1 1 1 4 5

"^ l
3
1

4
1

6
2

6
2

3
1

4
1

4
1

6
2

6
2

6

^ 28
5 124-12- 24

6
13-1-12- 25

6
19 4-12- 31

8
214-12- 33

9
80 >- 9- 89

5
38-1- U- 47

6
59-1- 6-65

6
824- 5- 8?

8
115-1- 5-120

9
7

15
>^, 19

16 18 25 33 15 16 21 28 36 8
11 13 16 2« 19 11 14 16 21

^ 1?
7 15 >- 2- 17

7
18 1- 2- 20

<»
21-1- 2— 28

12
26-1- 2- 28

16
16-s- 1- l?

7
18-1- 1- 19

7
204- 1- 21

9
254 1- 26

13
294- 1- 80

16
9

9 10 11 17 20 9 10 11 17 20 10
n 6 7 13 16 5 6 7 13 16

26
19

. 12
32 40 49 55 27 35 42 51 56 11
25 29 34 39 19 26 29 35 39
14 20 29 37 13 15 21 29 38 12

^—»^
'^>1k

83

______ 19 15 22 28 9 19 15 22 ^28

150^iß^i6ß
97

187-1-16-203
122

246 1-15-261
162

3024 15-31? 160-1-11-171
295 »3

191-1-11-202
109

247-1- 8-255
124

325 > 7-332
166

409-1- 7-416
206

Summe der
Rheinpioui»;

135

,21 l 4-14^225 245 l- 14-259 306 1-I4--32U
19 24 39

,3964 31 427 489 1 31 520 680 130 710
7 8 8

146 1534-11-164193 1-1! 204
^ 1l»2 137

339 1- !, 348 375 , 9 384 439 1 9 448
3 4 5

125412 137 1414,12-153,178 , 12 190 236-1 11 24?77 "^ "^

399! 14413
41

!«!>-!- L!» Wl8
12

2634-10 273
186

>5?U 1- 8-578

91 116

1403477
-1480

229

179« ^-7«
-1872

296

156

323.,-« 0-333
228

290-,-11-301
199

2457-1-72
-2529

400

613 1-21
12N« > 77

-1283
l!)3

Anmerkung^ 1, M« durch das Zeichen -1- angefügten Ziffern in den Spalten i„
2. D,e fettgedrucktenZiffer» in den Spalten 13-28» bezeichnendie ^,.
^ ^in der Zusammenstellungumfaßtdie Hauptsumme in den Spalten

241-1-8-249
21

!4954-14-5U9
8

1444- 9-153
87

j38«4- 7-387
4

1374- 8-145
77

634
42?

2804- 8-288!36U 1>5^365
24 33

!610-1-14-624 842413 855
8 8

1644- 8-172 2094- 7-216
192! 137

!-1I6^ 7-423 505-1- 7-512
4 5

161-1^ 8-169!2N1-!- 4-205

1397446
-1443

19?

Zusamt ^ll^g

1I!)i!^-II

93

1631445
-167«

231

116

4564- 4-460
44

12
284 !- 7-291

18«
I654-!- 7-661

«
260 ,- 4-264

159

2117 3«
2158

299

2853 1 33
-288«

407

3144^U

i^'l,.. 10

^« 190

2674-^1^298
27

541469-610
1?. , 111744-27-201

115
,389429-418

150116-166
97

^ ^l84

336 I-3I-367
33

,755-^68-823
12

2214-27-248
152

455 >-29-484
7

1«7^16-203
122

,444 1-31-475
46

!l««0-1-«»!-114«
16

2924-26-318
291

5904-27-617
8

246 1-15-261
162

j152l4i72
1«93

256

19544^171 2«524165
-2125! -'-2817

3584-26-384
243

302 1 15-317
205

12994-18-317
25

5954-37-632
14

206423-229
101

!44l-<-23-464

1604-11^17183

-144« -1U7« -2158 -268'. ^ .^ -1«93 -2125 -2817^
l!>?l ^"! 299z "?! ^lchÄV^'/"! 25«! 32«! 433!

3—28a bezeichnendie Zahl der den, Wahlverbande ^MeN'« ^ ^se» ^"'Mietenden größeren Geiuerbtreibenden und Bc
>ie Zahl der unter den Großgrundbesitzen!entlwtte"«' ^», ^ "^ y« "gestellten Genossenschaften.
Spalten 1«n, 2Nn, 24a, 28», 32», 36», 40», 44», ^ °'^ Aegierungsbezirte Koblenz und Trier.

«60 141
-7U1

448
'rgwertshesitz«'

3494-17-366
28

7304-37-767
14

2414-22-263
116

4864-21-507
«

1914-11-202
100

4504-14-464
37

1011-1-31-1»<2
15

3184-20-338
153

6074-20-627
8

2474- 8-255
124

1701^112
1813
229

1997 1 108
-2105

264

5724-11-583
50

1434-1-ü?-1481
19

4704-17-48?
204

8014-20-821
9

3254- 7-332
16«

6114-15-626
249

409 4- 7-416
206

2«33 1 93 !3««2^82
-272«! -3«84

33?! 448
1020422

-1042
455
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5. Negieru«ssb<l"l ^»ier.

Name

des

Kreises.

Wa
hlverban^^eren Grundbesitzer.

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzerauf dem platten Lande

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

300 ^ 2?(» .// 225 .// 180 ^ 150 ^

1

2

3

4

5

6

?

8

9

10

11

12

Vernlastel ,

Nitburg , ,

Dann , , ,

Vierzig, , ,

Ottweiler. .

Prüm , , ,

Saarbrücken , ,

Saarburg, ,

Saarlouw

Sankt Wendel ,

Landkreis Trier,

Wittlich . , ,

2!»

Summe der Landkreise

NessienmaMezirt:

16 134
5 512
2 283

«2«
21!«

385
8 301
3 780

10 771
34«

2 587
577

19 722
1421
9085
4 633
10 465
3 237
5 243
1580

21 «75
9 6«4

10 788
3192

30

Mark

31

mit einer jährlichen Grund- und Gebäude,
von und non mehr als

300 .,7 27N .H 225 ^ 180 ^

Mark

Iahresbetrag der Steuer der größeren Grundbesitzerim ganzen Kreise

32 32»

16 961
« 339
2 283

82«
2 44!

«61
8 301
3 780

l0 77l
348

2 587
577

20 2!!!!
1713
!»383
4931

10 465
3 237
5 51!»
1 85«

23 390
11 379
l l 354
3 477

I 7 963
7110
3 255
1 082
2919
1139
9 496
4975

!0?7l
348

2 840
577

20 535
1713

10 140
5 458
11177
3 705
5 772
2109

25 420
12 418
12 605
4 728

18 577
7 724
4 303
1688
3 898
1714

10 067
5 54«
11 202

779
3 248

78«
21476
2 09?

11162
5 8«1

11 788
4 31«
7 191
3312

2? 167
13 3«9
14 440
«135

19 535
8 682
5 439
2 331
4 729
2 545
10 708
«011

!! 540
1117
3 248

78«
21 641
2262

12 319
6 529

12 589
4 954
7 688
3 80!»

28 156
14186
15 703
7 078

Aachen,

Düsseldorf

Koblenz ,

Köln . ,

Trier , ,

Zummr »n «hciuprnViiiz

119 219
35155

143 762
9 87«

294 379
4 411

112 337
4« 489

240 124
1 228

119219
35 155

123 754
39124

153 412
11 307

320 909
4 705

117 466
50 779

250 38?
! 527

123 754
39124

132 893
45 362

168 487 ^
12 782,

368 229^
4 705!

12? 178
59 254

266 286^
1 767,

132 893!
45 3«2l

144 519
53 327

187 269
15 037

429 91!
5 485

141 195
«!» 083

292 369
17«?

144 519
53 327

153 295
«0 290

33 34 35

16 306
5 534
2 548

83«
2 758

385
9 753
3 817

15 203
348

2 684
588

28 268
1440
9 315
4 «77

12 875
3 377
5 54?

1 582
23 373^
9 680!

1! 267,
3197

17137 !8 15!
6 365 7142
3 384 4 122
1110 1110
3 034 3 516

«61 1143
9 753 10 982
3 817 5 04«

15 203 15 203
348 348

2 962 2 962
588 588

29 419 30 650
1 735 1735
9 613 10 625
4 975 5 505

13 174 13 662
3 377 3 865
5 825 6 304
1860 2113>

25 638 27 38!
11 669 12 44«
1 1 552 13 039!
3 482 4 734!

,8 76«
7 75?
5120
171«
4 M>
1718

l!75!>
5 62«
,5 830

975
I! 375

79?
>u ^>!
21Ä

11835
5 91«

,4 «52
^«<Ü
? 51ü

3 324
-K, ,48
13 <M
14«!!«

139 897
35 461

— 166 778— 10 749— 364 730
4 908

15! 03? 12! 604
75 978 4« 527

275 327
l««6

153 295 139 897
«0 290 35 1«!

909 82! 9«5 928 1 063 073,1 195 2«3 304332

'»9 107 442 123 870 144 099, 13« 268
Wer» in den Spalten 29—60» bezeichnendiejenigen

146 694!
39 987!

177 835
11 585

397 332
4 908

12? 277
50 819

285 532
1 «««

146 694
39 987

156 597
45 775!

Zus
197 485!
13 784

454 219 l
4 908

138 169
59 29«

307 286
1 90«

!5«597>
45 775!

U.8 439
54 375

Ä-!

!,'"
!«
,->'9 1'

'S

am"'
216 635

1« «Z
525 <l«5

«!N s'
!3? 092

2 0!'«

543?5

1 068 33« 1131 «70 1 253 756 1

9?

., ,»> der Zusammenstellung nmfasit die Hauptsumme in den Spalten

99 311 108 965' 125 ««9
Betrage bezw, PruzentsäKe,welche
16», 20», 24», 28», 32», 36», 40»

s

au, °n '', ','>
44», "''"

400 7?»!

n»t einer jährlichen Grundsteuer uon und
uon mehr als

^

'."17,

^«5

270 ,H ! 225 .// !80 ^ 150 ^

38

M

^n?

>7 298
« «76
3 440
1 304
244!

661
8 30,
3 780

>>0!2
348

2 58?
577

23 463
3 313
9 883
4 931

10 473
3 237
6 840
2 318

23 390
11 379
12 422
4100

>3I O.'.O
42 624

"Ng.

>14

<h.
130 48?

W a r t

40

18 3! 6
7 447
4 !85
15 «0
2 9!9
1139
9 496
4 975

11 012
348

2 840
57?

23 699
3 313

10 140
5 458
11 185
3 705
7 093
2 571

25 420
12 418
13 930
5 351

140 235
48 862

18 930
8 061
5 028
19«1
3 398
1714

,0 250
5 54«
1 1 443

779
3 248

78«
24 843
3 «97

!! 365
6 064
!! 796
4 316
8 296
3 774

27 167
13 369
15 765
6 758

40»

152 029
56 825

19 735
8 86«
6 180
2 «04
4 729
2 545
!> 06!
«181

I! 78!
111?
3 248

78«
25 !83
3 8«2
!269l
« 732

,2 59?
4 954
8 793
4 271

28 ,56
1418«
! 7 028
7 701

,6, ,82
«3 805

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudesteuer
uon und uon mehr als

3M ./? 270 ..F 225 .6 ,80 .// ,50 ^/

41

16 64?
5 875
3 994
1473
2 758

385
,00,0
3 81?

,5 945
348

2 684
588

40 985
3132
9 315
4«??

,3 134
3 37?
6 987

2 044
23 373
9 680

12 345
3 829

42

169 884 186 912 208 659 —
12 800 14 275 16 911 —

355 831 408 702 473 76! —
8 737 8 995 9 775 —

135 318 146 715 160 965 171850
63 302 72 241 82 070 89 002

259 52? 275 935 302 795 —
3 024 3 264 3 480 —

131 050 14» 235 «52 029 16! !82
42 624 48 862 56 825 «3 805

1 051 «10 1 158 49!» ^ 1 298 209

169 061

333 032

152 80?

158 177
39 225

207 814
12 744

440 042
12 335

162 771
«0 438

318 701
3 399

158 !??
39 225

!?478
« 70«!
4 830
1747
3 034

«61
,0 29!
4 098
15 945

348
2 962

588
48 259
3 42?
9 618
4 975

13 726
3 37?
7 265

2 322
25 638
11 ««9
12 9! 2
4114

166 953
44 032

1 287 505

128141

»ur

14? «3?
gehörigen Gemeinden und diesen gleichgestelltenGeuossenschaftenentfallen.
°ie Regierungsbezirke Koblenz und Trier,

M a r l

43 44

18 508
7 483
5 31?
174?
3 516
1143

l! 753
5 327

15 945
348

2 962
588

48 479
3 42?

10 866
5 74«
14 214
3 8«5
7 518
2 575

27 381
12 44«
14 399

366

19 123
80 98
6 >!0
2148
4 300
1718

!2 580
5 909

!6 572
975

3 375
79?

53 002
3 813

!2 285
«159

15 204
4 ««9
8 729
3 78«

29 148
13 «08
!6 028

« 7?«

44«,

180 858
50 0«!

>96 406
58 456

!9 944
8 919
6 927
2 79«
5 13!

2 549
12 997
« 37«

!7 226
1144
3 375

79?
58 335
3 985

!3 605
«990

15 850
5 1«4
9 227

4284
29 960
14 249
17 498

7 725

210 075
«4 978

45

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

l!

!2

222 055 246 65! 271286 —
13 580 15 779 18 458 —

478 226 546 915 631 425 —
12 335 12 598 13 389 —

172 664 191 303 221 265 244 273
«4 730 73 «90 84 00? 91413

331 479 361 074 399 716 —
3 399 3 87? 4 0«1 —

166 953 180 858 196 406 210 075
44 032 50 0«1 58 45« 64 978

1 371 377 1 527 001 1 720 098 454 348

138 0?« 15« 005 178 371 15« 391
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^
^

Nnüie

des

5. Negier»mgsb«
l<< ^ier.

1 Vernkastel.....

2 Nitburg.....

3 Dann......

4 Merzig......

5» Ottw eiler.....

6 Prüm......

7 Saarbrücken , , , ,

8 Saarburg.....

9 Saarlouis.....

10 Sankt Wendel , , ,

I I Landkreis Trier, , ,

12 Wittlich .....

Summe der Landkreise

R egienmgsliezilt:
Aachen. ,

Düsseldorf

Koblenz ,

Köln . .

Trier . ,

Summe der Nheinpiovinz

lahlverba« b b" ^°!"°" Grundbesitzer.

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzerauf dem platten Land

mit einer jährlichen Grundsteuer von und
von mehr als

NX! ^

45,

26,31
»,,»
3,1»
1,15
5,8»
1,05

17,4«

2!,?!,
0.?»
6.8»
1.5.2

41,4«
2,»3

>3,»3
7.1«

13,21
4,N3
6,78
2.04

19,54
8,71

!8,N4
5,34

l 6,N3
4,7»

18.54
1,2?

23,75
0,3«

14.34
6,18

26.8«
0.14

!6,»3
4,73

2».««

270 ^

4C>

28,z»
0,5?
3,13
1,15
6, «4
1,8«

17,4«
7,32

21,7,
0,7°
6,8»
1,52

42,«?
3,«»

14,38
7,5«

>3.21
4,«,
7,14
2,4«

21,«8
10,2,!
1!»,o»

225 ^/ 180 ^ ! I5.N .^

47

! <!,«4

19.78
1,4«

2l»,8»
0,38

I 5,«2
6,75

2«,«i
0,17

><>,«4
5.2«

29,»«
11,8«
4,54
1,51
7,34
3.,«

19,31
10.43
21,7»

0.7»
7,4«
1,52

43.17
3.««

15,54
».3?

14,n
4,«8
7,47
2,?..!

22,»i
11,i»
21.08

7,31

4« 48»

mit einer jährlichen Grund- und Gebäudes!"

von und von mehr als

300 ^/

49

21,3.'!

17,8?
6,1»

21,7»
1,85

29,?I
0,38

!6,»2
7,88

29,?»
0,2«

17,8?
6,1«

30,»8
12,88

6,«n
2,3«

!<>,««
4,«8

21,io
11,«i
22,««

1,58
8,54
2,n?

45,i5
4,41

17,n
8,»8

14,88
5,45
9,8«
4,28

24,4»
12.U5
24,15
10,2«

24,i

19.43
7.17

24.15
1.»4

34,83
0.44

18.78
9.1»

32,71
0,2°

19,43
7,,?

32,58
14,4»

7,5»
3,25

12,8«
6,»2

22,45
12.««
23,35
2,2«
8,54
2,0?

45,43
4,7«

18,88
10,«>
15,8?
6,25
9,34
4,U3

25,38
12,7»
26.2«
11.84

2<>.«i
8.1,

20,22
6,88
2,82
0,»3
5 8^
0^82

15,28
5,38

!8,«n
0,43
5,3?
1,18

29,3»
1,53

11,72
5,88

12,«u
3,15
5,7»
1,N5

16,75
6,34

14,54
4,13

270 ^/ ^

50

20,«»
10,n

2U,«i
8,ii

27,i4 20,35

3,2» 9,1

13,8»
3,52

>7,7»
1,15

21.4»
0.2»

«2.23
4,«8

23,,«
0,14

13,83
3,52

21,2«
7,8,
3,75
1,23
6,43
1,4«

15,28
5 »8

I8,«u
0.43
5,33
1.18

31,21
1,84

12,1«
6,2«

12,2?
3,15
6,«8
1,»4

18.38
8,3«

14,3,
4,43

18,33

1.71,,. . 2'2> , 2,44 ^ -5^
Anmerkung: 1. T»e fettgedruckten „Ziffern in den Spalten 29-60» bezeichnen diejenigen Beträge

<- >jn oer Zusammenstellung umfaßt die Kauptsumme in den Spalten 16», 20»

14,5«
3,»?

18,3?
1,24

23,42
0,2»

12.8«
5,11

24,3?
0,14

14,5«
3,»?

19,54

1,88

51

8,8«
4,5?
1,23
7,45
2,42

17,21
7,31

18,«»
0,43
5,83
1.18

32,52
1,84

13,37
6,33

12,73
3,««
6,58
2,21

19,«2
8,82

16,82
«,ii

Prozentsatz der Steuerleistung der größeren Grundbesitzer im ganzen Kreise

70 ^

15,54
4,54

Mit einer jährlichen Grundsteuer von und

von mehr als

ZusatN«^

16,3,
5,51

Ung<

21,«?
1,4?

26,77
0,23

!3,8»
5,3«

26,22
0,1«

15,54
4,54

21,5»

i,i« , '"'l>'.^
bezw. Prozentsätze, welche auf d" « M
24», 28», 32», 36», 40», 44», "°

24,i« 1,««

'»:,̂ b,
Ätzern
»nur

5 ^

30.0«
12,22

5,81
2,«3
7,84
3,1«

18,34
9,32

20,,,,
0,°4
7,33
1,5«

42,«1
5,3«

15,3?
8,2?

14,11
4,88
8,«8
3,15

22,31
11,13
21,71

8,34

18,14
0,32

23,88

3,«4

180 ^7

56

31,««
13,23

6,74
2,88

10,«N
4,««

20,45
11,0«
20,83

1,42
8,45
2,U5

44,8?
6,«5

17,23
!»,,»

14,88
5,45

10,15
4,82

24,4»
12,U5
24,5?
10,53

19,«8
7,35

20,24 22,2? 24,8«
1,53 1,7° 2,ni

24,3« 27,31 32,35
0,«« 0,81 0,8?

U!,28 17,85 19,8?
7,«2 8,83 9,8?

27,41 29,14 31,88
0.32 0,34 0,3?

16.35 18,14 19,88
5,5l 6,32 7,35

26,74

3,48

15,0 ^

56»

32,33
14,55

8,33
3,48

12,8«
6,32

22,«8
12,33
21,5«
2,«4
8,45
2,05

45,28
6,34

19,24
10.21
15,3«
6,25

10,?«

12,73
26,54
12,««

20,84
8,25

mit einer jährlichen Grund- und Gebnudesteuer

von und von mehr als

30«

57

19,48
6,88
4,12
1,52
5,85
0,82

14,««
5,34

17,41
0,38
5,n?
1,ii

23,83
1,82

11,32
5,«8

10,78
2,7?
6,5?
1,82

I 6,75
6,34

14,35
4,45

13,71
3,4«

270 .// 225 ^/

58

20,4«
7,85
4,38
1,8«
6,43
1,4«

14,4«
5,73

17,41
0,38
5,«u
1,ii

25,i5
1,88

11,88
6,05

11,2?
2,7?
6,83
2,1»

18,38
8,38

15,«1
4,78

59

21,88
8,78
5,43
1,8«
7,45
2,42

16,44
7,45

17,41
0,38
5,««
1,ii

28,i3
1,83

13,21
6,88

11,«?
3,1?
7,n«
2,42

19,82
8,82

16,74
6,24

14,4?
3,82

15,«8
4,34

^hörigen Gemeinden und diesen gleichgestellten Genoss
°« Regierungsbezirke Koblenz und Trier

180 ^

60

22,88
9,48
6,31
2,22
9,ii
3,84

17,53
8,2?

18,1«
1,««
6,38
1,51

30,82

14,33
7,48

12,48
3,83
8,2»
3,58

20,83
9.75

!8,84
7,8»

l,N3
5,U7

150 ^

60»

23,34
10,44

7,15
2,83

10,87
5,4»

18,18
8,32

18,81
1,25
6,38
1,51

33,82
2,32

16,54
8,5»

13,«1
4,24
8,8?
4,»3

21,4?
10,21
20,35.

8,88

18,21
5,83

!

1

2

3

4

5

6

7

8

10

11

12

18,,» 19,43 2,,«« 23,74 —
1,12 1,48 1,38 1,82 —

_ 17,« 18,8? 21,7« 25,«5 —
0,43 0,48 0,5« 0,53 —

2N,«8 12,33 13,15 14,58 16,85 18,«»
10,71 4,8» 4,83 5,81 6,4« 6,8?

21,«« 21,3» 23,8« 26,41 —
_ 0,22 0,22 0,2« 0,2? —

20,84 13,71 14,4? 15,«8 17.N3 18,21
8,25 3,4» 3,82 4,34 5,«? 5,83

20,?« 16.84 17,84 19,38 22.5« 18,42

9,52 1.«8 1,81 2,»4 2,33 6,34

cn Genos cnschaftenentfallen.
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«

1
2
3
4
5
6
7
8
9

IN
11
12

5. Regierungsbez'^
T<ier.

Namedes Kreises.

Gegenwärtige Zusammensetzung der K reisuertretung

_____________________________

Bernlastel ........
Nitburg.........
Daun..........
Merzig ..........
Ottwciler.........
Prüm..........
Saarbrücken ........
Saarburg.........
Saarlouis........
Sankt Wendel.......
Landtrew Trier......
Wittlich.........

Summe der Landkreise

Ehemals reichs-
unmittelbare

Besitzer u. s, w,
(§. 4^ der

Kreisordnung
vom

13. Juli 1827),

Besitzer
immlltritulirter

^tittergüter
(§, 41! der kreis¬

ordnung) bezw,
Abgeordnete der
meistbegüterten

ländlichen Grund-
eigenthümer

G, 1 der Ver¬
ordnung vom

26, März 1839),

tll 62

Deputirte der
Städte

(8- 4« der
Kreisordnung),

63

Depntirte

der Landburger
meistereien
(8- 4V der

Kreisorbnnng),

6N 14

Zusammenstellungder bisherigen Kreisvertretungen und der zukünftige«

Nameder Ncgieiungsüeziile.

NellimiilsMezirt:
Aachen .........
Düsseldorf, .......
Koblenz ........
Köln ........ .
Trier.........

Summe der Nlicmprouinz

Gegenwärtige Zusammen!" "^

Lhcmnls reichs-
«nmittelbare Vesiyer
u, s, w, (8, 4H. der

kreisordnung
vom 13, Juli 1827),

Bescher imnmtrituUrtcr !
Nittcraliter

(ß, 41! der Kreisord»»»,!) ,
be,',w, Abgeordnete der

meistbegüterten tandlicheu
Grundeigenttziimer

8 I der Bcrurdnnng vom
28, Miirz I8»!,j.

FeMtir"
Ztädt«

„^

(8^
rd»u"!'>

^

^
'künftige Z isammensetzung der Kreisuertretung unter Berücksichtigung der größeren Grundbesitzer mit einem jährlich en

b°zw^ni

Grundsteuerbetrage von und uon mehr als

270 ^ 225 ^ 18U ^ 15N ^ ,.

t dem Mittelsatze !>er Gewerbesteuertlnsse H,! und darüber veranlagten Gewerbtrcibenden und Bergwerlsbesitzer
3

^/^^

im ganzen Kreise: 37,

Zahl der Abgeordneten des Wcchluerbandes der
>:

«itt.» «̂
^»«t- Z Land» Ge¬ größeren »i «and« Ge- größeren ^ L»nd- Ge- größeren land- Ge- größere» lond- Ge¬
^>tzll.!» bürger- saunut« Grund¬ Z blirger- sommt- Grund¬ biirger- sammt- Grund¬ N bürger- sammt» Grund¬ N bürger- summt«

<e^

1
2

weiftereien,

>^68

17

z°hl. besitzer. O meistcrcic». zahl. besitzer, <Ä meistereien. zahl. besitzer, <i> mcistcreicn. zahl. besitzer. W meistereien. z»hl.

69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 8N 81 82 83 84 85 !

2! 3 1 17 21 4 1 16 2! 4 I 16 21 4 1 16 21 1
2 16 21 4 2 15 21 (5) 6 2 (14) 13 21 (5) l! 2 (14) 13 21 (5) 6 2 (14) 13 21 2
4 3

2
1

10
1
2
2

18 2N 2 — 18 20 <i — 18 2N 4 — 16 2N 4 — 16 2N 3
l! 13 2U 4 3 13 20 4 3 13 2N 4 3 13 20 (4) 5 3 (13) 12 20 4
2 19 27 6 2 19 2? 6 2 19 27 6 2 19 2? 6 2 19 2? 5
ü 17 2N 2 1 17 20 3 1 16 20 4 1 15 20 4 1 15 20 6
>'> 13 32 9 IN 13 32 9 IN 13 32 11 10 11 32 11 10 11 32 ?

^8 14, 2(, 5 1 14 20 (5) 6 1 (14) 13 2U (5) 6 1 (14) 13 20 6 1 13 20 8

<°>7
tt») 16 26 s6) 8 2 (18) 16 26 («) « 2 (18) 16 26 (6) 8 2 (18) 16 26 (6) 8 2 (18) 16 26 9

16 22 4 2 16 22 4 2 16 22 4 2 16 22 4 2 16 22 10

>^ <>(20) 19 26 (6) 7 — (20) 19 26 (6) 9 — (20) 17 26 (?) " — (19) 17 26 (8) 9 — (18) 17 26 11

"1^
'""k«.

._____15
(1W)193

20 4 2 14 20 (4) 5 2 (14) 13 20 (4) 6 2 (14) 12 20 (4) 6 2 (14) 12 20 !2

275 (55) 58 26 (194)191 275 (58) 66 26 (191)183 275 (64) 72 26 (185)177 275 (66) 73 26 (183)176 275
!! ! ! ! ! ! ! ! !! ! ! " ' > > » ,

Die eingeklammerten Ziffer,! in den Spalten 66—85 bezeichnen die Zahlen, welche fich ergebe», wenn an Stelle des in Nr. 2
°°s 8, 38 der Kreisordnung für Westfalen geforderten Mnimaldnttels der Abgeordneten deo Wnhloerbandes der Großgrund,
"chtzor nur ein Viertel von der Gesammtznhl der ländlichen Abgeordneten tritt.

in der UlMMooinf nach Maßgabe der Vorschriftendes Entwurfs.

<^>5""°istereien'4h
°lt>„

l>er

«»«),

Gesnnnntzcchl
der

Kreistagsmitglieder.

242
368
19?
218
229

1254

Zukünftige Zusammensetzung der Kreisuertretung:

Zahl der Abgeordneten des Wcchluerbandes:

der größeren
Grundbesitzer,

der Städte.

70
127
62
72
66

:«!»?

39
13U
53
54
26

VerLandbürger-

meistereien.

IN

11!
141
17?
1!3
183

302 725

Gesammtznhl
der Kreistage-

Mitglieder,

11

220
398
292
239
275

1424

32"
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Dü Zahl der Abgeordneten zum Provinziallandtagc in den einzelnen Kreisen
der Nheinvrovinz.

Ans.
Ein¬

wohner¬

zahl,

Der Kreis würde zum Promnziallllndwae zu wählen haben nach den Bestimmungen

derProvinzmlordnnng
vom 2N, Juni 1875
betreff« der Provinz

Schlesien,
(Vis 4N0NN Einw,
lAbl,,,mit'lUU"Ubiö
,8u<,l,UEi»w, 2Ab>,,,
,„it 8OU0U Einw, ,"
Ab,,,, für jede fernere
Vollzol,! von 5» nun
Einw, „och 1 Ab»

derProvinziotordm,»,,
für die Provinz

H»nnovcr.
(Bis 8U «Oll Einw.
lAbl,, mit,'!!!<)»!,bis
»»««»Einw, «Ab,,,,
mit 80N0N Einw, :>
Al!0,„i!!r,cocfernere
Äollzah! vo»5»U>w
Einw, noch 1 Ab«,,)

derProvinziolordnn»!,
für die Provinz
Hesfen-NasfllU.

5Äis 2NNVN Einw.
,Nbq,,!»itö0N0Nbi«
4UUWEi»w,LAbl,.,
mit!!>UU0bis<wti«
EinwNAb,,,,für jede
fernere Zablcnrcihe
von 1 bis 20,!<«
Einw. noch I Abc,,)

dcrProvinziolordnunl,
für die Provinz

Westfalen,
<Bis ^!5«N Einw.
1Äb,,,,mit»5N!!Nbis
?„llu«Einw, 2Äb,,,,
nnt 7NU0U Einw, ",
Äb>,,, für jede fernere
«o'Uzoh!vo»5NNIM
Einw, noch l Wo,,)

Bis 45 UNDEinw,
1 Ab!,., mit 45 uoo
bis »ll oou Lim».
2 Ab,,,, ,nit uu UNO
Einw, » Abe,., für

jede fernere Vollzcchl
von 5« 000 Einw.

noch 1 Ab>,cordnetcr,

«is 5» 00» Einw,
1 Ab,,,, niit 50 UN0
bis INNUUllEim»,

2 Abs,., mit lllll NUN
Ein«. 8 Nbo,,, für

jede fernere Vo!lzn!>l
von 50 »UN Einw,

noch 1 Abgeordneter.

Zahl der Abgeordneten,

^. Regiernngsbezirt Aachen.

"lhen L.a»d.
Yen

5ü<en ^""

^«Pen

^l°nNrch

'"'ich/

^Ntjoie

1 11 IM 3 3
95 «09 :l :!
75 9!!N 2 >>
Ü7 791 I >>
2N1158 1 i
2« MI 1 i
35 8(»<; 1 ^>
41 M2 2 »>
M 411 > ^
>8!>0:-! l !
44 9U1 5) 2

544 5!« 18 2!

!H, I03N68
57 4!!5

N5l90
47 519

!Ul>5U3
136142
«5 M4
53t!14

«. «eaierm»gsbezirt Düsseldorf.

3 3 3
^> 3 >
3 ^ ^>
2 ! l
! I l
1 l 1
2 1 !
>> 1 >
! 1 !
! ! !
^ 1 !

2!

!

„l >5
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Der Kreis würde zum Prouinziallandtagezu wählenhaben»ach den Bestimmungen

der Provinzialordnung
Vom 29, Juni 1»?,'/
betreffs der Provinz

Schlesien.
(Nis 40 000 Einw,
lAbg,,m!t400nobi«
80 00« Einw, «Ab!,,,
mit 8» 00« Einw,'8
Abg,,für jede fernere
Vollzahl von 50 «0«
Einw, „och 1 Mg,)

der Provinzialordnung
filr die Provinz

Hannover,
(Bis 80 000 Einw,
1Äbg.,„,it8U00Nbis
80 000 Einw, üMg.,
mit 8« U!»>Einw/ ,'!
Mg,, sür jede fernere
Vollzahl von 50 000
Einw. noch1 Mo,,)

der Provinzialordnnng
für die Provinz
Hessen-Nasso».

(Ais 20 00» Einw.
,Mg,,niit2000«bis
40 000 Einw, 2 Abg.,
mit 40 000 bi«00 000
Einw,8Abg,,sürjcde
fernere Zahlenreihe
von i nis 20 0««
Einw, »ochl Abg.)

der Provinzialordnuug
für die Provinz

Westfalen,
(Vis 85 «0« Einw,
lAbg.,mitZ50U0bis
7« 000 Einw, 2 Ab,,,,
mit 70 0«0 Einw/ 8
Abg,,für jede fernere
Vollzahl von 5« 000
Einw, „och 1 Mo,,)

Bis 42 «0« Einw,
1 Mg,, mit 42 NUN
bis 9« 0ll« Einw.

2 Mg,, mit 9« 00»
Einw. 8 Mg., fUr

jede feinere Vollzahl
von 5« 000 Einw.

noch1 Abgeordneter,

«i«5°°°H
1 Abg.,»"' M»,
blsl°°">

2 Ubg, «"', s»
Einw, « "«^

jede fernl" ,,
U°„6°°" „^

noch' Äbz-'

Ein¬

wohner¬

zahl,

255

Der Kreis würdezum Prouinziallcmdtagezu wühlenhabennach den Bestimmungen

der Provinzialordnung
' vom 2». Juni 1875

betreffs der Provinz
Schlesien,

(Bis 40 000 Einw,
1Äbg.,mit40000bis
80000Einw, 2Abg,,
mit 80 000 Einw, 2
Mg,, für jede fernere
Vollzahl von «0 000
Einw. noch1 Mg,)

2.
der Provinzialordnung

für die Provinz
Hannover,

(Bis 80 000 Einw,
,Abg.,!nit8000Nbis
80 000 Einw, 2Äbg„
mit 80 000 Einw, 3
Mg , für jede fernere
Vo'llzahlvon NO000
Einw. nocht Abg.)

der Provinzialordnung
für die Provinz
Hessen-Nassau.

WZ 20 000 Einw.
iMg,, mit 20 000 bis
40 000 Einw. 2 Abg,,
mit 40 000 bis «0 000
Einw,8Abg,,für jede
fernere Zahlenreihe
von 1 bis 20 000
Einw, »ochI Äbg,)

der Provinzialordnnng
für die Provinz

Westfalen,
<«is 85 000 Einw,
1Abg,, mit 85 000 bis
70000 Einw, 2 Abg.,
mit 70 000 Einw. 8
Abg.,für jede fernere
Vollzahl von 5» 000
Einw. noch1 Abg.)

Nis 45 «00 Einw,
1 Abg., mit 45 00«
bis SN000 Einw.

2 Abg., mit 90 000
Einw. 3 Abg., für

jede fernere Vollzahl
von 50 000 Einw.

noch1 Abgeordneter.

Bis 50 «0« Einw.
1 Mg , niit 50 UN«
bis 10« Oll« Einw.

2 Mg,, mit IU« «00
Einw, » Abg., für

jede fernere Vollzahl
von 50 000 Einw.

noch1 Abgeordneter,

Zahl der Abgeordneten.

Noch: L. RegierungsbezirkDüsseldorf. v. Regierungsbezirk Köln.

!» Madbach . .
IN (hreuenbroich.
>I Kempen . .
12 KIcue . . .
13 KrefoldLand.
14 Krefeld Stadt
15 Leimen . .
, l! Mettmann
!7 Mors . . .
,,'' Mülheim a. d.
!!! Neuß . . .
Ä, Nees . . .
2, Solingen . .

R

Summe des Neg.-
> Vez. Düsseldorf. 1

0. Regierungsbezirk Koblenz.

1 Adenau , 21 514 I 1 2 !
2 Ahrweiler. 37 5,68 ! 2 2 2
3 Altenkirchen UN 5.93 2 2 4 2
4 Koblenz . 86 392 3 3 5> 3
5 Kochem . 37 815, l 2 2 2
6 Äreuznoch. <iü 090 2 2 4 2
? Mayen, . <!» «87 2 2 4 28 Meisenheim 13 606 1 I I >
9 Neuwied . 74 625, 2 2 4 3!0 Sankt Ooar 38 9?5> 1 2 2 2!i Simmern. . 35>«>U1 1 2 2 212 Netzlar . . 49 75,1 2 2 3 2!3 Zell . . . 30 283 1..... 2 2 I

Summe des Neg,- ,
Nez. Koblenz 616 500 20 25> 37 25>

138 400 4 4 7 4
41477 >> 2 3 2
93 400 3 3 .-, 3
5,1 184 2 2 3 2
33 793 1 2 2 !
9« 236 3 3 5 3

102 103 3 3 6 3
69 799 2 2 4 2
65> 731 2 2 4 2

15.1 346 4 4 K 4
5,1 32U 2 2 3 2
65 141 2 2 4 2

115 503 3 3 6 3

753 998 5,4 55 « 98 5,4

3
1
3
2
1
3
3
2
2
4
2
2
3

51

1
1
2
2
1
2
2
1
2
1
1
2
1

19

2
2
1

1

1
1
1
1

1s

»

^Üheim ,

A? ^°t

7"p°rfürth

^"«sKöln.

"kastei
«ura, ,
all»

,"zig.
^"°ilerMm

tz7"rücten

>l»uis.

3" "°nd°l

^^eg,,
^«ksTri«.

41 5,60
89110
41 089
32 535

139 505
161 266

75 718
32 422
90 074
22 888
28 080

754 197

44 388
43 475
27 302
37 986
72 509
35 5,16

124 374
30 946
68124
45 594

' 66 571
40 39!
37 998

675 174

24

22

26 44

2 1 1
3 , 2
2 1 1
1 1 1
4 3 3
4 4 4
3 -, 2
1 1 !
3 3 2
1 1 1
1 1 1

25. 20 19

N. Regierungsbezirk Trier.

3 » 1 1
:; 2 ! 1
2 1 ! 1
2 2 ! 1
4 3 2 2

2 2 1 1
7 4 3 3

2 1 1 1
4 2 2 2
3 2 2 1
4 2 l> 2
3 2 > 1
2 2 1 1

41 27 19 1«
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Die ttesammtzahl der Abgeordneten zum Prouinziallandtnge würde in den einzelnen

Regierungsbezirken der Nheinprouinz betragen nach den Bestimmungen

derProvinzialordnnng
von, 2<>,Juni l«?5'
betreffs der Probin-

Schlesien,
(Bis 40 U«n Einw,
lÄbs,,,,nitlONUUbi^
ÜNUUNEinW,2Abs,,,
mit ««,««« Einw, i!
All!,,, fürjedefernere
Vollzohl von 5« «UU
Einw. noch 1 Abs>.)

2.
derProvinziolordming

fiir die Provinz
Hannover,

iNi» «u UUU Einw,
lAl!s,,,,nitl!»UNNl,is
«««OO EinW, 2Al's,,,
„üt «<>UUUEinw/ -!
Abg , fiir jede fernere
Vo!!;,iM Um, MW"
Einw, noch ! Ad,,,)

0.
derProvinzinlordnnng

für die Provinz
Heffen-Noffo».

(Bis 20 «0« Einw,
tÄbs,,,mit2,'«UNbi«
4NU0NEinw, 2 Abg.,
N,it4UU«uI>isWUUU
Einw,Mbg,, fiir >ede
fernere Zohlenrcil>e
von i l>i« 20 uu«
Ein«, noch 1 Alis,,)

!
der Provinzinlordnnng

fiir die Provinz
Westfalen.

(Bis «5 NUN Einw,
iAbg,,n,it«5UNNbiZ
?NNuu Einw, 2Nbg.,
n,it 7UUUNEinw/,'!
Alis,,, fiir jede fernere
Vollzochl von 50 »uu
Einw, noch I, Abg.)

Bis 45 UU« Einw.
1 Abo,,, mit 45 «UU
bis 8« «UU Einw,

2 Ab,,,, mit UNUU«
Einw, « Abg., fiir

jede fernere Nollznchl
von 5« NUNEinw.

noch 1 Abgeordneter.

«!5

5
.o<B

«lt
^''

l Abg'»" L<bi«'°°°",F"
2 Abg., <.,!'»
Ei.Uv. ' '>^

_^_ ss

der
Kreife.

Zusammenstellungfür die Nh?inprovinz.

.^, Aachen , 11 5,44 51« i« 2! 32 21 16

,!, Düsseldorf 2l 1 753 988 54 55 l!« 54 5!

< , Koblenz , 13 «1l! 500 2!» 25 l!7 25 19

I», Köln . . 11 754 197 24 2<! 44 25 2U

,', Trier . . 13 «75 174 ''2 2ll 41 27 19

ön nmc der
cinproui»; 6!» 4344387 138 153 252 152 125

1"

15

1"

15
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«r. 22.

Zusammenstellung
der

Verschiedenheiten zwischen der für die Provinz Westfalen erlassenen Kreis- und Provinzial-
ordming einer- und den vorgelegten Entwürfen der Kreis- uud Provinzialordnung

für die Rheinprovinz anderer Seits.

Kreisordnung für Westfalen.

Die Kreise bleiben in ihrer gegenwärtigen
Begrenzungals Verwaltungsbezirkebestehen.

§. 3, Absatz 3.
Veränderungen solcher Gemeinde-oder Guts-

bezirksgrenzen,welche zugleich Kreisgrenzen sind,
sowie die Vereinigung eines Grundstückes,welches
"sher einem Gemeinde- oder Gutsbezirke nicht
""gehörte, mit einem in einem anderen Kreise
Gelegenen Gemeinde- oder Gutsbezirke, ziehen die
"Wanderung der betreffenden Kreisgrenzen und,
"° die Kreis- und Wahlbezirksgrenzenzusammen¬
fallen, auch die Veränderung der letzteren ohne
Weit «es nach sich.

Entwurf der Kreisordnung für die
Rheinprovinz.

§. 1.
Die Kreise bleiben in ihrer gegenwärtigen

Begrenzung als Verwaltungsbezirkebestehen.
Jedoch wird die bisher zum StadtkreiseTrier

gehörig gewesene Landbürgermeistereider Vororte
Trier, mit Ausnahmeder GemeindenSt. Barbara-
Löwenbrücken, Maar, St, Paulin und Zurlauben,
welche letztere mit dem Bezirke der Stadtgemeinde
Trier vereinigt werden, dem Landkreise Trier
zugetheilt. Die in Folge hiervon nothwendig
werdendenAuseinandersetzungenzwischen den be¬
theiligtenVerbänden sind auf dem im §. 3 dieses
Gesetzes, bezw. im §. 25 über die Zuständigkeit
der Verwaltung^ und Verwaltungsgerichts-Behör-
den vom 1. August 1883 (G.-S. S. 23?) bezeich¬
neten Wege zu bewirken.

§. 3, Absatz 3.
Veränderungen solcher Gemeindegrenzen, welche

zugleich Kreisgrenzensind, sowie die Vereinigung
eines Grundstückes, welches bisher einem Gemeinde¬
bezirke nicht angehörte, mit einem in einem anderen
Kreise belegenenGemeindebezirke,ziehen die Ver¬
änderung der betreffendenKreisgrenzen und, wo
die Kreis- und Wahlbezirksgrenzen zusammenfallen,
auch die Veränderung der letzteren ohne Weiteres
nach sich.

33
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5 4.
Städte, welche mit Ausschluß der aktive»

Militärpersoneneine Einwohnerzahlvon mindestens
30 000 Seelen haben, u.

§.8.
Unverändert, nur enthält die Kreisordnuug

für Westfalen als Absatz? nachstehenden Passus:
„Die Verpflichtung zur Uebernahme unbe-

soldeter Aemter findet auf das Ehrenamt des
Amtsmanns und des Beigeordnetenmit der Maß¬
gabe statt, daß als genügender Ablehnungsgrund
auch die Größe des Geschäftsumfangesanzuerkennen
ist, wenn derselbe nach Ermessen des Kreisaus¬
schusses die an ein Ehrenamt zu stellendenAn¬
sprüche übersteigt. Dieser Ablehnungsgrund ist
innerhalb 2 Wochen nach der Bekanntmachung
der Ernennung an den Netheiligten durch Klage
bei dem Kreisausschuß geltend zu machen, welcher
darüber endgültig entscheidet."

8- 11-
Unter Anwendung des nach diesen Grund¬

sätzen (§. 10 Absatz 1, 2 und 3) vom Kreistage
beschlossenen Vertheilungsmaßstabeswird das Kreis-
abgaben-Eoll für die einzelnen Gemeinden und
selbständigenGutsbezirkeim Ganzen berechnet ?c.

§. 20.
Jeder Kreis ist befugt:

1. zum Erlasse besonderer statutarischer Anord¬
nungen über solche Angelegenheiten des Kreises,
hinsichtlich deren das gegenwärtigeGesetz Ver¬
schiedenheitengestattet (§. 4« Absatz 2, 52
Absatz 1 und 53), oder ?c.

Zweiter Titel.

Von den Bestandtheilen des Kreises, von der
Vertretung mit» Verwaltung derselben und vou

dem Landrathe.
Erster Abschnitt.

Don den Br>Ianot!Men des Kreises.
8. 21.

Die Kreise mit Ausnahme der Stadtkreise
(8§. 4, 89) umfasse»die dazu gehörigen Städte
und Amtsbezirke. Die Amtsbezirke umfassendie

Städte, welche mit Ausschluß der aktiven
Militärpersoneneine Einwohnerzahlvon mindestens
40 000 Seelen haben.

3. 8.

8- 11-
Unter Anwendung des nach diesen Grund¬

sätzen (§. 10, Absatz 1, 2 und 3) vom Kreistage
beschlossenen Vertheilungsmaßstabeswird das Kreis-
abgaben-Soll für die einzelnen Gemeinden im
Ganzen berechnet ?e.

s- 20.
Jeder Kreis ist befugt:

1. zum Erlasse besonderer statutarischer Anord¬
nungen über solche Angelegenheitendes Kreises,
hinsichtlich deren das gegenwärtige Gesetz Ver¬
schiedenheitengestattet (§. 46, Absatz 2, 48
Absatz 3, 52, Absatz 1 und 53), oder «.

Zweiter Titel.

Von der Gliederung uud den Aemtern des
Kreises.

Erster Abschnitt.
Gliederungdes Kreises.

8- 21.
Die Kreise mit Ausnahme der Stadtkreise

(HH. 4, 89) umfassendie dazu gehörigen Städte
und Laudbürgermeistereien, Die Landbürger-
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dazu gehörigen Landgemeinden und selbständigen
Gutsbezirke. Den Landgemeinden werden die
nach der Landgcmeindeordnung fiir die Provinz
Westfalen vom 19. März 1856 (G.-S. S. 265)
verwalteten Städte gleich geachtet, unbeschadet der
Bestimmungen der im §. 3? dieser Krcisordnung.

Die Verleihung der Städteordnung an eine
Landgemeinde bewirkt deren Umwandlung in eine
Stadtgemeinde, ohne daß es einer besonderen
Aufnahme in den Stand der Städte bedarf
(§- 1 letzter Satz der Landgemcindeordnung vom
19. März 1856).

§. 22.

Die Abänderung der Amtsbezirke (8- ? a.
a> O., tz. 25, Absatz 2 des Gesetzes :c.).*)

Zweiter Abschnitt.")

V»n der Vertretung und Verwaltung der ^andgememden,
selbständigenOutsuenlKt und Amtsbezirke.

§. 23.

Die in tzß. 3, 21, 25 ff., 41 und 75 der
Landgemeinde-Ordnung vom 19. März 1856
erwähnten Vorrechte der Rittergüter (Ritterguts¬
besitzer) werden aufgehoben.

Die vorhandenen selbständigen Gutsbezirke
bleiben bestehen. Die Bildung selbständiger Guts¬
bezirke erfolgt nach Maßgabe der Bestimmuugen
bes §. 3 der Landgcmeindeordnuug, ohne daß die
3iittergutseigenschaft ferner in Betracht kommt.

meistcrcicn umfassen die dazu gehörigen Land¬
gemeinden. Den Landgemeinden werden die nach
der Gemeindeordnung für die Nheinvrouinz vom
23. Juli 1845 (G.-S. S.523) verwalteten Städte
gleich geachtet, unbeschadet der Bestimmungen im
tz. 3? dieser Kreisorduung.

Durch KöuiglicheVerordnung kann die Städte-
orduuug auch anderen als den bisher auf dein
Provinzial-Landtage in: Stande der Städte ver¬
tretenen Gemeinden auf ihren Antrag verliehen
werden (ß. 1, Absatz 2 der Städteordnuug sür
die Rheinprovinz von: 15. Mai 1856, G.-S.
S. 406).

8- 22.

Die Abänderung der Landbürgermeistereien
<H. 9 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845,
8- 25, Absatz 2 des Gesetzes «.)/')

Zweiter Abschnitt.")

Von dem Gemeindevorstelicrund dem Bürgermeister
in den Kanduürgermristrreicn, somit uon den Zcamten

der Gemeinde!!und Kandlnirgcrmcistereie».
§. 23.

Wahl der Oemeindeuolstelicrund deren Ltcllvcrttetci.
Der Gemeindevorsteher und dessen Stell¬

vertreter (Beistand), sowie die Bezirks-, Dorfs¬
oder Bauerschafts - Vorsteher werden uon dein
Gemeinderathe aus der Zahl der zur Ausübung
des Stimmrechtes befähigten Gemeindemitglieder
auf die Daner von sechs Iahreu durch absolute
Stimmenmehrheit gewählt.

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorfchrift
des diesem Gesetze beigefügten Wahlreglements.

Die Gewählten bedürfen der Bestätigung
durch den Landrath.

Vor der Bestätigung ist der Bürgermeister
mit seinem Gutachten zu hören.

Die Vestätiguug kaun unter Zustimmung des
Kreisausschusses versagt werden.

Wird die Bestätigung versagt, so ist eine
Reuwahl anzuordnen. Erhält auch diese die Be-

'> Diele Unterscheid«»«,setzt sich im Tenor der beiden Gesetzeweiter fort. ^ < „ ...
') Beim zweite^lbschnit!O. ^ int..,..) corresvondiren die einzelnen Paragraphen »ms.chtt.ch chr«, Inha.te. n.cht,
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§. 24.

In Aemtern, welche nicht nur aus einer
Gemeinde bestehen (§, 75 a. a. O,), wird die
Amtsversammlung gebildet:
1. aus den Vorstehern der zum Amtsverbande

gehörigen Gemeinden und selbständigenGuts-
bczirke,

2. aus gewählten Amtsucrordneten, von denen
aus jeder Gemeinde mindestensEiner von der
Gemeindeversammlungzu wählen ist.

Die Zahl der aus den Gemeinden zu wäh¬
lenden Mitglieder der Amtsversammlung und der
den Vorstehern selbständiger Gutsbezirke in der
Amtsversammlnng einzuräumenden Stimmen ist
mit besonderer Rücksichtauf die Einwohnerzahl
und Steuerkraft durch das Amtsstatut festzusetzen.

Wegen der Verpflichtung, die Stelle eines
gewählten Amtsverordnctcn zu übernehmen und
mindestens 3 Jahre lang zu versehen, kommt
§. 78 a. a. O. zur Anwendung.

stätigung nicht, so ernennt der Landrath auf den
Vorschlagdes Bürgermeisters unter Zustimmung
des Kreisausschusseseinen Stellvertreter auf so
lange, bis eine erneute Wahl die Bestätigung
erlangt hat. Dasselbe findet statt, wenn keine
Wahl zu Stande kommt.

In denjenigen Gemeinden, welche für sich
allein eine Landbürgermeisterei bilden, ist der
Bürgermeister zugleich Gemeindevorsteher. Der
§. 74 der Gemeindeordnungvom 23. Juli 1^45
wird aufgehoben.

§. 24.
Erncummn der Nülgermeisteldci LllndbilMlmcistercien

Der Bürgermeister wird von dem Ober¬
präsidenten auf Lebenszeit ernannt, Zu dem
Amte eines Bürgermeisters sollen an erster Stelle
angesehene Personen in dem Vürgermeistereibezirke,
insbesonderegrößere Grundbesitzer, berufen werden,
welche das Amt als ein unentgeltlichzu verwal¬
tendes Ehrenamt zu übernehmen bereit sind. Ein
Bürgermeister mit Besoldung soll nur angestellt
werden, wenn ein geeigneter Ehrenbürgermeister
nicht zu gewinnen ist, Die Ernennung erfolgt
auf Grund von Vorschlägendes Kreisausschusses,
welche dieser nach Anhörung der Bürgermeisterei-
Versammlung zu machen hat. Falls der Ober-
präsident den sämmtlichenVorschlägen des Kreis¬
ausschusseskeine Folge geben will, so bedarf es
hierzu der Zustimmung des Prouinzialrathes-
Lehnt der Provinzialrath die Zustimmung ab, so
kann dieselbe auf den Antrag des Oberpräsidenten
durch den Minister des Innern ergänzt werden.

Die commissarische Verwaltung der Bürger¬
meisterei wird von dem Oberpräsidentenangeordnet.

Ueber die Festsetzungder Besoldung, bezw-
der Dienstunkosten-Entschädigung der Bürger¬
meister, bezw. der Ehrenbürgcrmeistcr beschließt
der Kreisausschuß nach Anhörung der Bürget,
meistereiversammlung(§. 32, Nr. 4 des Gesetzes
über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und
Verwaltungsgerichtsbehördenvom 1. August 1863).

Die nach §. 36 des letzteren Gesetzes dem
Landrathe, in der Veschwcrdeinstanzdem Ne-
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§. 25.

Die Bestätigung der Wahl des Gemeinde¬
vorstehers und dessen Stellvertreters (ß. 38 a. a.
"-) kann von dem Landrathe nur unter Zustim¬
mung des Kreisausschusses versagt werden. Erhält
"uch die im Falle der Nichtbestätigung anzuord¬
nende Neuwahl die Bestätigung nicht, so ernennt
°er Landrath unter Zustinnnung des Kreisaus-
lMsses einen Stellvertreter auf so lange, bis
"ne erneute Wahl die Bestätigung erlangt hat.
Dasselbe findet statt, wenn keine Wahl zu Stande

Der Gemeindevorsteher und dessen Stell¬
vertreter werden von dem Landrath oder in
>emem Auftrage von dem Amtmann vereidigt.

Die Bestimmungen wegen der Wahl und
Bestätigung des Gemeindevorstehers finden auch
auf andere Beamte der Landgemeinde Anwendung,
lvweit die Ernennung derselben bisher dem Land-
lath zustand.

§. 26.

Der Gutsbesitzer (bezw. der Stellvertreter)
"nd in seiner Eigenschaft als Gutsvorsteher von
"°M Landrathe bestätigt. Die Bestätigung kann

gierungspräsidenten zustehende Befugnis, zur Ver-
hangung von Ordnungsstrafen gegen die Bürger¬
meister wird bezüglich der Ehrenbürgermeister dem
Kreisausschuß, in der Beschwerdeinstanz dem
Bezirksausschuß übertragen.

In Betreff der Beigeordneten finden die
wegen Vorfchlag und Ernennung der Bürger¬
meister geltenden Bestimmungen entfprcchende
Anwendung,

§. 25.
Vcrpflichtunn zur Uclicruahmc von «nbesoldctcnAemtern

in den Landgemeinden und Landlmigcrmeistcreic».

Wegen der Verpflichtung zur Uebernahme,
fowie wegen der Grunde für die Ablehnung un-
besoldetcr Aemter in der Verwaltung nnd Ver¬
tretung der Landgemeinden und Landbürger¬
meistereien finden die Vorschriften der Absätze 1
bis 4 des §. 8 mit der Maßgabe Anwendung,
daß an die Stelle des Kreistages (Absatz 2,
Ziffer 5 a. a. O.) der Gemcinderath, bezw. die
Bürgermcistereivcrsammlung tritt.

Wer sich ohne einen der im §. 8, Absatz 2
bezeichneten Entschuldigungsgründe weigert, ein
derartiges Amt zu übernehmen, oder das über¬
nommene Amt 3 Jahre hindurch zu versehen,
sowie derjenige, welcher sich der Verwaltung des
Amtes thatsächlich entzieht, kann durch Beschluß
des Gemcinderaths, bezw. der Bürgermeisterei-
Versammlung für einen Zeitraum von 3 bis 6
Jahren der Ausübung feines Rechtes auf Theil¬
nahme an der Vertretung und Verwaltung der
Gemeinde, bezw. der Landbürgcrmeisterei für
verlustig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel
stärker, als die übrigen Gemeindeangehörigcn, zu
den Gemeindeabgaben herangezogen werden. Für
das Amt der Ehrenbürgermeister gelten die vor¬

stehenden Bestimmungen nicht.

§. 26.
Wahl der Beamten der Landgemeinden und Landbürg«-

meistereien.

Die Bestimmungen des §. 23 finden bezüglich
der Wahl und Bestätigung auch auf die Unter¬
beamten der Gemeinden, soweit deren Ernennung
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unter Zustimmung des Kreisausschussesversagt
werde». Der Gutsvorsteher wird vor seinem
Amtsantritte von dem Landrathe vereidigt.

Unterläßt der Besitzer des Gutes in den im
letzten Satze des §. 6? a. a. O. angegebene,:
Fällen, oder wenn ihm die Bestätigung als Guts¬
vorsteher versagt worden ist, die Bestellung eines
Stellvertreters, oder befindet er sich im Conkurse,
oder befindet er sich nicht im Besitze der bürger-
ichen Ehrenrechte, so steht dem Landrathe unter
Zustimmung des Kreisausschussesdie Ernennung
des Stellvertreters auf Kosten des Besitzers zu.

Der Kreisausschußbeschließt auf Antrag der
Betheiligten über die Remuneration stellvertreten¬
der Gutsvorsteher.

Die Verkeilung der den selbständigen Guts-
bezirken im öffentlichen Interesse obliegenden
Lasten auf den Gutsbesitzerund die übrigen Ein¬
wohner (§. 68 a, a. O.) erfolgt durch ein Statut,
welches der Bestätigung des Kreisausschussesnach
Maßgabe des s- 31 des Gesetzes über die Zu¬
ständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs¬
gerichts - Behörden vom 1. August 1883 bedarf.

3- 27.
Die Stelle des Amtmannes ist ein Ehren¬

amt, welcheseinen angesehenenund vorzugsweise
aus den größeren Grundbesitzernauszuwählenden
Amtseingesessencnübertragen werden soll. Ein
Amtmann mit Besoldungsoll nur angestellt werden,
wenn ein geeigneter Ehrenamtmann nicht zu ge¬
winnen ist. — Den Amtmann ernennt auf Grund
der Vorschlägedes Kreisausschusses,welche dieser
nach Anhörung der Amtsversammlung zu machen
hat, der Oberpräsident. Falls der Oberpräsident
den sämmtlichenVorschlägendes Kreisausschusses
keine Folge geben will, so bedarf es hierzu der
Zustimmung des Provinzialraths. Lehnt der Pro-
uinzialrath die Zustimmung ab, so kann dieselbe
auf den Antrag des Oberpräsidenten durch den
Minister des Innern ergänzt werden.

Die kommissarische Verwaltung des Amts
wird von dem Oberpräsidenten angeordnet.

Ueber die Festsetzungder Besoldung bczw.

bisher dem Landrathe zustand, sowie auf die
Unterbcamten der Landbürgermeistercienmit der
Maßgabe Anwendung, daß die Wahl der letzteren
durch die Vürgermeistereivcrsammlungzu voll'
ziehen ist.

s- 27.
Im Falle der Pensionirung des Bürger¬

meisters einer Landbürgermeistereitoinmt bei der
Berechnungder Dienstzeit auch die Zeit in An¬
rechnung, während welcher der zu pensionirende
Beamte bei anderen Landbürgermcistereien der
Provinz als Bürgermeister angestellt gewesenist.

Die Landbürgermeistereien und Landgemeinden
der Provinz werden zu einem Kassenverban.de
vereinigt, welchemes obliegt, den in Ruhestand
versetzten besoldeten Beamten der Landbürger¬
meistereien und Landgemeinden die ihnen zu¬
stehendenPensionen zu zahleu.

Insoweit znr Bestreitung der Pensions-
zahlnngendie von den pensionsberechtigtcn Beamten
zu zahlenden Beiträge nicht ausreichen, wird der
fehlende Betrag von den Landbürgermeistercien
nnd Landgemeindennach Verhältniß des jeweiligen
Betrags des pensionsberechtigten Diensteinkommens
oer Beamten aufgebracht.



263

^r Dienstunkosten-Entschädigungder Amtmänner
bezw. der Ehrenamtmänner beschließtder Kreis¬
ausschuß „ach Anhörung der Amtsuersammlung
(s- 32 Nr. 4 des Gesetzes über die Zuständigkeit
^r Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts-Behör-
den vom 1. August 1883).

Die nach z. 36 des letzteren Gesetzes dem
"andrathe, in der Veschwerdeinstanz dem Regie¬
rungspräsidentenzustehende Befugniß zur Verhun¬
zung von Ordnungsstrafen gegen die Amtmänner
wird bezüglich der Ehrenamtmänner den, Kreis-
Ausschuß, in der Veschwerdeinstanzdem Bezirks¬
ausschuß übertragen.

In Betreff der Beigeordneten finden die
wegen Vorschlag und Ernennung der Amt¬
männer geltenden Nestimmungen entsprechende
Anwendung.

Die Pensionstasse wird dnrch Organe des
Provinzialuerbanoesunter Aufsicht des Prouinzial-
ausschussesverwaltet. Im Uebrigen werden die
Verhältnisse der Kasse durch ein nach Anhörung
des Provinzial-Landtags von dem Minister des
Innern zn erlassendesRegulativ geordnet.

Die Provinzialvertretung ist ermächtigt, einen
Theil der gemäß §. 1, Nr. 2 des Gesetzes vom
30. April 1873 (G.-S. S. 187) und §. 26 des
Gesetzes vom 8. Juli 1875 (G.-2. S. 49?) aus
der Staatskasse jährlich zur Verfügung gestellten
Summe an die Pensionstasse zn überweisen.

8- 28.
Im Falle der Pensionirnng der besoldeten

Beamten der Amtsuerbände und Landgemeinden
k«m,nt bei der Berechnung der Dienstzeit auch
die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu
pensionirendeBeamte bei anderen Amtsverbänden
"der Landgemeinden der Provinz angestellt
gewesen ist.

Die Umtsverbände nnd Landgemeindender
Provinz werden zu einem Kassenverbandever¬
ewigt, welchem es obliegt, den in Ruhestandver¬
setzten besoldeten Beamten der Amtsverbändeund
Landgemeinden die ihnen zustehenden Pensionen
?>u zahlen.

Die zur Bestreitung der Pensionszahlungen
erforderlichenBeiträge werden von den Amts-
verbänden und Landgemeinden nach Verhältniß
des jeweiligen Betrags des pensionsberechtigten
Diensteinkommensder Beamten aufgebracht.

Die Pensionskassewird durch Organe des
Provinzialverbandesunter Aufsicht des Provinzial-
"usschusses verwaltet. Im Uebrigen werden die
Verhältnisseder Kasse durch ein nach Anhörung
des Provinzial-Landtags von dem Minister des
innern zu erlassendesRegulativ geordnet.

8- 28.
Die Verwaltung der Ortspolizei steht, soweit

sie nicht gesetzlich anderen Behörden übertragen
ist, den, Bürgermeister zu, und der Gemeinde¬
vorsteher ist dessen Organ <M. 76 uud 108 der
Gemeindeordnungvom 23. Inli 1845).
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Die Provinzial-Vertretung ist ermächtigt,
einen Theil der gemäß ß. 1 Nr. 2 des Gesetzesvom
30. April 1873 (G.-S. S. 18?) und ß. 26 des
Gesetzes vom 8. Juli 1875 (G.-S. S. 497) zur
Bestreitung der Kosten der Amtsverwaltung aus
der Staatskasse jährlich zur Verfügung gestellten
Summe an die Pensionskasse zu überweisen.

§. 29.
Bezüglich der Verwaltung der Angelegen¬

heiten der Landgemeinden verbleiben dem Amt¬
mann die demselben in §§. 28, 31, 37, 43, 4«,
48 und 65 der Landgemeindeordnungvom 19,
März 1856 übertragenen besonderen Geschäfte,
sowie die Verpflichtung, zur Unterstützung des
Gemeindevorstehersnach Maßgabe des ß. 49 a.
a. O. mitzuwirken. In Betreff der allgemeinen
Aufsicht über die Verwaltung der Angelegenheiten
der Landgemeindenund Gutsbezirke (§§. 41, 84
a- a. O.) ist der Amtmann das Organ des Land¬
raths, als Vorsitzenden des Kreisausschusses (§. 80
a. a. O., 8- 24 des Gesetzes über die Zuständig¬
keit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts-
Vehörden vom 1. August 1883).

Die Verwaltung der Ortspolizei steht, soweit
sie nicht gesetzlich anderen Behörden übertragen
ist, dem Amtmann zu, und der Gemeindevorsteher
ist dessen Organ (§§. 41, 74 der Landgemeinde-
ordnnng vom 19. März 1856).

8- 29.
Der Absatz 2 des §. 53 der Gemeinde-

ordnung vom 23. Juli 1845, betreffenddie Er¬
nennung von Gemeindeverordneten,wird ebenso
wie die Bestimmung im §. 110, Absatz 4 a. a.
O., nach welcher die Abgeordneten zur Bürger-
meistereiversammlungvom Landrathe zu bestätigen
sind, aufgehoben.

Dritter Abschnitt.

8. 31, Absatz 2.
Für kürzere Verhinderungsfälle kann der

Kreissekretär als Stellvertreter eintreten. Jedoch
darf diese Vertretung die Zeitdauer von 14 Tagen
in der Negel nicht überschreiten.

s. 32.
Der Landrath führt als Organ der Staats-

regicrung die Geschäfte der allgemeiueu Landes-
verwaltung im Kreise und leitet als Vorsitzender
des Kreistages und des Kreisausschussesdie Com-
munalverwllltungdes Kreises. Er hat insbesondere

Dritter Abschnitt.

§.31, Absatz 2.
Für kürzere Verhinderungsfälle kann der

Kreissekretär als Stellvertreter eintreten.

§. 32.
Der Landrath führt als Organ der Staats-

regierung die Geschäfte der allgemeinen Landes-
verwaltung im Kreife und leitet als Vorsitzender
des Kreisausschussesdie Communaluerwaltungdes
Kreises. Er hat insbesondere die gesammte Polizei-
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w dessen einzelnen Stadtgemeinden,Landgemeinden
und Gutsbezirkenzu überwachen.

8- 35.
Der Wahlverband ....... bis Grund-

eigenthume, unter Ausschluß der dem Wahlver¬
bande der Städte (ß. 3?) ungehörigenGemeinde¬
bezirke mindestens 225 M. an Grundsteuer:c.

Im Absatz 3 dieses §. ist in der Westfälischen
Kreisordnung ebenfalls der Ausschluß der dein
'Wahlverbande der Städte (ß. 3?) ungehörigen
Gemeindebezirke bestimmt.

8. 38.
In denjenigen Kreisen aber, in welchen die

Zahl der im Wahlverbande des größeren Grund¬
besitzes Wahlberechtigtennicht mindestensdoppelt
s° groß ist, wie die aus der vorstehendenBe¬
stimmung sich ergebende Zahl von Kreistags¬
abgeordneten dieses Wahlverbandes, erhält Letzterer
nur soviel Kreistagsabgeordnete als sich ergeben,
wenn für Jeden derselben zwei Wahlberechtigte
vorhanden sind, mindestens jedoch ein Drittel der
Zahl sämmtlicherländlichen Kreistagsabgeordneten.

§. 46.

§. 47.
Ausgeschlossen von der Theilnahme an der

Wahl in der Amtsversammlung sind die Ver-

uerwaltung im Kreise und in dessen einzelnen
Stadtgemeinden und Landgemeinden zu über¬
wachen.

§. 35.
Der Wahlverband ....... bis Grund¬

eigenthum in den Regierungsbezirken Aachen,
Köln und Düsseldorfmindestens 225 M. und in
den RegierungsbezirkenCoblenz und Trier min¬
destens 150 M. an Grundsteuer :c.

8- 38.
In denjenigenKreisen aber, in welchen die

Zahl der im Wahluerlmndedes größeren Grund¬
besitzes Wahlberechtigtennicht mindestensdoppelt
so groß ist, wie die aus der vorstehendenBe¬
stimmung sich ergebende Zahl von Kreistags-
abgeordneten dieses Wahlverbandes,erhält Letzterer
nur soviel Kreistagsabgeordnete,als sich ergeben,
wenn für Jeden derselben zwei Wahlberechtigte
vorhanden sind, mindestens jedoch in den Re¬
gierungsbezirken Aachen, Köln und Düsseldorf ein
Drittel und in den RegierungsbezirkenCoblenz
und Trier ein Viertel der Zahl sämmtlicher
ländlichenKreistagsabgeordneten.

8- 46.
Der ß. 46 enthält in dem Entwurf der

Kreisordnung für die Rheinprovinz folgenden
4. Absatz:

„Diejenigen im Besitze von vormals reichs-
unmittelbaren Fürsten befindlichen Verbände,
welche einem Bürgermeistereibezirke nicht angehören,
werden zum Zwecke der Vollziehung der Wahlen
gemäß Absatz 1 und 2 durch den Kreisausschuß
mit einer benachbartenBürgermeisterei vereinigt
und in der Bürgemeistereiversammlungdurch die
angestelltenVorsteher vertreten."

8. 47.
Ausgeschlossen von der Theilnahme an der

Wahl in der Bürgermeistereiversammlung sind
:<4
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treter der selbständigenGutsbezirke, insofern sie
zum Wahlverbande der größeren Grundbesitzer
gehören, sowie die Vertreter der zum Wahlver¬
bande der Städte gehörigen Stadtgemeinden.

Z. 48.
Die Wahl der städtischen Kreistagsabgeorb-

neten erfolgt in denjenigenStädten, welche für
sich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen
haben, durch den Gemeindevorstand und die Ge¬
meindevertretung, welche zu diesem Behufe unter
dem Vorsitze des Bürgermeisters zu einer Wahl¬
versammlung vereinigt werden.

In denjenigen Städten, welche mit anderen
Städten des Kreises zu einem Wahlbezirk ver¬
einigt sind, haben der Gemeindevorstandund die
Gemeindevertretung in vereinigter Sitzung auf
je 250 Einwohner einen Wahlmann zu wählen.
Durch statutarische Anordnung des Kreistags kann
jene Zahl erhöht werden.

Die Wahlmänner:c.

§. 50.
Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und

bezw. zum Wahlmanne ist:
1. im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner

der zum Wahlverbandegehörigen Städte, welcher
sich im Besitze des Bürgerrechts, bezw. wo
Bürgerrecht nicht besteht, des Gemeinderechts
befindet;

2. in den Wahlverbänden der größeren Grund¬
besitzer, sowie der Amtsverbände ein jeder,
seit einem Jahre in dem Kreise angesessene
ländliche Grundbesitzer,sowie ein jeder, welcher

die meistbegüterten Grundeigenthümer (§. 110
der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845),
insofern sie zum Wahlverbande der größeren
Grundbesitzer gehören, sowie die Vertreter der
zum Wahlverbande der Städte gehörigen Ge¬
meinden.

8- 48.
Die Wahl der städtischen Kreistagsabgeord¬

neten erfolgt in denjenigen Städten, welche für
sich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen
haben, durch die Stadtverordnetenversammlung,
sowie in denjenigen Städten, deren Verwaltung
nach Titel VIII der Städteordnung vom 15. Mai
1856 geführt wird, durch den Magistrat und die
Stadtverordnetenversammlung, welche zu diesem
Behufe unter dem Vorsitze des Bürgermeisters
zu einer Wahlversammlung vereinigt werden.

In denjenigen zum Wahlverbandeder Städte
gehörigen Gemeinden, welche nach den Vorschriften
der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 ver¬
waltet werden, ist die Wahl durch den Gemeinde¬
rath zu vollziehen, wobei die Vorschriften im
8- 4? entsprechende Anwendung zu finden haben.

In denjenigen Städten, welche mit anderen
Städten des Kreises zu einem Wahlbezirkever¬
einigt sind, ist nach Maßgabe der Bestimmungen
des 1. Absatzes auf je 250 Einwohner ein
Wahlmann zu wählen. Durch statutarischeAn¬
ordnung des Kreistages kann jene Zahl erhöht
werden.

Die Wllhlmanner lc.

s- 50.
Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und

bezw. zum Wahlmann ist:
1. im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner

der zum Wahlverbande gehörigen Gemeinden,
welchersich im Besitze des Bürgerrechts, bezw-
des Gemeinderechtsbefindet;

2. in den Wahlverbänden der größeren Grund¬
besitzer, sowie der Landbürgermeistereienein
jeder, seit einem Jahre in dem Kreise ange¬
sessene ländliche Grundbesitzer,sowie ein Jeder,
welcher in einer Versammlung dieser Verbände
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'» einer Versammlung dieser Verbände ein
Wahlrecht ausübt und seit einein Jahre in
dem Kreise einen Wohnsitz hat, sofern er nicht
"n besonderesAmt bekleidet, welches der Auf¬
sicht des Landraths unterstellt ist.

Für die Wählbarkeit :c.

8. 101.
Der tz. 101 enthält in der festgestellten

Kreisordnungfür Westfalen folgendedrei Schluß-
«bsätze:

«Vor der ersten Wahl der Kreistagsabgeord-
"°ten ist in denjenigen Landgemeindenund Amts¬
verbänden, in denen die Gemeindeversammluug
bezw. Amtsversammlung den Vorschriften diefes
Gesetzes nicht entspricht, zu einer Neubildung
derselben „ach Maßgabe dieses Gesetzes zu
schreiten.

Zu diesem Zwecke findet eine Neuwahl der
^emeindeverordneten im November 1886 statt
u»d treten die neugewähltenGemeindeverordneten
Mit dem 1. Januar 1887 ihre Verrichtungen
""> Demnächst ist im Januar 1887 eine Neu¬
wahl der Amtsverordneten vorzunehmen, und
treten die Neugewählten sofort nach erfolgter
Wahl in die Amtsversammlung ein.

Das Stimmrecht der Besitzer der in der
-"ittergutsmatrikel eingetragenen Güter in der
Gemeindeversammlungund der Amtsversammlung
(W- 26 und 75 der Landgemeindeordnung)erlischt
"it Ende Dezember 1886."

ein Wahlrecht ausübt und seit einem Jahre
dem Kreise durch Wohnsitz oder Grundbesitz
angehört.

Für die Wählbarkeit :c.

§. 101.

Der Entwurf der Kreisordnung für die
Rheinprovinz enthält als 8- 102 Nachstehendes:

„Die Amtsthätigkeit der jetzigen Gemeinde¬
vorsteher und deren Stellvertreter erlischt am
1. Januar 1888 und ist schon vorher die Wahl
von neuen Gemeindevorstehernund Stellvertretern
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu vollziehen."

§§. 103—105

gleichlautendmit den §§. 102—104 der Kreis¬
ordnung für Westfalen.

«4»
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Provinzialordnung für Westfalen.

8- 10.
Für jeden Kreis mit weniger als 35 000

Einwohnern wird ein Abgeordneter, für jeden
Kreis mit 35 000 oder mehr Einwohnern werden
2 Abgeordnetegewählt. Erreicht die Einwohner¬
zahl eines Kreises 70 000, so werden 3 Abgeordnete
gewählt. Für jede:c.

Artikel III.

Derselbe enthält für Westfalen folgenden
I. Absatz:

„An die Stelle des im §. 109 festgesetzten
Termins für die Zuläfsigkeit der Erhebnng von
Provinzialabgaben nach einer besonderen Ver-
theilungsart tritt der 31. Dezember 1891."

Dagegen ist der Schlußsatz des Artikel III
des Entwurfs für die Rheinprovinz, lautend:
weggeblieben.

Entwurf der Provinzialordnung für
die Rheinprovinz.

8- 10.
Für jeden Kreis mit weniger als 40 000

Einwohnern wird ein Abgeordneter, für jeden
Kreis mit 40 000 oder mehr Einwohnern werden
2 Abgeordnetegewählt. Erreicht die Einwohner¬
zahl eines Kreifes 80 000, fo werden 3 Abgeordnete
gewählt. Für jede «.

„Der §. 109 kommt in Fortfall."



N«. 23.

Uebersicht
über die

Vertheilung der dem Provinzialverbande der Rheinprovinz in Folge Gesetzes vom
8. Juli 167b zur Durchführung der Kreisordnung überwiesenen Iahressumme von
333411 M. an die einzelnen Landkreise in Gemäßheit des §. 97 des Entwurfes der

neuen Kreisordnung.
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Nr. »eise.
Flächen¬

inhalt.

Civil-
Neuolkerung

nach der
Zahlung vom
1. Dezember

1885.

Antheil
nach deni
Flächen¬
inhalt.

Antheil
nach der

Civil-
Bevölkerung.

Summe.

^_

1
2
3
4
5
6
?
8
9

10

1
2
3
4
5
0
7
8
9

10
11
12
13

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10

Aachen Land,
Düren . .
Erkelenz . .
Eupen. . ,
Geilentirchen.
Heinsberg. .
Iülich . . .
Malmedu. .
Montjoie . .
Schleiden, .

Adenau .
Nhrweiler.
Altentirchm
Loblenz .
Cochem .
Creuznach,
Mayen
Meisenheim
Neuwied .
St. Goar.
Simmern.
Wetzlar .
Zell . .

1.

Summe

Zlegierung soezirn Aachen.
33 878 111088 2 114 31 5 360 51 7 474 82
56 345 75 950 3 516 46 8 664 94 7181 40
28 897 37 775 1803 45 1822 82 3 626 27
17 588 26 339 109? 66 1270 98 2 368 64
19678 25 994 1228 10 1254 33 2 482 43
24 349 35 796 1519 61 1727 32 3 246 93
31842 40 234 198? 24 1941 4? 3 928 71
81303 30 439 5 074 08 1468 82 6 542 90
36153 18 599 2 256 29 897 49 3153 78
82 382 44 886 5 141 42 2 165 95 7 30? 3?

412415 44? 100 25 738 62 21574 63 47 313 25

2. RegierungsbezirkCoolen?.

^umme

54 905 21511 3 426 59 1038 — 4 464 59
37114 37 566 2 316 2? 1812 73 4 129 —
63 754 60 592 3 978 86 2 923 84 6 902 70
27 449 79 591 1713 08 3 840 63 5 553 71
50 208 37 811 3 133 46 1824 55 4958 01
55 693 69 056 3 475 77 3 332 27 6 808 04
57 624 60 671 3 596 29 2 927 66 6 523 95
17 641 13 606 1100 9? 656 55 175? 52
62 043 74 421 3 872 0? 3 591 16 7 463 23
46 523 38 965 2 903 48 1880 24 4 783 72
57 075 35 586 3 562 02 171? 19 5 279 21
53 045 49 716 3310 51 2 399 03 5 709 54
37 182 30 280 2 320 51 1461 15 3 781 66

620 256 609 372 38 709 88 29 405 — 68114 88

Bergheim ......
Bonn .......
Euskirchen .....
Gummersbach . . . .
Cö'ln iiand .....
Mülheim am Rhein . .
Nheinbach ......
Sieg .......
Waldbröl ......
Wipperfürth .....

Summe

3. AegierungsoezirK Cöln.
36 344 41553 2 268 21 2 005 12 4 273
30 495 87 844 1903 18 4 238 88 6142
36 637 41082 2 286 49 1982 40 4 268
32 542 32 534 2 030 93 1569 91 3 600
44 572 137 091 2 781 72 6615 2? 9 396
38 842 75 636 2 424 11 3 649 78 6 073
39 690 32 415 2 47? 03 1564 1? 4 041
76 569 90 010 4 778 63 4 343 40 9122
30 009 22 832 1872 85 1101 75 2 974
31158 28 076 1944 5? 1354 80 3 299

396 858 589 073 24 76? 72 28 425 48 53 193
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Nr.

1
2
3

5
6
?
8
9

10
11
12
13
14
15

1
2
3
4
5
6
?
8
9

10
11
12

l

3
4
5

Kreise.
Flächen¬

inhalt.

Civil-
Veuolkenmg

nach der
Zahlung vom
1. Dezember

1885.

Antheil
nach dem
Flächen¬
inhalt.

Antheil
nach der

Civil-
Bevölkerung.

Summe.

DüsseldorfLand. . .
Essen Land . . . .
Geldern .....
Gladbach .....
Grevenbroich ....
Kempen .....
Kleve ......
Krefeld Land. . . .
Lennep .....
Mettmann . . . .
Mors ......
Mülheim a. d. Ruhr .
Neuß ......
Nees ......
Solingen .....

4. UegierungsbezirK Düsseldorf.
36 209!
18958
54 302
22 78?
23 708
39 570
50 808
16 521
30 322
25 538
56 474
43123
29 351
52 383
29 350

Summe 529 404

Vernkllstel
Bitburg
Dllun .
Merzig
Dttweiler
Prüm.
Saarbrücken
Saarburg.
Saarlouis
St. Wendel
Trier Land
Wittlich .

AegierungsoezirK Trier

Summe

RegierungsbezirkAachen .
„ Coblenz ,
„ Cöln. .
„ Düsseldorf
„ Trier .

Summe

Zusammenstellung.

57 321 2 259 79 2 766 — 5 025 79
135 985 1183 15 6 561 90 7 745 05

53 593 3 388 96 2 586 11 5 975 0?
94160 1422 13 4 543 65 5 965 78
41472 1479 61 2 001 21 3 480 82
93 361 2 469 54 4 505 10 6 974 64
50 644 3170 90 2 443 81 5614 71
33 791 1031 07 1630 5? 2 661 64

102 082 1892 38 4 925 93 6818 31
69 788 1593 81 3 36? 59 4 961 40
65 499 3 524 52 3 160 63 6 685 15

151300 2 691 29 7 300 92 9 992 21
51296 1831 78 2 475 2? 4 30? 05
61501 3 269 20 2 96? 71 6 236 91

115484 183l!?2j 5 572 63 7 404 35
1177 27? 33 039, 85 j 56 809 03 89 848 88

66 788 44 378 4168 21 2 141 44 6 309
78 052 43 466 4 871 19 2 09? 43 6 968
61004 27 296 3 80? 23 131? 16 5 124
41816 87 978 2 609 75 1832 61 4 442
30 65? 72 488 1913 29 3 49? 88 5411
91885 35 512 5 734 4? 1713 62 7 448
38 552 123 664 2 406 — 5 96? 36 8 373
45 392 30 943 2 832 90 1493 14 4 326
44 374 66 021 2 769 36 3 185 82 5 955
53 725 45 576 3 352 95 2 199 25 5 552
95 805 66 566 5 979 14 3 212 12 9 191
64 172 37 99? 4 004 94 1833 53 5 838

712 222 631 885 44 449 43 30 491 36 74 940

412415
620 256
396 858
529 404
712 222

2 671155

44? 100
609 372
589 073

1 177 27?
631 885

3 454 70?

25 738 62 21574 63 47 313
38 709 88 29 405 — 68114
24 76? 72 28 425 48 53193
33 039 85 56 809 03 89 848
44 449 43 30 491 36 74 940

166 705 50 166 705 50 333 411

65
62
39
36
1?
09
36
04
18
20
26
4?
79

25
88
20
88
79
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«r. 24.

Zusammenstellung
der

Beschlüsse des Plenar-Ausschussesdes Provinzial-Landtags zu der Vorlage des Entwurfes
einer neuen Kreisordnung in der Sitzung vom 12. November 1886.

Zu §. 4.
In Zeile 3 ist hinter den Worten „sind befugt" einzuschalten: „mit Zustimmung des

Provinzial-Landtages".
Es wurde hierbei beschlossen, an die KöniglicheStaatsregierung das Ersuchenzu richten,

die Stadt Nemscheid in gleicher Weise, wie dieses in den Motiven zum Gesetzentwurfefür die
Städte Bonn und Coblenz als Absicht ausgesprochenworden ist, schon vor Einführung der neuen
Kreisordnung zum Stadtkreise erheben zu wollen.

Zu §. 21.
In Absatz 2, Zeile 1 ist nach den Worten „Königliche Verordnung" hinzuzufügen:

„nach Anhörung des Provinzial-Landtages".

Zu §. 24.
Dieser Paragraph ist, wie folgt, zu fassen:
„Für jede Bürgermeisterei wird von dem Oberpräsidenten ein Bürgermeister ernannt.

Zu dem Amte des Bürgermeisters sollen an erster Stelle angesehenePersonen in dem Bürger¬
meistereibezirke, insbesondere größere Grundbesitzer,berufen werden.

Das Amt soll zunächst denjenigenübertragen werden, welche dasselbe als ein unentgeltlich
zu verwaltendes Ehrenamt zu übernehmen bereit sind. Ein Bürgermeister mit Besoldung soll
nur angestelltwerden, wenn ein geeigneter Ehrenbürgermeisternicht zu gewinnen ist.

Der unbesoldeteBürgermeister (Ehrenbürgermeister)wird auf die Dauer von 12 Jahren,
und der besoldete Bürgermeister auf Lebenszeit ernannt auf Grund von Vorschlägendes Kreis¬
ausschusses, welche dieser nach Anhörung der Vürgermeistereiversammlungzu machen hat.

Falls der Oberpräsident den gemachtenVorschlägen keine Folge geben will, so hat er
zunächst den Kreisausschuß zur Einreichung neuer Vorschlägeaufzufordern. Erscheinenauch diese
zur Berücksichtigungnicht geeignet, so erfolgt die Ernennung des Bürgermeisters nach dem
Ermessen des Oberpräsidenten, derselbe bedarf jedoch hierzu der vorgängigen Zustimmung des
Provinzialrathes, welche im Falle der Verfügung auf Antrag des Öberpiäsidenten durch den
Minister des Innern ergänzt werden kann.

Der definitiven Ernennung des besoldeten Bürgermeisters soll eine commisfarische
Beschäftigung während der Dauer eines Jahres vorangehen. Auch im Uebrigen wird die
commisfarifche Verwaltung einer erledigtenBürgermeisterstelledurch den Oberpräsidentenangeordnet;
derselbehat hierbei, insofern er die commisfarische Verwaltung einem benachbartenstädtischen oder
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ländlichen Bürgermeister übertragen, oder für mehrere Bürgermeistereien gemeinschaftlicheine
commissarische Verwaltung einsetzen will, zunächst die betheiligten
sowie den Kreisausschußzu hören.

Die Bestimmung im §. 87 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Dienstvergehen der mcht
richterlichen Beamten u. f. w. vom 21. Juli 1852 (G.-S. S. 465) finden auf Bürgermeister
keine Anwendung."

„Ueber der Festsetzung der Besoldung u. s. w." wie in der Vorlage.

Zu s- 27.

Im Absatz 3 einzuschalten: , .^ 5. c- ^
„Wird die Stelle des Bürgermeisters im Ehrenamte verwaltet, so hat tne betreffende

«andbürgermeistereinach Maßgabe eines von dem Kasfenvorstande festzusetzendenfingirten Dienst-
einkommcnsbeizutragen. , ,„ ^„ .„ .

Gegen die Festsetzung des fingirten Diensteinkommens steht der betlMgten Bürgermeistern
die Beschwerde bei dem Bezirksausschüsse offen."

Sodann als Absatz 6 und 7 hinzuzufügen:
„Im Falle einem definitiv angestellten Bürgermeister die comnnssanscheVerwaltung

«wer oder mehrerer benachbarten Bürgermeistereien übertragen wird, ist derselbe berechtigt,
mit den von Letzteren bezogenen Diensteinkommender Pensionskassebeizutreten. Die Erklärung
über den Beitritt ist bei Verlust des Anrechts binnen einem Jahre nach Uebernahmeder comnns-
Wischen Verwaltung abzugeben. Die näheren Bestimmungen bleiben dem zu erlassenden
Negulative vorbehalten. ^ .... s-

Das Ruhegehalt der pmsionirten Gemeindebeamtenfällt fort, oder ruht, msowett als
der Pensionirte durch anderweitige Anstellung oder Beschäftigung im Staats- oder Communal-
dienste ein Einkommenoder eine neue Pension erwirbt, welche mit Zurechnungder ersten Penston
das frühere Einkommenübersteigen."

Zu §> 30.
In Abfatz 2 ist vor K. einzuschalten „als Ehrenbürgermeister", so daß Absatz 2 lauten

wird: oder
„d. als Ehrenbürgermeister, oder in Selbstverwaltungsämtern des betreffendenKreises,

des Bezirkes oder der Provinz - jedoch nicht lediglich als Stellvertreter oder als Mitglieder von
Kreiscommissionen — thätig gewesen sind." c> r s.«

Sodann ist eine Uebergangsbestimmungals 8- 101' °'^?e« folgendenInhalts.
„Bis zum 1. April 1892 ist der Kreistag befugt, außer den im §. 30 dieses Gesetze.

bezeichneten Personen für die Besetzung eines erledigtenLandrathsamtes auch solche Personen m
Vorschlagzu bringen, welche nach den vor dem 1. Januar 1887 geltend gewesenen Bestimmungen
hierzu^ präsentirt werden konnten.

Diese Vorschrift tritt fofort in Kraft."
Zu 8. 31.

In Absatz 2 ist folgender Zufatz zu machen: „>,,..„«. 5^ >. .,

Hdoch darf diese Vertretung die Zeitdauer von 14 Tagen in der Regel mcht überschreiten."

Zu 8- 32.

In Zeile 2 ist hinter dem Worte „Vorsitzender"einzuschalten „des Kreistages".
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Zu 8- 33
wild folgendeneue Fassung vorgeschlagen:

„Die Kreisversammlung (der Kreistag) besteht in Kreisen, welche unter Ausschluß der
im aktiven Militärdienste stehendenPersonen 25 000 oder weniger Einwohner haben, aus 25
Mitgliedern. In Kreisen mit mehr als 25 000 bis 100 000 Einwohner tritt für jede Vollzahl
von 5000 und in Kreisen mit mehr als 100 000 Einwohnern für jede über die letztere Zahl
überschießende Vollzahl von 10 000 Einwohnern je ein Vertreter hinzu.

Dem Provinzial-Landtag bleibt überlassen, die vorstehende Grundzahl der Kreistags¬
mitglieder mit Allerhöchster Genehmigung herabzusetzen."

Zu §. 45.
In §. 45 ist »üb Nr. 5 nach dem Worte „Häuser" einzuschalten:„und die Mitglieder

der ehemals reichsunmittelbarenFamilien".

In 8- 50.
Am Schlüsse in Nr. 2 ist folgenderZusatz aufzunehmen: „fofern er nicht ein besoldetes

Amt bekleidet, welches der Aufsicht des Landraths unterstellt ist".

Zu §. 52.
Der Absatz 2 des alinea 1 ist folgendermaßenzu fassen:
„Die Wahlen in den: Verbände der größeren Grundbesitzererfolgen vor den Wahlen in

dem Verbände der Landbürgermeistereien."

Zu §. 99.
Es ist als Position 2 einzuschalten:
„Der Landrath des Kreises Neuwied, beziehungsweisedes Kreises Wetzlar, wird nach

Anhörung des Fürsten zu Wied, beziehungsweiseder Fürsten zu Solms-Bmunfels und zu Solms-
Hohensolms-Lich,ernannt. Das der Kreisversammlung gemäß §. 30 zustehende Vorschlagsrecht
wird hierdurch nicht berührt."

Absatz 2 wird Absatz 3.

Zu §. 101.
In Absatz 2 sind in der vorletztenund letzten Zeile die Worte „des Kreistages und" zu

löschen und ist folgender Passus hinzuzufügen:
„Die dem Kreistage durch dieses Gesetz übertragenen Obliegenheiten hat der bisherige

Kreistag wahrzunehmen; kommt derselbe der hierauf gerichteten Aufforderung binnen der gestellten
Frist nicht nach, so tritt der Landtag in seine Stelle.
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Zusammenstellung
der

Pefchlüsse des Plenar Ausschusses des Provinziol-Landtngs zu der Vorlage des Entwurfes
einer neuen Provinzinlordnnng in der Sitzung vom 12, November 1886.

Der Artikel II ist zu fassen wie folgt:
„Die §§, 10, 11 und 15 erhalten folgende Fassung:

s. 10.
(Unverändert nach der Vorlage.)

8. 11.
(Unverändert nach der Vorlage,)

§- 15.
Die Wahl der Abgeordneten der Stadtkreise erfolgt durch die Stadtverordneten-Ver¬

sammlung, sowie in denjenigen Städten, in welchen die Verwaltung nach Artikel VIII des Gesetzes
vom 15. Mai 1856 geführt wird, durch den Magistrat und die Stadtverordneten-Verfammlung,
welche zu diesem Behufe unter dem Vorsitze des Bürgermeisters zu einer Wahlversammlung ver¬
einigt werden.

Nr. 2».

Düsfeldorf, den 20, November 188li.

Allerdurchlauchtigster, Grohmächtigster Kaiser und Konig!
Allergnädigster Kaiser, König und Herr!

Euere Kaiserliche und Königliche Majestät haben durch Allerhöchstes Propositions-Dekre
von, 1. November d. I. Allcrgnädigst die gutachtlicheAeußerung des Rheinischen Prouinzial-
^andtagcs über den nebst zugehörigerBegründung vorgelegtenEntwurf einer neuen Kreisurdnung
sür die Rheinprovinz und eines Gesetzes wegen Einführung der Provinzialordnung vom
29. Juni 1875 in dieser Provinz zu befehlen geruht.

In gehorfamster Befolgung dieses Allerhöchsten Befehles haben die treugehorfamstcn
Stände beide Entwürfe einer eingehenden Berathung unterzogen und bitten dieselben Aller-
gehorsamstdas Resultat ihrer gepflogenenBerathung Euerer Kaiserlichenund Königlichen Majestät
ehrfurchtsvollund allerunterthänigst berichtenzu dürfen:

:!i>*
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I. Den Entwurf einer neuen Kreisordnung für die Rheinprovinz betreffend.

In ß. 4 wird für wünschenswert!)erachtet, daß in Zeile 8 hinter den Worten:
„sind befugt" der Zusatz eingeschaltetwerde: „mit Zustimmung des Provinzial-
Landtags".

Zu diesem Aenderungsvoischlage führte die Erwägung, daß in der Rheinprovinz,
namentlich in den industriellen Kreisen des RegierungsbezirkesDüsseldorf, das Anwachsen einzelner
Gemeinden so rasch und sprungweiseerfolge, daß dort die Größe der Einwohnerzahl allein keine
genügendeGarantien für die bleibendeBedeutung des Ortes sowie für die dauernde Erfüllung
der demselben nach dem Ausscheidenaus den: Kreisuerbande demnächst als Stadtkreis obliegenden
Verpflichtungengewähren könnte. Dieses Bedenkenwurde auch bei der zur Bildung eines eigenen
Stadtkreises vorgeschlagenenMinimalzahl von 40 000 Seelen nicht für ausgeräumt erachtet, viel¬
mehr als weitere Cautel gegen die Gefahren eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Kreis¬
verbande für nöthig gehalten, daß die Vefugniß zur Bildung eines neuen Stadtkreifes auch bei
40 000 Einwohnern von der Zustimmung des Prouinzial-Landtages abhängig zu machen sei.
Dem Letzteren würde alsdann obliegen, in jedem concretenFalle gewissenhaft zu prüfen, ob das
beantragte Ausscheiden einer Stadt aus dein Kreisverbande ohne Gefahr für das Gemeinwohl
zulässig erscheint oder nicht. Eine solche Prüfung aller einschlägigenVerhältnisse durch den
Provinzial-Landtag wurde um so mehr für angezeigt gehalten, als das städtische Element,
insbesondere im RegierungsbezirkeDüsseldorf, in welchem sich unter 21 Kreisen gegenwärtig
bereits 0 Stadtkreise befinden, zur Zeit schon in dem Verwaltungs-Organismus so entwickelt ist, daß
bei einer Verstärkung dieses relativen Uebergewichtsnicht vorsichtiggenug verfahren werden kann.
Dieses letztere Bedenken würde den Provinzial-Landtag niemals abhalten, seine Zustimmung in
den Fällen zu geben, in denen die unbedingt erforderlichen Voraussetzungenfür die Bildung eines
neuen Stadtkreifes gegeben und auf Grund konstanter Entwickelungauch für die Zukunft gewähr¬
leistet erscheinen.

Da diese letzterenVoraussetzungenbei der Stadt Ncmscheid, welche bei den uorbcrührtcn
Nestimmungenin erster Linie interessirt ist, sämmtlich zutreffen, fo glaubten die allcrgetreuesten
Stände an Euere Kaiserliche und Königliche Majestät hierbei die allcrgehorsamste Bitte richten zu sollen:

„die Stadt Nemscheid in gleicher Weise, wie dies in den Motiven zum Gesetzentwurfe
für die Städte Noun und Eoblcnz als Absicht ausgesprochenworden ist, schon vor
Einführung der neuen Kreisordnung zum Stadtkreise erheben zu wollen".

Zu 3> 21
wird allerunterthänigst vorgeschlagen:

in Absatz 2, Zeile 1 nach den Worten: „durch königlicheVerordnung taun" den
Zusatz einzufügen: „nach Anhörung des Prouinzial-Landtages".

Da durch die Verleihung der Städtcordnung an eine Landgemeindeauch die Verhältnisse
des Kreises im Uebrigen mit berührt werden — insbesondere die Zusammensetzungder Wahl-
uerbände — so wird auch für diesen Fall eine vorherige Anhörung des Provinzial-Landtags für
wünschenswert!) erachtetund allerunterthänigst erbeten.

Zu §. 24
wird folgende neue Fassung allerunterthänigst in Vorschlag gebracht:
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„Für jede Bürgermeisterei wird von dem Obcrpräsidentenei» Bürgermeister ernannt.
Zu dem Amte des Bürgermeisters sollen an erster Stelle angesehenePersonen in
dem Bürgermeistereibezirke,insbesonderegrößere Grundbesitzer,berufen werden.

Das Amt soll zunächst denjenigen übertragen werden, welche dasselbe als ein
unentgeltlichzu verwaltendesEhrenamt zu übernehmen bereit sind. Ein Bürgermeister
mit Besoldung soll nur angestellt werden, wenn ein geeigneter Ehrenbürgermcifter
nicht zu gewinnen ist.

Der Bürgermeister wird auf Lebenszeit ernannt auf Grund von Vorschlägen
des Kreisausschusses,welche dieser uach Anhörung der Bürgermeisterei-Versammlung
zu machen hat.

Falls der Oberpräsident den gemachten Vorschlägen keine Folge geben will, so
hat er zunächstden Kreisausschuß zur Einreichung neuer Vorschläge aufzufordern-
Erfcheinen auch diese zur Berücksichtigungnicht geeignet, so erfolgt die Ernennung
des Bürgermeisters nach dem Ermessen des Oberpräsidenten; derselbe bedarf jedoch
hierzu der vorgängigen Zustimmung des Prouinzialrathes, welche im Falle der Ver¬
fügung auf Antrag des Oberpräsidenten durch den Minister des Innern ergänzt
werden kann.

Der definitiven Ernennung des befoldeten Bürgermeisters soll eine commissarische
Beschäftigungwährend der Dauer eines Jahres vorangehen. Auch im Nebrigen wird
die commissarische Verwaltung einer erledigten Bürgermeisterstelledurch de» Ober-
präsidcnten angeordnet; derselbehat hierbei, insofern er die commissarischeVerwaltung
einem benachbarten städtischenoder ländlichen Bürgermeister übertragen, oder für
mehrere Bürgermeistereien gemeinschaftlicheine commissarische Verwaltung einsetzen
will, zunächst die betheiligtenBürgermeisterei-Versammlungen,sowie den Kreisausschuß
zu hören.

Die Bestimmungenim §. 87 Nr. 1 des Gesetzes, betreffenddie Dienstvergehen
der nicht richterlichen Beamten u. s. w. vom 21. Juli 1852 (G.-S. S. 465) finden
auf Bürgermeister keine Anwendung."

„Ueber die Festsetzungder Besoldung u. s. w. (nach dem Wortlaute des Entwurfs)."
Bei deu eigenthümlichenVerhältnissen der Landbürgermeistereienin der Nheinprovinz

glaubten die treugehorsamstenStände die Berufung der Bürgermeister einstimmig als eine der
wichtigsten Fragen der Kreisordnung betrachten zu müssen. Die übereinstimmendenWünschedes
Landtages vereinigten sich in dieser Hinsicht darin, daß die Bürgermeister, soweit nur irgend
möglich, aus angesehenenEinwohnern der Bürgermeistereizu entnehmenund nur solche Personen
zu diesem Amte zu berufen feien, welche Land und Leute kennen, sowie dah überall, wo der
Umfang der Geschäfte dies zuläßt, das Bürgermeisteramt im Ehrenamte zu verwalten und daß
endlich, um Letzteres zu ermöglichen, für jede Bürgermeistereiein eigener Bürgermeisteranzustellen sei.

Diesen Wünschen sucht die allerunterthänigst erbetene neue Fassung des §. 24 in den
fünf ersten alinea's Ausdruckzu geben. Es wurde hierbei besondererWerth darauf gelegt, daß
der Oberpräsident im Falle er den Vorschlägendes Kreisausschusses keine Folge geben zu können
glaubt, vor der Ernennung des Bürgermeisters nochmals den Kreisausschußzur Einreichungneuer
Vorschlägeauffordert, damit bei Besetzungder Stelle möglichst nach den Wünschender Insassen
verfahren werden kann.

Die Vereinigung mehrerer Bürgermeistereienin der Hand eines Bürgermeisters soll aus
dem Grunde nur commissarifch statthaft fein, damit diese Vereinigung zu jeder Zeit, wo sich eine
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geeignete Persönlichkeit zur Verwaltung des Bürgermeister-Amtes in der betreffenden Bürger¬
meisterei findet, gelöst und ein eigener Bürgermeister für dieselbe angestelltwerden kann.

Das 6. alinea wurde im Hinblickeauf den Umstand, daß die in ß. 2? des Entwurfes
vorgesehenen Nestimmungenüber die Errichtung einer Provinzial-Pensionskasseund die Anrechnung
der Dienstzeit der Bürgermeister, die unfreiwillige Versetzung der Letzteren, welche bei den zur
Zeit geltenden Bestimmungen faktisch nicht ausführbar war, für die Folge erst ermöglichen oder
doch wesentlich erleichtern würden, für geboten erachtet, um in dieser Hinsicht den bestehenden
Zustand aufrecht zu erhalten. Letzteres erschien dein Provinzial-Landtage um so Wünschenswerther,
als die Versetzbarkcit der Bürgermeister gegen ihren Willen dieselben zu abhängig machenwürde.

Zu §. 2?
werden folgendeZusätze für zweckmäßig befunden: Im Absatz 3 die Einschaltung:

„Wird die Stelle des Bürgermeisters im Ehrenamte verwaltet, so hat die betreffende
Landbürgenmeisterei nach Maßgabe eines von dem Kassenvorstandefestzusetzenden
fingirten Diensteinkommensbeizutragen.

Gegen die Festsetzung des fingirten Diensteinkommens steht der betheiligtcn
Bürgermeisterei die Beschwerde bei dein Bezirksausschüsse offen."

Sodann am Schlüsse des Paragraphen als Absatz 6 und ? die Zusätze:
„Im Falle einem definitiv angestelltenBürgermeister die commissarischc Verwaltung
einer oder mehrerer benachbarten Bürgermeistereien übertragen wird, ist derselbe
berechtigt, mit den von Letzteren bezogenen Diensteinkommen der Pensionskasse
beizutreteu. Die Erklärung über den Beitritt ist bei Verlust des Anrechts binnen
einem Jahre nach Uebernahme der commissarischenVerwaltung abzugeben. Die
näheren Nestimmungenbleiben dem zu erlassendenRegulative vorbehalten.

Das Ruhegehalt der pensionirte« Gemeindebeamtenfällt fort, oder ruht, info¬
weit als der Pensionirte durch anderweitigeAnstellungoder Beschäftigungim Staats-
oder Communaldienste ein Einkommen oder eine neue Pension erwirbt, welche mit
Zurechnung der ersten Pension das frühere Einkommenübersteigen."

Die Einschaltung in Absatz 3 verfolgt die Absicht, eine Lücke auszufüllen, welche nach
Ansicht der allergetreuestenStände darin gefunden werden muß, daß nach dein Wortlaute des
Entwurfes der Kreisordnung Bürgermeistereien, welche zeitweise von einem besoldetenBürger¬
meister verwaltet worden sind, zu der aus der Provinzial-Pensionskassezu gewährendenPension
dieses Bürgermeisters keinen Beitrag zu zahlen haben würden, sobald an Stelle des früheren
besoldetenBürgermeisters ein Ehrenbürgermeisterernannt wird. Es heißt nämlich in der Vorlage,
daß die zur Bestreitung der Pensionszahlungen erforderlichen Beiträge von den Landbürger-
meistereien nach Verhältniß „des jeweiligen Betrages des pensionsberechtigtenDiensteinkommens
der Beamten" aufgebrachtwerden sollen.

Der Zusatz aä 6 erschien erforderlich,um Härten und Unbilligkeitengegen die Bürger¬
meister zu vermeiden, welche eine Nachbarbürgermeisterei commissarischmit verwaltet haben,
deren definitive Verleihung nach §. 2t ausgeschlossen sein soll.

Der letzte Zusatz aä 7 wurde für nöthig befunden, um eine Lücke der Landgemeinde¬
ordnung vom 23. Juli 1845 zu ergänzen. Die Letztere enthält nämlich leine Bestimmungen
über das Ruhen oder den Fortfall der Pension für den Fall, daß der Pensionirte ein neues Amt
beziehungsweiseEinkommen erhält, Man hielt die Aufnahme der anologen Bestimmungen der
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Städteordnung um so mehr für geboten, als befürchtetwurde, daß die vorhandene Lücke bei der
Errichtung eiuer Provinzial-Pensionskasseund bei den damit sich häufenden Fällen der Pensio-
nirung fchärfer als feither hervortreten werde.

Zu §. 30
wird in Absatz 2 unter lit, r> die Einschaltung der Worte „als Ohrenbürgermeister"für zweck¬
mäßig erachtet, so daß der Absatz 2d lauten wird:

„b. als Ehrenbürgernleister,oder in Selbstverwaltungsämtern des betreffenden Kreises,
des Bezirkes oder der Provinz — jedoch nicht lediglich als Stellvertreter oder als
Mitglieder von Kreiseommissioncn— thätig gewesen sind."

Die treugehorsamstenStände waren nämlich der Ansicht, daß die Thätigkeit als Ehren¬
bürgermeister ebenfalls zur Präsentation für das Landrathsamt qualifiziren müsse, weil diese
Thätigkeit eine noch bessere Vorschule für jenes Amt sowie zur Gewinnung des Vertrauens darstelle,
wie die Mitgliedschaftdes Kreisausfchussesoder das Amt als Kreisdeputirter.

Die allergetreuesten Stände glaubten ferner zu diesem Paragraphen folgende Übergangs¬
bestimmungin Vorschlagbringen zu müssen, welche als

§. 101 »
dem Entwürfe anzufügen fein würde.

„Bis zum 1. April 1892 ist der Kreistag befugt, außer den im H. 30 dieses
Gesetzes bezeichneten Personen für die Besetzungeines erledigten Lcmdrathsamtes auch
solche Personen in Vorschlag zu bringen, welche nach den vor dem 1. Januar 188?
geltend gewesenen Bestimmungenhierzu präsentirt werden konnten.

Diese Vorschrift tritt sofort in Kraft."
Bei der Berathung des §. 30 wurde darauf hingewiesen,daß die neue Kreisordnung

frühestens am 1. April 1888 in Kraft treten und daß es alsdann noch 4 Jahre dauern werde,
bevor eingesessene Personen aus dem Kreise auf Grund der im §. 30 d gedachten Vorausfetzungen
für das Landrathsamt in Vorschlag gebracht werden könnten, indem die bezüglichen Ehrenämter
erst durch die Kreisordnung geschaffen würden.

Um für diese Zwischenzeitdie Berufung eingefessenerLandräthe nicht zu erschweren,
wurde die erbetene Übergangsbestimmung und deren sofortiges Inslebentreten allseitig für
wünschenswertherachtet.

Zu §. 31
wird zu dem Absatz 2 folgender Zusatz allerunterthänigst vorgeschlagen:

„jedoch darf diese Vertretung die Zeitdauer von 14 Tagen in der Regel nicht über¬
schreiten"

weil eine längere Vertretung des Landraths durch den Kreissekretär den Interessen der Kreise
nicht entsprechend erachtet werden kann.

Zu §. 32
dürften in Zeile 2 hinter dem Worte: „Vorsitzender"noch einzuschalten sein: „des Kreistages".

Zu §- 33
wird folgende veränderte Fassung allerunterthänigst erbeten:
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„Die Kreisversammlung (der Kreistag) besteht in Kreisen, welche unter Ausschluß
der im aktiven Militärdienste stehenden Personen 25 000 oder weniger Einwohner
haben, aus 25 Mitgliedern. In Kreisen mit mehr als 25 000 bis 100 000
Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 5000 und in Kreisen mit mehr als 100 000
Einwohnern für jede über die letztere Zahl überschießendeVollzahl von 10 000
Einwohnern je ein Vertreter hinzu.

Dem Provinzial-Landtage bleibt überlassen, die vorstehende Grundzahl der
Kreistagsmitglieder mit Allerhöchster Genehmigung herabzusetzen."

Das erste «.linea stimmt mit dem H. 84 der Kreisordnung für die östlichen Provinzen
vom 13. Dezember18?2 wörtlich überein.

Diese Bestimmung wird nämlich den Verhältnissen der Nheinvrouinz für entsprechender
erachtet, als die Vorschläge des Entwurfes, Nach den Letzteren wird die Zahl der Kreistags¬
mitglieder in den ärmeren und wenig bevölkertenKreifen zwar bedeutenderhöht, dagegen in den
größeren volkreicheren Kreisen, namentlich aber in den zu letzterengehörigen Landgemeindenunter
die jetzige Zahl vermindert. Dieses wurde nicht für wünschenswert!)erachtet, sondern man war
vielmehr der Ansicht,daß jede größere Landbürgermeistereiihre eigenen Vertreter im Kreistage,
wie seither, auch für die Folge behalten müsse, und daß deshalb die Zahl der Kreistagsmitglieder
nach dem Vorgange der Kreisordnung für die östlichen Provinzen zu normiren sei. Da bei der
Annahme dieses Vorschlages auch für die kleinerenKreife die Zahl der Abgeordneten sich noch
steigern würde, so wurde im Hinblicke auf die Möglichkeit, daß einzelne Kreise nicht im Stande
sein sollten, 25 Abgeordnetezum Kreistage zu stellen, das zweite alines. des §. 33 als Abhülfe
in Vorschlaggebracht.

Zu ß. 45
wird allerunterthänigst gebeten:

»uk Nr. 5 nach dem Worte: „Häuser" die Worte einschalten zu dürfen: „und die
Mitglieder der ehemals reichsunmittelbaren Familien".

Die allergetreuestenStände hegten nämlich den Wunsch, daß das im §. 99 des Entwurfs
den Mitgliedern der ehemals reichsunmittelbarenFamilien eingeräumte Recht, sich durch Stellver¬
tretung bei der Wahl betheiligenzu können, an der Stelle, welche die Stellvertretung überhaupt
regelt, also im §. 45, erwähnt werde.

Zu 8- 50
wurde nach eingehendenDiskussionenfür den hiesigenVerhältnissen entsprechend erachtet, daß die
Beamten (Bürgermeister),welche der Discivlinargewalt des Landrathes unterliegen,von dem Kreistage,
wie deni Kreisausschusse auszuschließen seien, wie dieses in der für die Provinz Westfalenerlassenen
Kreisordnung vorgesehen ist und wird demnachzu Nr. 2 folgender Zusatz allerunterthänigsterbeten:

„sofern er nicht ein befoldetesAmt bekleidet, welches der Aufsicht des Landraths
unterstellt ist."

Zu §. 52.
Der Absatz 2 des alinea, 1 dürfte nach Ansicht der allergehorsamstenStände folgender¬

maßen zu fassen sein:
„Die Wahlen in dem Verbände der größeren Grundbesitzererfolgen vor den Wahlen
in dem Verbände der Landbürgermeistereien."

Es erschien zweckmäßiger, zuerst die kleineren Verbände wählen und alsdann die größeren
Verbände der Landbürgermeistereienfolgen zu lassen.
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Zu 8- 99
^statten die treugehorsamstenStände sich nachstehende Abänderungen zu erbitten:

1. In Absatz 1 Zeile 2 sind die Worte: „persönliche Swatsstenern" zu ersetzen durch:
„ordentlichePersonalsteuern", sodann ist

2. als neuer Absatz 2 folgender Satz einzuschalten:
„Der Landrath des Kreises Neuwied, beziehungsweise Wetzlar, wird nach Anhörung
des Fürsten zu Wied, beziehungsweise der Fürsten zu Solms-Braunfels und zu Solms-
Hohensolms-Üichernannt. Das der Kreis-Nerfammluug gemäß ß. 30 zustehende
Vorschlagsrechtwird hierdurchnicht berührt."

3. Der bisherige Absatz 2 ist als Absatz 3 mit der Aenderung beizubehalten, daß in
diesem nunmehrigen Absatz 3 Zeile 4 vor den Worten: „der Bürgermeister" die
Worte eingeschaltet werden: „sowie die commissarische Bestallung".

4. Der bisherige Absatz 3 der Vorlage würde mit Rücksicht auf die zu H. 45 gestellte
Bitte zu streichen sein.

Die vorgeschlageneerste Aenderung ist dem Wortlaute der mit den standesherrlichen
Häusern Solms und Wied abgeschlossenen Nezesse entnommenund dürfte beizubehaltensein, weil
eine Aenderung der in dieser Hinsichtbestehenden Bestimmungennicht beabsichtigt wird.

Die unter 2 und 3 erbetenen Aenderungen sind aus der Erwägung hervorgegangen,
baß im Falle das Staatswohl eine Aenderung der mit den Standesherren geschlossenen Verträge
im Wege der Gesetzgebungerheischen sollte, alsdann doch immerhin darauf zu rücksichtigen sein
bürste, daß an Stelle der entzogenen Ehrenvorrechtemöglichst gleiche Rechte, welche sich den neuen
Verhältnissen anpassen lassen, zu gewähren seien. Da nun durch Gesetz vom 18. Juni 1876
(G.-S. S. 245) den Grafen von Stolberg in der Provinz Sachsen die im Vorstehendenberührten
Rechte verliehen worden sind, so glaubten die allergetreuestenStände, daß der gleiche Vorzug den
Standesherren in den Kreisen Wetzlar und Neuwied nicht versagt werden dürfte.

Zu §. 101
wird uorgefchlagen, in Absatz 2 in der vorletzten und letzten Zeile die Worte: „des Kreistages
und" zu löschen und folgenden Satz hinzuzufügen:

„Die dem Kreistage durch diefes Gefetz übertragenen Obliegenheitenhat der bisherige
Kreistag wahrzunehmen; kommt derselbe der hierauf gerichtetenAufforderung binnen
der gestellten Frist nicht nach, so tritt der ^iandrath in seine Stelle."

Es mußte zwar als begründet erachtetwerden, daß bei den vorzunehmenden Wahlen die
Befugnissedes Kreisausfchusscsdem Landrathe übertragen werden, weil es sich hier um ein neues
Organ handelt, welches erst durch die neue Kreisordnung geschaffenwird, allein diese Voraussetzung
trifft bei dem Kreistage nicht zu und dürfte keine genügendeVeranlassung vorliegen, um die nach
der Gesetzvorlagedein neuen Kreistage zugewiesenenObliegenheiten nicht von dem bisherigen
Kreistage ausüben zu lasseu, es sei denn, daß Letzterer binnen einer bestimmtenFrist die Erle¬
digung nicht bewirkensollte, in welchen, Falle dann allerdings der Landrath eintreten müßte.

II. Den Entwurf eines Gesetzes über die Einführung der Provinzial-
Ordnung vom 29. Juni 1875 in der Rheinprovinz betreffend.

Es wird nur für Artikel II. eine anderweite Fassung allerunterthänigst vorgeschlagen,
nämlich:

30
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Artikel II.

Die tzH, IN bis 15 erhalten folgendeFassung:

(unverändert wie in der Vorlage)

s 11
(unverändert wie in der Vorlage).

H§, 12, 15, 14
(unverändert wie im Gesetze vom 29. Juni 1875).

§. 15.
Die Wahl der Abgeordnetender Stadtkreise erfolgt durch die Stadtverordneten-

Versammlung, sowie in denjenigen Städten, in welchen die Verwaltung nach Art. VIII.
des Gesetzes vom 15. Mai 1856 geführt wird, durch den Magistrat und die Stadt¬
verordneten-Versammlung, welche zu diesem Behufe unter dem Vorsitzedes Bürger¬
meisters zn einer Wahlversammlung verewigt werden.

Die erbetene Abänderung erschienim Hinblickeauf die in der Rheinvrovinz bestehende
Verfassung der Städte, in denen die Magistratsverwaltnng nicht die Regel bildet, erforderlich.

Bei der Abstimmung in der Plenarsitzung des Provinzial-Landtages vom 19. November
1886 gelangten zunächstdie vorerwähnten Abänderungen der Kreis- und der Provinzialordnung
einstimmig zur Annahme, demnächst wnrde den beiden Gesetzentwürfenmit den vorerwähnten
Abänderungen sowie dem Entwürfe des Wahlreglemcnts mit allen gegen 4 Stimmen die
Zustimmung ertheilt.

Die allerunterthänigsten, trcugehorsamstenStände der Rheinprovinz vereinigen sich daher
zu der Bitte:

„Euere Kaiserliche und Königliche Majestät wollen Allergnädigstgeruhen, die vorgelegten
Entwürfe mit den vorgeschlagenen Aenderungennunmehr der Rheinvrovinz als Gesetze
zu verleihen."

Die allergetrcuestenStände haben sich hinsichtlichder prinzipiellen Bestimmungen der
Vorlagen aller Abänderungsvorschlägeenthalten, weil nach den wiederholten Erklärungen der
Staatsrcgierung in den Häusern des Landtages der Monarchie alle grundsatzlegenden Bestimmungen
der Kreis- und Provinzialordnung als unabänderlich feststehend zu erachten sind.

Die Majorität der allergetreuestenStände glaubte indessen hierbei ihren Standpunkt den
prinzipiellen Bestimmungen gegenüber nicht verschweigenzu dürfen und wurde deshalb mit 41
gegen 31 Stimmen beschlossen, daß in die Euerer Kaiserlichenund KöniglichenMajestät «ller-
unterthanigst zu überreichende Adresse die nachfolgendenSätze aufzunehmenseien:

„Der Prouinzilll-Landtag verkennt zwar nicht, daß die gegenwärtig in Kraft
befindliche Kreis- und Provinzialordnung den veränderten Verhältnissen und Bedürf¬
nissen der jetzigenZeit nicht mehr in allen Theilen entspricht;
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derselbe wurde aber vorgezogen haben, wenn anstatt der vollständigen Neu¬
gestaltung der Kreis- und Provinzialordnung auf ganz neue Grundlage hin, die Aus¬
dehnung der allgemeinen Verwaltungsreform auf die hiesige Provinz im Wege der
Abänderung der veralteten Bestimmungen und der Weiterbildung der bestehenden
Kreis- und Provinzialordnung versuchtworden wäre;

der Provinzial-Landtag ist ferner der Ansicht, dah im Falle die Organisation
sowie die Verwaltung der Kreise und der Provinz aber vollständig neu geregelt
werden sollten, alsdann der Aufbau von unten mit der Landgemeindeordnungbeginnen
und sich enger an die bestehendenbewährten Einrichtnngen in Kreis und Provinz
hätte anschließenkönnen;

daß insbesonderedie Zusammensetzung des Kreistages nach den Interessengruppe»,
eine conseauente Durchbildung der Interessenvertretung nach hiesigen Verhältnisse»
nicht darstellt, daß aber im Falle dieses System einmal angenommenwird, auch die
Wahlen zum Prouinzial-Landtage direkt von den Interessengruppen in bestimmten
Wahlkreisen anstatt von den Kreistagen hätten geschehenmüssen;

daß bei der Annahme dieses Wahlmodus auch die der historischen und rechtlicheil
Stellung der Staudesherren entsprechende Virilstimmeder Letzteren auf den, Prouinzial-
Landtage hätte aufrecht erhalten werden können."

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eucrer Kaiserlichennnd KöniglichenMajestät

alleruntcrthänigste,treugehorsamste

Laudwgs-Warschall nnd Stände der Kheinprovin,.
Wilhelm Fürst zu Wied.

N«. 2«.

Düsseldorf, den 20. November 1886.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigsier Kaiser, König und Herr!

Euerer Kaiserlichenuud KöniglichenMajestät beehren sich die zu». 32. Rheinischen Pro-
mnziallandtage versammelten treugehorsamsten Stände der Nheinprouinz auf das Werhochste
Propositions-Dekret von, 1. November cr. zu Nr. 2, betreffenddie Theilung des Kreises Mülhenn
«. d. Ruhr einstimmig ihr Gutachteu ganz unterthänigst dahin abzugeben, daß die angeregte
Theilung zugleich mit der Einführung der neuen Kreisordnung für die Rheinpromnz nnt Nuckstchl
auf die eingetretene außerordentlicheVermehrung der Bevölkerungim Kreife Mülhenn a. d. Ruhr
und die hervorragend entwickelte Eisen- und Kohlenindustriein eine nördliche und südliche Hälfte
Nur erwünschtsein kann, und daß die beiden Theile sich an die bereits bestehenden Aushebungs-

3U*
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bezirke anlehnen können, so daß der nördlicheKreis außer den Städten Nuhrort nnd Dinslaten
die LandbürgermeistereienRuhrort, Dinslaten, Beeck, Sterkrade, Meiderich, Göttcrswickcrhamm,
Gahlen und Duisburg Land umfassen wird, während der südliche Kreis neben der bisherigen
Kreishauptstadt aus den LandbürgermeistereienMülheim a. d. Ruhr, Oberhausen, Nroich, Heißen
und Stumm bestehen wird.

Bezüglich der von den Städten Ruhrort und Dinslaten eingereichten Petition auf Befür¬
wortung ihrer Stadt als Sitz des neu zu bildenden nördlichen Kreises hat der Provinzial-
Landtag beschlossen,sich der Befürwortung des einen oder anderen Ortes zu enthalten.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eurer Kaiserlichennnd KöniglichenMajestät

allerunterthänigste, treugehorsamste

Landtags Warschall und Stände der Uheinpravinz.

Wilhelm Fürst zu Wied.

N». 27.
Düsseldorf, den '20. November 188«.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster Kaiser, König und Herr!

Euerer Kaiserlichenund KöniglichenMajestät gestatten sich die zum 82. Rheinischen Pro¬
vinzial-Landtage versammelten Stände der Rheinprovinz allerunterthänigst zu berichten, daß die
Gemeinde Nippes, im LandkreiseKöln, durch die beigefügte Eingabe vom 12. Juni 1886 um
ihre Erhebung in den Stand der Städte vorstellig gewordenist und beim Provinzial-Landtage die
Befürwortung dieses Antrages nachgesucht hat. — Die Gemeinde Nippes zahlt mit der zugehörigen
Ortschaft Niehl 14 602 Seelen. Die Einwohnerschaftbesteht zum größten Theile aus Fabrikanten,
Gewerbetreibenden, Fabrikarbeitern und einer großen Zahl von Beamten, welch letztere bei der
in Nippes belegenen Hauptwerkstätte der Königlichen Eisenbahn-Verwaltung zu Köln angestellt
sind. An Klassen- und tlassificirterEinkommensteuerbringt die GemeindeNippes für das laufende
Jahr 4? 553 Mark auf. Neben einem wohlgeordneten Lommuualfchulwesenist die Gemeinde
Nippes der Sitz einer Königlichentechnischen Eisenbahnschule,welche von 83 Schülern besucht
wird. Der Ort hat eine Apotheke,fünf Aerzte und ein Krankenhaus und zählt 30 mit Trottoirs
und Gasbeleuchtungverfehene Straßen; Eanalisation und Wasserleitung sind vrojettirt und harren
der Ausführung.

Die zum 32. Rheinischen Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamsten Stände
haben sich der Ueberzeugungnicht verschließentonnen, daß die Gesammtverhältnisseder Gemeinde
Nippes deren vorwiegend städtischen Charakter genügend nachweisenund den Antrag auf deren
Erhebung in den Stand der Städte gerechtfertigterscheinen lassen.
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Die treugehorsamsten Stände erlauben sich daher auf Grund einstimmiger Beschlußfassung
die allerunterthänigsteBitte,

Euere Kaiserliche und Königliche Majestät wollen Allergnädigstgeruhen, die Gemeinde
Nivves in den Stand der Städte zu erheben.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eurer Kaiserlichen und Königlichen Majestät

allerunterthänigste,treugehorsamste

Landtags Warschall und Stände der Kheinprovinz.
Wilhelm Fürst zu Wied.

Nr. 2».

Düsseldorf, den 18. November 1886.

Referat,
betreffend

die Ueberfüllung der provinzialständischenIrrenanstalten.

Die Ueberfüllnngder fünf provinzialständischenIrrenanstalten nnt geisteskranken Personen,
deren zeitweiseoder stetige Isolirnng erforderlichist, ist für die provinzialstandrsche Verwaltung
bereits mehrfachGrund zur Erwägung gewesen, in welcher Weise diesem Uebelstande zweck¬
entsprechend und dauernd abgeholfenwerden könnte. <« - .^ ^ ,^

Die dieferhalb angestelltenErhebungen haben zn einem endgültigen Resultat noch mcht
geführt, wohl aber die Nothwendigkeiteiner baldigen Abänderung zweifellosan den ^ag gelegt.

In Folge dieser Umstände ist der Provinzial-Verwaltungsrath heute mcht m der Lage,
dem hohen Landtage concrete Vorschläge Vehnfs Abänderung der beregten Uebelstande nnter-
breiten zu können. ^ . ., «, ^ ?

Der Provinzial-Verwaltungsrath ist aber wohl der Ansicht, daß der wetteren Verfolgung
diefer Zwecke stattgegebenwerden müsse und erbittet sich zn diesem Ende vom hohen Landtage
die Ermächtigung, die erforderlichenSchritte in dieser Beziehungunternehmen und d« Kosten
aus bereiten Mitteln decken zu dürfen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags Mnrschnll,
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^tr. 2».

Düsseldorf, den I«. November 1886.

Referat,
betreffend

bauliche Veränderungen und Neubauten in der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt zu Köln.

In der Hebammen-Lehranstaltzu Köln ist in letzter Zeit das ansteckendeWochenbettfieber
(Puerperalsieber) so häusig vorgekommen, daß der Direktor der Anstalt sich veranlaßt gesehen
hat, energische Maßregeln dagegen zu ergreifen. Zunächstist derselbe dazu übergegangen, sämmtliche
Wöchnerinneu,welche die I. und II. Etage des Hauptgebäudes bewohnen, in die von den Hebammen-
Schülerinnen bewohnten Räume des Hintergebäudes zu verlege» und umgekehrtden Schülerinnen
die beiden Etagen des Hauptgebäudes zu überweisen. In Folge dieser Mahnahme war das
Puerveralsieber gänzlichverschwunden,dagegen stellten sich bei den Hebammen-Schülerinnenver¬
schiedene andere infektiöse Krankheitserscheinungenein. Hiernach konnte nur angenommenwerden,
daß die Räume des Hauptgebäudes durchseucht sind uud hat daher der Direktor eine gründliche
Desinfiziruug der Wände, Decken und Fußböden, sowie eine Auslüftung der Räume vorgenommen,
Diese Desiufizirung ist indeß nicht von Erfolg gewesen, denn die in ihre Räume zurückvcrlegten
Wöchnerinnenwurden wiederum vom Fieber befallen. Es entstand nun die Frage, wo sich der
eigentliche Ansteckungsheerdbefinde und welche Maßregeln zu dessen Beseitigung zu ergreifen
wären. Nach der übereinstimmendenAnsicht des Anstaltsdirektors und der provinzialständischen
Vaubeamten unterliegt es keinem Zweifel, daß der Ansteckungsheerdsich hauptsächlich zwischen
Fußboden und Decke, nämlich in den von unreinen Flüssigkeiten durchtränkten Windelböden und
Balken befindet und daß nur durch die nachstehend angegebenenaußergewöhnlichen und gründlichen
Vorkehrungendie betreffendenRäume wieder benutzbar gemachtwerden können.

Diese Vorkehrungenbestehen:
1. In der Beseitigung zweier Baltenlagen des Hauptgebäudesnebst sämmtlichen Fußböden,

Windelbödenund Decken.
2. In dem Ersatz der Balkenlagen durch eiserne Träger mit zwischengespannten Gewölben

und Herstellung der Fußböden aus einein für FlüfsigkeitenundurchdringlichenMaterial.
3. In der Anlage einer künstlichen Ventilation, verbunden mit einer dieselbe verstärkenden

Central-Wasser- oder Dampf-Luftheizung.
Außerdemdürfte sich noch die Ausführung folgender baulichen Anlagen empfehlen:

4. Die Errichtung einer freistehenden Krankenbarackeim Garten der Anstalt, um die
vom Fieber befallenenWöchnerinnensofort isoliren zu können.

5. Der Neubau einer isotirt liegenden Waschküche,da die vorhandene Waschküche viel
zu klein und unter bewohnten Räumen gelegen ist.

6. Eine Verlegung der neben bewohnten Räumen gelegenenLeichentanimer an eine
entlegenereStelle.
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7. Der Neubau einer besonderenDienstwohnung für den Direktor der Anstalt, da die
vorhandene Dienstwohnung im Erdgeschoßdes Hauptgebäudes unter den von den
Wöchnerinnenbewohnten Räumen und unter den Entbindungssälen gelegen ist. In
Folge dieses Neubaues würden die sämmtlichenRäume des Erdgeschosses zu Anstalts¬
zwecken benutzt werden können, was bei den beschränkten Räumlichkeitender Anstalt
sehr wünschenswert!)erscheinen muß.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat sich nun in Anbetracht dessen, daß es sich darum
handelt, eine in ihrem Ursprünge mangelhaft angelegte Provinzialanstalt durch Um- und Aus¬
bauten den Anforderungen der heutigen Zeit entsprechendund im Interesse des Gesundheits¬
znstandes der Insassen umzugestalten, mit den zu diesen: Zwecke gemachten Vorschlägen einver¬
standen erklärt und beehrt sich, beim hohen Provinzial-Landtage den Antrag zu stellen:

„Hochderfelbewolle den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtlgen, tue erforderliche
Kostensummeaus bereiten Mitteln zu entnehmen."

Der Proinnzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

«llndtasss-Marschall.

Nr. »».

Düsseldorf, den 11, November 1886.

Referat
des Provinzial-Verwllltungsrathes,

betreffend

die monumentale Ausführung der bei Gelegenheit des Kaiserfestes im September 1884
im Treppenhause des Ständehauses aufgestelltenFigurengruppe.

Der 31. RheinischeProvinzial-Landtag hat in seiner Sitzung vom 11. Dezember 1885
auf das bezüglicheReferat des Provinzial-Verwaltungsraths befchlossen, zur Herstellung eines
Modells, sowie zu den sonstigenVorarbeiten für die monumentale Ausführung der bei Gelegen¬
heit des Kaiferfestesim September 1884 angefertigten, im Treppenhaufe des Ständehaufes auf¬
gestellten Figurengruppe eine Summe von 5000 M. mit der Direktive zu bewilligen, daß den:
nächsten Landtage Vorschlägehinsichtlich eines geeignetenStandplatzes für die monumentale Aus¬
führung diefer Gruppe zu machen seien.

Nach näherer Erwägung der letzterenFrage ist hierfür der halbrunde fre:e Platz gegen¬
über dem nördlichenEingangsthore zum Ständehaufe in Aussichtgenommenworden.

Dieser Platz eignet sich in jeder Hinsicht für die Aufstellung der auszuführenden monu¬
mentalen Gruppe und werden durch die Wahl desfelben alle Bedenkenbeseitigt, welche gegen die
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Aufstellungdes Denkmals im Ständehause selbst bei der früheren Berathung dieser Angelegenheit
im Provinzial-Landtage laut geworden sind. Die Gruppe wird an der vorgeschlagenen Stelle
dem Ständehlluse zur besonderen Zierde gereichen.

Das Modell für die auszuführende Gruppe ist von den Bildhauern Iansen ck Tüshaus
durchgearbeitetund im Vestibül des Stäudehauseö zur Ansicht der Herren Mitglieder des Provinzial-
Landtags aufgestellt. Dasselbe ergibt eine feine künstlerische Auffassung und Durcharbeitung der
im September 1884 im Treppenhause aufgestellt gewesenen Figurengruppe und scheint nach
Ansicht competenterSachverständiger geeignet, einer monumentalen Ausführung zu Grunde gelegt
zu werden.

Ohne hier die Ausführungen des im vorigen Jahre zur Sache erstatteten Referats vom
27. November 1885 wiederholen zn wollen, glaubt der Provinzial-Verwaltungsrath heute nur
darauf hinweisenzu sollen, daß nach seiner Ansicht die Stände der Nheinprouinz ihre sechszig-
jährige Thätigkeit nicht würdiger beschließen können, als wenn dieselbenden denkwürdigenTag,
an welchem Ihre Majestäten der Kaiser und die Kaiserin mit den Prinzen und Prinzessinnen des
Königlichen Hauses zum ersteu Male das Ständehaus betreten und dem Allerhöchst denselbendar¬
gebotenenFeste in den Räumen desselbenmit höchster Befriedigung beigewohnthaben, den Nach¬
folgern durch monumentaleAusführung und Erhaltung jenes FestschmuÄes, der so sehr den Beifall
der Allerhöchsten Festgäste der Stände gefunden, in der Erinnerung bewahren, gleichzeitigaber
auch durch Errichtung dieses Erinnerungsdentmals dem Geiste und der treu anhänglichenGesinnung
der Provinzialstan.dean das angestammte Herrscherhauswieder bleibendenAusdruckgebeu.

Der Zeitpunkt zur Ausführung dieser Arbeit erscheint gerade jetzt besondes günstig'
Nicht nur sind die künstlerischen Kräfte vorhanden, welche die erste Gruppe für das Kaiferfcst
ausgeführt haben, junge, strebsameKünstler, deren Talente Garantie für eine gute Ausführung
bieten, fondern es besteht auch die gegrüudete Hoffnung, gegenwärtig die finanzielle Mitwirkung
weiterer Kreise zu erlangen. Abgesehen von der in Aussicht genommenen Betheiligung des
Staates durch eine namhafte Subvention ist gerade augenblicklich der Kunstverein für Rheinland
und Westfalen in der Lage, einen größeren Beitrag zu den erwachsenden Kosten aus disponiblen
Mitteln bewilligen zu können.

Die Gesammtkosten der monumentalen Ausführung der Figurengruppe nach dem
aufgestelltenModell in Bronze sind auf 120 000 M. geschätzt. Der Provinzial-Verwaltungsrath
hat es für angemessenerachtet, daß die Provinz sich mit einem Drittel an , diesen Gesammt¬
kosten bctheilige.

Aus den vorstehenden Erwägungen hat der Provinzial-Verwaltungsrath in seiner Sitzung
vom 11. d. M. mit 11 gegen 5 Stimmen beschlossen,an den jetzt versammelten Provinzicil-
LandtagMe Bitte zu richten:

„Hoher Landtag wolle zur monumentalen Ausführung der bei Gelegenheit des
Kaiserfestes im September 1884 im Treppenhause des Ständehauses aufgestellten
Figurengruppe nach dein angefertigtenModell einen einmaligenBeitrag von 40 000 M.
aus dem Ständefonds bewilligen."

Der Prouinzial'Verwaltungsrath.
WilhelmFürst zu Wied,

Landtags-Marscholl.
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